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4. Sitzung 

Bonn, den 18. März 1987 

Beginn: 10.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 
Meine Damen und Herren, heute feiert der Abge-

ordnete Bahr seinen 65. Geburtstag. Ich darf ihm die 
besten Wünsche des Hauses übermitteln. 

(Beif all) 

Meine Damen und Herren, die heutige Tagesord-
nung wird gemäß § 39 unserer Geschäftsordnung um 
den Zusatzpunkt 

Einspruch des Abgeordneten Stratmann 
gegen den Ausschluß am 12. März 1987 

erweitert. Der Einspruch ist fristgerecht eingelegt 
worden. Über diesen Einspruch entscheidet der Bun-
destag gemäß § 39 unserer Geschäftsordnung ohne 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Einspruch 
des Abgeordneten stattgeben möchte, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Der Einspruch ist zurückgewiesen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung 

Nach Abgabe der Erklärung der Bundesregierung 
werde ich die Sitzung bis 14 Uhr unterbrechen. Zum 
weiteren zeitlichen Ablauf darf ich Sie darauf hinwei-
sen, daß die heutige Sitzung nach einer interfraktio-
nellen Vereinbarung bis 20 Uhr dauern soll. 

Ich erteile dem Herrn Bundeskanzler das Wort. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Koalition der 
Mitte hat von den Wählern erneut einen klaren Regie-
rungsauftrag erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Koalition von 

rechts, nicht von der Mitte!) 

Unsere Mitbürger wollen, daß wir Freiheit, Frieden 
und Gerechtigkeit sichern. Sie wollen, daß wir die uns 
anvertraute Schöpfung bewahren und gemeinsam die 
Zukunft gewinnen. 

Noch vor gut vier Jahren befand sich unser Land in 
einer schweren Krise. Wir haben diese gefährliche 
Schwächephase überwunden, und wir haben ein sta-

biles Fundament für die Gestaltung der Zukunft 
geschaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der tiefgreifende Wandel unserer Zeit bewegt die 
Bürger in ihrem Lebensalltag. Viele Menschen sehen 
sich im Zwiespalt widerstreitender Gefühle. Wir wis-
sen alle um die faszinierenden Möglichkeiten der 
modernen Naturwissenschaften, aber wir wissen 
auch, daß nicht alles, was technisch möglich und öko-
nomisch vorteilhaft erscheint, unter humanen 
Gesichtspunkten wünschenswert ist. 

Wir erleben täglich, daß die Völker der Erde von-
einander immer abhängiger werden. Gleichzeitig 
sehnen sich die Menschen nach Heimat und über-
schaubaren Lebensverhältnissen. Verständlich ist ein 
weit verbreitetes Sicherheitsbedürfnis, daß immer 
umfassender wird, obwohl doch jeder weiß, daß sich 
nicht alle Risiken des Lebens ausschalten lassen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Der Philosoph 
ist am Werk!) 

In unserer säkularisierten Welt ist die Suche nach 
Lebenssinn schwieriger geworden, und die Lebens-
ängste werden größer. Und wie in allen Zeiten großen 
Umbruchs wird die Spannung zwischen Kontinuität 
und Fortschritt, Tradi tion und Moderne auch heute 
stark empfunden. Wir wollen für die geistigen Strö-
mungen unserer Zeit sensibel sein, wohl wissend, daß 
Politik mit Widersprüchen und auch mit Gegensätzen 
leben muß. In der Demokratie kann und darf Politik 
die Aufgabe der Sinnfindung dem Bürger nicht 
abnehmen. Sie muß die Wirklichkeit nüchtern wahr-
nehmen, tatsächliche Zukunftschancen erkennen und 
sie, wenn möglich, nutzen. 

Wir haben erlebt: Schnelle Antworten führen oft zu 
falschen Lösungen. Wir müssen unsere Entscheidun-
gen frei von Routine und eingefahrenen Betrach-
tungsweisen treffen können. Gefordert sind von uns 
allen Offenheit und Einfühlungsvermögen, Nach-
denklichkeit und Ideenreichtum — aber auch Stand-
festigkeit, besonders dort, wo es um die Grundwerte 
der inneren und äußeren Politik des Landes geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unser Leitbild ist eine Gesellschaft, in der sich der 
einzelne frei entfalten kann — auch und gerade in der 
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Verantwortung für den Nächsten. Daraus ergeben 
sich zentrale Ziele unserer politischen Arbeit: 

Erstens. Wir wollen das Wertebewußtsein schärfen, 
insbesondere den Sinn für den Zusammenhang von 
Freiheit und Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das für uns gültige Wertesystem, wesentlich durch 
Christentum und Aufklärung geprägt, gründet auf der 
Einzigartigkeit jedes Menschen, auf der Achtung vor 
dem Leben, der Menschenwürde und der persönli-
chen Freiheit. Wie bedeutsam diese Werte bleiben, 
zeigt uns die aktuelle Diskussion über Ethik der For-
schung und Schutz des menschlichen Lebens. Auch 
die Wahrung des inneren Friedens ist im Kern eine 
Frage der Freiheit und ihres verantwortungsvollen 
Gebrauchs. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zweitens. Wir wollen in einer leistungsstarken Wirt-
schaft sozialen Halt geben und so die Freiheit mate-
riell stützen. Nur wenn die Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft angewendet werden, können auf die 
Dauer Wirtschaft gedeihen und soziale Sicherheit 
bestehen. Damit müssen sich Leistungswille und 
Kreativität verbinden. Dann können wir den Anschluß 
an die Weltspitze halten, neue Arbeitsplätze schaffen 
und den sozial Schwächeren zur Seite stehen. Am 
Herzen müssen uns insbesondere jene liegen, die 
keine machtvollen Verbände und Fürsprecher 
haben. 

Drittens. Wir wollen, daß die Bürger in einer men-
schengerechten Lebensumwelt Geborgenheit erfah-
ren und mehr Freiheitschancen erhalten. Vor allem 
wollen wir menschliche Bindungen erhalten und stär-
ken. Das betrifft die Familie ebenso wie das Verhältnis 
zwischen den Generationen und — in einem weiteren 
Sinn — die Verbundenheit mit der Heimat, wie etwa 
die Bodenständigkeit, gerade auch im ländlichen 
Raum. Familienförderung und so verstandene Agrar-
politik, aber auch der Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen weisen weit über die materielle Dimen-
sion hinaus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Viertens. Wir wollen, daß alle Deutschen eines 
Tages wieder durch gemeinsame Freiheit in einer 
europäischen Friedensordnung vereint sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deutschlandpolitik heißt für uns außerdem Menschen 
zueinanderbringen, weil sie zusammengehören. Des-
halb müssen wir das Bewußtsein für die Einheit unse-
rer deutschen Nation stets wachhalten. Dazu gehört 
die Treue zu Berlin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unser Standort ist und bleibt die freie Welt; denn die 
Freiheit ist der Kern der deutschen Frage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Fünftens. Damit der Friede dauerhaft gesichert 
wird, wollen wir als verläßlicher Partner in der westli-
chen Wertegemeinschaft auf weltweite Achtung der 
Menschenrechte und auf gerechten Ausgleich zwi-
schen den Völkern hinwirken. Realistische Entspan-

nungspolitik ist ein notwendiger Beitrag zur Friedens-
sicherung: realistisch, weil wir nie den grundlegen-
den Unterschied zwischen Demokratie und Diktatur 
verwischen dürfen und entschlossen sind, unsere 
Freiheit und unsere Sicherheit zu bewahren; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Entspannungspolitik, weil so Menschen und Völker 
einander näherkommen können, Grenzen offener 
werden und die Aussicht auf weltweite Achtung der 
Menschenrechte verbessert wird. 

Diese fünf Ziele beschreiben nicht nur unser 
Arbeitsprogramm für die Legislaturperiode bis 1990. 
Sie verdeutlichen eine Politik, die Weichen stellt ins 
nächste Jahrhundert. 

Einen langfristigen Zukunftsentwurf benötigen wir 
in der Bundesrepublik um so mehr, als wir auch die 
Folgen der gewaltigen Umbrüche in der Bevölke-
rungsentwicklung bewältigen müssen, die jetzt schon 
spürbar und absehbar sind. 

Auf uns kommen schwerwiegende Belastungen zu. 
Vom Geburtenrückgang sind so unterschiedliche 
Bereiche wie Alterssicherung und Bildungswesen, 
wie Wohnungsmarkt und die Personalstärke unserer 
Bundeswehr  betroffen. Auch die Umkehrung der 
Alterspyramide und die bevorstehende Überalterung 
stellen unsere Gesellschaft vor völlig neue Aufga-
ben. 

Die Schwierigkeit angemessener Lösungen wird 
darin bestehen, Prioritäten zu setzen, den richtigen 
Zeitpunkt zum Handeln zu bestimmen und einen fai-
ren Interessensausgleich herbeizuführen. Das kann 
nur gelingen, wenn jeder seiner eigenen Verantwor-
tung gerecht wird und den ihm möglichen Beitrag lei-
stet. Die Bundesregierung ist zum offenen Gespräch 
bereit — zuerst und vor allem hier im frei gewählten 
deutschen Parlament. 

Auch die Opposition hat einen Auftrag der Wähler 
erhalten. Auch sie trägt eine wichtige Verantwortung 
im Dienst am Bürger. Bei allem, was uns trennt, wäre 
es gut für unser Land, wenn diese gemeinsame Ver-
antwortung zum gemeinsamen Handeln dort führen 
könnte, wo es um Schicksalsfragen unserer Nation 
geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Einen intensiven Dialog wollen wir auch mit den 
wichtigen gesellschaftlichen Gruppen in unserem 
Land führen: mit den Tarifpartnern, denn ohne sie 
kann es uns nicht gelingen, unsere Volkswirtschaft zu 
modernisieren und Arbeitsplätze zu schaffen; 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

mit Wissenschaftlern und Künstlern, denn unsere 
offene und freie Gesellschaft ist angewiesen auf ihre 
Ideen und auf ihren Intellekt; mit den vielen in Verei-
nen, Verbänden und Gruppen, die sich im Dienst am 
Nächsten engagieren; mit den Kirchen und Religions-
gemeinschaften, denn sie können das Wertebewußt-
sein stärken. Für ihre vielfältigen Dienste sind wir 
dankbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN) 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 4. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 18. März 1987 	 53 

Bundeskanzler Dr. Kohl 

Vor allem aber wird unsere Gesellschaft menschli-
che Wärme nur in dem Maße ausstrahlen, in dem 
jeder einzelne seiner Verantwortung gerecht wird  — 
in  der Familie, gegenüber Nachbarn, gegenüber 
Schwächeren und Benachteiligten, aber auch gegen-
über der Natur. 

Die Bundesregierung kann durch ihre praktische 
Politik wichtige Zeichen für die Entwicklung in die 
Zukunft setzen. Sie kann, muß und wird sich dabei 
selbstverständlich der geistigen Auseinandersetzung 
stellen. 

Freiheit verantworten, Leben und Menschenwürde 
schützen sowie den inneren Frieden sichern — das vor 
allem meinen wir, wenn wir für ein klares Wertebe-
wußtsein plädieren. 

In unserer Zeit wird die Notwendigkeit ethischer 
Maßstäbe, wie sie auch Grundlage unseres Grundge-
setzes sind, immer stärker empfunden. Fortschritt 
— das wissen wir — hatte schon immer seinen Preis. 
Aber wir wollen seinen Nutzen für die Menschen 
nicht missen. Unser Lebensalltag ist von vielen Bela-
stungen befreit, die frühere Generationen noch selbst-
verständlich ertragen mußten. Der medizinische Fort-
schritt hat die Lebenserwartung erheblich verlängert. 
Erfindungsgabe hat unseren Arbeitsalltag erleichtert 
und uns zu einem Wohlstandsniveau verholfen, das 
wir kaum noch zu schätzen wissen, weil es für viele so 
alltäglich geworden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der demokratische Rechtsstaat brachte uns Freiheit 
und Frieden im Innern. Die Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung der Sozialen Marktwirtschaft, die wir 
Deutsche nach Krieg und Diktatur verwirklicht haben, 
gewährleistet unsere soziale Sicherheit. Diese Errun-
genschaften gilt es zu bewahren. 

Die Chancen des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts müssen wir auch in Zukunft nutzen. Aber 
es wird uns auch immer bewußter, daß wir in Bereiche 
vorstoßen, die die Grundfragen menschlicher Exi-
stenz berühren. Jeder spürt, daß es Grenzen gibt, die 
wir nicht überschreiten dürfen. Deshalb müssen zum 
Erkenntnisdrang ein Höchstmaß an Sachkenntnis und 
sittliche Verantwortung treten. Wissen und Gewissen 
lassen sich nicht voneinander trennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Leben zu schützen und die Achtung von Perso-
nalität und Würde des Menschen zu gewährleisten 
sind eine Staatsaufgabe ersten Ranges. Eine von der 
Bundesregierung eingesetzte Kommission aus Moral-
theologen, Natur- und Geisteswissenschaftlern sowie 
Rechtsexperten hat dazu — vor allem zur Gentechno-
logie — Empfehlungen vorgelegt. Wir werden daraus 
die notwendigen Konsequenzen ziehen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Welche?) 

Zusammen mit den Ergebnissen der Enquete-Kom-
mission Gentechnologie des Deutschen Bundestages 
bilden diese Empfehlungen die Grundlage für unsere 
Beratungen über ein Embryonenschutzgesetz und für 
andere gesetzgeberische Maßnahmen. Dabei sind 
auch die komplizierten Fragen im Zusammenhang mit 
Leihmutterschaft und künstlicher Befruchtung weiter 
zu klären. Wir werden es nicht zulassen, daß der 

Mensch zum Gegenstand genetischer Manipulatio-
nen herabgewürdigt wird, und der Wunsch nach Kin-
dern darf nicht zu unwürdigen Geschäften führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Zum Umgang mit dem Fortschritt in unserer Welt 
gehören Behutsamkeit, damit uns der Fortschritt nicht 
über den Kopf wächst, aber auch Mut zur Forschung, 
weil wir sonst gegen Elend, Not und Krankheit in der 
Welt nicht das Menschenmögliche täten. 

Daß die Erfüllung dieser Aufgabe für jeden einzel-
nen schicksalhaft sein kann, zeigt eine lebensgefähr-
liche Bedrohung, die die Menschen auch in unserem 
Land aufrüttelt: AIDS. Diese Krankheit ist bisher 
unheilbar. Es gibt weder einen Impfstoff noch ein 
Heilmittel. Sie zu finden ist jeder Anstrengung wert. 
Kein sinnvolles Forschungsvorhaben darf und wird an 
fehlendem Geld scheitern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Durch eine Pflicht für Labors zu anonymen Berichten 
sollen in einem zentralen AIDS -Infektions-Register 
verläßliche Daten über die Ausbreitung der Krankheit 
gesammelt werden. Der Kampf gegen AIDS fordert 
alle verantwortbaren Anstrengungen zum Schutz der 
Gesunden vor Ansteckung — dazu gehören die not-
wendigen Tests — und zur Hilfe für die Erkrankten 
und Infizierten. 

Wer AIDS ohne Rücksicht auf andere verbreitet, 
gegen den werden wir mit allen rechtlichen Mitteln 
vorgehen. Doch wichtiger ist, daß jeder weiß, was er 
tun kann, um Ansteckung zu vermeiden. Für eine 
Offensive gegen AIDS werden alle notwendigen Mit-
tel zur Verfügung stehen, auch für die besonders 
dringlichen und erforderlichen Aufklärungsmaßnah-
men. 

Notwendig, meine Damen und Herren, ist sittlich zu 
verantwortendes Verhalten. Mancher denkt heute 
ganz neu über den Wert sittlicher Normen für die 
menschliche Existenz nach. Es wächst wieder der Sinn 
für verantwortete Freiheit, wo der einmalige Wert des 
menschlichen Lebens auf dem Spiel steht. 

Diese Stärkung des Wertebewußtseins ist auch die 
beste Voraussetzung für einen wirksamen Schutz des 
ungeborenen Lebens. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir alle sind verpflichtet, das in unserer Kraft Ste-
hende zu tun, um die erschreckend hohe Zahl von 
Schwangerschaftsabbrüchen aus sozialer Notlagenin-
dikation soweit wie möglich zu senken. Wir werden 
ein Beratungsgesetz erlassen, das den Schutz des 
ungeborenen Lebens entsprechend der Grundsatz-
entscheidung des Bundesverfassungsgerichts von 
1975 in den Mittelpunkt stellt. Die staatliche Förde-
rung wird verbessert, und wir werden auch die not-
wendigen flankierenden Maßnahmen ausbauen. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, hier stoßen wir aber 
auch an die Grenzen der Möglichkeiten des Staates. 
Entscheidend ist letztlich die Einstellung der Gesell- 
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schaft, der Menschen in unserem Land, zum ungebo-
renen Leben und zur Familie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer sich Rechte anderer eigenmächtig verfügbar 
macht — insbesondere das Lebensrecht — , der 
erschüttert das Fundament der Werteordnung, die 
unsere Gesellschaft zusammenhält. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN) 

Wir bekennen uns ausdrücklich zu einer Gesell-
schaftsordnung, die die Freiheit des einzelnen 
sichert; und in der Vielfalt unseres Gemeinwesens 
sehen wir ein Gütesiegel deutscher Demokratie. Aber 
gerade eine offene und pluralistische Gesellschaft 
braucht die Bereitschaft aller Bürger, Konflikte, die 
sich aus Unterschieden in den Interessen oder Mei-
nungen ergeben können, f riedlich und in gegenseiti-
ger Achtung auszutragen. Sie braucht den Konsens 
über ihre Grundlagen. 

Dieser Konsens, der auch unsere Verfassung, das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, trägt, 
umfaßt unbedingt die Achtung der Menschenwürde, 
die Anerkennung des demokratischen Mehrheitsprin-
zips, das den Respekt vor Minderheiten einschließt, 
sowie den Verzicht auf jegliche Gewaltanwendung. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP — Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wer das Mehrheitsprinzip leugnet und attackiert 
und die eigene politische Meinung absolut setzt, zer-
stört unsere Demokratie. 

(Erneuter lebhafter Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Beifall bei Abgeordneten der 

SPD) 

Wer offen zum Gesetzesbruch aufruft, will vom 
Rechtsstaat nichts wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Wer zur Gewaltanwendung bereit ist, sagt der inneren 
Friedensordnung unserer Republik den Kampf an. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wieviel, meine Damen und Herren, uns diese Frie-
densordnung wert sein muß, lehrt die leidvolle Erfah-
rung unseres Volkes in diesem Jahrhundert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

An Gewalttätigkeit — wie immer sie motiviert ist 
oder begründet wird — darf sich niemand in der Bun-
desrepublik Deutschland gewöhnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Der freiheitliche Rechtsstaat kann ohne das staatli-
che Gewaltmonopol nicht bestehen. Die brutalste 
Herausforderung ist der Terrorismus. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Wir werden bei den schwierigen Fahndungsaufgaben 
unseren Sicherheitsbehörden den notwendigen Rück-
halt und die notwendige Unterstützung geben, nicht 
zuletzt auch auf der Ebene der internationalen 
Zusammenarbeit. 

Auch wer bestimmte Gewalttaten durch eine Unter-
scheidung zwischen Gewalt gegen Menschen und 
Gewalt gegen Sachen rechtfertigen will, stellt sich 
außerhalb unserer Verfassung. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP — Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

So sind Anschläge auf Bundesbahnstrecken und das 
Umsägen von Strommasten keine Kavaliersdelikte, 
sondern gemeingefährlich und verbrecherisch. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP — Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Auch für Gewalttaten bei Demonstrationen gibt es 
keinerlei Rechtfertigung oder Entschuldigung. Unser 
Grundgesetz verbürgt das klassische Freiheitsrecht, 
sich friedlich zu versammeln. Wir müssen alles tun, 
um es zu gewährleisten, weil es ein Freiheitsrecht ist. 
Wir müssen auch alles tun, um gewalttätige Demon-
strationen zu verhindern. Hier besteht Handlungsbe-
darf ebenso wie bei der Bekämpfung des Terroris-
mus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei dem Recht auf friedliche Demonstration geht es 
auch um die Freiheit der politischen Willensbildung. 
Diese Freiheit setzt die klare Absage an jegliche 
Gewaltanwendung voraus. Wer bei Demonstrationen 
Gewalt übt, beschädigt unsere Freiheitsordnung in 
ihrem Kern. Wenn unsere Polizeibeamten im Ein-
klang mit dem Recht und in Ausübung ihrer Pflicht 
Gewalttäter isolieren und festnehmen, verdienen sie 
Unterstützung. Wir danken ihnen für diesen Dienst 
am inneren Frieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Auch jene, die Gewalttäter als Hilfstruppen in der 
politischen Auseinandersetzung akzeptieren, müssen 
auf unseren entschiedenen Widerstand stoßen. Wer 
durch die Art seines Protestes Gewalttaten fördert 
oder billigend in Kauf nimmt, trägt Mitverantwortung 
für die Konsequenzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Über alle politischen Differenzen hinweg muß doch 
Einigkeit darüber bestehen, daß gewalttätige Rechts-
brecher keine Nachsicht und schon gar nicht Unter-
stützung verdienen. Gerade wo der innere Frieden in 
unserem Gemeinwesen in Frage steht, darf der Kon-
sens der Demokraten nicht zerbrechen. Nur wer sich 
für den inneren Frieden engagiert, ist auch glaubwür-
dig bei seinem Einsatz für den Frieden in der Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Uns allen sollte daran liegen, diese Verständigung 
über unsere freiheitlich-demokratische Grundord-
nung jungen Menschen zu vermitteln und dafür zu 
werben, daß sie ganz selbstverständlich allgemein 
geachtet und eingehalten wird. 

Wirtschaftskraft entfalten, sozialen Halt geben und 
menschengerecht modernisieren, darin vor allem 
bewährt sich die Soziale Marktwirtschaft. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wackersdorf!) 

Wir halten an der Sozialen Marktwirtschaft fest; denn 
in dieser Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung kön- 
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nen Freiheit und Selbstverantwortung in Solidarität 
mit dem Nächsten und in Übereinstimmung mit dem 
Gemeinwohl gelebt werden. Wie keine andere Ord-
nung ist die Soziale Marktwirtschaft geeignet, Gleich-
heit der Chancen, Wohlstand, Schutz der Umwelt und 
sozialen Fortschritt zu verwirklichen und damit die 
Zukunft zu sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mehr Beschäftigung und nachhaltige Verringerung 
der Arbeitslosigkeit bleiben eine zentrale Aufgabe 
unserer Politik. Unverschuldet arbeitslos zu sein, 
damit darf sich unsere Gesellschaft niemals abfin-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Die Arbeitslosigkeit abzubauen erfordert langen 
Atem und die Bereitschaft aller Beteiligten und Betrof-
fenen zu eigenen Anstrengungen. 

Die Erfolge der letzten Jahre zeigen, daß wir auf 
dem richtigen Weg sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Die Zahl der Beschäftigten hat sich seit dem Tiefpunkt 
im Herbst 1983 um über 600 000 erhöht. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Die Zahl der Arbeitslosen lag zuletzt um 100 000 unter 
dem Stand des Vorjahres. 

(Dr. Apel [SPD]: 2,5 Millionen haben wir!) 

Wir werden den erfolgreichen Kurs der Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen fort-
setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine offensive Strategie zur Stärkung der Wachstums-
kräfte führt auch zu mehr Beschäftigung. Am Markt 
vorbei können dauerhafte Arbeitsplätze weder 
geschaffen noch gesichert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Staatliche Planung — das haben wir ja erlebt — kann 
den Markt nicht ersetzen. Der Staat ist und bleibt aber 
gefordert, bei schwierigen strukturpolitischen Anpas-
sungsprozessen Hilfe zu leisten. Die Bundesregierung 
hat dies in den zurückliegenden Jahren getan.  Ich 
denke dabei an Kohle, Stahl und Werften. 

(Lachen und Zurufe bei der SPD) 

Wir werden weiterhin unseren Einfluß in der Euro-
päischen Gemeinschaft geltend machen, um faire 
Wettbewerbsbedingungen durchzusetzen, die nicht 
durch Subventionen verzerrt werden. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Airbus!) 

Unsere Stahlunternehmen und die deutschen Werf-
ten wird die Bundesregierung in dieser schwierigen 
Phase weiter unterstützen, auch um die sozialen Fol-
gen des Strukturwandels, vor allem an der Ruhr und 
an der Saar, aufzufangen. Sie wird sich dementspre-
chend dafür einsetzen, daß das Programm zur Förde-
rung von Ersatzarbeitsplätzen an Stahlstandorten ver-
längert wird. Auch die sozialen Hilfen für Stahlarbei-
ter im Rahmen des Montanunionvertrags werden ver-

bessert. Kurzarbeitergeld für Stahlarbeiter kann künf-
tig für 36 Monate gezahlt werden. 

In Brüssel wird die Bundesregierung dafür eintre-
ten, daß ein verbindlicher Plan der europäischen 
Stahlindustrie zum Abbau von Überkapazitäten 
durch eine Quotenregelung begleitet wird. 

Meine Damen und Herren, ich sehe zugleich mit 
Sorge, daß die wirtschaftliche Entwicklung in einzel-
nen Bundesländern und Regionen sehr unterschied-
lich verläuft. Deshalb hilft die Bundesregierung mit 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur" beim Abbau regionaler 
Ungleichgewichte. Sie unterstützt auch z. B. die nord-
deutschen Küstenländer bei der Lösung ihrer schwer-
wiegenden Probleme im Gefolge der weltweiten 
Schiffbaukrise. Wenn andere Regionen ähnlich hart 

 vom Strukturwandel einzelner Branchen betroffen 
sind, werden wir zusammen mit den einzelnen betrof-
fenen Bundesländern im Rahmen der Gemeinschafts-
aufgabe die dafür notwendigen Mittel zeitlich befri-
stet bereitstellen. Es ist für uns selbstverständlich, daß 
die Zonenrandförderung fortgesetzt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Schwerpunkt unserer offensiven Arbeitsmarkt-
politik liegt bei beruflicher Qualifizierung und 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Aus- und Weiter-
bildung sind ein Schlüssel für mehr Beschäftigung. 
Die Lehrstellenaktionen, bei denen so viele mithelfen, 
geben jungen Menschen eine gute Chance beim Start 
ins Berufsleben. 

Eine gute Ausbildung in unserem bewährten dua-
len System ist die beste Vorkehrung gegen Arbeitslo

-

sigkeit. Wir werden unsere Qualifizierungsoffensive 
fortführen: Für benachteiligte Jugendliche, vor allem 
Mädchen, die es bei der Vermittlung in Ausbildungs-
plätze besonders schwer haben, wird die Förderung 
auf eine gesetzliche Grundlage gestellt. Für arbeits-
lose Jugendliche ohne abgeschlossene Ausbildung 
wird der Zugang zur Qualifizierungsförderung 
erleichtert. Auch älteren, vor allem langfristig Arbeits-
losen werden wir durch die Verbesserung bestehen-
der Instrumente verstärkt helfen, wieder zur Beschäf-
tigung zu finden. Arbeitslose, die sich eine selbstän-
dige Existenz aufbauen wollen, werden von uns wirk-
samer unterstützt. Der wirkungsvo llste Beitrag zur 
Qualifizierungsoffensive ist aber von den Bet rieben 
selbst und von den Tarifparteien zu erbringen. Sie 
dürfen in ihren Anstrengungen nicht nachlassen. 

Die Schutzfunktion der Arbeitslosenversicherung 
werden wir insbesondere durch eine weitere Verlän-
gerung des Arbeitslosengeldes für ältere Arbeitslose 
ausbauen. 

Zur besseren Bekämpfung der Schwarzarbeit wer-
den wir unter anderem einen Sozialversicherungs-
ausweis in den dafür geeigneten Branchen einfüh-
ren. 

Meine Damen und Herren, wir sind für Tarif auto-
nomie, und Tarifautonomie heißt auch: Die Tarifpart-
ner entscheiden über so zentrale Eckdaten wie Löhne, 
Arbeitszeit und damit den größeren Teil der Lohnne- 
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benkosten. Sie tragen deshalb hohe Verantwortung 
für mehr Beschäftigung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir brauchen mehr Flexibilität, gerade auch von 
den Tarifpartnern. Teilzeitarbeitsplätze sind ge-
fragt, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

sie müssen vermehrt angeboten werden. Der öffentli-
che Dienst — und dazu sind wir entschlossen — muß 
mit gutem Beispiel vorangehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Tarifpartner sollten stärker zu einer partner-
schaftlichen Allianz für Investitionen, Arbeitsplätze 
und mehr Verteilungsgerechtigkeit zusammenfinden. 
In diesem Sinne müssen auch die Chancen unserer 
Vermögenspolitik neu gestaltet und besser genutzt 
werden. Wir wollen dabei die Beteiligung breiter 
Arbeitnehmerschichten am Produktivkapital stärker 
in den Mittelpunkt rücken und zugleich den Verwal-
tungsaufwand für die Bet riebe drastisch verringern. 

Die Bundesregierung legt Wert auf das offene und 
intensive Gespräch mit den Tarifpartnern. Das gilt 
selbstverständlich auch für die Gewerkschaften, trotz 
mancher Konflikte in der vergangenen Zeit. Die deut-
schen Gewerkschaften haben Entscheidendes zu Auf-
bau und Stabilität unserer Bundesrepublik Deutsch-
land geleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei der SPD) 

Ich appelliere auch heute an ihr Verantwortungsbe-
wußtsein; denn ohne einen Grundkonsens der gesell-
schaftlichen Gruppen sind die Herausforderungen der 
Zukunft letztlich nicht zu bestehen. 

Die Montanmitbestimmung werden wir erhalten 
und dabei das Wahlverfahren zugunsten der Betriebs-
angehörigen verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zum sozialen Frieden gehört auch Partnerschaft in 
den Betrieben. Betriebsräte und Vertrauensleute ver-
dienen Anerkennung für ihren Einsatz im Interesse 
der Arbeitskollegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wollen das Betriebsverfassungsgesetz weiterent-
wickeln, um Minderheiten mehr gerecht zu werden, 
um Leitenden Angestellten Sprecherausschüsse 

(Zurufe von der SPD — Beifall bei der CDU/ 
CSU und der FDP) 

und Auszubildenden eine bessere Vertretung zu 
sichern 

(Lachen bei der SPD — Dr. Waigel [CDU/ 
CSU]: Mehr Demokratie wagen!) 

und um einen humanen Einsatz neuer Techniken zu 
fördern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir schaffen neue Freiräume für persönliche Lei-
stung und eigenverantwortliches Handeln. Das Beste, 
was wir für mehr Beschäftigung tun können, ist die 
Förderung von Eigeninitiative, Selbständigkeit und 

Unternehmungsgeist. Dabei bleiben wir auf einen 
starken Mittelstand angewiesen. Handwerk, kleine 
und mittlere Unternehmungen, Selbständige und 
freie Berufe tragen ganz entscheidend zur Bewälti-
gung der Herausforderungen an die deutsche Wirt-
schaft bei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unsere aktive Mittelstandspolitik dient dem Aus-
gleich größenbedingter Nachteile. 

Meine Damen und Herren, zu den wichtigsten 
Erfolgen der letzten vier Jahre gehört die Überwin-
dung der Inflation und der Inflationserwartungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dazu hat eine solide Wirtschafts- und Finanzpolitik 
entscheidend beigetragen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Wir haben weltweit mit die stabilsten Preise, was allen 
Bürgern, vor allem den sozial Schwachen, zugute 
kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Geldwertstabilität auch in Zukunft zu sichern bleibt 
ein vorrangiges Ziel. Deshalb müssen die Finanzpoli-
tik des Bundes und die Geld- und Kreditpolitik der 
Bundesbank einander weiterhin harmonisch ergän-
zen. 

Die privaten Investitionen haben kräftig zugenom-
men, begünstigt durch niedrige Zinsen. Auch die 
öffentlichen Investitionen steigen seit 1985 wieder 
kontinuierlich an. 

Wir nutzen die Konsolidierungsfortschritte bei 
Bund, Ländern und Gemeinden für eine Senkung der 
Steuerlast. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Für wen?) 

Erste Entscheidungen wurden schon in der vergange-
nen Wahlperiode wirksam, vor allem für die Berufstä-
tigen mit Kindern und die Unternehmungen. Jetzt 
geht es um eine umfassende Steuerreform mit einer 
erheblichen Senkung der Tarife und um eine gerech-
tere Steuerstruktur 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Vor allem 
gerechter!) 

durch weniger Sonderregelungen und Steuersubven-
tionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Apel [SPD]: Es ist doch völlig un richtig, 

was Sie sagen!) 

Im Mittelpunkt steht ein Einkommensteuertarif mit 
völlig neuem Profil. 

(Zurufe von der SPD) 

Kernstück ist ein sanft ansteigender linearer Ta rif. Er 
ist sozial ausgewogen, 

(Lachen bei der SPD) 

mittelstandsfreundlich und leistungsgerecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Das Schwergewicht der Entlastung liegt bei den 
unteren und mittleren Einkommen sowie den Fami-
lien. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Allein durch die beträchtliche Anhebung des Grund-
freibetrages erreichen wir, daß eine halbe Million 
Bürger zusätzlich keine Steuern mehr zahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
— Zurufe von der SPD: Völlig falsch! — 

Blüm! ) 

Gleichzeitig verbessern wir mit der Begradigung des 
Tarifverlaufs und der geringeren Belastung des ein-
behaltenen Gewinns die Ertragskraft, die Eigenkapi-
talbildung und die Investitionsfähigkeit der Unter-
nehmen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Sie finanzie

-

ren den neuen Mercedes!) 

Dabei wird den besonderen Problemen des Mittel-
standes durch zusätzliche Maßnahmen Rechnung 
getragen. 

Meine Damen und Herren, diese Entlastungen 
erweitern nicht nur den Spielraum für eigenverant-
wortliches Handeln. Mit der dringend gebotenen Ver-
besserung der steuerlichen Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Unternehmen stärken wir zugleich die 
Chancen für Wachstum und Arbeitsplätze. 

Die Steuerreform tritt 1990 in Kraft. Wir ziehen 
allerdings einen Teil in Höhe von 5 Milliarden DM auf 
Anfang 1988 vor, um die bereits beschlossene Steuer-
senkung zu verstärken. 

(Conradi [SPD]: Und wer soll das bezah

-

len?) 

Zum 1. Januar 1988 wird die Entlastung somit 14 Mil-
liarden DM betragen. 

Meine Damen und Herren, für den Zeitraum von 
1986 bis 1990 ergibt sich damit insgesamt eine echte 
Nettoentlastung der Steuerzahler von rund 45 Milliar-
den DM. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist falsch!) 

Eine vergleichbare Steuersenkung hat es bisher in der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland nicht 
gegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Damit haben wir steuerpolitische Weichen für den 
Übergang in die neunziger Jahre gestellt. Investoren 
und Verbraucher können sich bei ihren Planungen 
und Entscheidungen weiterhin auf verläßliche und 
berechenbare Rahmenbedingungen stützen. 

Für einen Teil der Bruttoentlastung sind Umschich-
tungen im Steuersystem erforderlich, 

(Dr. Apel [SPD]: Können Sie mal ein bißchen 
konkreter werden? Wir hätten es gern ein 

bißchen konkreter!) 

die wir vor allem mit einer Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage anstreben. Mit weniger Ausnahmen 
erreichen wir zugleich mehr Steuergerechtigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Apel [SPD]: Das war schon alles?) 

Meine Damen und Herren, eine vorübergehende 
Erhöhung der Neuverschuldung 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

ist in Verbindung mit einer so anspruchsvollen Reform 
vertretbar. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Erblast!) 

Wir werden jedoch nicht, Herr Abgeordneter Ehmke, 
in die Schuldenwirtschaft vergangener Jahre zurück-
fallen, 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

sondern wir werden strenge Ausgabendisziplin üben. 
Deshalb wird die Koalition der Mitte über weitere not-
wendige Leistungsgesetze erst Mitte dieser Legisla-
turperiode entscheiden. 

Weil wir die Steuern auf solider Basis dauerhaft sen-
ken, müssen wir den Zuwachs der öffentlichen Aus-
gaben begrenzen. Auf allen staatlichen Ebenen bleibt 
deswegen eine sparsame Haushaltsführung gebo-
ten. 

Wichtige Aufgaben stellen sich bei der Neuordnung 
des Finanzausgleichs und der Neufestsetzung der 
Umsatzsteueranteile von Bund und Ländern. Auch 
die Länder, meine Damen und Herren, müssen bei 
dieser schwierigen Entscheidung untereinander zu 
einem fairen Ausgleich fähig sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Hessen gibt und Bayern 

nimmt!) 

— Ich weiß nicht, warum Sie immer Ihren Bayern

-

Komplex hier abreagieren, Herr Abgeordneter 
Vogel. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie müssen davon reden, 
ausgerechnet Sie! Wenn Sie nicht aufpassen, 

kommt der Strauß!) 

Alle Beteiligten müssen den unterschiedlichen Ent-
wicklungen in den einzelnen Regionen, aber auch in 
der Aufgabenverteilung von Bund und Ländern fair 
und angemessen Rechnung tragen. 

Wir müssen den Strukturwandel bewältigen, 
unsere internationale Wettbewerbsfähigkeit sichern 
und den Welthandel offenhalten. Wir stehen, meine 
Damen und Herren, vor der Aufgabe, unsere Wirt-
schaft an die sich verändernden Bedingungen des 
internationalen Wettbewerbs und an die neuen Mög-
lichkeiten des technischen Fortschritts anzupassen. 
Wissenschaftlich-technische Innovationen sind der 
Lebensnerv einer modernen, weltoffenen Volkswirt-
schaft. Spitzenleistungen und Kooperationsfähigkeit 
in Forschung und Technologie haben unser Ansehen 
als wichtiger Partner in der Welt gestärkt. 

Mit der deutsch-französischen Initiative Eureka 
haben wir gerade in diesem Zusammenhang der euro-
päischen Zusammenarbeit neue Impulse gegeben. 
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Wir haben die Grundlagenforschung in unserem 
Land wieder gestärkt. So wird sie ein wichtiger 
Schwerpunkt auch in einem weiterführenden Kon-
zept für Informationstechnik sein. 

Bei Weltraumforschung und -technologie stehen 
wir vor weitreichenden Entscheidungen über eine 
noch engere Zusammenarbeit mit unseren europäi-
schen Partnern, um eine starke Kooperation mit unse-
ren amerikanischen Freunden zu ermöglichen. An der 
Vorbereitungsphase der großen europäischen Pro-
jekte wie Ariane, Hermes und Columbus, dem euro-
päischen Beitrag zu der von Präsident Reagan vorge-
schlagenen internationalen Weltraumstation, sind wir 
beteiligt. Wir werden gemeinsam mit unseren Part-
nern die Planungen der europäischen Weltraumagen-
tur sorgfältig prüfen und die dann die notwendigen 
Entscheidungen über die Prioritäten treffen. 

Ein herausragendes Beispiel für erfolgreiche Tech-
nologiekooperation ist das Airbus-Programm. Die 
Bundesregierung ist zur Fortführung und Erweiterung 
bereit. Allerdings muß auch die Luftfahrtindustrie 
einen höheren Eigenbeitrag erbringen. 

In der Forschungsförderung wird die Bundesregie-
rung die notwendige Pluralität sichern und ausbauen. 
Auch die Wissenschaft braucht den Wettbewerb. 

Hochqualifizierte junge Wissenschaftler werden 
wir weiterhin fördern, denn wir sind auf diese Lei-
stungseliten angewiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesregierung wird im Gespräch mit den Län-
dern darauf drängen, daß Nachwuchswissenschaftler 
in den Hochschulen zusätzliche Chancen erhalten. 
Auch der Privatwirtschaft, meine Damen und Herren, 
muß an mehr Unterstützung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses gelegen sein. Wissenschaft und Wirt-
schaft müssen noch enger zusammenarbeiten. 

Die Anpassung der Unternehmungen an sich verän-
dernde Marktbedingungen hängt nicht nur vom tech-
nologischen Standard ihrer Produkte ab, sondern 
auch von der Gestaltung unserer Wettbewerbsord-
nung. Unerläßlich bleibt die konsequente Anwen-
dung — und, wo notwendig, Ergänzung — des gel-
tenden gesetzlichen Instrumenta riums, insbesondere 
auch im Blick auf die weitere Entwicklung im Lebens-
mitteleinzelhandel und die kartellrechtlichen Aus-
nahmebereiche. 

Für den Bereich des Fernmeldewesens wird die 
1985 eingesetzte Regierungskommission in Kürze ihre 
Empfehlungen vorlegen. Danach wird die Bundesre-
gierung das Post- und Fernmeldewesen neu struktu-
rieren und Maßnahmen zu einer verbesserten Markt-
öffnung ergreifen. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Also doch Privatisie-
rung!) 

Auch bei der Bundesbahn werden wir uns darauf 
konzentrieren, neben weiteren Schritten zur Konsoli-
dierung der Wirtschaftslage die Wettbewerbsfähig-
keit zu stärken. Dies gilt vor allem, weil sich die Deut-
sche Bundesbahn in einem Verkehrsmarkt mit euro-
päischen Dimensionen wird behaupten müssen. Wir 
wollen darauf hinwirken, daß neue Bahntechniken 
eingesetzt werden und daß der europäische Binnen-

markt auch für die deutschen Verkehrsträger faire 
Chancen bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dazu, meine Damen und Herren, muß mit der Libera-
lisierung des Binnenmarktes Zug um Zug auch die 
Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen ein-
hergehen. 

Die Leistungsfähigkeit unserer Handelsflotte wol-
len wir gewährleisten. Der weitere umweltgerechte 
Ausbau von Verkehrswegen ist notwendig für Wachs-
tum und Beschäftigung, aber auch für mehr Verkehrs-
sicherheit. 

Mehr Chancen für Privatinitiative sind tragende 
Elemente der Sozialen Marktwirtschaft. Mit der wei-
teren Privatisierung öffentlicher Beteiligungen wer-
den wir den Markt und den Wettbewerb stärken. 

(Beifall bei der FDP) 

Mit unserer Politik für Wettbewerb und offene 
Märkte sind wir nicht nur zu einer der größten Export-
nationen der Welt geworden, sondern auch zum 
zweitgrößten Abnehmer von Waren auf dem Welt-
markt. Freier Austausch und nicht Protektionismus 
sichert Beschäftigung und Wohlstand. Deshalb ist die 
neue GATT-Verhandlungsrunde von ganz entschei-
dender Bedeutung. Jetzt geht es auch schon um die 
Welthandelsordnung für das Jahr 2000. 

In diesem Zusammenhang stehen auch die Schul-
denprobleme zahlreicher Länder, vor allem in der 
Dritten Welt. Sie behindern Wachstum und Handel 
und gefährden das internationale Wirtschafts - und 
Finanzsystem. Die Bundesrepublik Deutschland wird 
als wichtiger Partner und Gläubiger der verschulde-
ten Länder aktiv an der Lösung der Probleme mitar-
beiten. 

(Zuruf von der SPD: Wie denn?) 

Wir treten deshalb für eine unverzügliche erhebliche 
Kapitalaufstockung bei der Weltbank ein. Darüber 
hinaus müssen die Industrieländer ihre Märkte stär-
ker für die Erzeugnisse der Entwicklungsländer öff-
nen. 

Unsere Mitverantwortung für die wirtschaftliche 
Entwicklung in der Dritten Welt haben wir selbstver-
ständlich auch bei der Energiepolitik zu berücksich-
tigen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Wir brauchen eine zuverlässige und kostengünstige 
Energieversorgung, die höchsten Anforderungen der 
Sicherheit und des Umweltschutzes standhält. 

Praktisch alle gangbaren Wege zur Energiegewin-
nung sind, wie wir wissen, mit Risiken verbunden. Wir 
stehen in der Verantwortung, diese Risiken so gering 
wie möglich zu halten. Das gilt insbesondere für die 
Kernenergie. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Deswegen 
abschalten!) 
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Für ihre f riedliche Nutzung sprechen gute Gründe: 
Sie belastet unsere Umwelt weniger als Kraftwerke 
mit fossilen Brennstoffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Sie schont natürliche Ressourcen wie Öl, Erdgas und 
Kohle, auf die die Länder der Dritten Welt besonders 
angewiesen sind. Sie bietet wirtschaftliche Vorteile, 
und sie gewährleistet eine sichere Versorgung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Endlagerung!?) 

Die Nutzung der Kernenergie ist verantwortbar, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Nein!) 

weil unsere Sicherheitsvorkehrungen höchsten 
Ansprüchen genügen. Die Bundesregierung wird 
weiterhin streng darauf achten, daß alle Vorschriften 
genauestens eingehalten werden. 

Wir bleiben auf die Nutzung der Kernenergie ange-
wiesen — — 

(Zuruf von den GRÜNEN — Dr. Waigel 
[CDU/CSU]: Herr Präsident, da ist ein Frau-

enchor im Saal!)  

— Ich bin gern bereit, es zu wiederholen, weil es den 
Damen so gefällt. 

Wir bleiben auf die Nutzung der Kernenergie ange-
wiesen, solange es keine mindestens ebenso sichere, 
umweltschonende und wirtschaftliche Alternative 
gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unser Wissen um eine sichere Nutzung der Kernener-
gie wollen wir weiterentwickeln, und wir streben nach 
möglichst breiter internationaler Übereinstimmung 
über ein Höchstmaß an Sicherheit. Dabei können wir 
an die Ergebnisse der von der Bundesregierung bean-
tragten Sonderkonferenz der Internationalen Atom-
energie-Organisation anknüpfen. 

Im nationalen Rahmen bleibt die Nutzung der Kern-
energie durch ihre günstigen Erzeugungskosten 
unentbehrliche Voraussetzung für die Verstromung 
heimischer Kohle. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Die Kernenergie erlaubt uns wirtschaftlich die Ver-
wirklichung des Jahrhundertvertrags mit seiner Koh-
leabnahmegarantie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Niemand kann erwarten, daß die revierfernen Bun-
desländer die Lasten der Verstromungsregelung wei-
ter in vollem Umfang mittragen, wenn sie andererseits 
gehindert werden, die Kernenergie zur Senkung ihrer 
Stromkosten zu nutzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Für das eigene Bundesland aus vordergründig partei-
politischen Gründen Hilfen für den Bergbau zu for-
dern und sich gegen die Nutzung von Kernenergie in 
anderen Bundesländern zu wenden — das paßt nicht 

zusammen, das ist unehrlich. Solidarität darf keine 
Einbahnstraße sein. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

In diesem Zusammenhang steht auch die weitere 
Umsetzung des integrierten Entsorgungskonzepts, 
zu dem auch die Wiederaufarbeitungsanlage in Wak-
kersdorf gehört. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Wir wollen und werden auf die Kohle als einzige 
nennenswerte nationale Energiereserve nicht ver-
zichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie wird und muß auch in Zukunft ihren wichtigen 
Beitrag zur Energieversorgung leisten. 

Nachdem der Hüttenvertrag bereits bis zum Jahr 
2000 verlängert ist, wird die Bundesregierung zügig 
die Verhandlungen mit allen Beteiligten über die 
Anschlußregelung für den Jahrhundertvertrag auf-
nehmen, der in seinem Kern unverzichtbar ist. Der 
Bergbau muß seinerseits verstärkte Anstrengungen 
zur Kostensenkung unternehmen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Gleichzeitig kann die Bundesregierung zurückge-
hende Nachfrage der Stahlindustrie und des Wärme-
marktes nicht ersetzen. Aber auch in Zukunft wird sie 
Kapazitätsanpassungen im Kohlebergbau sozial flan-
kieren. 

Unsere Anstrengungen für einen sparsamen Ener-
gieverbrauch dürfen nicht nachlassen. Dabei kommt 
es, wie jeder weiß, auch auf das Verhalten des einzel-
nen Verbrauchers an. Wir wollen die Entwicklung 
energiesparender Techniken weiter betreiben und 
fördern. Mit besonderem Nachdruck werden wir die 
Erforschung und Förderung von langfristigen Ener-
giealternativen vorantreiben, vor allem bei erneuer-
baren Energien und bei der Kernfusion. Von einer ver-
läßlichen Energiepolitik hängt unsere Wettbewerbs-
fähigkeit und damit auch die Zukunft der Arbeits-
plätze ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine leistungsfähige Wirtschaft ermöglicht sozialen 
Halt und praktische Solidarität mit den Schwächeren 
in unserer Gesellschaft. Für sozialen Ausgleich, meine 
Damen und Herren, steht nur bereit, was zuvor erar-
beitet und erwirtschaftet worden ist. Das „ganzheitli-
che Denken" in wirtschaftlichen, sozialen und gesell-
schaftspolitischen Zusammenhängen gehört zu den 
Grundlagen der Sozialen Marktwirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zu den vordringlichen Aufgaben der Sozialpolitik 
zählt die Reform unseres Gesundheitssystems. Dabei 
stehen wir vor erheblichen strukturellen Problemen: 
Überversorgung in vielen Bereichen und zugleich 
Versorgungsdefizite. Es fehlen Anreize, sich wirt-
schaftlich und auch verantwortungsbewußt zu verhal-
ten. Sparsamkeit wird oft nicht belohnt, Verschwen-
dung wird zu häufig leicht gemacht. 

Wir wollen den hohen Leistungsstand der gesund-
heitlichen Versorgung unseres Landes bewahren. Wir 
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brauchen aus all diesen Gründen eine Generalüber-
holung der sozialen Krankenversicherung mit dem 
Ziel erhöhter Wirtschaftlichkeit bei vertretbaren Bei-
tragssätzen. Eine umfassende Strukturreform im 
Gesundheitswesen wird unverzüglich eingeleitet. Die 
Bundesregierung wird dazu noch in diesem Jahr 
einen Gesetzentwurf vorlegen. 

Eine besondere Aufgabe für die gesamte Gesell-
schaft ist die soziale Sicherung bei Pflegebedürftig-
keit, die angesichts der vielfältigen Probleme und der 
großen finanziellen Dimensionen nur schrittweise 
gelöst werden kann. Wir wollen die häusliche Pflege 
so unterstützen, daß Pflegebedürftige so lange wie 
möglich in ihrer vertrauten Umgebung bleiben kön-
nen. Die steuerlichen Hilfen für Schwerstpflege und 
für private Vorsorge werden verstärkt. 

Unsere Rentenversicherung, wie sie seit der Reform 
unter Konrad Adenauer besteht, bleibt das Kernstück 
unserer sozialen Sicherung. Die Bürger der Bundesre-
publik Deutschland können darauf vertrauen, daß sie 
im Alter als Gegenleistung für ihre während ihres 
Arbeitslebens gezahlten Beiträge eine angemessene 
Rente erhalten. Die Rente ist und bleibt sicher. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Hahaha! — 
Dr.  Bötsch [CDU/CSU]: Beruhigungsspritze 

für den grauen Panther!)  

Die Erziehungszeiten im Rentenrecht werden schritt-
weise auch auf ältere Mütter ausgedehnt, so wie wir 
es vor der Wahl versprochen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bereits in diesem Jahr erhalten über eine Million der 
ältesten von ihnen diese zusätzliche Rentenleistung. 

(Frau Bulmahn [SPD]: Wie viele Millionen 
kriegen sie nicht?) 

Die demographische Entwicklung macht eine Ren-
tenstrukturreform unumgänglich. Renten und verfüg-
bare Arbeitnehmereinkommen sollen sich nach unse-
ren Vorstellungen gleichgewichtig entwickeln. Die 
beitragsfreien und beitragsgeminderten Versiche-
rungszeiten werden neu geordnet. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aha!) 

Die demographisch bedingten Mehraufwendungen 
für alle Beteiligten müssen angemessen verteilt wer-
den. Auch deshalb wird sich der Bund mit einem 
höheren Bundeszuschuß beteiligen als nach gelten-
dem Recht. 

Langfristig, meine Damen und Herren, wollen wir 
den Übergang vom Arbeitsleben in die Rente flexibler 
gestalten und die Möglichkeiten für eine Verlänge-
rung der tatsächlichen Lebensarbeitszeit verbessern. 

Die Bundesregierung wird bis Anfang 1988 einen 
Entwurf zur Strukturreform der Rentenversicherung 
vorlegen, für den wir eine breite Diskussion und Kon-
sens anstreben. Die Bundesregierung bekräftigt 
hierzu ausdrücklich ihr Angebot an die Opposition, an 
die Sozialpartner, an die interessierten gesellschaftli-
chen Gruppen, an dieser wichtigen gemeinsamen 
Aufgabe der Zukunftsgestaltung mitzuwirken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Kriegsopfer werden weiterhin wie die Rentner 
an der Entwicklung der verfügbaren Einkommen der 
Arbeitnehmer teilhaben. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Das Leistungssystem der Kriegsopferversorgung 
wird durch strukturelle Verbesserungen weiterent-
wickelt. Jene, die für unser Land vielfach schwere 
Opfer gebracht haben, können von uns allen Solidari-
tät erwarten. Wir danken auch den Kriegsopferver-
bänden für ihre wichtige Arbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Besonders unsere behinderten Mitbürger brauchen 
Hilfe und Unterstützung, damit sie von keinem 
Bereich des Lebens ausgeschlossen werden. Mit Maß-
nahmen der beruflichen Rehabilitation werden wir 
weiterhin die Eingliederung in das Arbeitsleben för-
dern. Hier sind aber auch die Arbeitgeber gefordert. 
Behinderte Mitbürger brauchen unsere Aufgeschlos-
senheit und Hilfsbereitschaft überall im Lebensall-
tag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Menschliche Geborgenheit wachsen lassen, die 
Umwelt schützen und die Chancen der Freiheit 
mehren — dadurch soll sich unsere humane Industrie-
gesellschaft auszeichnen. Deutschland, unser Vater-
land, ist ein schönes Land, und so wollen wir es uns 
erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
— Zurufe von der SPD — Lachen bei den 

GRÜNEN) 

Auch deshalb müssen wir unsere Verantwortung 
gegenüber Natur und Umwelt ernst nehmen. Wir sind 
ein wirtschaftlich erfolgreiches Land — das soll so 
bleiben — , aber wir stellen fest: Gerade wenn es den 
Menschen materiell gutgeht, verlangen sie aus gutem 
Grund nach Werten „jenseits von Angebot und Nach-
frage" . 

Wir sind stolz auf unseren Sozialstaat — vorbildlich 
in der Welt — , und doch wissen wir, daß das soziale 
Wohlbefinden der Menschen aus Quellen fließt, die 
nicht der Staat und die Politik speisen: aus menschli-
cher Zuwendung, aus Geborgenheit und Verläßlich-
keit in der Familie, im Kreis der Freunde, in der Nach-
barschaft. 

Ich weiß sehr wohl: Politik oder Staat können letzt-
lich menschliches Glück nicht bewirken. Doch politi-
sche Entscheidungen können Lasten aufbürden und 
sie abnehmen. Politik — das ist unsere Überzeu-
gung — muß dem Menschen den nötigen Freiraum 
lassen, damit er selbst seinen persönlichen Weg zum 
Glück finden kann. 

Wir wollen menschlichen Bindungen stärken — 
durch Politik für die Familien, für Partnerschaft zwi-
schen Mann und Frau und für das Miteinander der 
Generationen. Die Koalition der Mitte wird ihre fami-
lienfreundliche Politik weiterführen und ausbauen, 
denn die Familie bleibt das Fundament unseres Staa-
tes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Sie ist der erste und wichtigste Ort individueller 
Geborgenheit und Sinnvermittlung. Partnerschaft 
zwischen Mann und Frau, Liebe zu Kindern, Solidari-
tät zwischen den Generationen — das alles kann 
unsere Gesellschaft nur prägen, wenn es sich in der 
Familie bewährt. 

Deutschland soll ein kinderfreundliches Land sein, 
weil Kinder unser Leben bereichern und dem Land 
menschliche Wärme spenden. Das Ja zum Kind ist 
eine höchst persönliche Entscheidung, aber der Staat, 
die Gesellschaft, wir alle haben die Pflicht zur Solida-
rität: gegenüber Kindern, Müttern und Familien. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Noch immer werden die Leistungen der Familien in 
unserer Gesellschaft zu wenig anerkannt und unter-
stützt. Den Familienlastenausgleich werden wir des-
halb noch gerechter gestalten — durch eine Erhöhung 
des Kindergeldes, der Kinderfreibeträge bzw. des 
Kindergeldzuschlags. Soziales Wohnen wird weiter-
hin durch das Wohngeld gesichert. 

Für junge Familien sind das neue Erziehungsgeld 
und der Erziehungsurlaub eine willkommene Hilfe. 
Wir werden sie erweitern und dabei auch den beson-
deren Belangen der Alleinerziehenden Rechnung tra-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Alleinerziehende Mütter und Väter verdienen in 
ihrer oft schwierigen Lage die Hilfe des Staates. Wir 
werden deshalb auch den Haushaltsfreibetrag anhe-
ben und weitere Erleichterungen prüfen. 

Wir wollen die Neuordnung des Jugendwohlfahrts-
gesetzes in Angriff nehmen, um neuen Entwicklun-
gen in der Jugendhilfe zu entsprechen. 

Wir werden uns für Gleichberechtigung der Frauen 
auf allen Gebieten einsetzen. Mit im Vordergrund ste-
hen gerechte Beschäftigungs- und Aufstiegschancen 
für Frauen. 

(Frau Bulmahn [SPD]: Nicht reden, sondern 
handeln!) 

Dafür müssen wir den vielfältigen Lebensentwürfen 
von Frauen und ihren besonderen Anliegen in ver-
schiedenen Lebensphasen Rechnung tragen und 
ihnen günstigere Chancen geben, Familie und Beruf 
miteinander zu vereinbaren. 

Wir brauchen die berufstätige Frau, und wir brau-
chen genauso die Leistung jener Frauen, die sich ganz 
dem Haushalt, der Kindererziehung sowie der Pflege 
behinderter oder kranker Familienangehöriger wid-
men. Wer als Mutter aus dem Erwerbsleben ausschei-
det, muß die Chance erhalten, wieder in den Beruf 
zurückzukehren. Dazu werden wir die notwendigen 
Förderungsprogramme vorlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mehr Aufgeschlossenheit erwarten auch unsere 
älteren Mitbürger, deren Anteil an der Bevölkerung 
ständig zunimmt. Sie wollen und sie dürfen nicht ins 
Abseits abgeschoben werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein Land verarmt, wenn es den Sinn für die Würde des 
Alters verliert. Weisheit und Lebenserfahrung der 
Älteren sind ein hohes Gut, das wir nutzen sollten. 
Ohne die Bereitschaft zum Ausgleich und Miteinan-
der der Generationen werden wir alle in unserer 
Gesellschaft kein wirkliches Zuhause finden. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: So wahr uns Gott 
helfe!) 

— Sie sollten das bitte wiederholen, weil es die ganze 
Erbärmlichkeit des Denkens deutlich macht. — 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Heimat soll erfahrbar sein, und gerade der ländliche 
Raum muß Zukunft haben. In modernen Massenge-
sellschaften — das erleben wir auch in der Bundesre-
publik Deutschland — ist die Gefahr groß, daß der 
einzelne vereinsamt. Im Wiederaufleben der Heimat-
kulturen äußern sich das Bedürfnis nach Überschau-
barkeit und Vertrautheit. Das Wort „Heimat" ist 
glücklicherweise für viele zum Synonym für dieses 
Bedürfnis geworden. 

Kulturpflege und Heimatliebe tragen ganz wesent-
lich dazu bei, daß unser Land bei allem technischen 
Fortschritt sein menschliches Gesicht bewahrt. 

(Zuruf von der SPD: Wackersdorf!) 

Ich danke allen, die ihre Freizeit der ehrenamtlichen 
Vereinsarbeit opfern: in vielen Heimatvereinen, in 
Musik- und Gesangvereinen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Fast 20 Millionen Bürger sind Mitglieder in unseren 
Sportvereinen. Wir wollen mit den unabhängigen 
Sportverbänden partnerschaftlich zusammenarbeiten 
und gerade auch den Spitzensport mit seiner wichti-
gen Vorbildfunktion für die junge Generation för-
dern. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der FDP 
— Dr. Vogel [SPD]: Wehrdienst, Wehrdienst! 

— Weitere Zurufe von der SPD) 

Wir wollen das ehrenamtliche Engagement stär-
ken. Deshalb werden wir bestehende Diskriminierun-
gen ehrenamtlich Tätiger auf der Grundlage der 
Ergebnisse der beim Bundesfinanzminister eingerich-
teten Sachverständigenkommission zum Gemeinnüt-
zigkeitsrecht beseitigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Menschen sollen sich in ihrer örtlichen Gemein-
schaft wohlfühlen können. Deshalb bejahen wir die 
kommunale Selbstverwaltung, die auf Eigenverant-
wortung und Bürgersinn baut. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Sie ist eine entscheidende Grundlage staatlichen 
Lebens, und sie wird aus gutem Grund von unserem 
Grundgesetz garantiert. 

Wir danken allen, die sich in Städten und Gemein-
den für das Gemeinwohl einsetzen, und wir suchen 
enge Verbindung und das Gespräch auch mit den 
Repräsentanten der kommunalen Spitzenverbände. 

Weil es hier um die unmittelbare Lebensumwelt der 
Menschen geht, wird die Bundesregierung weiterhin 
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die Stadt- und Dorferneuerung sowie die allgemeine 
Raumordnung unterstützen. Geborgenheit wächst 
auch durch das reichhaltige und vielfältige kulturelle 
Leben in unseren Städten und Gemeinden. 

Dabei sollten wir auch die Nachbarschaft zu den 
ausländischen Mitbürgern als eine große Bereiche-
rung verstehen. Wir wissen, daß dem weiteren Zuzug 
Grenzen gesetzt sind, aber wir wollen die Integration 
jener fördern, die seit langem bei uns leben. Mit einer 
Novellierung des Ausländergesetzes werden wir 
mehr Rechtssicherheit schaffen. 

Auch um die kulturelle Vielfalt unseres Landes zu 
erhalten, wollen wir die Wirtschaftskraft des ländli-
chen Raumes stärken, der über Jahrhunderte hinweg 
von bäuerlichen Traditionen geprägt wurde. Wir wol-
len dieses Erbe bewahren. Zur freiheitlichen Gesell-
schaft der Zukunft gehört selbstverständlich der bäu-
erliche Familienbetrieb. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Aha!) 

Unsere Bäuerinnen und Bauern schauen mit Sorge 
in die Zukunft. 

(Zuruf von der SPD) 

Die deutsche Landwirtschaft ist in einer schwierigen 
Lage — wegen einer EG-weiten, ja weltweiten Agrar-
krise. Die bisherige europäische Agrarpolitik ist nicht 
mehr imstande, die Einkommen unserer Bauern zu 
sichern. 

Wir werden deshalb darauf bestehen, daß die euro-
päische Agrarpolitik endlich wieder ihre Aufgaben 
zugunsten des gemeinsamen Leitbildes des bäuerli-
chen Familienbetriebs erfüllt. Wir bekennen uns 
ebenso selbstverständlich zu unserer nationalen Ver-
pflichtung und Verantwortung für die deutsche Land-
wirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesregierung kämpft seit 1982 für eine 
gezielte Entlastung der EG-Agrarmärkte, damit wie-
der eine Preispolitik möglich wird, die zur Sicherung 
des Einkommens der Bauern maßgeblich beiträgt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Es gibt keine Bau-
ern mehr!) 

Wir haben erste Erfolge erzielt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wo denn? — Dr. Apel 
[SPD]: Wo denn, bitte schön? — Dr. Vogel 
[SPD]: Da sagt der Heereman aber etwas 

ganz anderes, auch der Herr Sühler!) 

Eine EG-weite Mengenreduzierung auf den Agrar-
märkten und die Erschließung neuer Absatzmöglich-
keiten liegen im Interesse der Erzeuger und der Ver-
braucher. Das gleiche gilt auch für den Weinbau. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wo ist denn der Heere-
man?) 

In Abstimmung mit den Erzeugern müssen wir auch 
hierzulande eine qualitätsorientierte Mengenbegren-
zung erreichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Wie keine andere Bet riebsform erfüllt der bäuerli-
che Familienbetrieb im Voll-, Zu- und Nebenerwerb 
die Anforderungen unserer Gesellschaft. Deswegen 
müssen naturgemäße Anbaumethoden und eine flä-
chenbezogene Tierhaltung in der Landwirtschaft EG

- weit gefördert und geschützt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Solange es keine gemeinsame Währungs- und Wirt-
schaftspolitik in der EG gibt, muß es einen Währungs-
ausgleich für die Bauern geben. Er muß künftig eine 
Gleichbehandlung der deutschen Landwirtschaft mit 
der in anderen Mitgliedstaaten sicherstellen. 

Wir werden wie in den letzten Jahren unseren 
nationalen Spielraum zur gezielten Verbesserung der 
Einkommen unserer Bauern und zur finanziellen und 
sozialen Absicherung des Strukturwandels ausschöp-
fen. Bei der Neuorientierung der Agrarsozialpolitik 
werden wir noch stärker die unterschiedlichen Ein-
kommensverhältnisse in den Betrieben berücksichti-
gen. 

Gemeinsam mit den Bundesländern werden wir die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes" überprüfen, um 
künftig stärker Maßnahmen zu fördern, die einkom-
mensverbessernd und produktionssenkend wirken. 
Die Landwirtschaft muß — bei allen technischen und 
chemischen Möglichkeiten — die Natur und Umwelt 
so weit wie möglich schonen. Die Bundesregierung 
drängt weiterhin mit Nachdruck auf EG-weite Bemü-
hungen um eine Extensivierung der Landbewirtschaf-
tung und Herausnahme von landwirtschaftlichen Flä-
chen aus der Produktion. Wir wollen die Landwirt-
schaft in ihrer Vielfalt auch deshalb erhalten, weil sie 
ganz wesentlich und entscheidend dem Schutz der 
Natur dient. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Schöpfung bewahren heißt auch: die Umwelt 
schützen und für die Generation unserer Kinder und 
Enkel erhalten. Uns allen ist der Schatz der Natur nur 
auf Zeit anvertraut. Wir sind verpflichtet, sorgsam mit 
ihm umzugehen, ihn zu schonen und zu pflegen. Das 
ist auch eine Staatsaufgabe. Deshalb wollen wir den 
Umweltschutz als Staatsziel in das Grundgesetz auf-
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zu unbedenklich wurden Güter wie reine Luft und 
sauberes Wasser in Anspruch genommen. Diese 
Güter müssen einen Preis haben, der ihrem Wert ent-
spricht. Eine zukunftsorientierte Wirtschaft benötigt 
die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen. 
Deshalb sind Gefahren für die Umwelt immer auch 
eine Herausforderung für unsere Wirtschaftsord-
nung. 

Die Bundesregierung prüft die Vielzahl von Anre-
gungen, wie der Sozialen Marktwirtschaft ein ökolo-
gischer Ordnungsrahmen beigegeben werden kann. 
Durchgreifender Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen erfordert erstens aufmerksame und 
gewissenhafte Pflege, zweitens umfassende und weit- 
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sichtige Vorsorge sowie drittens schnelle und wirk-
same Schadensbeseitigung und Wiedergutmachung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Schäden vermin
-dern!) 

In zunehmendem Maße beunruhigend sind globale 
Gefährdungen unserer Erdatmosphäre. So droht 
durch den sogenannten Treibhauseffekt eine gravie-
rende Klimaveränderung. Hier gilt es die Forschung 
voranzutreiben, weltweit die Energieerzeugung 
durch fossile Brennstoffe zumindest nicht auszuwei-
ten 

(Dr. Apel [SPD]: Halbzeit!) 

sowie der extensiven Rodung tropischer Regenwälder 
entgegenzuwirken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In bedenklicher Weise wird auch die Ozonschicht 
angegriffen, die uns vor ultravioletten Strahlen 
schützt. Deshalb wird die Bundesregierung interna-
tional auf einem Verbot von gefährlichen Treibgasen 
in Spraydosen bestehen und, wenn nötig, nationale 
Maßnahmen ergreifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Um unsere Umwelt zu bewahren, setzt die Bundes-
regierung ihre Politik einer konsequenten Luftrein-
haltung fort. Wir werden die Luftschadstoffe in Bal-
lungsgebieten weiter reduzieren — beispielsweise 
den Schwefelgehalt in Brennstoffen — und dadurch 
auch zur Smogbekämpfung beitragen. Verbleites 
Normalbenzin wird bei uns auf der Grundlage einer 
EG-Richtlinie verboten. Die Schadstoffe von Diesel-
Pkw werden reduziert. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir werden das Programm zur Rettung unserer Wäl-
der weiterentwickeln. Denn unser Wald — das wissen 
wir alle, meine Damen und Herren — hat eine 
unschätzbare Bedeutung für Wasserhaushalt, Klima, 
Gesundheit und Erholung und für die Unverwechsel-
barkeit der deutschen Kulturlandschaft. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Die Bundesregierung wird den Gewässerschutz 
weiter verbessern. Die tatsächlichen Einleitungen von 
Schadstoffen in Gewässer müssen durch eine Mel-
depflicht erfaßt werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie müssen ver-
ringert werden!) 

Wir werden den Ländern eine entsprechende Verein-
barung vorschlagen. Außerdem müssen Pläne zur 
Reduzierung von Schadstoffeinleitungen ausgearbei-
tet werden. Für den Grundwasserschutz wie für den 
Schutz von Nord- und Ostsee wird die Bundesregie-
rung ein umfassendes Konzept beschließen und vorle-
gen. 

Meine Damen und Herren, durch die Novellierung 
des Chemikaliengesetzes werden wir die rechtlichen 
Voraussetzungen schaffen, um gefährliche Stoffe 
leichter verbieten und Altstoffe besser erfassen zu 
können. Bei Abfällen wird neben der Vermeidung 
und Verringerung gefährlicher Stoffe ein weiterer 
Schwerpunkt die Altlastensanierung sein. Hier sind, 

wie Sie wissen, die Bundesländer zuständig, doch der 
Bund will bei Forschungsvorhaben helfen. 

Um umfassende und weitsichtige Vorsorge sicher-
zustellen, wird die Bundesregierung die Störfallver-
ordnung novellieren und beim Umweltbundesamt 
eine zentrale Schadstoffdatei einrichten. Dem vorbeu-
genden Umweltschutz dienen wir auch mit der Wei-
terentwicklung umweltschonender Technologien. 

Im Mittelpunkt unserer Forschungsanstrengungen 
stehen — neben Klima und Boden — die Sicherheit 
technischer Systeme, die komplexen ökologischen 
Zusammenhänge sowie weiterhin die Waldschäden. 

Eine obligatorische Umwelthaftpflichtversiche-
rung stärkt das Verursacherprinzip und soll das wirt-
schaftliche Eigeninteresse am Umweltschutz mobili-
sieren. Sie wird die verschuldensunabhängige 
Gefährdungshaftung ergänzen, die wir über den 
Bereich des Gewässerschutzes hinaus ausdehnen 
wollen. 

Die strengen Auflagen und gesetzlichen Regelun-
gen, für die wir eintreten, müssen auch konsequent 
vollzogen und mit deutlich höheren Bußgeldern oder, 
wenn nötig, strafrechtlichen Mitteln durchgesetzt 
werden. 

Umweltschutz, meine Damen und Herren, erfordert 
das Zusammenwirken benachbarter Staaten und in 
zunehmendem Maße weltweite Kooperation. Dabei 
muß sich nach unserer Überzeugung vor allem die 
Europäische Gemeinschaft auch zu einer europäi-
schen Umweltgemeinschaft entwickeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesrepublik wird wie bisher ihre Pionierfunk-
tion wahrnehmen. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Ich möchte aber auch an jeden einzelnen Bürger 
unseres Landes appellieren: Umweltschutz fängt zu 
Hause an, und verantwortete Freiheit beginnt auch 
immer bei den persönlichen Gewohnheiten. 

Wir setzen auf mehr Freiheit, damit die Chancen 
wachsen für sinnerfülltes Tun, auch in der Mitverant-
wortung für den Nächsten. 

Unser Staat soll auf die Solidarität der Bürger 
bauen, er soll ihrem Ideenreichtum und ihrer Ent-
scheidungskraft vertrauen. Wir wollen eine Gesell-
schaft selbständiger Bürger. 

Daraus ergeben sich drei wichtige politische Folge-
rungen: 

Wir müssen das Prinzip der Subsidiarität stärker 
durchsetzen, denn zur Selbständigkeit gehören not-
wendig Entscheidungsfreiheit und Mitverantwor-
tung. 

Wir müssen mehr Transparenz staatlicher Ent-
scheidungen und Abläufe schaffen, denn der Bürger 
hat ein Recht auf Einblick und Überblick. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Akteneinsicht!) 

Wir müssen mehr Flexibilität in unsere Gesellschaft 
einbringen, denn ohne Wahlmöglichkeiten und Ent-
faltungsspielraum kann Selbständigkeit nicht gedei-
hen. 
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Ein reißfestes soziales Netz des Staates bleibt 
unverzichtbar für die soziale Sicherheit; nicht weniger 
wichtig jedoch ist die mitmenschliche Solidarität. Des-
halb sehen wir in der Hilfe zur Selbsthilfe die zentrale 
Aufgabe für den Staat. 

Millionen Mitbürger sind bei uns ehrenamtlich 
tätig. Ihnen allen gebührt unser Dank. Ohne ihren 
Einsatz wäre das Land ärmer und kälter. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesregierung wird die ehrenamtlichen 
sozialen Dienste in verstärktem Maße anregen, unter-
stützen und fördern. Wir wollen in der Bundesrepu-
blik Deutschland ein neues soziales Klima, eine Kultur 
der Nachbarschaft, einen neuen Geist freiheitlichen 
und sozialen Bürgersinns entfalten — gemeinsam mit 
allen in den Bundesländern, in den Städten, in den 
Kreisen und Gemeinden. 

Föderalismus — das ist unsere Erfahrung — sichert 
Bürgernähe, regionale Vielfalt und Kontrolle der 
Macht. Im Interesse des Gesamtstaates müssen Bund 
und Länder Rücksicht aufeinander nehmen. Die Bun-
desregierung wird auch in Zukunft die Eigenständig-
keit der Länder sorgfältig beachten und dafür auch in 
der Europäischen Gemeinschaft Sorge tragen. Das gilt 
insbesondere auf dem Felde der Regionalpolitik. 

Auch die Länder bleiben auf das wohlverstandene 
Gesamtinteresse des Bundesstaates verpflichtet. Das 
gilt beispielsweise — ich sage dies aus aktuellem 
Anlaß — nicht zuletzt für die Schul- und Bildungspo-
litik. Nur im konstruktiven Zusammenwirken können 
Bund und Länder ihrer Verantwortung gerecht wer-
den. 

(Dr. Apel [SPD]: Das wird der Möllemann 
schon machen!) 

Selbständigkeit und Bürgerfreiheit erfordern auch, 
den Staat auf seine eigentlichen Aufgaben zurückzu-
führen, zugleich freilich dafür zu sorgen, daß er diese 
auch zuverlässig erfüllen kann. Voraussetzung dafür 
ist ein leistungsfähiger öffentlicher Dienst. Er muß 
wettbewerbsfähig sein, d. h. auch attraktiv für qualifi-
zierten Nachwuchs. 

Wir bekennen uns nachdrücklich zum Berufsbeam-
tentum. Beamte und Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes werden auch in Zukunft bei der Einkom-
mensentwicklung gleichbehandelt. 

Als Grundlage für seine politischen Entscheidun-
gen braucht jeder Staat, auch der unsere, exakte 
Angaben. Deshalb werden wir am 25. Mai nach 
17 Jahren wieder eine Volkszählung durchführen. 
Das Gesetz dazu ist von der überwältigenden Mehr-
heit der Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
und in der zweiten Kammer von allen Bundesländern 
beschlossen worden. Im Einklang mit einer grundle-
genden Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
beachtet es alle Grundsätze des Persönlichkeitsrechts 
und des Datenschutzes. 

Wer in dieser Situation zum Boykott auffordert, miß-
achtet nicht nur die Entscheidungen der Verfassungs-
organe, sondern wirbt offen für Rechtsbruch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer offen für Rechtsbruch wirbt, hat sich auf den Weg 
gemacht, den freiheitlichen Rechtsstaat zu zerstö-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wollen einen starken Rechtsstaat, denn das Recht 
schützt den Schwachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Recht heißt nicht Verrechtlichung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Recht haben!) 

Die Bundesregierung wird ihre Anstrengungen zur 
Vereinfachung des Rechts sowie von Verwaltungs- 
und Gerichtsverfahren konsequent fortsetzen. 

(Ebermann [GRÜNE]: Sind Sie gegen 
Rechtsbruch oder gegen offenen Rechts

-

bruch?) 

Eine unabhängige Expertenkommission wird kon-
krete Möglichkeiten zur weiteren Deregulierung auf-
zeigen. 

Es gibt noch viel zu viele Vorschriften, die den Bür-
ger unnötig einengen. Das gilt, wie jeder weiß, überall 
im Alltagsleben. Deshalb streben wir auch einen 
wöchentlichen Dienstleistungsabend an, an dem 
Geschäfte und Behörden den Bürgern über die übli-
chen Schlußzeiten hinaus offenstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer gesellschaftlichen Fortschritt im Zeichen von 
mehr Freiraum will, muß auch neue Strukturen und 
Formen bei den Medien bejahen. Es beeinträchtigt 
die Leistung der öffentlich-rechtlichen Rundfunk- und 
Fernsehanstalten überhaupt nicht, wenn sie nun Kon-
kurrenz bekommen haben. Sie sollten das als Chance 
begreifen. Die Bundesregierung begrüßt, daß sich die 
Bundesländer jetzt auf einen Medienstaatsvertrag 
verständigt haben. Wir sagen ja zur Offenheit unserer 
Medienlandschaft für privatwirtschaftliche Unterneh-
men. Dazu gehört eine leistungsfähige deutsche Film- 
und Fernsehproduktion. Medienvielfalt fördert immer 
auch Meinungsfreiheit. 

Zu den entscheidenden Vorzügen unserer freiheit-
lichen Staats- und Gesellschaftsordnung gehören der 
Reichtum und die Vielfalt unseres kulturellen 
Lebens. Für breite Schichten sind Kunst und Kultur 
heute wichtige Inhalte persönlicher Lebensgestal-
tung. Dieses Anliegen wird mit wachsender Freizeit 
immer stärker empfunden. 

Wir sind Industriegesellschaft und Kulturgesell-
schaft zugleich. In einer Zeit, die die Besinnung auf 
humanere Lebensbedingungen, eine neue Verant-
wortung und ein waches Wertbewußtsein fordert und 
einschließt, kommt der Kultur eine tragende Rolle zu. 
Die Bundesregierung wird deshalb verstärkt im Rah-
men ihrer Möglichkeiten Akzente beim Ausbau unse-
res Kulturstaates setzen. 

Wir wollen die Verbreitung der deutschen Sprache, 
unserer Muttersprache, in der Welt auch künftig 
nachdrücklich fördern und den Austausch von Stu-
denten und Wissenschaftlern weiter ausbauen. 

Unsere auswärtige Kulturpolitik soll ein umfassen

-

des,  die demokratische Meinungsvielfalt widerspie-
gelndes Bild der Bundesrepublik Deutschland vermit- 
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teln. Sie soll der wirtschaftlichen, der sozialen und 
kulturellen Wirklichkeit entsprechen und die ganze 
deutsche Geschichte in allen ihren Höhen und Tiefen 
umfassen. 

In einem föderalen Staat kann Kulturpolitik nur in 
konstruktiver Zusammenarbeit gedeihen. Die Vorbe-
reitung einer Kulturstiftung der Länder, zu der auch 
der Bund einen namhaften Beitrag leistet, ist auf 
einem guten Weg. 

Beim weiteren Ausbau unserer Bundeshauptstadt 
wird die Bundesregierung insbesondere die geistig-
kulturellen Einrichtungen fördern. Die bestehenden 
vertraglichen Grundlagen mit der Stadt Bonn sollen 
durch eine Anschlußvereinbarung fortgeführt wer-
den. 

Es gilt, das Engagement der Bürger und der Wirt-
schaft für Wissenschaft, Kunst und Kultur zu ermuti-
gen und auch die Arbeitsbedingungen für Künstler 
weiter zu verbessern. Die gesetzliche Voraussetzung 
für eine Stärkung der Substanzerhaltung der Stiftun-
gen haben wir verabschiedet. Jetzt wollen wir größere 
Anreize für die Errichtung von Stiftungen schaffen. 

Wir müssen den Freiraum für gemeinnütziges Han-
deln erweitern, damit Bürger sich an der Lösung von 
Problemen der Gemeinschaft durch die Errichtung 
von Stiftungen beteiligen. Stifter sind Partner bei der 
Bewältigung von Zukunftsaufgaben des Landes. Dem 
müssen auch die steuerlichen Voraussetzungen Rech-
nung tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wachsende Bedeutung, meine Damen und Herren, 
gewinnen auch der Schutz und die Bewahrung unse-
res kulturellen Erbes. Es geht hier vor allem um die 
Verbesserung des Denkmalschutzes und um die 
Erhaltung des beweglichen Kulturgutes von nationa-
lem Rang für die deutsche Öffentlichkeit. Auch die 
reichen und wertvollen Zeugnisse ostdeutscher Kultur 
dürfen nicht in Vergessenheit geraten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das gemeinsame Erbe unserer Nation pflegen, die 
Anziehungskraft Berlins stärken und nach Freiheit für 
alle Deutschen streben — das ist Politik für Deutsch-
land. 

Uns leitet der Verfassungsauftrag, in einem verein-
ten Europa in freier Selbstbestimmung die Einheit 
und Freiheit Deutschlands zu vollenden. Wir halten 
fest an der Präambel unseres Grundgesetzes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Einheit der Nation soll und muß sich zuerst in 
der Freiheit ihrer Menschen erfüllen. Diese Einheit 
gründet nicht zuletzt in der gemeinsamen Geschichte. 
Wir bekennen uns zur ganzen deutschen Geschichte 
mit ihren Höhen und ihren Tiefen. Für jedes Volk ist 
Geschichte Quelle der Selbstvergewisserung. Des-
halb ist die Pflege von Kultur und Geschichte auch 
eine nationale Zukunftsaufgabe. 

Die Bundesregierung trägt dem mit zwei wichtigen 
Museumsbauten Rechnung. 

(Lachen bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

In Bonn entsteht ein Haus der Geschichte der  Bundes-
republik  Deutschland und in Berlin ein Deutsches 
Historisches Museum. Die deutsche Geschichte soll 
so dargestellt werden, daß sich die Bürger darin wie-
dererkennen: offen für kontroverse Deutungen und 
Diskussionen, offen für die Vielfalt geschichtlicher 
Betrachtungsmöglichkeiten. In einer freien Gesell-
schaft gibt es nach unserer Überzeugung kein 
geschlossenes und schon gar nicht ein amtlich verord-
netes Geschichtsbild. Niemand — niemand! — hat 
das Recht, anderen seine Sicht und seine Deutung der 
Geschichte aufzudrängen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, unsere 
alte Hauptstadt wird in diesem Jahr 750 Jahre alt. Bei 
den Geburtstagsfeiern soll und muß die Einheit der 
Stadt zum Ausdruck kommen. Diese Feiern sollten die 
Teilung nicht vertiefen. Dieser Geburtstag steht für 
die gemeinsame Geschichte und für die Hoffnung auf 
eine gemeinsame Zukunft der ganzen Stadt. Zu unse-
rer Freude werden auch Königin Elizabeth, Präsident 
Reagan und Präsident Mitterrand aus diesem Anlaß 
Berlin besuchen. Wir heißen Sie herzlich willkom-
men! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Die Sicherheit und Lebensfähigkeit des freien Ber-
lin beruht auf der Präsenz der Drei Schutzmächte und 
den im Viermächte-Abkommen bekräftigten Bindun-
gen an die Bundesrepublik Deutschland. Die enge 
Verflechtung mit den politischen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Strukturen der Bundesrepublik 
Deutschland ist wesentlich für die Entwicklung der 
Stadt. Die Rechte und die Verantwortlichkeiten der 
Drei Mächte müssen gewahrt, die Bindungen an den 
Bund müssen erhalten und intensiviert werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und die Bürger

-

rechte außer Kraft gesetzt werden!)  

Dazu gehören die Förderung der wirtschaftlichen, 
wissenschaftlichen und kulturellen Attraktivität der 
Stadt und eine gute verkehrstechnische Anbindung 
an den europäischen Raum. Berlin muß ein lebendiger 
Faktor in der Entwicklung unseres Landes bleiben. 

Berlin muß deshalb auch in unsere Zusammenarbeit 
mit anderen Staaten voll einbezogen werden. Insbe-
sondere die Beziehungen zur DDR können nicht um 
Berlin herum entwickelt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir halten fest an der 
Einheit unserer Nation. Auch vier Jahrzehnte nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges ist die deutsche 
Frage rechtlich, politisch und geschichtlich offen. Die 
deutsche Nation besteht fort, getragen durch das 
Bewußtsein der Deutschen in West und Ost. Sie 
schöpft ihre Kraft aus der gemeinsamen Geschichte, 
der gemeinsamen Kultur und aus der gemeinsamen 
Verantwortung der Deutschen für die Zukunft. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und für die Ver

-

gangenheit auch!) 

Wir werden alles tun, das Bewußtsein für die Einheit 
der Nation lebendig zu halten und das Gemeinsame 
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zu bewahren, das die Menschen in beiden Teilen 
Deutschlands verbindet. 

Unser Ziel bleibt: Freiheit und Einheit für alle Deut-
schen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Alle rechtlichen und politischen Grundlagen, die ich 
in meiner Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 und 
in den folgenden Berichten zur Lage der Na tion im 
geteilten Deutschland genannt habe, sind auch in 
Zukunft selbstverständlich bindend. 

Die politischen und gesellschaftlichen Entwicklun-
gen, die wir heute in Europa erleben, gehen nicht an 
Deutschland vorbei. Das Interesse an der Überwin-
dung der Teilung unseres Kontinents wächst. Auf bei-
den Seiten wollen gerade junge Menschen frei mitein-
ander umgehen können. 

Zugleich müssen wir uns aber bewußt bleiben, daß 
das deutsche Schicksal eingebunden ist in das 
gesamte Ost-West-Verhältnis. Der Wunsch, die Tei-
lung Europas zu überwinden, entspricht dem Willen 
der Deutschen, Einheit in Freiheit zu vollenden. 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Wer sagt das 
denn?) 

Manche meinen, unser na tionales Problem könne 
unabhängig vom West-Ost-Konflikt gelöst werden. 
Solchen Illusionen — ob von rechts oder links — müs-
sen wir entschieden entgegentreten. Es gibt keinen 
deutschen Sonderweg! 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Die Deutschen werden nur zusammenkommen kön-
nen, wenn der Ost-West-Gegensatz in einer dauerhaf-
ten, übergreifenden europäischen Friedensordnung 
aufgehoben wird, in der die Menschenrechte tatsäch-
lich verwirklicht sind, wie sie in der KSZE-Schlußakte 
vereinbart wurden. Bis die Teilung überwunden wer-
den kann, meine Damen und Herren, ist es unsere 
Pflicht zu versuchen, Schritt für Schritt Erleichterun-
gen für die Menschen zu erreichen. 

Zur Obhut sind wir auch gegenüber den Deutschen 
verpflichtet, die heute noch in den Ländern Mi ttel-, 
Ost- und Südosteuropas leben. Wir setzen uns mit 
Nachdruck für ihre elementaren Anliegen und Rechte 
ein, einschließlich des Rechts, ihre kulturelle und 
sprachliche Identität zu wahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unsere Bemühungen um ungehinderte Ausreise und 
unsere Hilfe für die Landsleute, die zu uns in die Bun-
desrepublik kommen wollen und können, werden wir 
fortsetzen. 

Meine Damen und Herren, in Solidarität stehen wir 
weiterhin zu jenen Deutschen, die ihre Heimat durch 
Vertreibung oder Flucht verloren. Ihre große, unver-
gängliche Leistung beim Aufbau unserer Republik 
war ein Werk des Friedens. Dies gilt insbesondere 
auch für ihren Verzicht auf Gewalt, zu dem sie sich 
bereits 1950 in der „Stuttgarter Charta" bekannten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Die Achtung der Menschenrechte für alle Deut-
schen, der Verzicht auf Gewaltanwendung an den 
Grenzen und die Entwicklung der Kontakte zwischen 
den Menschen sind zentrale Anliegen unserer Poli-
tik. 

Entsprechend der gemeinsamen Erklärung vom 
12. März 1985 zwischen Generalsekretär Honecker 
und mir und auf der Basis des Grundlagenvertrages 
wollen wir alle Anstrengungen unternehmen, die 
Beziehungen zwischen den beiden Staaten in 
Deutschland in einem guten, offenen Klima weiterzu-
entwickeln. Dafür ist der politische Dialog auf allen 
Ebenen von großer Bedeutung. 

Meine Damen und Herren, die bestehenden 
Gegensätze in Grundfragen können, sollen und dür-
fen dabei nicht verschleiert werden. Wir werden uns 
niemals mit Mauer und Schießbefehl und Stachel-
draht abfinden! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und der GRÜ

-

NEN) 

Wir werden uns nichts abhandeln lassen, was die 
Grundsätze unserer Verfassung berühren würde oder 
unser Ziel gefährdet, auf einen Zustand des Friedens 
in Europa hinzuwirken, in dem das deutsche Volk in 
freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt. 
So werden wir unverände rt  am Fortbestand der ein-
heitlichen deutschen Staatsangehörigkeit festhal-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Uns geht es vor allem darum, die Kontakte zwischen 
den Menschen auf allen Ebenen und in allen Lebens-
bereichen zu verbessern. Von besonderer Bedeutung 
ist dabei die weitere Entwicklung des Reiseverkehrs 
in beiden Richtungen. Wir haben mit Bef riedigung 
festgestellt, daß Reisen aus der DDR jetzt häufiger und 
großzügiger genehmigt werden und daß dadurch 
auch sehr viel mehr jüngere Landsleute aus der DDR 
in den Westen reisen konnten. Wir sehen darin einen 
wichtigen und bedeutsamen Fortschritt. Es gibt aber 
auch wie wir wissen, immer noch erhebliche 
Beschränkungen des Reiseverkehrs, die abgebaut 
werden müssen. 

Die bestehenden Vereinbarungen mit der DDR soll-
ten genutzt und, wo immer möglich, mit Leben erfüllt 
werden. Das gilt besonders für das im letzten Jahr 
geschlossene Kulturabkommen. Wir sind bereit, die 
Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technik zu ent-
wickeln. 

Aber auch neue Möglichkeiten der Begegnung wie 
Städtepartnerschaften und die Weiterentwicklung 
des Jugendaustauschs sind hier zu nennen. Bei 
Städtepartnerschaften und Jugendaustausch denken 
wir natürlich vor allem an die Begegnung nicht nur 
von Offiziellen, sondern auch der Menschen, die ganz 
unmittelbar betroffen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zunehmend wichtig wird die Zusammenarbeit auf 
dem Felde des Umweltschutzes. Maßnahmen gegen 
die Gewässer- und Luftverunreinigung sind Aufga-
ben, denen sich auch die DDR nicht entziehen darf. 
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Hier müssen Fortschritte und in einzelnen Fragen 
konkrete Ergebnisse erreicht werden. 

Durch verstärkte Zusammenarbeit im Umwelt- und 
Energiebereich kann auch der innerdeutsche Handel 
zusätzliche Impulse erhalten. Der Handel bleibt ein 
wichtiges, stabilisierendes Element der Beziehungen. 
Hier wie auch auf anderen Gebieten liegen in Zukunft 
Chancen für beide Seiten, die wir nutzen wollen. 

Meine Damen und Herren, alle diese Schritte müs-
sen dem Ziel dienen, daß sich möglichst bald und 
möglichst oft die Menschen überall in Deutschland 
frei bewegen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unsere Außenpolitik dient dem Frieden. Aus unse-
rer Geschichte haben wir gelernt: Deutsche Außenpo-
litik darf nicht wertfrei sein. Deshalb sind Achtung 
und Schutz der Menschenwürde, die Herrschaft des 
Rechts und der Menschenrechte unsere Richtschnur. 
Diese Wertorientierung bestimmt unsere Außenpoli-
tik. Deutsche Außenpolitik muß guter Nachbarschaft 
dienen. 

Mit dieser Klarheit und Beständigkeit nach allen 
Seiten setzt die Bundesregierung in der Kontinuität 
seit Konrad Adenauer ihre erfolgreiche Politik der 
Friedenssicherung und des Ausgleichs fort. Unsere 
Außenpolitik wird auch in den kommenden Jahren 
aktiv und weltweit Friedenspolitik sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir brauchen bei unseren Bürgern ein stärkeres 
Bewußtsein für die gewachsene Rolle und Verantwor-
tung der Bundesrepublik Deutschland in der interna-
tionalen Politik. Wir müssen mit ihnen auch Ziel und 
Wege unserer Sicherheitspolitik noch stärker disku-
tieren und so ihr Verständnis für die Notwendigkeit 
der Verteidigung steigern. Das Gewicht unseres Lan-
des ist viel zu gering, um die Welt allein verändern zu 
können. Es ist aber auch zu groß, als daß wir Wanderer 
zwischen den Welten sein könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Atlantische Allianz ist der Garant unserer Frei-
heit und Sicherheit. Auch für die Zukunft werden des-
halb die Stärkung des Bündnisses, seine Einheit und 
Geschlossenheit höchste Priorität genießen. Das 
Bündnis gewährleistet angesichts der fortbestehen-
den militärischen Bedrohung durch den Warschauer 
Pakt weiterhin die Sicherheit Westeuropas und die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. 

Wir bekennen uns zum politischen Konzept des 
Bündnisses, wie es im Harmel-Bericht 1967 niederge-
legt ist. Auf der Basis gesicherter Verteidigungsfähig-
keit werden wir weiterhin Dialog und Zusammenar-
beit mit den Staaten des Warschauer Pakts anstreben. 
Militärische Sicherheit und realistische Entspan-
nungspolitik widersprechen sich nicht, sondern 
bedingen und ergänzen sich gegenseitig. 

In den vor uns liegenden Jahren, meine Damen und 
Herren, werden wir uns neuen Herausforderungen für 
unsere nationale Sicherheitspolitik wie für die Allianz 
stellen müssen. Das strategische Verhältnis der Groß-
mächte zueinander kann sich durch tiefgreifende 
Abrüstungsschritte und durch verstärkte Hinwen-

dung zu defensiven Systemen verändern. Das heißt, 
wir werden uns wichtigen Aufgaben auf diesem Felde 
auch in dieser Legislaturperiode zu stellen haben. 

Wir müssen die Verteidigungsfähigkeit im Bündnis 
sichern. Zur Bündnisstrategie der flexiblen Reaktion 
gibt es in absehbarer Zeit keine Alte rnative. Für ihre 
Wirksamkeit bedarf es weiterhin ausgewogener kon-
ventioneller und nuklearer Streitkräfte, und diese 
Strategie gewährleistet die Kopplung der Sicherheit 
Europas mit der der Vereinigten Staaten von Europa 
—Entschuldigung: von Amerika. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

—Es ist, meine Damen und Herren, ja auch gar nicht 
falsch; es bet rifft auch die Zukunft der Vereinigten 
Staaten von Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Abschreckung und Verteidigung in Europa erfor-
dern auch in Zukunft die Präsenz starker amerikani-
scher Truppen sowie der übrigen Stationierungsstreit-
kräfte in der Bundesrepublik Deutschland. Vornever-
teidigung bleibt Kernelement unserer Bündnisver-
pflichtung. 

Wir müssen die Bündnisstrategie weiterentwik-
keln, und dies gilt insbesondere bei drastischen Abrü-
stungsmaßnahmen, aber auch bei anderen Entwick-
lungen wie neuen Formen der Bedrohung, neuen 
Waffensystemen oder bei Änderungen im Verhältnis 
von offensiven und defensiven, von nuklearen und 
konventionellen Waffen. 

Wir müssen dementsprechend den hohen Einsatz-
wert der Bundeswehr sicherstellen. So wie die Bun-
desrepublik Deutschland das Bündnis für ihre Sicher-
heit braucht, so braucht auch das Bündnis die Bundes-
wehr als entscheidenden Faktor seiner konventionel-
len Verteidigungsfähigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesregierung wird rechtzeitig sicherstellen, 
daß unsere Streitkräfte trotz sinkender Jahrgangsstär-
ken den erforderlichen Friedensumfang und ihre Ver-
teidigungsfähigkeit im Krisen- und Verteidigungsfall 
behalten. Der Ehrendienst des Soldaten muß — auch 
in der sozialen Ausgestaltung — attraktiv bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden dafür sorgen, daß unsere Streitkräfte auch 
in Zukunft ihrem Verteidigungsauftrag entsprechend 
ausgerüstet sind. 

Wir danken unseren Soldaten für ihren Friedens-
dienst in der Bundeswehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Auch den Zivildienstleistenden, die so vielen enga-
giert zur Seite stehen, haben wir zu danken. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU, der FDP 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Die Reform des Zivildienstes und des Rechtes auf 
Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen 
hat die Erwartungen voll erfüllt. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Wessen Erwartun

-

gen?) 
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Meine Damen und Herren, wir müssen den europäi-
schen Pfeiler im Atlantischen Bündnis stärken. Die 
NATO braucht ein starkes und einiges Europa, das 
gemeinsam seine Sicherheitsinteressen klarer und 
auch nach außen sichtbar definiert und vertritt. Dies 
liegt im Interesse der Vereinigten Staaten, und es liegt 
in unserem Interesse, denn die Verteidigung des 
freien Europa ist immer auch die Verteidigung der 
Vereinigten Staaten. 

Wir wollen die Westeuropäische Union als geeigne-
tes Forum weiterentwickeln. Gemeinsam mit Frank-
reich, mit Großbritannien, Italien und den Benelux-
Staaten werden wir alle unsere Anstrengungen ener-
gisch fortsetzen, die Westeuropäische Union wieder-
zubeleben. 

Freundschaft und enge Zusammenarbeit mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika sind für die Bun-
desrepublik Deutschland von existentieller Bedeu-
tung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie sind unverzichtbar für die Einheit des Bündnisses. 
Sie ermöglichen uns Einfluß und Mitgestaltung. Sie 
erhöhen die Chance, daß unsere deutschen und die 
europäischen Interessen Eingang finden in alle Ent-
scheidungen zu Politik und Strategie, zu Wirtschaft 
und Währung in der westlichen Gemeinschaft. 

Grundlage dieser Freundschaft bleiben die gemein-
same Wertordnung und das gegenseitige Vertrauen, 
wie es gerade seit dem Oktober 1982 sichtbar erneuert 
wurde. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

In diesem Jahr werden wir den 40. Jahrestag des 
Marshall-Plans begehen. Wir werden dieses Jubi-
läum zum Anlaß nehmen, unseren Dank für das 
damals Geleistete zu erneuern und zugleich neue 
Wege zu beschreiten, die Verbundenheit der Länder 
und Völker gerade auch bei der nachwachsenden 
Generation zu verankern. 

Meine Damen und Herren, transatlantische Part-
nerschaft darf nicht nur von den Regierungen, son-
dern muß vor allem auch von den Völkern getragen 
werden. Es wird in den nächsten Jahren entscheidend 
darauf ankommen, unser Bild in den USA und über 
die USA bei uns zu verbessern und vor allem den 
Jugendaustausch zu verstärken. 

Meine Damen und Herren, Europa ist unsere politi-
sche Zukunft. In einer Woche werden wir den 30. Jah-
restag der Unterzeichnung der Römischen Verträge 
feiern. Europa ist unsere wirtschaftliche, kulturelle 
und politische Zukunft. Nur durch immer engeren 
Zusammenschluß kann sich ein freies, demokrati-
sches Europa für die Zukunft behaupten. 

Die Einheitliche Europäische Akte hat das für alle 
verbindliche Ziel, die Europäische Union, festge-
schrieben. Sie bleibt ein vorrangiges Ziel deutscher 
Außenpolitik. 

Wir wollen ein vielgestaltiges Europa, in dem die 
gewachsenen, auch regionalen Strukturen ihren Platz 
haben. Zugleich muß dieses Europa durch immer 
engere Bande der Solidarität zusammengehalten wer-
den. Die Menschen in den einzelnen Staaten der 
Gemeinschaft müssen ein gemeinsames politisches 

Bewußtsein entwickeln, nennen wir es ruhig europäi-
schen Patriotismus. 

Wir sind entschlossen, die deutsche Präsidentschaft 
im ersten Halbjahr 1988 zu einem Aktivposten für 
Europa zu machen. Die Europäische Politische 
Zusammenarbeit steht nunmehr auf fester vertragli-
cher Grundlage. In der ständigen Abstimmung zwi-
schen den Mitgliedstaaten wächst europäische 
Außen- und Sicherheitspolitik heran. 

Die Bundesregierung bekennt sich zum „Europa 
der Bürger". Europa muß für den einzelnen konkret 
erfahrbar werden. Wir brauchen noch offenere Gren-
zen, mehr Schüler- und Wissenschaftleraustausch und 
vor allem auch die gegenseitige Anerkennung von 
Zeugnissen und Diplomen. 

Die EG steht vor wichtigen Entscheidungen. Ihre 
Finanzen müssen mittelfristig auf eine Grundlage 
gestellt werden, die eine gerechtere Aufbringung der 
Mittel und Verteilung der Lasten sicherstellt und die 
Prioritäten so setzt, daß für zukunftsorientierte Pro-
jekte mehr Raum geschaffen wird. Die Bundesrepu-
blik Deutschland ist bereit, ihren fairen Anteil dazu 
beizutragen. 

Die Vollendung des Binnenmarktes gehört zu den 
wichtigen, festen Zielen der Gemeinschaft. Die Bun-
desregierung wird alles in dieser Legislaturperiode 
Mögliche tun, damit dieses Ziel 1992 erreicht wird. 
Der einheitliche Binnenmarkt mit über 320 Millionen 
Menschen stellt für die Wirtschaft der Gemeinschaft 
und damit auch für die Wirtschaft unseres Landes eine 
unverzichtbare Basis dar, um im weltweiten Wettbe-
werb bestehen zu können. Allerdings — und darüber 
muß sich jeder im klaren sein — verlangt der Binnen-
markt von den Volkswirtschaften und Unternehmun-
gen aller Staaten, auch bei uns, erhebliche Anpassun-
gen. 

Ähnlich wie die Gründung der EWG vor 30 Jahren 
wird aber die Vollendung des Binnenmarkts bis 1992 
neue Wachstumsimpulse freisetzen; Wachstumsim-
pulse, die allen zugute kommen, nicht zuletzt dem 
Verbraucher. 

Wir wollen, daß Europa zu einer Technologiege-
meinschaft zusammenwächst, um auch auf den Welt-
märkten erfolgreich bestehen zu können. 

Auf dem Weg zur Europäischen Union wollen wir 
fortfahren, das Europäische Parlament als die 
gewählte demokratische Vertretung der Bürger in sei-
nen Befugnissen weiter zu stärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die  deutsch-französische Freundschaft war und 
bleibt die treibende Kraft im europäischen Einigungs-
prozeß. Ihre Intensität ist heute einmalig. Diese Part-
nerschaft umfaßt eine sehr weitgehende, gemeinsame 
Konzeption von europäischer Sicherheit, eine 
gemeinsame Vision von der Zukunft Europas und die 
Gesamtheit unserer politischen, wirtschaftlichen, 
technologischen und kulturellen Aktivitäten. Wir wol-
len diese privilegierte Partnerschaft weiterentwik-
keln. Zwischen Frankreich und der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es heute eine Identität der Auffas-
sungen und Interessen, die es ermöglichen sollte, 
erste Schritte auch zu einer operativ gemeinsamen 
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Außenpolitik zu tun. Das schließt auch die Möglich-
keit eines engeren Zusammengehens in der Entwick-
lungspolitik ein. 

Wir werden die begonnene militärische Zusammen-
arbeit fortentwickeln. Frankreich und Deutschland 
müssen zur politischen Kerngemeinschaft einer sich 
entwickelnden Europäischen Union werden. 

Großbritannien ist zu einer wichtigen Kraft im euro-
päischen Einigungsprozeß geworden. Es leistet un-
verzichtbare Beiträge zur Sicherheit des Westens und 
gerade auch unseres Landes. Wir schätzen diese 
Zusammenarbeit sehr hoch ein, und wir wollen sie, wo 
immer das möglich ist, weiter ausbauen. 

Wir wollen das Verhältnis zu Italien und Spanien 
intensivieren. Wir würdigen die aktive Rolle der Bene-
lux-Staaten. Mit ihnen sowie mit den anderen Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft verbindet uns bewähr-
te Freundschaft. 

Meine Damen und Herren, wir wollen die Bezie-
hungen zur Sowjetunion und den Staaten des War-
schauer Paktes intensivieren. Das West-Ost-Verhält-
nis ist in Bewegung geraten. Reykjavik hat gezeigt, 
daß beide Weltmächte interessiert sind, stabile Bezie-
hungen herzustellen und konkrete Vereinbarungen 
abzuschließen. Damit können sich neue Perspektiven 
für das West-Ost-Verhältnis und für die Abrüstung 
und Rüstungskontrolle eröffnen. 

Wir begrüßen das verabredete Treffen der Außen-
minister der USA und der Sowjetunion, und wir befür-
worten ein neues Gipfeltreffen zwischen dem Präsi-
denten der Vereinigten Staaten von Amerika und dem 
Generalsekretär der KPdSU noch in diesem Jahr. Seit 
dem Amtsantritt Generalsekretär Gorbatschows vor 
zwei Jahren hat die Sowjetunion große Erwartungen 
in Richtung auf wichtige Veränderungen im Inneren 
geweckt. Generalsekretär Gorbatschow spricht von 
„neuem Denken" in den internationalen Beziehun-
gen. Wir nehmen ihn beim Wort: Wenn sein Kurs 
Chancen birgt zu mehr Verständigung, zu mehr 
Zusammenarbeit und vor allem zu konkreten Ergeb-
nissen bei Abrüstung und Rüstungskontrolle, werden 
wir sie aufgreifen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr gut!) 

Wenn er den Weg für Kooperation zwischen allen 
west- und osteuropäischen Staaten weiter ebnet, dann 
sind wir entschlossen, dies umfassend zu nutzen — im 
Rahmen bilateraler Beziehungen wie im Rahmen des 
West-Ost-Dialogs insgesamt. Meine Damen und Her-
ren, wir werden dabei weder die Realitäten aus den 
Augen verlieren noch Illusionen nachjagen, noch 
bestehende Gegensätze verwischen. 

Die Bundesregierung bekräftigt ihre langfristig 
angelegte Politik, die Beziehungen zu allen Staaten 
Mittel-, Ost- und Südost-Europas in allen Bereichen 
und auf allen Ebenen zu entwickeln. Sie will diesen 
Staaten ein zuverlässiger, ein berechenbarer und 
auch ein vertrauensvoller Partner für Dialog und 
Zusammenarbeit sein. Die Grundlage sind die 
geschlossenen und geltenden Verträge und die 
Schlußakte von Helsinki, nach deren Buchstaben und 
Geist wir unsere Politik gestalten wollen. 

Wir werden dabei auch eingedenk unserer leidvol-
len Geschichte den Weg der Verständigung mit dem 
polnischen Volk fortsetzen. Insbesondere wollen wir 
die junge Generation beider Länder enger zusam-
menführen und damit den neuen Generationen eine 
friedliche Zukunft sichern. 

Die Beziehungen zur Sowjetunion sind für uns von 
zentraler Bedeutung. Sie zu festigen und zu vertiefen 
entspricht den Interessen und Wünschen der Men-
schen in unseren beiden Staaten. Wir fördern damit 
die Verständigung zwischen West und Ost und stär-
ken den Frieden in Europa. Die deutsch-sowjetischen 
Beziehungen bieten auf allen Feldern noch erhebliche 
unausgeschöpfte Möglichkeiten: Wir wollen den poli-
tischen Dialog intensivieren; wir wollen Fortschritte 
auf humanitärem Gebiet; wir wollen die vorbereiteten 
Abkommen über wissenschaftlich-technologische 
Zusammenarbeit und Verkehr alsbald in Kraft setzen; 
wir wollen in Kürze ein Umweltabkommen erreichen; 
und wir wollen das deutsch-sowjetische Kulturab-
kommen durch Abschluß eines Zweijahresprogramms 
endlich mit Leben erfüllen. 

Wir sind bereit, einer breit angelegten wirtschaftli

-

chen Zusammenarbeit zwischen West und Ost den 
Weg zu ebnen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr gut!) 

Langfristige, gegenseitig vorteilhafte und ausgewo-
gene Wirtschaftsbeziehungen bleiben für uns ein 
wichtiges Element in unseren Beziehungen zur 
Sowjetunion und zu den übrigen Staaten des War-
schauer Pakts. Wir bieten kontinuierliche, zukunfts-
orientierte Zusammenarbeit an, auch in neuen For-
men der Kooperation. Sie sollen Thema einer West-
Ost-Konferenz über wirtschaftliche Zusammenarbeit 
sein, die ich im vergangenen Jahr vorgeschlagen habe 
und die inzwischen als gemeinsamer Vorschlag der 
Europäischen Gemeinschaft im Wiener KSZE-Folge-
treffen eingeführt wurde. 

Die Konferenz über Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa bleibt ein unerläßliches Instrument, 
den Frieden zu sichern, die Spaltung Europas zu über-
winden, die Zusammenarbeit auf allen Gebieten zu 
fördern und die Menschen einander näherzubringen. 
Beim Wiener KSZE-Folgetreffen strebt die Bundesre-
gierung deshalb in Übereinstimmung mit unseren 
Partnern und Freunden ein substantielles und ausge-
wogenes Schlußdokument an. Wir wollen konkrete 
Fortschritte im Bereich der Sicherheit, in der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit, bei wissenschaftlich

-

technologischem Austausch, für den Schutz unserer 
Umwelt, zur Lösung humanitärer Fragen und vor 
allem Achtung der Menschenrechte in allen Teilneh-
merstaaten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unser Kriterium für echte Fortschritte in den West-
Ost-Beziehungen ist und bleibt die Lage der Men-
schen in unserem geteilten Volk und auf unserem 
Kontinent. Wir begrüßen erste Anzeichen einer 
Wende zum Besseren in der sowjetischen Menschen-
rechtspolitik, und wir hoffen, daß sich diese Anzei-
chen fortentwickeln. Wir bleiben bei unserer Forde-
rung, daß alle politischen Gefangenen freigelassen 
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werden, auch in allen Ländern des Warschauer Pak-
tes. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Und wir erwarten, daß die neue Ausreisegesetzge-
bung der Sowjetunion endlich das Leid seit langem 
getrennter Familien lindert; dabei denken wir nicht 
zuletzt an unsere deutschen Landsleute, die betroffen 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir streben intensiv 
nach Abrüstung und Rüstungskontrolle. Gemeinsam 
mit unseren westlichen Verbündeten wollen wir den 
Prozeß der Abrüstung und Rüstungskontrolle in allen 
Verhandlungsforen dynamisch fortsetzen. Unser Ziel 
ist und bleibt, Sicherheit für alle Beteiligten auf einem 
möglichst niedrigen, ausgewogenen Streitkräfteni-
veau zu gewährleisten. Dies setzt aber voraus, daß die 
Sicherheit aller berücksichtigt wird. Unser nach-
drückliches und konsequentes Eintreten für Abrü-
stung und Rüstungskontrolle bleibt ein unverzichtba-
rer Bestandteil der Sicherheitspolitik der Bundesre-
gierung. 

Seit Reykjavik liegen auf den Verhandlungstischen 
die umfassendsten Vorschläge beider Seiten in der 
Geschichte der Rüstungskontrollverhandlungen. Wir 
hoffen, daß die USA und die Sowjetunion diese 
Chance nutzen und durch Kompromißbereitschaft zu 
Ergebnissen kommen. Das Interesse der Verbündeten 
und der Bundesregierung richtet sich in besonderem 
Maße darauf, möglichst bald ein Abkommen mit dem 
Ziel abzuschließen, die sowjetischen und amerikani-
schen nuklearen Mittelstreckenflugkörper größerer 
Reichweite zu beseitigen. 

Die Bundesregierung stimmt der in Reykjavik in 
Aussicht genommenen INF-Regelung zu: Null-
Lösung in Europa bei gleichzeitiger weltweiter Ver-
ringerung dieser Systeme auf jeweils 100 Gefechts-
köpfe. Ein solches Ergebnis entspräche der von den 
Bündnispartnern seit dem NATO-Doppelbeschluß 
1979 nachdrücklich verfolgten Zielvorstellung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Ein baldiger Abschluß eines INF-Abkommens wäre 
ein sichtbares Zeichen für den E rnst und die Glaub-
würdigkeit der Rüstungskontrollbemühungen. Von 
ihm würde ein wichtiger Impuls auf die anderen 
Bereiche ausgehen. 

Als Sorge, meine Damen und Herren, bleibt die 
drückende sowjetische Überlegenheit bei den Mittel-
streckenwaffen kürzerer Reichweite. Die Bundesre-
gierung erwartet deshalb, daß sich die beiden Welt-
mächte konkret und verbindlich verpflichten, sofor-
tige Folgeverhandlungen über die Mittelstreckensy-
steme kürzerer Reichweite aufzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ziel dieser Verhandlungen muß es sein, alle diese 
Systeme auf ein niedriges Niveau mit gleichen Ober-
grenzen zu reduzieren. 

Meine Damen und Herren, Reykjavik hat auch Aus-
sichten auf drastische Reduzierungen im Bereich 
strategischer Offensivwaffen eröffnet. Beide Seiten 
bekennen sich zum Ziel einer 50%igen Reduzierung 
dieser Systeme innerhalb von fünf Jahren. Wir unter-
stützen dies nachdrücklich. In Genf müssen beide 
Verhandlungspartner Anstrengungen unternehmen, 
für das Verhältnis von Offensiv- und Defensivwaffen 
eine die Sicherheitsinteressen beider Seiten berück-
sichtigende, kooperative Lösung zu finden. Dies gilt 
auch für die Anwendung des ABM-Vertrages. Ich bin 
weiterhin der Auffassung, daß drastische Reduzierun-
gen der Offensivwaffen Einfluß auf Notwendigkeit 
und Umfang von Defensivsystemen haben müssen. 

Meine Damen und Herren, ein verläßlich verifizier-
barer nuklearer Teststopp ist für die Bundesregierung 
ein wichtiges Ziel, das nach unserer Auffassung 
schrittweise verwirklicht werden kann. 

Nukleare Abrüstung verschärft das Problem des 
konventionellen Ungleichgewichts in Europa. Wir 
müssen deshalb ohne Verzug und nachdrücklich ver-
stärkte Anstrengungen unternehmen, um ein nach-
prüfbares, umfassendes und stabiles Gleichgewicht 
konventioneller Streitkräfte auf niedrigerem Niveau 
zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Dregger (CDU/CSU]: Das ist das Wich

-

tigste!) 

Die konventionelle Überlegenheit des Warschauer 
Paktes muß abgebaut werden, insbesondere auch 
seine Fähigkeit zum Überraschungsangriff und zu 
raumgreifender Offensive. Damit würden vor allem 
auch Stabilität und Sicherheit für ganz Europa 
gestärkt werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Das Nordatlantische Bündnis hat daher auf deutsch-
französischen Vorschlag hin die Initiative ergriffen, 
um dieses Ziel schrittweise zu erreichen. Demzufolge 
wurden in Wien Gespräche mit den Staaten des War-
schauer Paktes über ein Mandat für eine Konferenz 
über konventionelle Rüstungskontrolle in ganz 
Europa aufgenommen. 

Wir erhoffen zügige Fortschritte auch in den laufen-
den Verhandlungen über ein weltweites Verbot che-
mischer Waffen. 
Zusammen mit unseren Partnern streben wir an, 

daß die Konferenz über vertrauens- und sicherheits-
bildende Maßnahmen in Europa, die im September 
1986 wichtige vertrauensbildende Maßnahmen errei-
chen konnte, fortgesetzt wird. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn in 
diesen Schlüsselfragen der Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle ein breiter Konsens im Deutschen Bundes-
tag erreichbar wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit einem gerechten Interessenausgleich zwischen 
Nord und Süd wollen wir zum Frieden in der Völker-
gemeinschaft beitragen. Unsere Beziehungen zu den 
neuen politischen Schwerpunkten der Dritten Welt 
müssen über Handelsaustausch und Entwicklungs-
hilfe hinausgehen. Wir wünschen mit diesen Ländern 
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einen umfassenden und stetigen politischen Dialog 
zwischen gleichberechtigten Partnern als ein wichti-
ges Element unserer Zusammenarbeit. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang den Beitrag 
von Entwicklungsländern zur internationalen Diskus-
sion über die Sicherung des Weltfriedens ausdrück-
lich würdigen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr gut!) 

Wir unterstützen das Bestreben der Entwicklungs-
länder nach Unabhängigkeit, ihren Wunsch nach 
Selbstbestimmung und nach eigenständiger Gestal-
tung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
entsprechend ihrer eigenen kulturellen Tradition. 

Echte Blockfreiheit und regionale Zusammenarbeit 
sind wichtige Elemente in den internationalen Bezie-
hungen. 

Die Welt von morgen, meine Damen und Herren, 
wird nur dann in Frieden, Freiheit und Stabilität leben 
können, wenn es gelingt, Hunger und Not zu verrin-
gern, das Wohlstandsgefälle zwischen Nord und Süd 
abzubauen und — wo immer möglich — Menschen-
rechte durchzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir gewähren weiterhin jenen Asyl, die aus politi-
schen, rassischen oder religiösen Gründen verfolgt 
werden. 

(Beifall des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

Wir können aber die wirtschaftlichen Probleme der 
Welt nicht durch Einwanderung in die Bundesrepu-
blik Deutschland lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für die Menschen in der Welt, die hungern und wirt-
schaftliche Not leiden, ist und bleibt die beste Hilfe die 
Hilfe vor Ort. 

Nach der Neuorientierung der letzten Jahre haben 
wir unserer Hilfe jetzt folgende Schwerpunkte gege-
ben: Konzentration auf die Ärmsten, Sicherung der 
Ernährung aus eigener Kraft, mehr Spielraum für 
Selbsthilfe, stärkere Berücksichtigung der Rolle der 
Frau im Entwicklungsprozeß, Bildung und Ausbil-
dung, losgelöst von unangebrachten westlichen Vor-
bildern, Schutz der Umwelt auch in der Dritten Welt 
und Hilfe für Maßnahmen zur Strukturanpassung. 

Wir wollen Rückflüsse aus der Kapitalhilfe schritt-
weise wieder zur Finanzierung neuer Maßnahmen 
einsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ohne wirtschaftliche Dynamik und wachsende 
Produktivität werden jedoch Armut und wirtschaftli-
che Rückständigkeit in der Dritten Welt nicht zu über-
winden sein. Wir vertrauen deshalb auch hier vor 
allem auf private Initiative und auf die Leistungsfähig-
keit offener und freier Märkte. 

Unsere staatliche Entwicklungspolitik muß gezielt 
struktur- und leistungsschwache Regionen fördern. 
Nur so können sich mehr eigenständige Produktivität 
und mehr unternehmerisches Handeln im Handwerk, 
im Kleingewerbe und in den kleinen und mittleren 
ländlichen Betrieben entwickeln. 

Entwicklungshilfe ist nicht nur Aufgabe des Staates. 
Sie ist eine moralische Aufgabe und Pflicht der ganzen 
Gesellschaft. Ich danke allen für Spendenbereitschaft 
und persönliches Engagement bei der Bekämpfung 
von Hunger und Armut in der Dritten Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Ich danke vor allem den Kirchen, die dazu beigetra-
gen haben, eine hohe Sensibilität in unserem Lande 
für die Not in der Dritten Welt zu schaffen. Wir werden 
die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisatio-
nen fortsetzen und, wo immer möglich, verstärken. 

Der weitere Ausbau unserer freundschaftlichen 
Beziehungen zu den Staaten Asiens, Lateinamerikas, 
Afrikas, des Nahen und Mittleren Ostens und des süd-
pazifischen Raumes hat für die Bundesregierung 
große Bedeutung. Einige dieser Staaten sind kochent-
wickelte Industrieländer. Die meisten von ihnen aber 
sind Entwicklungsländer, die von uns beim Aufbau 
ihrer Wirtschaft besondere Solidarität und Koopera-
tionsbereitschaft erwarten. 

Die stetig wachsende weltpolitische und weltwirt-
schaftliche Bedeutung Asiens ist uns sehr bewußt. 

Japan ist im westlichen System außerhalb der euro-
päischen Gemeinschaft und der NATO schon heute 
unser wichtigster Partner. Dieser Entwicklung wer-
den wir auch künftig Rechnung tragen. 

Die Volksrepublik China ist für uns ein besonders 
wichtiger und vertrauenswürdiger Partner geworden. 
Trotz unterschiedlicher Gesellschaftssysteme unserer 
beiden Länder haben sich ein breiter Konsens in der 
Bewertung politischer Fragen und zahlreiche gemein-
same Interessen und Zielsetzungen ergeben. Es ist 
das Ziel der Bundesregierung, das schon jetzt beste-
hende Netz politischer, wirtschaftlicher und kulturel-
ler Zusammenarbeit mit der Volksrepublik China 
noch dichter zu knüpfen. 

Mit den sechs ASEAN-Staaten hat sich auf deutsche 
Initiative hin eine enge Zusammenarbeit sowohl bila-
teral als auch im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft entwickelt. Wir wollen diese Zusammenarbeit 
weiter pflegen. 

Mit Indien, der volksreichsten Demokratie der 
Erde, verbinden uns traditionell gute Beziehungen. 
Wir sind entschlossen, den wirtschaft lichen und kul-
turellen Austausch weiter auszubauen, den politi-
schen Dialog zu vertiefen und vor allem die entwick-
lungspolitische Zusammenarbeit im Rahmen des 
Möglichen fortzuführen. 

Ein weiteres Schwerpunktland unserer Zusammen-
arbeit bleibt Pakistan. Ausgehend von unseren 
freundschaftlichen Beziehungen zu beiden Ländern 
sehen wir mit Genugtuung die erfolgreichen gemein-
samen Bemühungen, historische Belastungen abzu-
bauen. 

Ich habe an dieser Stelle schon vor vier Jahren den 
Abzug der sowje tischen Truppen aus Afghanistan 
und der vietnamesischen Truppen aus Kambodscha 
gefordert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abgeordneten Dr. Vogel [SPD]) 
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Nach wie vor wird beiden Völkern das Selbstbestim-
mungsrecht verweigert. Wir appellieren an die 
Sowjetunion, ihren Ankündigungen für eine politi-
sche Lösung Taten folgen zu lassen. Die Leiden dieser 
Völker müssen endlich ein Ende haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Mit den Ländern Lateinamerikas verbinden uns 
traditionell gute und enge Beziehungen. Seit Über-
nahme der Regierungsverantwortung haben wir die-
sen Beziehungen neue Impulse gegeben und damit 
der wachsenden Bedeutung dieses Subkontinents für 
uns und für unsere europäischen Partner Rechnung 
getragen. Diesem Ziel dient auch die gegenwärtige 
Reise des Herrn Bundespräsidenten. Wir werden 
diese Beziehungen — insbesondere zu den Schlüssel-
ländern der Region: Argentinien, Brasilien und 
Mexiko — auf allen Gebieten vertiefen. 

Wir werden alle geeigneten Initiativen für eine 
friedliche Lösung der Krise in Zentralamerika unter-
stützen. Gewalt und soziale Ungerechtigkeit müssen 
überwunden werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Contras raus aus 
Nicaragua!)  

Meine Damen und Herren, Afrika bleibt ein wichti-
ges Feld unserer Außen- und Entwicklungspolitik. 
Die Staaten Afrikas brauchen Frieden. Sie bedürfen 
unserer Unterstützung, um ihre Aufgaben für die 
Zukunft aus eigener Verantwortung zu lösen. 
Gemeinsam mit unseren europäischen Partnern und 
unseren westlichen Verbündeten werden wir auch 
künftig dafür eintreten, daß in Südafrika Apartheid 
und Rassendiskriminierung mit friedlichen Mitteln 
überwunden und die Menschenrechte allen Bürgern 
dieses Landes in gleicher Weise gewährt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Südafrika bedarf einer politischen und gesellschaftli-
chen Ordnung, die es auch der schwarzen und farbi-
gen Bevölkerungsmehrheit ermöglicht, die politi-
schen Geschicke des Landes mitzubestimmen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Zu entscheiden!) 

Die Bundesregierung appelliert an alle Beteiligten, 
den friedlichen Weg des Dialogs zu gehen. Wir wer-
den diesen Dialog nach Kräften fördern. Unsere Maß-
nahmen zugunsten der von der Apartheid betroffenen 
Bevölkerung werden wir verstärken und die Mittel 
dafür erhöhen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit den Staaten des Nahen und Mittleren Ostens 
verbindet uns vielfältige politische, wirtschaftliche 
und kulturelle Zusammenarbeit. Um so größer ist die 
Sorge, daß Kriege und Konflikte, Terror und Gewalt in 
dieser Region nicht enden wollen. 

Grundlage unserer Politik ist die Achtung der 
berechtigten Interessen aller Völker und Staaten in 
dieser Region. Unverändert wird sich unsere Politik 
am Existenzrecht Israels in sicheren Grenzen, am 
Selbstbestimmungsrecht des palästinensischen Vol-
kes und am beiderseitigen Gewaltverzicht orientie-
ren. Den Lebens-, Freiheits- und Sicherheitsinteres-
sen Israels gelten weiter unser Interesse und unsere 

Sorge. Wir begrüßen herzlich den bevorstehenden 
Besuch des israelischen Staatspräsidenten in der Bun-
desrepublik Deutschland als ein bedeutsames histori-
sches Ereignis. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD sowie bei Abgeordneten der GRÜ-

NEN) 

Unsere traditionell freundschaftlichen Beziehungen 
mit den arabischen Ländern wollen wir weiterentwik-
keln. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Für Waffenex

-

porte!) 

Bei der immer dringlicher werdenden Suche nach 
friedlichen Konfliktlösungen arbeiten wir mit unseren 
Partnern in Europa und den Vereinigten Staaten eng 
zusammen. Am 23. Februar dieses Jahres haben sich 
die EG-Außenminister mit ihrer gemeinsamen Erklä-
rung für eine internationale Nahost-Friedenskonfe-
renz ausgesprochen und sich bereit erklärt, dabei eine 
hilfreiche Rolle zu übernehmen. 

Meine Damen und Herren, angesichts zahlreicher 
Krisen und Konflikte in nahezu allen Regionen der 
Welt sind die Vereinten Nationen das unentbehrliche 
zentrale Forum weltweiter Verständigung und 
Zusammenarbeit. Wir werden unserer politischen 
Verantwortung im Sicherheitsrat gerecht werden. Wir 
würdigen auch die Arbeit der UN-Sonderorganisatio-
nen. Gemeinsam mit unseren Partnern wird die Bun-
desregierung weiterhin nach Kräften dazu beitragen, 
die UNESCO zu reformieren und ihre Universalität 
wiederherzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die der deutschen Außenpolitik gestellten Aufga-
ben erhöhen die Anforderungen an unsere Mitarbei-
ter im auswärtigen Dienst. Die Bundesregierung wür-
digt, daß sie oft unter schwierigen äußeren Bedingun-
gen und großen persönlichen Gefahren ihre Pflicht 
erfüllen. Der Mord an Gerold von Braunmühl hat dies 
uns allen erneut drastisch vor Augen geführt. 

Die Bundesregierung bekennt sich in ihrer Außen-
politik immer wieder — wie es im Art. 1 unseres 
Grundgesetzes heißt — „zu unverletzlichen und 
unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage 
jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und 
der Gerechtigkeit in der Welt". Gerade für unsere jun-
gen Mitbürger wollen wir ein Leben in Freiheit, Frie-
den und Gerechtigkeit. Wir wollen ihnen die Aussicht 
auf eine Welt eröffnen, in der es sich zu leben und zu 
wirken lohnt. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Unser Regierungsprogramm ist getragen von der 
Verantwortung für die Generationen, die nach uns 
kommen. Doch die junge Generation muß dabei mit-
machen. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Aber 
nicht bei Ihrem Programm!) 

Sie muß ihre eigene Verantwortung erkennen. So wie 
wir die Weisheit und Erfahrung der Älteren brauchen, 
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so brauchen wir den Idealismus, den Mut und die Tat-
kraft der jungen Generation. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir brauchen auch ihr Vertrauen — das Vertrauen in 
unsere Demokratie und in die Werte, die sie tragen. 
Demokratie ist eine anspruchsvolle Ordnung. Ihre 
Lebenskraft und ihre Zukunft hängen von Anerken-
nung und von Zustimmung der nachwachsenden 
Generation ab. 

Viele junge Menschen wollen wissen, in welche 
Zukunft der Weg führt und welchen persönlichen Bei-
trag sie leisten können. Wir können ihnen mit gutem 
Gewissen sagen: Ihr habt guten Grund zur Zuver-
sicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei den GRÜNEN — Zuruf von der 

SPD: Pflichtweisheit!) 

Kaum eine Generation zuvor konnte so berechtigt 
die Hoffnung auf ein ganzes Leben in Frieden und 
Freiheit haben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Auf einen Super-
GAU!) 

Die bittere Erfahrung von Krieg und Gewaltherrschaft 
darf sich nicht wiederholen — das ist die Lehre der 
Geschichte unseres Jahrhunderts. 

Jungen Menschen bieten sich — bei allen Pro-
blemen und Fragen — vielfältige Lebenschancen. Mit 
Lernfreude, mit Fleiß, mit Phantasie und mit Mittun 

(Zuruf von der SPD: In die Arbeitslosig-
keit!) 

können sie weit vorankommen, wenn sie neben den 
Rechten auch die Pflichten akzeptieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir leben in einem Land der freien Welt — mit sehr 
viel Freiraum für sinnerfülltes Handeln. Mit persönli-
chen und privaten Initiativen, mit Mitmenschlichkeit 
und Dienst am Nächsten läßt sich viel Gutes tun — 
hier, bei uns zu Hause in der Bundesrepublik 
Deutschland, und draußen in der Welt in der Hilfe für 
Unterdrückte und Notleidende. 

Mit der jungen Generation — und für sie — wollen 
wir die Zukunft gewinnen. Ich bitte alle unsere Mit-
bürgerinnen und Mitbürger um ihre Mithilfe. Mit Tat-
kraft, mit Mut und mit Zuversicht wollen wir Deutsch-
land, unserem Vaterland, dienen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU und der FDP — Abgeordnete der CDU/ 

CSU erheben sich) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich werde jetzt die Sitzung bis 14 Uhr unterbre-
chen. 

Wir werden dann mit der Beratung des Tagesord-
nungspunktes 2 — Beschlußfassung über das Verfah-
ren für die Berechnung der Stellenanteile der Fraktio-
nen — beginnen. Dann werden wir die Aussprache 
über die Erklärung der Bundesregierung fortsetzen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 12.34 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Stücklen: Die unterbrochene Sitzung 
ist wieder eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 
Beschlußfassung über das Verfahren für die 
Berechnung der Stellenanteile der Fraktio-
nen 
— Drucksachen 11/53, 11/55 — 

Meine Damen und Herren, zu diesem Tagesord-
nungspunkt liegen ein Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP auf Drucksache 11/53 sowie 
ein Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck-
sache 11/55 vor. Eine Aussprache ist nicht vorgese-
hen. 

(Abg. Kleinert [Marburg] [GRÜNE] meldet 
sich zu Wort) 

— Zur Geschäftsordnung? — Abgeordneter Kleinert, 
bitte sehr. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Ich möchte unseren 
Antrag kurz begründen. Es geht nicht um eine neben-
sächliche Frage, wie man das auf den ersten Blick 
meinen könnte, sondern um ein demokratisches 
Grundprinzip: Es geht um die Frage der Beteiligung 
der Fraktionen an Ausschüssen und Gremien des 
Deutschen Bundestages. 
Wir teilen die Auffassung der anderen Fraktionen, 

daß die Zahl der Sitze nach dem Lague/Schepers-Ver-
fahren berechnet werden sollte. Darüber hinaus sollte 
aber — da liegt der Unterschied zwischen den Anträ-
gen — für jede Fraktion im Grundsatz ein Grundman-
dat festgelegt werden, denn nur auf diesem Wege läßt 
sich gewährleisten, daß alle Fraktionen bei der Gre-
mienbesetzung auch wirklich zum Zuge kommen und 
damit alle Fraktionen auch vollständig an der Willens-
bildung in den Ausschüssen und Gremien des Parla-
ments beteiligt sind. 
Wir als GRÜNE haben in den vergangenen Jahren 

und auch schon in dieser Legislaturperiode verschie-
denste Erfahrungen machen müssen. Wir haben die 
Erfahrung machen müssen, daß uns, wo immer es 
ging, die Mehrheit in diesem Haus den Zutritt zu 
bestimmten Gremien verwehrt hat. Das war in der 
letzten Pe riode bei der PKK so, das war bei der G- 
10-Kommission so, das war bei der Haushaltskontrolle 
so. Das war wieder so, als es um die Besetzung des 
Bundestagspräsidiums ging. Ich sage Ihnen voraus, 
daß wir in zwei Wochen, wenn es erneut um die Par-
lamentarische Kontrollkommission gehen wird, wie-
der eine ähnliche Situation erleben werden. 
Wer diese Diskriminierungspraxis wirklich been-

den will, sollte sich dazu aufraffen, jeder Fraktion ein 
solches Grundmandat zuzubilligen. Einzelfallrege-
lungen blieben davon unbenommen. Wenn es die 
Zahl unbedingt erforderlich machen würde, ist jeder-
zeit eine freie Vereinbarung über einen Verzicht auf 
die Inanspruchnahme eines einzelnen Mandates 
möglich. Lassen Sie uns das so regeln, dann haben wir 
ein vernünftiges demokratisches Verfahren, bei dem 
alle Seiten angemessen zum Zuge kommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Zur Geschäftsordnung, 
Herr Abgeordneter Dr. Bötsch. 
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Dr. Bötsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich beantrage, den Antrag der 
GRÜNEN abzulehnen und dem gemeinsamen Antrag 
von CDU/CSU, SPD und FDP stattzugeben. Offen-
sichtlich fällt der Fraktion DIE GRÜNEN zu diesem 
Thema nichts mehr ein, denn das gleiche haben wir 
schon zu Beginn der 10. Legislaturperiode im März 
1983 gehört. Ich würde Ihnen raten, das vielleicht auf 
der Liste der Wiedervorlagen zu streichen und das 
Thema endgültig zu den Akten zu legen, dann brau-
chen Sie es nicht jedesmal wieder vorzutragen. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

— Auch wenn Sie ziemlich neu sind, sage ich das 
trotzdem. Nach unserer Auffassung besteht nämlich 
keine Veranlassung, das Proportionalverfahren nach 
St. Lague/Schepers zu ändern oder in irgendeiner 
Form, so wie Sie es vorschlagen, zu ergänzen. 

In den ersten acht Wahlperioden galt ein anderes 
Berechnungsverfahren. Es hat sich als mit Mängeln 
behaftet erwiesen, und deshalb hat der Deutsche Bun-
destag ab der 9. Legislaturperiode beschlossen, das 
bis heute und auch jetzt vorgeschlagene Berech-
nungsverfahren einzuführen. Das Berechnungsver-
fahren vermeidet die Nachteile der früheren Verfah-
ren und trägt außerdem dem Schutze der Minderhei-
ten in einem Ausmaße Rechnung, wie dies früher 
nicht der Fall war, 

(Zuruf des Abg. Kleinert [Marburg] 
[GRÜNE]) 

und das sollten bitte auch Sie zur Kenntnis nehmen, 
meine Damen und Herren. Dieses Verfahren hat sich 
bewährt. Ihr Antrag bringt keine Verbesserungen, 
und deshalb lehnen wir ihn ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Wortmel-
dungen zur Geschäftsordnung? — Dann kommen wir 
zur Abstimmung, zunächst über den Antrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/55. Wer stimmt 
dafür? Ich bitte um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Bei zwei Enthaltungen mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP auf Drucksache 11/53 
ab. Wer stimmt dafür? — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei einer Anzahl von Gegenstimmen mit gro-
ßer Mehrheit angenommen. 

Wir setzen die Beratungen mit Tagesordnungs-
punkt 1 — Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung — fort und kommen zur Aussprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Wir haben heute vormittag 
die Regierungserklärung eines Bundeskanzlers 
gehört, der noch nicht einmal das uneingeschränkte 
Vertrauen seiner eigenen Fraktion besitzt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Unter denen, die Ihnen heute vormittag, Herr Bundes-
kanzler, Beifall gespendet haben, sind 15, die Ihnen 

vor einer Woche bei der Kanzlerwahl ihre Stimme ver

-

weigert haben. 

(Feilcke [CDU/CSU]: „Das sage ich ohne 
Häme" !) 

Auch wenn Herr Kollege Dregger in einem Anflug 
von schwarzem Humor erklärt hat, die Kanzlerwahl 
sei keine Entscheidung von Belang, da sei die 
Geschlossenheit der Fraktion nicht notwendig, 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Was wären Sie froh gewesen, vier über 

der Mehrheit zu haben!) 

dann ist doch die Wahrheit: Die Stimmenverweige-
rung ist ein Zeichen der Schwäche und zugleich ein 
Armutszeugnis für diejenigen in Ihrer Fraktion, die 
bei offenen Abstimmungen für und bei geheimer 
Wahl gegen Sie stimmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Stimmenverweigerung in Ihren eigenen Rei-
hen 

(Feilcke [CDU/CSU]: Zum Glück kennen Sie 
so etwas nicht!) 

ist Ausdruck der Unzufriedenheit mit dem Ergebnis 
der Koalitionsverhandlungen und Ausdruck des Pro-
testes gegen Ihre personellen Entscheidungen; und in 
der Tat: Man kann diesen Protest verstehen. Man 
kann verstehen, daß selbst konservative Leitartikler 
von Ihrem Kabinett sagen, es sei nicht ein Kabinett der 
Mitte, sondern ein Kabinett des Mittelmaßes 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

oder gar, wie eine besonders konservative Zeitung im 
Südwesten schrieb: Dieses Kabinett sei eine spezielle 
Form der Null-Lösung, 

(Lachen und Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

einer allerdings etwas opulent geratenen Null

-

Lösung, wenn man bedenkt, daß die Zahl der Regie-
rungsmitglieder in Ihrer Amtszeit um zwei Minister, 
um sieben Parlamentarische Staatssekretäre und 
Staatsminister sowie nach dem Stande von heute vor-
mittag — das kann sich aber am Nachmittag schon 
weiter ändern — um einen weiteren beamteten 
Staatssekretär zugenommen hat. 

Ich sage: Es ist ein Kabinett der Fragezeichen. 
Warum z. B., Herr Bundeskanzler, haben Sie Herrn 
Wallmann zum Bundesminister ernannt und ihn 
schwören lassen, daß er in Bonn seine Pflicht tun will, 
während er gleichzeitig im hessischen Wahlkampf 
erzählt, er wolle alle seine Kraft dem Lande Hessen 
widmen? Was gilt denn nun eigentlich? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN- — 
Feilcke [CDU/CSU]: Das sagt ein Wandervo

-

gel!)  

Wenn man Ihre Neuzugänge auf der Regierungs-
bank betrachtet, dann fragt man sich, warum Sie, Herr 
Bundeskanzler, eigentlich den Kollegen Windelen 
und Dollinger den Laufpaß gegeben haben und das 
zudem in einer eher brüskierenden und kränkenden 
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Weise, den diese Herren, die Ihnen loyal gedient 
haben, so nicht verdient haben? 

(Beifall bei der SPD) 

Auch würden wir gerne von Ihnen hören, Herr Bun-
deskanzler — dazu war in den zweieinhalb Stunden 
offenbar keine Zeit — , was eigentlich die Frau Kolle-
gin Wilms ausgerechnet für das innerdeutsche Mini-
sterium qualifiziert. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, warum haben Sie eigentlich das 
in die Form einer Drohung gekleidete Angebot des 
Herrn Strauß, er werde Herrn Zimmermann für das 
Innenministerium nicht mehr zur Verfügung stellen, 
nicht auf der Stelle angenommen? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ein solches Angebot werden Sie so schnell nicht wie-
der bekommen. 

(Heiterkeit und erneuter Beifall bei der SPD 
und den GRÜNEN) 

Wie dem auch sei: Unser Volk hat am 25. Januar 
1987 über die Verteilung der politischen Verantwor-
tung auf der Bundesebene für die nächsten vier Jahre 
entschieden. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Uns ist durch diese Entscheidung für eine weitere 
Legislaturperiode die Aufgabe der Opposition über-
tragen worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir akzeptieren diese Entscheidung ohne Wenn und 
Aber. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wissen um die Verantwortung, die wir als Oppo-
sition für das Ganze tragen, und wir werden auch in 
dieser Legislaturperiode dieser Verantwortung 
gerecht werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht nur in die-
ser!) 

Das Wahlergebnis vom 25. Januar hat aber nicht 
nur über die Aufgabenverteilung in diesem Hause 
entschieden. Es hat darüber hinaus wichtige Erkennt-
nisse über den politischen Willen und die politischen 
Vorstellungen unseres Volkes vermittelt. Das Ergeb-
nis vom 25. Januar bedeutet, daß wir trotz des hervor-
ragenden Einsatzes von Johannes Rau und des großen 
Engagements vieler Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten, für das ich auch von dieser Stelle aus 
danke, 

(Beifall bei der SPD) 

unser Wahlziel nicht erreicht haben. Über die Gründe 
werden wir mit uns selbst zu Rate gehen. Es bedeutet 
aber auch, daß Ihre Partei, Herr Bundeskanzler 
— darum wäre ich hier mit Schadenfreude ein biß-
chen vorsichtig — , das schlechteste Resultat seit der 
Bundestagswahl 1949 erzielt hat und daß Sie schlech-
ter abgeschnitten haben als Herr Strauß im Jahre 

1980. Drum ist der in den letzten Wochen und Mona-
ten auch so vergnügt. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des 
Abg. Feilcke [CDU/CSU]) 

Gewinner dieser Wahl waren die kleineren Par-
teien, die FDP deshalb, weil sie im Wahlkampf in den 
Fragen der Entspannungspolitik und der inneren 
Liberalität realistische Positionen eingenommen hat 
— Positionen, die aus der Zeit der sozialliberalen 
Koalition stammen und die von Herrn Strauß und der 
Stahlhelmgruppe der Union mit großer Erbitterung 
bekämpft wurden und nach ganz kurzem Waffenstill-
stand wieder mit der gleichen Erbitterung bekämpft 
werden. 

Die GRÜNEN haben zugenommen, weil sie den 
Protest gegen das geist- und hilflose „Weiter so" der 
Konservativen mit der Radikalität und der Unbedingt-
heit derer formuliert haben, die genau wissen, daß sie 
diesen Protest nicht in praktische Politik umsetzen 
müssen, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: 

Eine Unterstellung!) 

ja, die zum Teil als Fundamentalisten die Übernahme 
politischer Verantwortung überhaupt ablehnen. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Rau hat uns geholfen! 
Der neokonservative Rau hat uns gehol- 

fen!) 

Daß sich dennoch über drei Millionen unserer Mitbür-
gerinnen und Mitbürger — — 

Herr  Präsident, Ihre Bemühungen sind wirklich 
dankenswert, aber daß Sie mir jetzt schon das rote 
Licht geben, ist zuviel Liebenswürdigkeit. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Dr. Vogel, das Licht 
ist nicht rot. 

Dr. Vogel (SPD): Ich empfinde das, Herr Präsident, 
als Zeichen der Sympathie, daß Sie mir die rote Farbe 
zeigen. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 
Dr. Vogel, das war nicht rot, das war gelb. 

(Erneute Heiterkeit) 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident, wenn Sie erlauben, 
ich könnte Ihnen hier einen sehr guten Augenarzt 
empfehlen, der für Farbenblindheit ausgezeichnete 
Rezepte verfügbar hat. 

(Fortgesetzte Heiterkeit) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, daß sich 
dennoch über 3 Millionen unserer Mitbürgerinnen 
und Mitbürger für die GRÜNEN entschieden haben, 
ist aus meiner Sicht ein Zeichen dafür, wie viele Men-
schen in unserem Volk die einfache Fortschreibung 
aller bisherigen Entwicklungslinien für unerträglich, 
ja, für lebensgefährlich halten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das stimmt!) 
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Wir alle — auch Sie, Herr Bundeskanzler — wären gut 
beraten, das nicht zu verteufeln oder mit Ausgren-
zung zu beantworten, sondern die Mahnung dieser 
3 Millionen Stimmen — so interpretiere ich das — zu 
verstehen. Darin liegt ja gerade die Überlegenheit 
unserer politischen Ordnung gegenüber anderen 
Ordnungen, daß sich solche Mahnungen in aller 
Öffentlichkeit und, wenn sie genügend Unterstützung 
finden, hier im Parlament artikulieren können. Das ist 
eine Überlegenheit unserer Gesellschaftsordnung 
gegenüber anderen Gesellschaftsordnungen! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von der FDP, Ihre künf-
tige Haltung auf dem Gebiet der Entspannungspolitik 
und der inneren Liberalität werden wir mit großer 
Aufmerksamkeit verfolgen. Sie wissen genau, daß Sie 
für Ihre Wahlaussagen auf diesen Gebieten in diesem 
Hause jederzeit eine Mehrheit finden, sei es für die 
Bejahung der politischen Bindungswirkung der Ost-
verträge, sei es für die Ablehnung jeder Verschärfung 
des Demonstrationsstrafrechts, um nur zwei Beispiele 
zu nennen. Um so härter werden wir jede Konzession 
anprangern, die Sie den Scharfmachern in der Union 
zugestehen. Erste Anzeichen dafür, daß Sie einmal 
mehr von dem abgehen werden, was Sie vor der Wahl 
zugesagt haben, sind bereits erkennbar. 

Die GRÜNEN werden sich entscheiden müssen, ob 
sie eine Protestbewegung, eine Bewegung des funda-
mentalen Nein, bleiben oder durch Übernahme von 
politischer Verantwortung, durch die Bereitschaft, 
auch Kompromisse einzugehen, und durch berechen-
bares Verhalten zur Durchsetzung umfassender 
Reformkonzepte beitragen wollen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir sagen ja!) 

Ein für uns entscheidender Prüfstein ist dabei Ihre 
Haltung gegenüber dem Gewaltmonopol des Staates 
und gegenüber verfassungsmäßig zustande gekom-
menen Gesetzen. Um es klipp und klar zu sagen: 
Gewaltanwendung ist für uns Sozialdemokraten als 
Mittel der Politik genauso unannehmbar wie ein Auf-
ruf von Abgeordneten, verfassungsgemäß zustande 
gekommene Gesetze zu boykottieren. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP — Dr. Briefs [GRÜNE]: Und wie ist das 

mit dem Hamburger Kessel?) 

Wir sehen durchaus, daß über beide Fragen in Ihren 
eigenen Reihen eine Auseinandersetzung geführt 
wird. Im Interesse unseres Volkes, im Interesse aller, 
die davon überzeugt sind, daß wir vieles ändern müs-
sen, um uns eine lebenswerte Zukunft zu bewahren, 
wünschen wir, daß diese Auseinandersetzungen zu 
einem positiven. Ergebnis führen; denn ein Sieg der 
sogenannten Fundamentalisten würde die notwendi-
gen Änderungen der Strukturen, würde Reformen 
nicht erleichtern, sondern geradezu blockieren. Die 
Reaktionär-Konservativen könnten sich in diesen Jah-
ren nichts Besseres erhoffen! 

(Beifall bei der SPD) 

Übrigens, meine Damen und Herren und Herr Bun-
deskanzler, weil ich von Gewaltanwendung gespro-
chen habe: Wir halten es auch für unannehmbar, 
wenn auf Veranstaltungen des Bauernverbandes in 

Anwesenheit namhafter Unionspolitiker Nachbildun-
gen von Menschen, etwa die der Herren Narjes, Hee

-

reman und Pfeiffer, verbrannt werden. Es fällt auf, daß 
Sie, Herr Bundeskanzler, bei Ihren Ausführungen 
über die Verwerflichkeit der Androhung und der 
Ausübung von Gewalt dazu heute morgen geschwie-
gen und dazu kein einziges Wort gefunden haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sie haben vor der Wahl, Herr Bundeskanzler, große 
Probleme, die offen zutage lagen oder sich schon 
deutlich abzeichneten, verdrängt. Sie haben alle Fak-
ten, die nicht in Ihr strahlendes Zukunftsbild paßten, 
tabuisiert und diese Manipulation dann Optimismus, 
ja sogar Zuversicht genannt. Mehr noch: Sie haben 
jeden, der diesen Manövern, der diesem stupiden 
„Weiter so" widersprach, als Miesmacher, als Kata-
strophenpropheten denunziert. Aber, Herr Bundes-
kanzler, Sie merken es doch in diesen Tagen und 
Wochen: Die Probleme lassen sich nicht verdrängen, 
sie brechen immer weiter auf, und diese Probleme 
verlangen Antwort. 

Vor der Wahl haben Sie unaufhörlich vom stabilen 
Aufschwung und der ungebrochenen Konjunktur 
gesprochen, die noch lange andauern werde. Jetzt 
räumen selbst Ihre engsten Parteigänger in den wis-
senschaftlichen Instituten, in den Banken, in den Ver-
bänden ein, daß sich die Konjunktur abflacht und die 
Anzeichen für einen näherrückenden möglichen 
Abschwung nicht mehr zu übersehen sind. Der Verfall 
des Dollarkurses, der Rückgang der Exporte, die sin-
kenden Auftragseingänge, das sind nur einige der 
Alarmzeichen. Wollen Sie, Herr Bundeskanzler 
— und da würden Sie sich intellektuell unter Wert ver-
kaufen —, 

(Zurufe von der SPD) 

behaupten, das alles sei Ihnen erst nach dem 
25. Januar sichtbar geworden und zur Kenntnis 
gelangt? 

Vor der Wahl haben Sie immer wieder erklärt, die 
Arbeitslosigkeit gehe zurück; der Trend sei ungebro-
chen. Zehn Tage nach der Wahl — ganze zehn Tage, 
eine Dekade —, mußte Herr Franke, der Präsident der 
Bundesanstalt in Nürnberg, einräumen, daß die Zahl 
der Arbeitsuchenden im Januar 1987, also während 
Ihrer Wahlkampagne um fast 280 000 Männer und 
Frauen gestiegen ist. Im Februar hat sich diese Situa-
tion so gut wie nicht verändert. Die Massenarbeitslo-
sigkeit verharrt damit im fünften Jahr Ihrer Regierung 
mit fast 2,5 Millionen Arbeitslosen — es wäre gut, Sie 
hätten diese Zahl heute morgen wenigstens einmal 
genannt — unverändert auf Rekordniveau, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und das, meine Damen und Herren — und das sage 
ich mit Sorge — nach einer Zeit des Aufschwungs. 
Wollen Sie uns im Ernst erzählen, diese Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit sei Ihnen neu? 

Hat es etwa erst der Mahnwache der Stahlarbeiter 
auf dem Bonner Münsterplatz bedurft, um Sie auf die 
Krise der Stahlindustrie aufmerksam zu machen, die 
inzwischen für die betroffenen Regionen geradezu 
dramatische Formen angenommen hat? Hat Sie die 
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Werftenkrise oder die alarmierende Entwicklung bei 
der Kohle auch am Abend des 25. Januar oder kurz 
danach überrascht? 

Vor der Wahl, Herr Bundeskanzler, haben Sie die 
Bauern beschwichtigt. Herr Kiechle wagte sogar in 
einem gedruckten, dem Haus zugeleiteten Bericht die 
Behauptung, die Bauern hätten doch gut verdient. 
Jetzt wird deutlich, daß in den nächsten 20 Jahren die 
Hälfte der noch vorhandenen Familienbetriebe 
zugrunde gehen wird, wenn die Politik des „Weiter 
so" fortgesetzt wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Herr von Heeremann, Bauernverbandspräsident und 
CDU-Abgeordneter in einer Person, 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das ist, glaube ich, 
beim DGB und SPD-Abgeordneten auch 

manchmal der Fall!) 

erhebt nicht nur gegen Brüssel, sondern gegen Sie 
und gegen Herrn Kiechle in Person die bittersten Vor-
würfe — allerdings bezeichnenderweise erst nach 
dem 25. Januar. Vorher hat auch Herr Heeremann 
über die wahre Lage der Bauern geschwiegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ähnlich ist es doch mit der Umweltsituation. Vor 
der Wahl starteten die chemische Indust rie wie auch 
andere Unternehmensverbände mit Blick auf den 
Wahltermin eine millionenschwere Anzeigenkam-
pagne unter der Devise: „Lieber Fisch, lieber Fluß", 
die dartun sollte, wie herrlich weit es Ihre Politik und 
die Industrie bei der Reinhaltung der Luft, des Bodens 
und der Gewässer doch gebracht hätten. Diese Kam-
pagne wurde allerdings schon vor dem 25. Januar an 
der Sandoz-Katastrophe und den folgenden Rheinver-
giftungen zunichte. Die Irrfahrten der hochverstrahl-
ten Molkeprodukte kontrastierten nach der Wahl 
ebenso kraß mit ihren eigenen Beschwichtigungsfeld-
zügen nach der Katastrophe von Tschernobyl und den 
Versprechungen des Herrn Wallmann. 

Nein, Herr Bundeskanzler, das Bild, das Sie vor den 
Wahlen entworfen haben, war nicht realistisch. Dieses 
Bild sollte beschwichtigen, ja, ich befürchte sogar, es 
sollte täuschen. Ferdinand Lassalle hat einmal gesagt: 
„Alle politische Aktion besteht in dem Aussprechen 
dessen, was ist, und beginnt damit. Alle politische 
Kleingeisterei besteht aus Verschweigen und Bemän-
teln dessen, was ist. " — Das Wort gilt noch immer. Ihre 
Wahlkampagne war ein Musterfall politischer Klein-
geisterei, nicht politischer Aktion. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wie dem auch sei, ob Sie es wahrhaben wollen oder 
nicht: Die Probleme liegen auf dem Tisch, und sie 
erheischen Antworten. Wo sind jetzt Ihre konkreten 
Antworten? Bleiben Sie beim „Weiter so", oder haben 
Sie wenigstens in den Wochen seit dem 25. Januar 
neue und bessere Antworten gefunden? Es sieht nicht 
danach aus. 

Die sogenannten Koalitionsverhandlungen sind 
selbst von Ihren publizistischen Gönnern und Helfern 
ein Trauerspiel genannt worden. Ihre Regierungser-
klärung hat diesen Eindruck nicht widerlegt, sie hat 
ihn eher noch verstärkt. Sie ist eine in ihrer Rekord-

länge weitschweifige Sammlung von allgemeinen 
Sätzen und von zahllosen, mitunter sehr beliebig 
anmutenden Details. Ein Zukunftsentwurf, von dem 
Inspiration ausgeht, ist und war die Regierungserklä-
rung des heutigen Vormittags nicht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Dann haben Sie 

aber nicht zugehört!) 

Gewiß, Herr Bundeskanzler, in einigen Punkten 
sind Sie konkrét geworden: etwa bei der Senkung des 
Spitzensteuersatzes. Das hat zwar in den quälenden 
Wochen der Koalitionsverhandlungen Tage um Tage 
und Stunden um Stunden gedauert; aber dann haben 
Sie es zustande gebracht, was Herr Blüm — do rt  sitzt 
er — zu Recht einen Schlag ins Gesicht der Arbeitneh-
mer genannt hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Bundeskanzler, Sie können sagen, was Sie 
wollen, und noch so lange, auch zweieinhalb Stunden 
lang, um den Kern der Sache herumreden: 25 000 DM 
— 25 000 DM! — weniger Steuern pro Jahr für den, 
der als Verheirateter 300 000 DM pro Jahr verdient, 
und rund 1 000 DM weniger für den Normalverdiener. 
Das ist und bleibt empörendes Unrecht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Und wenn man bedenkt, daß der Anteil der Arbeit-
nehmer am Volkseinkommen — hier sind die Rentner 
mit eingeschlossen — seit 1982 bereits von 66 % auf 
58 % gesunken und der entsprechende Anteil des Ein-
kommens aus Unternehmenstätigkeit und Vermögen 
am Volkseinkommen in der gleichen Zeit von fast 
34 % auf 42 To  gestiegen ist mit der Folge, daß der 
Anteil der Arbeitnehmer am Volkseinkommen den 
niedrigsten Stand seit vielen, vielen Jahren erreicht 
hat, der Anteil der Unternehmenseinkommen und 
Vermögenseinkommen aber den höchsten Stand, 
dann ist das, was Sie vorschlagen, nicht nur ein 
Unrecht, sondern dann ist das geradezu eine soziale 
Provokation. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Daß Sie, Herr Blüm, nach den starken Reden, die Sie 
vor den Sozialausschüssen gehalten haben, dem 
zustimmen, daß Sie in einer Regierung bleiben, die 
das vorschlägt, das — so sage ich Ihnen voraus — 
kostet Sie bei den Arbeitnehmern den letzten Rest von 
Reputation, den Sie noch gehabt haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Kollege Blüm, wenn jemand — lassen Sie mich 
das sagen — vier Jahre lang Darstellungs- und Wir-
kungsmöglichkeiten gehabt hat wie Sie und dann in 
seinem Wahlkreis ganze 29 % erreicht, dann, Kollege 
Blüm, ist das ein Zeichen für den Reputationsverlust, 
den der „alte " Blüm, den wir noch kannten, erlitten 
hat. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zuruf von der CDU/CSU: 
Sind Sie froh, daß Sie selber nicht antreten 

mußten!) 

Sehr konkret, Herr Bundeskanzler, sind Sie auch 
bei der Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes. 
Hier wollen Sie — so habe ich das heute morgen aus 
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Ihrem Munde gehört — die Arbeitnehmer und ihre 
Organisationen erneut schwächen, diesmal — darauf 
läuft doch die Sache hinaus — durch die Schaffung 
eines konkurrierenden Bet riebsrats für die leitenden 
Angestellten und durch die Förderung von Splitter-
gruppen, die Sie sonst nicht entschieden genug ver-
dammen und kritisieren können. Ich sage: Ist die Spit-
zensteuersatzsenkung ein Schlag ins Gesicht der 
Arbeitnehmer — frei nach Blüm — , dann ist das, was 
Sie mit dem Betriebsverfassungsgesetz vorhaben, ein 
Tritt in die Kniekehlen der Arbeitnehmer und eine 
erneute Herausforderung der Gewerkschaften. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Konkret ist weiter, daß Sie alle Verbesserungen 
sozialer Leistungen — das scheint der Punkt zu sein, 
in dem sich dann auch Herr Stoltenberg einmal durch-
gesetzt hat — auf das Ende der Legislaturperiode, auf 
1990 verschieben, also auch die Verbesserungen, die 
Sie hier angekündigt haben, z. B. die Verbesserungen 
des Erziehungsgeldes, des Kindergeldes und — man 
höre — auch die notwendigen strukturellen Verbesse-
rungen der Kriegsopferversorgung, die Sie noch im 
Dezember 1986, also wenige Wochen vor der Wahl, 
dem Reichsbund und anderen Verbänden verspro-
chen haben und die Sie jetzt — in etwas umständli-
chen Formulierungen — bis auf das Jahr 1990 verta-
gen. Das haben Sie in Ihrer Regierungserklärung 
wohlweislich nicht in klaren und verständlichen Wen-
dungen mitgeteilt. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Verschwiegen war 
das! ) 

Konkret ist, daß Sie die Reform des § 218 nun doch 
wieder durch ein Beratungsgesetz in Frage stellen 
wollen, das im Ergebnis staatliche Einflußnahme dort 
zur Geltung bringen will, wo nur Vertrauen und eine 
Einstellung weiterhelfen können, die sich ohne 
Zwang und ohne Druck bildet. Nur so ist Schutz des 
werdenden Lebens möglich. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
GRÜNEN) 

Anderes in Ihrer langen Erklärung von heute mor-
gen ist nur scheinbar konkret. So erklärte Herr Blüm 
nach den Koalitionsverhandlungen, die Fortdauer der 
Montan-Mitbestimmung sei nunmehr gesichert. In 
seiner gepflegten Ausdrucksweise, die auch den Adel 
der Sprache erkennen läßt, hat Graf Lambsdorff das 
als eine freche Verfälschung bezeichnet. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben mit beiden Herren 
nähere Kontakte und näheren Umgang. Ich frage Sie: 
Wer von diesen beiden Herren — Herr Blüm oder der 
Graf — ist nun eigentlich der freche Fälscher? Der 
eine Satz, den Sie dazu in Ihrer Regierungserklärung 
gefunden haben, läßt das wohlweislich offen. 

Um es deutlicher zu machen: Wenn Sie mich fragen 
würden, wer von den beiden frech ist, könnte ich mir 
selber eine Antwort ausdenken. Aber wenn es darum 
geht, festzustellen, wer der Fälscher ist, dann sind Sie 
gefragt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Das meiste in Ihrer Erklärung erschöpft sich aber in 
allgemeinen Redewendungen, in vielen Formelkom-
promissen oder auch in Vertagungen. Nehmen wir 
einmal als Beispiel die Außenpolitik. Im Wahlkampf 
gab es da eine lärmende Auseinandersetzung zwi-
schen den Herren Strauß und Genscher. War das 
eigentlich alles nur Theater? 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Ja, natürlich!) 

Jetzt tun die Schaukämpfer, bei denen man vorher 
meinte, sie wollten sich gegenseitig an die Ressorts 
oder an die Gurgel oder sonstwohin, mit freundlichem 
Lächeln so, als wenn überhaupt nichts gewesen wäre. 
Alle seien doch schon immer für eine realistische Ent-
spannungspolitik, sagen die Herren, 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Bei Ihnen nicht!) 

und alle seien für eine aktive Friedenspolitik. Das läßt 
doch alles wieder offen. Herr Bundeskanzler, wofür 
sind Sie denn nun eigentlich? 

(Beifall bei der SPD) 

Was gilt denn, Herr Bundeskanzler? Sind Sie nun 
für oder gegen die politische Bindungswirkung der 
Ostverträge? Hat Herr Rühe, wie Sie am 6. Februar 
1985 gesagt haben, auch in Ihrem Namen gesprochen, 
oder hat Herr Dregger recht, der sagt, das sei nur die 
Privatmeinung des Herrn Rühe, darum brauche man 
sich gar nicht zu kümmern? Was gilt denn nun? Ist die 
Oder-Neiße-Grenze politisch endgültig oder nicht? 
Oder sagen Sie den Vertriebenen auf ihren Versamm-
lungen das eine und den anderen bei anderer Gele-
genheit das andere? Was gilt denn? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Herr Bundeskanzler, gibt es in der DDR nun Kon-
zentrationslager, oder war das, um mit Herrn Geißler 
zu sprechen, nur ein Black-out? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sind Sie, Herr Bundeskanzler, für oder gegen offi-
zielle Kontakte mit der Volkskammer der DDR? 

(Feilcke [CDU/CSU]: Jetzt ist keine Frage- 
stunde!) 

Noch eine Frage: Wollen Sie — wie Herr Strauß — 
Waffen auch in Spannungsgebiete exportieren, etwa 
in die Golfregion, oder wollen Sie die Rüstungsex-
porte einschränken, wie wir das zu unserer Freude 
gelegentlich aus den Reihen der FDP hören? 

Nach Ihren heutigen Erklärungen und Ausführun-
gen bleibt auch die Frage offen: Sind Sie jetzt eigent-
lich für oder gegen schärfere Maßnahmen zur Über-
windung der Apartheid? Sollen wir weiter als die letz-
ten Bundesgenossen von Botha gelten, oder sollen wir 
als die gelten, die mit der breiten Mehrheit der Ver-
einten Nationen klar Farbe bekennen und Position 
beziehen? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich fürchte, es muß sich wohl wieder jeder selbst 
einen Vers darauf machen. Wie wir das gewohnt sind, 
werden wir zu jedem Thema zwei Verse hören, den 
einen von dem Außenminister hier, den anderen von 
dem Neben-Außenminister in München. Der hat übri-
gens — schade daß Herr Diepgen nicht mehr da ist — 
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in einem Anflug neuer Erkenntnis den Berlin-Status 
dieser Tage zu einer heiligen und entbehrlichen Kuh 
erklärt. 

Wenn Sie das alles im unklaren lassen, Herr Bun-
deskanzler, dann mag das spekulative Geister anre-
gen. Den deutschen Interessen — das weiß Ihr Außen-
minister — tut eine solche Unklarheit, eine solche 
Unberechenbarkeit der deutschen Außenpolitik in 
wichtigen Fragen empfindlichen Abbruch. 

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU]: 
Ich habe das Gefühl, Sie mögen den Kanzler 

nicht!) 

— Sie sind ein ungewöhnlicher Schlaumeier! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wenn ich bis heute, Herr Feilcke, an Ihrer Intelligenz 
gezweifelt hätte — mit dieser Äußerung haben Sie 
jeden Zweifel ausgeräumt. 

(Heiterkeit bei der SPD — Dr. Waigel [CDU/ 
CSU]: Aber so locker war er schon lange 

nicht mehr!) 

Ebenso unklar ist, was Sie auf dem Gebiet der inne-
ren Sicherheit vorhaben. Hier haben Sie doch in Ihren 
Verhandlungen eigentlich nur beschlossen und Sie 
haben — ich kann mir vorstellen, daß das nicht ange-
nehm ist — vortragen müssen, das FDP und CSU unter 
duldender Zuschauerrolle der CDU ihren Dauerstreit 
fortsetzen, beide übrigens auch im wohlverstandenen 
eigenen Wählerinteresse. Das läßt aber befürchten, 
daß die bestehenden Möglichkeiten zur Bekämpfung 
von Gewalt und Kriminalität deshalb nicht ausge-
schöpft werden, weil Herr Zimmermann und andere 
Protagonisten schärferer Gesetze gar nicht an dem 
Nachweis interessiert sind, daß die geltenden Gesetze 
bei richtiger Anwendung völlig ausreichen. Da geht 
es vielmehr, wie Herr Strauß in schöner Offenheit mit-
geteilt hat, um vorweggenommene Schuldzuweisun-
gen für neue Anschläge. 

(Beifall bei der SPD) 

Ist die Regierungserklärung auf solchen Gebieten 
unklar, aber redselig, so ist sie auf anderen Gebieten 
auffallend schweigsam, so insbesondere dort, wo es 
um die Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit geht. 
Das Wort  Massenarbeitslosigkeit kommt in Ihrer 
Regierungserklärung überhaupt nicht vor. Den 
Begriff der Arbeitslosigkeit verwenden Sie immerhin 
an drei Stellen. 

Eine staatliche Verantwortung lehnen Sie im Ergeb-
nis selbst da ab, wo ganze Regionen in Arbeitslosig-
keit zu versinken drohen. Das ist keine Panikpropa-
ganda. Wir wissen aus dem Mund von Stahlarbeitern, 
daß etwa in Hattingen eine Arbeitslosenquote von 
30 % und mehr droht. Die Menschen in Hattingen 
oder Oberhausen, die heute für ihre Arbeitsplätze 
demonstrieren, an der Küste und an der Saar, in Peine, 
in Salzgitter, in Sulzbach-Rosenberg, das der Erwäh-
nung in Ihrer Rede infolge bestimmter Initiativen teil-
haftig geworden ist, oder in Nordhorn, das nicht 
erwähnt wurde, werden das mit Erbitterung hören. 
Denen hilft auch die sogenannte Qualifikationsoffen-
sive nicht, die übrigens nur mit einem neuen Etikett 

versieht, was wir Sozialdemokraten in vielen Anträ-
gen schon lange konkret gefordert haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Und was soll man sich eigentlich, Herr Bundeskanz-
ler, unter dem vorstellen, was Sie heute morgen zur 
Kohle gesagt haben? Von der Zusage, daß Sie den 
Kohlepfennig in diesem Frühjahr erhöhen werden, 
einer Zusage, die Sie noch am 26. November 1986 vor 
der Mitgliederversammlung der Wirtschaftsvereini-
gung Bergbau gegeben haben, war heute in Ihrer lan-
gen Erklärung nichts zu hören, kein Wort. Was Sie 
ausgeführt haben, heißt doch für jeden Kenner der 
Materie im Klartext, daß Sie die Kohleförderung 
abbauen, weitere Zechen schließen und, was ich 
besonders bedenklich finde, die Notlage der Kohle als 
Druckmittel für die Zustimmung zum weiteren Aus-
bau der Atomkraft benützen wollen, 

(Beifall bei der SPD) 

für einen Ausbau — das wissen doch die Bergleute 
ganz genau — , der dann die Kohle noch weiter aus der 
Grundlast und in der Folge alsbald auch noch aus der 
Mittellast verdrängt, so daß eine Spirale nach unten 
immer weiter in Gang bleibt. 

(Zuruf von der FDP: Das ist doch nicht 
wahr!) 

Ihre einzige politische Antwort von Belang ist der 
Hinweis auf die von Ihnen beabsichtigten Steuersen-
kungen. Daß es sich dabei um eine empörende 
Benachteiligung der Normalverdiener handelt, habe 
ich schon dargetan. Es bleibt aber auch völlig offen, 
wie Sie den Ausfall von rund 45 Milliarden DM jähr-
lich eigentlich ausgleichen wollen. 

(Zurufe von der FDP) 

— Graf Lambsdorff, reden Sie mal lieber mit dem 
Blüm! 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das ist für Sie 
immer noch Herr Blüm! Wo sind wir denn?) 

Niemand, Herr Bundeskanzler, glaubt Ihnen, daß 
Sie die Kraft aufbringen, in nennenswertem Umfang 
Subventionen abzubauen. Das versprechen Sie schon 
seit Jahren, während gleichzeitig unter Ihrer Verant-
wortung allein die Steuersubventionen seit 1982 um 
50 % gestiegen sind. Es bleibt doch zur Deckung nur 
die Erhöhung der Mehrwertsteuer, die zusätzliche 
Besteuerung der Weihnachtsfreibeträge 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Oder beides!) 

oder der Nacht- und Feiertagszuschläge und der Per-
sonalrabatte. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Oder alles zusam

-

men!).  

Und das, Herr Bundeskanzler, meinten Sie wohl, als 
Sie heute morgen sibyllinisch von Umschichtungen 
oder von einer Verbreiterung der Bemessungsgrund-
lage sprachen. Diese sich schon anbahnenden Dek-
kungen machen die Sache noch ungerechter und neh-
men ihr überdies die nachfragesteigernde Wirkung; 
denn auf diese Weise nehmen Sie nicht den Spitzen-
verdienern, wohl aber den Normalverdienern mit der 
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einen Hand das wieder weg, was Sie ihnen mit der 
anderen kärglich genug in Aussicht gestellt haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die naheliegende Frage, ob die Summen, die über 
die Korrektur der sogenannten heimlichen Steuerer-
höhungen hinausgehen, nicht besser und wirksamer 
von der Gemeinschaft selbst für Investitionen, etwa 
zum Schutz oder zur Wiederherstellung der Umwelt 
oder zur Verbesserung der Gemeindefinanzen oder 
zum Abbau sozialer Ungerechtigkeiten, eingesetzt 
würden, hat Sie offenbar überhaupt nicht beschäftigt. 
Auch von der durchgreifenden Steuervereinfachung, 
die Sie einmal angekündigt haben, ist nicht mehr die 
Rede; davon ist nichts übriggeblieben. 

Das alles ist nicht solide, das sind ungedeckte 
Wechsel, die Sie auch zu Lasten der Länder und 
Gemeinden auf die Zukunft ziehen. 

Nicht ohne Grund reden ausgerechnet Sie, Herr 
Bundeskanzler, auf einmal — man höre und staune — 
einer Erhöhung der Neuverschuldung das Wort. Aus-
gerechnet Sie, Herr Bundeskanzler! Das ist ein Offen-
barungseid, insbesondere des Herrn Stoltenberg, 

(Bundesminister Dr. Stoltenberg: Das habe 
ich schon im Dezember gesagt!) 

der nur deswegen noch im Amt ist, weil Herr Strauß 
trotz Ihres liebenswürdigen Angebotes das Amt nicht 
übernehmen wollte. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Herr Stoltenberg, bisher als Säule des Kabinetts gefei-
ert, jetzt durch den Mund seines Kanzlers nur mehr 
zweite Wahl! Das hätte sich Herr Stoltenberg noch vor 
zehn Tagen nicht träumen lassen! 

(Beifall bei der SPD) 

Die Regierungserklärung war nicht nur ermüdend 
und blaß, sie läßt auch nicht erkennen, auf welchen 
Grundlagen, auf welchem Gesamtprogramm sie 
eigentlich beruht. Im Gegensatz dazu haben wir So-
zialdemokraten für unsere Politik einen Gesamtent-
wurf erarbeitet. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das ist ja nicht 
wahr! — Pfeffermann [CDU/CSU]: Den die 

Wähler nicht wollten!) 

Er findet sich in den Beschlüssen, die wir im August 
vergangenen Jahres in Nürnberg gefaßt haben und in 
dem im Anschluß daran in Offenburg verabschiede-
ten Programm für diese Legislaturperiode. 

(Seiters [CDU/CSU]: Da war doch noch der 
Herr Rau! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Aus ihnen — den Beschlüssen und dem Programm — 
ergeben sich unsere alternativen Konzepte für die 
fünf aktuellen Schwerpunkte der deutschen Politik, 
nämlich für die Überwindung der Arbeitslosigkeit, die 
Wiederherstellung und Bewahrung der sozialen 
Gerechtigkeit und des sozialen Friedens, die Erneue-
rung unseres Verhältnisses zur Umwelt und zur Natur, 

die Verteidigung und Bewahrung der inneren Libera-
lität und schließlich die Sicherung des Friedens. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Da war doch noch 
etwas! — Dr. Jobst [CDU/CSU]: Nur dar

-
über, wer das bezahlen soll, sagen Sie 

nichts!) 

Für jeden dieser Schwerpunkte haben wir bereits 
konkrete Vorlagen eingebracht. Meine Kolleginnen 
und Kollegen werden zu den einzelnen Sachgebieten 
im Laufe der Debatte noch ausführlich Stellung neh-
men. 

(Seiters [CDU/CSU]: Die Besten für Deutsch

-

land!)  

Ich konzentriere mich deshalb auf einige der wesent-
lichen Fragen. 

An erster Stelle steht für uns auch in dieser Legisla-
turperiode die Überwindung der Arbeitslosigkeit. 
Sie, Herr Bundeskanzler, haben vor vier Jahren ver-
sprochen, die Arbeitslosigkeit werde bis 1985 auf eine 
Million zurückgehen. Das war ein leeres Versprechen. 
Sie haben es in der Zeit des Aufschwungs, in der Zeit 
der drastisch fallenden Ölpreise nicht gehalten. Heute 
haben Sie wieder Hoffnungen erweckt. Die werden 
Sie in der Zeit abflachender Konjunktur erst recht 
nicht erfüllen und verwirklichen können. 

Ihre Rezepte gegen die Arbeitslosigkeit haben bis-
her versagt; 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wie ist das mit 
Ihren Rezepten?) 

sie werden auch in Zukunft nichts bewirken. Sie set-
zen nach wie vor nahezu allein auf quantita tives 
Wachstum und meinen, die schon beschlossenen und 
die für 1988 und 1990 angekündigten weiteren Steu-
ersenkungen würden das Wachstum selbst bei nach-
lassender Konjunktur in Gang halten. Ich habe schon 
dargelegt, warum diese Rechnung nicht aufgehen 
kann. 

Massenarbeitslosigkeit — und hier liegt ein ganz 
wesentlicher Unterschied zwischen Ihnen und uns — 
ist für uns nicht nur ein p rivates Problem der Betroffe-
nen oder ein Problem der Wirtschaft. Massenarbeits-
losigkeit ist vielmehr auch eine politische und gesell-
schaftliche Herausforderung ersten Ranges, die 
unsere ganze Gemeinschaft auf längere Sicht gera-
dezu vergiften kann. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Deshalb bedarf es zu ihrer Überwindung einer ähnlich 
großen Gemeinschaftsanstrengung, zu der wir als 
Volk nach dem Krieg in Zeiten nationaler Armut bei 
der Eingliederung der Flüchtlinge und der Behebung 
der Wohnungsnot fähig waren. Kernstück dieser 
Gemeinschaftsanstrengung ist die ökologische Er-
neuerung unserer Wirtschaft, ist unser Projekt Arbeit 
und Umwelt, das jährlich 20 Milliarden DM zur Wie-
derherstellung zerstörter und zum Schutz bedrohter 
Umwelt verfügbar macht 

(Feilcke [CDU/CSU]: Woher nehmen?) 

und schon im ersten Jahr mehrere 100 000 Arbeits

-

plätze schaffen könnte. Das ist für uns ebenso ein Akt 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 4. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 18. März 1987 	 81 

Dr. Vogel 

der Solidarität mit den Arbeitslosen wie die weitere 
Arbeitszeitverkürzung und die Verstärkung der Inve-
stitionskraft der Gemeinden durch die Verbesserung 
ihrer Einnahmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden Sie Punkt für Punkt mit unseren kon-
kreten Vorschlägen konfrontieren. Im einzelnen wird 
es dabei um die Stärkung der kommunalen Finanz- 
und Investitionskraft, um die Modernisierung und 
finanzielle Konsolidierung der Bundesbahn, nicht um 
die Privatisierung — das klang bei Ihnen heute mor-
gen ziemlich deutlich heraus — der Bundespost, son-
dern um die Erweiterung des Angebots öffentlicher 
Dienstleistungen, um die steuerstundende Investi-
tionsrücklage für das Handwerk, von der heute mor-
gen auch nicht die Rede war, und darum gehen, die 
Benachteiligung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
abzubauen. Außerdem werden wir zur Unterstützung 
des Kampfes der Gewerkschaften um die 35-Stunden-
Woche erneut eine Initiative für ein modernes 
Arbeitszeitgesetz ergreifen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, meine Damen und Herren, werden uns dann 
erklären müssen, warum Sie eigentlich noch immer an 
einer gesetzlichen Regelarbeitszeit von 48 Wochen-
stunden und an einer exzessiven Überstundenrege-
lung festhalten wollen. Wir halten dieses Festhalten 
an einem Gesetz aus dem Jahre 1938 für — um mit 
Ihren eigenen Worten zu sprechen — dumm, absurd 
und töricht. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Dr. Waigel [CDU/CSU]: Warum haben Sie es 
in Ihrer Regierungszeit nicht abgeschafft?) 

Wir versichern den Gewerkschaften auch von dieser 
Stelle aus unsere Solidarität. 

Sagen Sie nicht, unsere Vorschläge verstießen 
gegen die Marktwirtschaft. Wir bejahen den Markt 
als Instrument der Informationsverarbeitung, des wirt-
schaftlichen Einsatzes der vorhandenen Mittel, des 
Wettbewerbs und der Steuerung von Angebot und 
Nachfrage. Aber wir erheben den Markt nicht zum 
Götzen, dem beliebige Opfer darzubringen sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir kennen die Grenzen der Leistungsfähigkeit des 
Marktes. Wir wissen und haben es in der Erfahrung 
beobachten können: Der Markt ist blind für die sozia-
len und regionalen Folgen seiner Entscheidungen. 
Deshalb bedarf er fester Rahmenbedingungen und 
auch korrigierender Eingriffe, wann und wo Schäden 
nicht anders abzuwenden sind. Ganz abgesehen 
davon, daß die Marktgesetze beim Stahl in Europa zu 
unseren Lasten außer Kraft gesetzt sind, bekräftige 
ich deshalb für die Sozialdemokraten: Was immer die 
Logik des Marktes besagt — das Aus für die Kohle, 
den Stahl und den Schiffsbau wird es mit uns Sozial-
demokraten nicht geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Und wo Anpassungen notwendig sind, müssen sie von 
der Gemeinschaft sozial und regional erträglich 
gestaltet werden. 

Wir überlassen die Betroffenen nicht einfach ihrem 
Schicksal. Und lassen Sie mich das hier mit Freimut 
sagen: Wir lassen die Stahlarbeiter auch nicht eine 
Woche lang unbeachtet auf dem Bonner Münsterplatz 
stehen. Wir sprechen mit ihnen über ihre Not: auf dem 
Münsterplatz und gestern auch hier in unserer Frak-
tionssitzung. Ich würde es sehr begrüßen, wenn auch 
Sie, Herr Bundeskanzler, falls Sie es nicht inzwischen 
getan haben, ein unmittelbares Gespräch mit diesen 
gutwilligen Menschen führen würden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir fordern eine nationale Stahlrunde unter Ihrem 
Vorsitz — die Sache ist wichtig genug, daß Sie in Per-
son den Vorsitz übernehmen — , ein Konzept, das die 
Stahlstandorte in ihrem Kern erhält, ein Programm für 
diese Standorte im Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gabe „Regionale Wirtschaftsstruktur", aus der Sie, 
meine Herren, übrigens Hattingen noch bis vor 
kurzem streichen wollten — erst eine energische 
Intervention von nordrhein-westfälischer Seite hat die 
Verdrängung von Hattingen aus der Regionalen 
Gemeinschaftsaufgabe wenigstens zeitlich hinausge-
schoben — , eine energische Intervention gegen die 
exzessiven Subventionen in anderen europäischen 
Ländern und die volle Ausschöpfung der Mittel des 
EG-Sozialfonds, die bisher an bundesrepublikani-
schen Vorschriften und nicht an Brüssel gescheitert 
ist. Ebenso fordern wir die Fortsetzung der Kohlevor-
rangpolitik. 

Ohne die nachhaltige Senkung der Arbeitslosigkeit 
ist soziale Sicherheit nicht zu gewährleisten. Sie zu 
gewährleisten, ist für den Sozialstaat ein Verfassungs-
gebot. Sie, Herr Bundeskanzler und Ihre Koalition, 
haben sowohl die soziale Gerechtigkeit als auch den 
sozialen Frieden nachhaltig beschädigt. 

Über die Verfassungsmäßigkeit der von Ihnen 
durch die Änderung des § 116 AFG herbeigeführten 
Eingriffe in die Koalitionsfreiheit und in die Ansprü-
che der Arbeitnehmer gegen die durch ihre Beiträge 
und nicht aus der Steuerkasse finanzierte Bundesan-
stalt in Nürnberg — Ansprüche, von denen das Bun-
desverfassungsgericht sagt, daß sie Eigentumscha-
rakter haben — wird auf unseren Antrag das Bundes-
verfassungsgericht entscheiden. Schon jetzt hat diese 
von Ihnen durchgesetzte Maßnahme im übrigen zu 
einer deutlichen Verhärtung zwischen den Tarifpar-
teien und auf seiten der Arbeitnehmer zu einer ver-
ständlichen Verbitterung geführt. Herr Breit und Herr 
Fehrenbach werden Ihnen das bei der letzten Begeg-
nung überzeugend dargelegt haben. 

In anderen Fällen werden wir Sie hier im Parlament 
zwingen, das von Ihnen begangene Unrecht zu korri-
gieren oder noch einmal vor aller Öffentlichkeit zu 
verantworten: Das Unrecht an den Arbeitnehmerkin-
dern, denen Sie das Schüler-BAföG gestrichen haben. 
Oder das bittere Unrecht gegenüber den älteren Müt-
tern, denen Sie, was immer Sie hier auch sagen, zu 
einem großen Teil noch immer das Babyjahr vorent-
halten und von denen viele es auch nicht mehr erle-
ben werden. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE] — Dr. Dregger [CDU/CSU]: 
Warum haben Sie es nicht eingeführt?) 
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Beschäftigungsförderungsgesetz vor allem Hundert-
tausenden von Frauen angetan haben, die nur auf Zeit 
eingestellt werden und deshalb keinerlei Kündi-
gungsschutz besitzen, noch nicht einmal im Falle der 
Schwangerschaft. 

Zu den großen Problemen der sozialen Sicherung 
liegen unsere Konzepte bereits auf dem Tisch. Zur 
Rentenreform haben wir einen ausformulierten Ent-
wurf vorgelegt, der Beiträge, Bundeszuschüsse und 
Rentenleistungen in ein langfristiges Gleichgewicht 
bringt. Ebenso haben wir zur Reform des Gesund-
heitswesens und zur Einführung einer Grundsiche-
rung konkrete Vorstellungen entwickelt. Auf allen 
drei Feldern wie auch hinsichtlich des Pflegekostenri-
sikos, das immer mehr alte Menschen bedrückt und 
ihnen den Lebensabend vergällt, sind nunmehr Sie 
am Zuge. Wir haben Ihre Erklärungen gehört. Wir 
harren der Konkretisierung. 

Für unsere Umweltpolitik bleibt die Einsicht maß-
gebend, die der Herr Bundespräsident vor kurzem so 
umschrieben hat: Nur wenn wir die Natur um ihrer 
selbst willen schützen, wird sie uns Menschen erlau-
ben zu leben. — Unsere konkreten Initiativen zur Auf-
nahme des Staatsziels Umweltschutz in das Grundge-
setz, denen Sie sich jetzt nach jahrelangem Sträuben 
endlich anschließen wollen, unsere Vorschläge zur 
Einführung der Verbandsklage und für eine umwelt-
freundliche Chemiepolitik entsprechen dieser Ein-
sicht, ebenso das Programm „Arbeit und Umwelt". 
Dieses Programm macht im übrigen deutlich, daß die 
Schaffung und die Sicherung von Arbeitsplätzen und 
der Schutz der Umwelt einander nicht widersprechen 
oder gar ausschließen. Richtig ist das Gegenteil. Der 
Schutz und die Wiederherstellung der Umwelt schaf-
fen Arbeit. Umgekehrt sind auf Dauer nur umwelt-
freundliche Arbeitsplätze sicher. Das wissen die 
betroffenen Arbeitnehmer — etwa in der Chemie — 
selbst am besten. Deshalb verfängt der Versuch, sie 
gegen umweltschützende Maßnahme zu mobilisie-
ren, immer weniger. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sie haben heute morgen bei der Nutzung der Atom-
kraft „weiter so" gesagt und werten die damit verbun-
dene Gefahr als ein Restrisiko, das man vernachlässi-
gen könne. Wir hingegen sind in einem langen und 
schwierigen Lernprozeß zu der Erkenntnis gelangt, 
daß die Atomkraft nur noch für eine bestimmte und 
begrenzte Übergangszeit als Energiequelle verant-
wortet werden kann. Denn spätestens seit Tscherno-
byl steht in unserem Bewußtsein, daß das sogenannte 
Restrisiko der Atomkraft durchaus real ist, daß es im 
Falle seines Eintritts — das ist das Neue — Schäden 
verursacht, die weder eine zeitliche noch eine räumli-
che Grenze kennen und deshalb alle bisherigen Kata-
strophenerfahrungen der Menschheit weit überstei-
gen und daß es deswegen von fehlbaren Menschen, 
die weder eigenes Versagen noch Materialfehler oder 
Irregularitäten des Verfahrens mit völliger Sicherheit 
ausschließen können, nicht verantwortet werden 
kann. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir haben konkrete Vorstellungen entwickelt, wie 
wir, entsprechende Mehrheitsverhältnisse vorausge-
setzt, im Zeitraum eines Jahrzehnts zu einer sicheren 
Energieversorgung ohne Atomkraft gelangen kön-
nen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und so lange kön-
nen Sie es verantworten!) 

Diese Vorstellungen sind nicht wissenschafts- oder 
technologiefeindlich, wie Sie ständig behaupten. Im 
Gegenteil: Wir Sozialdemokraten haben Vertrauen zu 
unseren Naturwissenschaftlern, zu unseren Ingenieu-
ren und zu unseren Facharbeitern. Wir trauen ihnen 
zu, daß sie die gewaltigen Rese rven der Energieein-
sparung nutzen und alternative Arten der Energieer-
zeugung entwickeln können, wenn wir nur unsere 
Kräfte auf dieses Ziel konzentrieren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das Folgende sage ich 
jetzt mit einer betonten Nachdenklichkeit: Wenn es 
um neue militärische Technologien, wenn es um 
immer tödlichere Waffen oder Systeme geht, dann ist 
alles möglich, dann ist kein Aufwand zu hoch, dann ist 
keine Frist zu kurz. Von der ersten gelungenen Atom-
spaltung von Hahn, Meitner und Straßmann im Jahre 
1938 bis zum Abwurf der ersten Atombombe hat es 
ganze sieben Jahre gedauert. Wir weigern uns, zu 
akzeptieren, daß Wissenschaft und Technik zu sol-
chen Anstrengungen nur auf militärischem, nicht aber 
auf zivilem Gebiet fähig sein sollten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Alle Anstrengungen im eigenen Land sind vergeb-
lich, wenn der Frieden nicht gewahrt bleibt. Die 
Bewahrung des Friedens und die Unantastbarkeit der 
Menschenwürde ist nach unserem Grundgesetz ober-
ste Richtschnur für unser gesamtes staatliches Han-
deln. 

Wir bejahen das Atlantische Bündnis, nicht um sei-
ner selbst willen, sondern als ein Mittel zur Bewah-
rung des Friedens. Ebenso bejahen wir die Bundes-
wehr. Auch sie ist für uns ein Mittel der defensiven 
Kriegsverhütung und findet darin ihre Rechtferti-
gung, aber auch die Grenzen ihres Auftrags. 

Wir anerkennen das Engagement derer, die den 
Wehrdienst absolvieren oder den Dienst in der Bun-
deswehr als Beruf gewählt haben. Wir anerkennen 
ebenso mit Dank das Engagement derer, die auf 
Grund ihrer Gewissensentscheidung Zivildienst lei-
sten. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Bündnis beruht auf einer Übereinstimmung der 
Verbündeten darüber, wie eine Gesellschaft verfaßt, 
wie die Machtausübung des Staates gegenüber sei-
nen Bürgern begrenzt sein soll. Diese Übereinstim-
mung ist auch das Fundament unserer freundschaftli-
chen Beziehungen mit den Vereinigten Staaten. Das 
Bündnis hat für uns einen hohen Wert. Es bedeutet 
aber keine Preisgabe der Souveränität, keinen Ver-
zicht auf die Geltendmachung unserer nationalen 
Interessen und keine Verpflichtung, allen Ansichten 
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und Initiativen der jeweiligen US-Administration kri-
tiklos und womöglich noch mit Beifall zu folgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb sage ich: Nicht wenige Entwicklungen der 
amerikanischen Politik erfüllen uns mit Sorge. Das gilt 
unverändert für das gigantische Leistungsbilanzdefi-
zit. Das gilt für die Handhabung der Nah-Ost-Politik, 
bei der die Kriterien dafür, wann bei vergleichbaren 
Sachverhalten Luftangriffe befohlen und wann Rake-
ten oder andere Waffen geliefert werden, nicht mehr 
deutlich zu erkennen sind. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Das gilt für die Interventionspolitik in Mittelamerika. 
Und das gilt auch für die Schwächeerscheinungen, die 
sich infolge der Iran-Affäre im Verlauf der zweiten 
Amtszeit des Präsidenten bemerkbar machen. 

Im Bündnis widersprechen wir der Fortsetzung des 
atomaren Rüstungswettlaufs und seiner Ausdehnung 
auf den Weltraum. Wir fordern einen unverzüglichen 
und umfassenden Atomteststopp und bedauern, daß 
das anderthalbjährige Moratorium der einen Seite 
nicht genutzt worden ist, um hier tatsächlich zu einem 
Durchbruch zu kommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir unterstützen die sofortige Verwirklichung der 
Null-Lösung. Ihre Behauptung heute morgen, Herr 
Bundeskanzler, Sie hätten wesentlich dazu beigetra-
gen, daß die Null-Lösung jetzt eine Chance habe, ist 
schon deswegen wenig eindrucksvoll, weil die laute-
sten Gegner der Null-Lösung, weil diejenigen, die sie 
umfaßt, um jeden Preis verhindern wollen, doch in 
Ihren eigenen Reihen, insbesondere in den Reihen der 
CSU, sitzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein konstruktiver Beitrag zur Verminderung der 
Bedrohung durch taktische Atomwaffen ist der atom-
waffenfreie Korridor. Wird er nämlich verwirklicht, 
erreicht die Masse der Kurzstreckenraketen nur noch 
das eigene Territorium, nicht mehr aber das eines 
anderen Staates. Es ist auch deshalb immer schwerer 
zu begreifen, warum Sie diesen Vorschlag nicht auf-
nehmen und zum Gegenstand ernsthafter Verhand-
lungen mit der DDR-Führung machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Seit dem Harmel-Bericht vom Dezember 1967 
— und hier stimme ich Ihnen zu — hat sich das Bünd-
nis dafür entschieden, die Politik der Kriegsverhü-
tungsfähigkeit mit einer Politik der Entspannung zu 
verknüpfen. Die von uns, vor allem von Willy Brandt 
und — ihn darf ich an seinem heutigen Geburtstag 
ausdrücklich erwähnen — Egon Bahr eingeleitete 
erste Phase der Entspannungspolitik war überaus 
erfolgreich. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie hat die Lebensverhältnisse der Menschen in bei-
den Teilen Europas, insbesondere aber in den beiden 
deutschen Staaten, in einem Maß verbessert, das zu 
Beginn der 70er Jahre fast unvorstellbar gewesen 
wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Selbst die Aktivitäten der Stahlhelm-Abteilung und 
Ihre eigenen Fehlleistungen wie etwa dieser 
schlimme Vergleich haben die von uns Sozialdemo-
kraten gegen Ihren erbitterten Widerstand in Gang 
gesetzte Dynamik dieses Prozesses nicht nachhaltig 
beeinträchtigen können. 

Nunmehr ist die Zeit reif für eine zweite Phase der 
Entspannungspolitik. Veränderungen in der Sowjet-
union bieten dafür eine zusätzliche Chance. Es bleibt 
abzuwarten, ob Ihre heutigen Ausführungen ausrei-
chen, um die Hindernisse zu beseitigen, mit denen Sie 
selbst im Herbst letzten Jahres diese Chance zunächst 
einmal verbaut und verbarrikadiert haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß es so sein möge. 
Es liegt doch in unserem nationalen Interesse, diese 
Chance für eine breitere wirtschaftliche Zusammen-
arbeit, für einen stärkeren kulturellen Austausch, für 
eine intensivere Begegnung der Menschen und für 
eine immer größere Durchlässigkeit der Grenzen zu 
nutzen. Wir haben doch dabei nichts zu befürchten. 
Im Gegenteil: Der Abbau von Feindbildern und der 
friedliche Wettbewerb der Gesellschaftsordnungen 
werden sich zugunsten der Menschenrechte und 
zugunsten der Stabilisierung in Europa auswirken. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Das gilt vor allem auch für unser Verhältnis zu Polen, 
mit dem der von Willy Brandt eingeleitete Versöh-
nungsprozeß weiter voranschreiten muß. 

In einer neuen Phase der Entspannungspolitik müs-
sen auch die Beziehungen der beiden deutschen 
Staaten weiter ausgebaut werden. Ansatzpunkte 
dafür gibt es genug. Sie haben die wichtigsten 
genannt. Ich nenne außerdem den Dialog über die 
Friedenssicherung in Mitteleuropa und über abge-
stimmte Initiativen zur Vertrauensbildung und zur 
Abrüstung unter Wahrung der beiderseitigen Bünd-
nisloyalität. Entscheidend ist und bleibt dabei für uns 
die Lebenssituation der Menschen: daß sie öfters rei-
sen können, daß die in Helsinki vereinbarte Freizü-
gigkeit langsam genug, aber doch Fortschritte macht, 
daß — ich glaube, dies ist ein ganz wichtiger Punkt — 
mehr und mehr Bundesbürgerinnen und Bundesbür-
ger die Städte und Landschaften der DDR aus eigener 
Anschauung kennen, 

(Beifall bei der SPD) 

daß wir den Stolz der Menschen dort auf ihre Leistun-
gen verstehen und respektieren, daß wir bei aller 
Ablehnung der dortigen Gesellschaftsordnung ler-
nen, daß nicht alles in der DDR schlechter, manches 
nur anders, manches auch besser als bei uns ist; das ist 
wichtig. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Um einen weiteren Fortschritt zu erreichen, müssen 
wir aber auch auf die Wünsche der DDR eingehen, 
deren Erfüllung weder dem Grundgesetz noch unse-
ren wohlverstandenen Interessen widersprechen. Daß 
es bei der Erfassungsstelle Salzgitter, und bei der 
Festlegung der Elbegrenze Spielräume gibt, hat vor 
kurzem — ich darf mich auf ihn berufen — der rhein- 
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land-pfälzische Ministerpräsident bestätigt. Wir soll-
ten diese Spielräume in unserem Interesse nutzen. 
Damit könnte die Mauer, deren völlige Beseitigung 
unser Ziel bleibt, wieder ein Stück durchlässiger wer-
den. Damit stärken wir zugleich die Gemeinschaft der 
Geschichte, der Kultur, der Sprache und der Gefühle, 
d. h. aber die nationale Gemeinschaft, die uns in bei-
den deutschen Staaten unverändert verbindet und die 
zu pflegen und zu bewahren uns die Präambel des 
Grundgesetzes aufgibt, eine Position, die niemand 
von uns in Frage stellt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Übrigens beobachten wir mit Schmunzeln, wie sich 
hohe Repräsentanten Ihrer Partei voller Eifer und bis 
an die Grenze der Beflissenheit darum bemühen, 
ihren Gesprächsrückstand mit der DDR-Führung auf-
zuholen. Wie wir am vergangenen Wochenende 
beobachten konnten, kommt es bei diesen Versuchen 
mitunter zu regelrechten Stauungen. Aber wir sind 
überzeugt: Frau Wilms wird die Sache jetzt in Ord-
nung bringen und für eine bessere Koordinierung sor-
gen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: Das ist sehr uncharmant, Herr 

Vogel!) 

Ein Brennpunkt der deutsch-deutschen Beziehun-
gen und der Ost-West-Beziehungen ist und bleibt 
Berlin. Namens meiner Fraktion erneuere ich unsere 
Bereitschaft zur Kooperation in Fragen, die Berlin 
betreffen. Zwei Probleme der Stadt stehen jetzt im 
Vordergrund: die Bewältigung der neuerdings auch 
in Berlin wieder steigenden Arbeitslosigkeit und die 
dauernde Sicherung der Altbaumieter, deren Schutz 
sonst vom Jahre 1988 an auslaufen würde. Wir werden 
Ihnen dazu alsbald einen konkreten Vorschlag unter-
breiten. 

Eine weitere Entscheidung, so meinen wir Sozialde-
mokraten, ist überfällig, nämlich die über die Einla-
dung des Regierenden Bürgermeisters zum Staatsakt 
der DDR aus Anlaß des 750jährigen Stadtjubiläums. 
Herr Diepgen sollte diese Einladung jetzt ohne Rück-
sicht auf den Widerstand, der sich in der CDU bis in 
den Berliner Senat hinein bemerkbar macht, unver-
züglich in aller Form annehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das kann dann durchaus mit der Rechtsverwahrung 
hinsichtlich des Vier-Mächte-Status verbunden wer-
den, die Richard von Weizsäcker anläßlich des Besu-
ches artikulierte, den er als Regierender Bürgermei-
ster dem Staatsratsvorsitzenden schon 1983 abgestat-
tet hat. 

In der Forderung nach einem starken und hand-
lungsfähigen Europa stimmen wir überein. Die Hand-
lungsfähigkeit muß sich allerdings zunächst einmal 
bei der Lösung des Problems bewähren, das die 
Gemeinschaft seit Jahren vor sich herschiebt, ich 
meine: bei der Reform der europäischen Agrar-
politik. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

In Wahrheit, meine Damen und Herren, handelt es 
sich dabei schon lange nicht mehr um Politik, sondern 

um einen handfesten Skandal, der zum Sprengsatz 
der Gemeinschaft werden kann, wenn wir ihn nicht 
überwinden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Skandal verschlingt immer höhere Milliarden-
beträge, zuletzt, 1986, 47 Milliarden, davon rund 
15 Milliarden aus unserem EG-Beitrag, damit Pro-
dukte, für die keinerlei Bedarf besteht, zunächst 
erzeugt, dann mit hohen Kosten eingelagert und 
schließlich mit noch höheren Kosten auf dem Welt-
markt abgesetzt, verschenkt oder sogar vernichtet 
werden. 

Diese Politik beraubt Europa der Mittel, die es für 
die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, für die Behe-
bung der Stahlkrise und für die regionale Strukturför-
derung dringend benötigt, und sie ruiniert unsere 
bäuerlichen Familienbetriebe in immer rascherem 
Tempo. 

Die Kommission, zu der ja immerhin auch Ihr Par-
teifreund Narjes gehört, bemüht sich um eine Ände-
rung dieser Politik. Dabei mögen der Kommission im 
einzelnen bei ihren Vorschlägen Fehler und Irrtümer 
unterlaufen; aber zur Grundrichtung ihrer Vorschläge 
— Verminderung der Produktion, Einfügung stärke-
rer Marktelemente, direkte Einkommensübertragun-
gen — gibt es nach unserer Überzeugung keine ver-
nünftige Alternative. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist doch sinnlos, Herr Bundeskanzler, ja kontra-
produktiv, wenn Sie Herrn Kiechle dagegen frontal 
anrennen und von Kriegserklärungen reden lassen 
oder Ihrem Parteifreund Narjes mit der Abberufung 
drohen. Das hilft den deutschen Bauern nicht und 
führt uns auch innerhalb der EG nur in die totale Iso-
lierung, die dann auch Sie nicht mehr durchbrechen 
können. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden jedenfalls einer Fortsetzung eines sol-
chen politischen Kurses und weiteren mengenorien-
tierten Subventionen, in welcher Form auch immer, 
entschieden widersprechen, flächenbezogene Hilfen 
und direkte Einkommensübertragungen hingegen 
unterstützen. Unterstützen, weil unsere Gesellschaft 
und unsere Kulturlandschaft wohl auf Agrarfabriken, 
nicht aber auf die bäuerlichen Familienbetriebe und 
die bäuerliche Lebensform verzichten kann. Sie wäre 
ärmer, wenn es dies nicht mehr gäbe. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Auch von der Agrarpolitik abgesehen droht der 
Gemeinschaft nach der Verabschiedung der Einheit-
lichen Europäischen Akte ein Zustand der Ermat-
tung, indem die Enttäuschung oder die alltäglichen 
Streitigkeiten und Unzulänglichkeiten den Fortgang 
des Einigungsprozesses lähmen. Dem dürfen wir nicht 
nachgeben. Im Gegenteil: Wir brauchen gerade jetzt 
eine europäische Initiative, die das wirtschaftliche, 
das geistige und das historische Gewicht Europas 
gegenüber den beiden Weltmächten zum Tragen 
bringt, die ja zunehmend mit sich selber beschäftigt 
sind. Gerade jetzt in dieser Phase hätte Europa die 
Chance, nicht länger nur Objekt der Interessengegen- 
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Sätze der Weltmächte zu sein. Es könnte endlich ein 
Mitspracherecht bei den Entscheidungen einfordern, 
die sein eigenes Schicksal betreffen. Es kann auf die 
Dauer nicht richtig sein, daß die beiden Weltmächte in 
Genf über unser Schicksal verhandeln, und Europa 
sitzt dort nicht mit am Tisch. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Dazu bedarf es des engsten Einvernehmens mit 
Frankreich, dazu bedarf es eines überparteilichen 
Ansatzes, der über die herkömmlichen Fronten hin-
weg allen kooperationswilligen Kräften die Beteili-
gung ermöglicht. Für meine Fraktion wird Kollege 
Ehmke am Freitag dem Deutschen Bundestag das 
Konzept einer solchen Initiative vortragen. 

Eine solche europäische Initiative ist nicht das ein-
zige Thema, bei dem uns eine Zusammenarbeit über 
die Fraktions- und Parteigrenzen hinweg in diesem 
Hause mit dem Ziel geboten und möglich erscheint, 
daß wir über die Fraktionsgrenze hinweg zu einer 
gemeinsamen Antwort kommen. 

Diese Gemeinsamkeit haben wir beispielsweise bis-
her — und ich danke dafür — bei den Bemühungen 
um die Rettung unserer im Libanon entführten Lands-
leute praktiziert. Wir appellieren — und ich nehme 
an, Sie alle schließen sich dem an — auch bei dieser 
Gelegenheit an alle, die dazu etwas beitragen kön-
nen, alles zu tun, damit diese und alle übrigen Geiseln 
aus dem Libanon zu ihren Familien zurückkehren 
können. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Dabei wissen wir aus den Erfahrungen der 70er 
Jahre, die wir ja auch gemeinsam bestanden haben, 
daß Anschlägen dieser Art nur durch eine Haltung 
begegnet werden kann, die Festigkeit, Geduld und 
Klugheit miteinander verbindet, die — wie Helmut 
Schmidt das seinerzeit formuliert hat — nichts ver-
säumt und nichts verschuldet. 

Es entspricht seit 1949 einer guten Tradition, daß 
Opposition und Regierung die großen Entscheidun-
gen zur Weiterentwicklung und Reform der sozialen 
Sicherungssysteme, insbesondere der Alterssiche-
rung gemeinsam tragen. Wir sind dazu bereit, diese 
Tradition im Interesse der großen Teile unseres Vol-
kes, um deren Wohlfahrt es dabei geht, fortzusetzen. 
Allerdings — ich habe das schon zum Ausdruck 
gebracht — würde diese Bereitschaft erheblich Scha-
den leiden, wenn Sie an der Absicht festhalten, uns 
nach Jahrzehnten den Vorsitz im Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir würden es begrüßen, wenn auch in der Ent-
spannungs-, der Ost- und der Deutschlandpolitik die 
Elemente der Übereinstimmung wieder deutlicher 
hervortreten würden. Das hängt allerdings in erster 
Linie davon ab, ob sich in den Reihen der Union die 
Linie der Vernunft durchsetzt oder ob die sogenannte 
Stahlhelmgruppe die Oberhand behält. Mit deren 
Positionen — damit da kein Irrtum entsteht — ist für 
Sozialdemokraten keine Gemeinsamkeit möglich. 

(Beifall bei der SPD) 

Zusammenarbeit erfordert schließlich die große 
Herausforderung, die wir in ihrer ganzen Tragweite 
erst in den letzten Wochen und Monaten erkennen. 
Ich meine die Herausforderung durch AIDS. Wenn 
wir dieser Herausforderung begegnen wollen, müs-
sen wir zunächst einmal realisieren, daß die durch die 
neue Krankheit geschaffene Situation nicht nur eine 
medizinische, sondern auch eine eminent gesell-
schaftspolitische Dimension besitzt. Dies vor allem 
deshalb, weil gegenüber der Krankheit auf nicht 
absehbare Zeit in Ermangelung medizinischer Immu-
nisierungs- und Heilungsmethoden nur nachhaltige 
Veränderungen menschlichen Verhaltens im Intimbe-
reich, d. h. konkret der Sexualpraktiken, Schutz bie-
ten. Und weil die aktuelle Gefahr besteht, daß die 
latent vorhandene Neigung zur Diskriminierung von 
Minderheiten, die von einzelnen konservativen Grup-
pen ohnehin bei jeder Gelegenheit gefördert wird, 
hier voll zum Tragen kommt und sich explosionsartig 
unseres Volkes bemächtigt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und den 
GRÜNEN) 

Wer Konsens erreichen will, muß jede Hysterie, wie 
sie leider in den letzten Wochen durch einzelne Mas-
senblätter gefördert worden ist, vermeiden. Er muß 
den Willen zur persönlichen Verantwortung stärken 
und vor allem ein gesellschaftliches Klima des Ver-
trauens darauf erhalten, daß es bei diesen Maßnah-
men um Schutz und Hilfe, nicht aber um Verteufe-
lung, Ausgrenzung oder gar um Brandmarkung 
geht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die in Bayern beabsichtigten Repressionsmaßnah-
men, die weit ausgedehnten Meldepflichten, Zwangs-
untersuchungen in einer Vielzahl von Fällen und 
Berufs- und Zugangsverbote nicht nur für Risikoper-
sonen, sondern beispielsweise für den gesamten 
öffentlichen Dienst, werden von uns aus all diesen 
Gründen mit Entschiedenheit abgelehnt. Diese Re-
pressionsmaßnahmen werden im Falle ihrer Verwirk-
lichung einen Konsens von vornherein unmöglich 
machen. 

Hingegen erscheint ein solcher Konsens auf der 
Grundlage der von Frau Kollegin Süssmuth bisher 
beachteten Ansätze denkbar. Diese Ansätze dürfen 
jedoch nicht verschüttet werden. Sie bedürfen viel-
mehr der Weiterentwicklung und der Ergänzung. Wir 
werden dafür konkrete Vorschläge vorlegen und sind 
im übrigen jederzeit gesprächsbereit. 

Schon vorweg sollten wir uns jedoch hier in diesem 
Hause auf eine Enquete-Kommission verständigen, in 
der sich Politik und Wissenschaft gemeinsam um die 
Analyse der Gefahren und um die wirksamsten Wege 
zu ihrer Eindämmung bemühen. Dies wäre auch ein 
Signal an unser Volk, das dieses Haus über alle 
Gegensätze hinweg zu einer gemeinsamen Anstren-
gung in dieser Frage fähig ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Herr Bundeskanzler, wir vermissen in wichtigen 
Punkten Ihre Antworten auf die Probleme, die heute 
konkret auf der Tagesordnung stehen. Aber wir ver-
missen ebenso Ihren Beitrag zur Diskussion der gro- 
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ßen Fragen, die über den Tag hinausreichen. Sie spre-
chen so häufig von der geistig-politischen Krise, in der 
sich unser Volk befinde, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die SPD!) 

und von der Notwendigkeit der geistig -moralischen 
Erneuerung. Aber da bleibt vieles verschwommen, da 
wird keine Orientierung sichtbar. Da wird nicht sicht-
bar und deutlich, welches Menschenbild und welches 
Staats- und Gesellschaftsverständnis eigentlich Ihrer 
Politik zugrunde liegt. Erst recht wird nicht deutlich, 
ob Ihre Politik das Ausmaß und die Intensität der 
Gefahren überhaupt erkannt hat, die es zu überwin-
den gilt und, so füge ich hinzu, zu deren Überwindung 
unser Volk auch fähig ist, wenn wir sie nur erkennen 
und aus dieser Erkenntnis die richtigen Schlüsse zie-
hen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das ist unser Optimismus, Herr Bundeskanzler, 
unsere Zuversicht, die in der kritischen Rationalität 
wurzelt und die auf die solidarischen Kräfte unseres 
Volkes vertraut. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Bei Ihnen schimmert auch in grundsätzlichen Fra-
gen durch alle Ritzen das in seiner Banalität so 
bedrohliche „Weiter so", das Ihren Optimismus auf-
gesetzt und mitunter oberflächlich erscheinen läßt. So 
oberflächlich wie den Umgang mit der Zukunft, die 
Sie zwar in zierlichem Blau auf Ihre Plakate gemalt 
haben, weil Sie meinen, so den Begriff der Zukunft 
okkupieren zu können, vor dessen inhaltlichen 
Dimensionen Sie aber gerade in Ihrer Erklärung heute 
morgen zurückgeschreckt sind und kapituliert 
haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Feilcke [CDU/CSU]: Sie 

haben doch Ihre Zukunft hinter sich!) 

Wir Sozialdemokraten haben gelernt: Die Macht 
der Menschen, etwas zu tun und in Raum und Zeit in 
weite Zukünfte hinein zu bewirken, ist in gewaltiger, 
ja, in erschreckender Weise über ihre Fähigkeit und 
Bereitschaft hinausgewachsen, Entwicklungen vor-
herzusehen, die möglichen Folgen ihres Tuns im vor-
aus zu bewerten und das, wozu sie fähig sind oder 
fähig werden könnten, auch aus Einsicht zu unterlas-
sen und nicht zu tun. Wir wissen: Die ethisch-morali-
sche Kraft des Menschen hat mit dem unglaublichen 
Anwachsen seiner Zerstörungs- und Vernichtungs-
kraft bisher nicht Schritt gehalten. Seine Kraft, auch 
die schädlichen Folgen seines Tuns, die er nicht beab-
sichtigt, vorauszusehen, steht nicht mehr mit dem 
gigantischen Ausmaß dieser möglichen Schäden im 
Einklang. 

Darum sind wir nicht mehr bereit, die technische 
und die ökonomische Entwicklung unkontrolliert dem 
Selbstlauf und dem Prinzip des grenzenlosen Wachs-
tums zu überlassen. Sie sagten heute morgen wieder: 
Fortschritt hatte schon immer seinen Preis. Herr Bun-
deskanzler, hier liegt ein essentieller Unterschied zwi-
schen Ihnen und uns: Wir sind nicht mehr bereit, diese 

Gleichung nach dem Motto „Weiter so" einfach hin-
zunehmen und mit dieser Gleichung zu leben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Darum sind für uns auch die bisherigen Strukturen 
nicht unantastbar, darum sagen wir dort „Nicht weiter 
so", wo das „Weiter so" in den Abgrund oder zu 
Ergebnissen führen würde, die mit unserem in Jahr-
tausenden gewachsenen Menschenbild unvereinbar 
sind. Zu diesem Menschenbild gehört — jedenfalls für 
mich — auch die Gottunmittelbarkeit jedes einzelnen 
Menschen, die es kategorisch verbietet, Menschen 
zum Objekt zu erniedrigen oder gar noch ungezeugte 
Generationen in die Jahrtausende hinein der Willkür 
von ihnen nicht mehr beherrschbarer Prozesse auszu-
liefern. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dazu gehört — hier mag es dann Übereinstimmung 
geben — die Ehrfurcht vor allem Lebendigen, und 
dazu gehört ebenso, daß sich Menschen nicht für 
unfehlbar oder allmächtig erklären, auch nicht in der 
Großtechnologie, sondern daß sich die Menschen 
ihrer Unvollkommenheit bewußt bleiben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Diese Einsichten führen uns beispielsweise zu der 
Forderung, die Atomenergie zu überwinden und auf 
jede Genmanipulation zu verzichten. 

Natürlich brauchen wir auch in Zukunft Kapital für 
Investitionen, und wir brauchen ebenso die Technik 
und ihre Weiterentwicklung, aber wir wollen — übri-
gens im Einklang mit der katholischen Soziallehre —, 
daß die Arbeit das Kapital in den Dienst nimmt, nicht 
umgekehrt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir wollen, daß die Technik dem Menschen dient, 
nicht aber ihn zum Anhängsel macht. Und wir wollen 
— um es mit den Worten Adornos auszudrücken — 
eine Gesellschaft, die — jetzt zitiere ich wörtlich — 
aus Freiheit Möglichkeiten ungenutzt läßt, anstatt 
unter irrem Zwang auf fremde Sterne einzustürmen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Um das zu erreichen, brauchen wir mehr Nach-
denklichkeit und eine Veränderung des Bewußtseins, 
zu der uns übrigens gerade beide Kirchen immer wie-
der auffordern. Wir brauchen mehr Demokratie, mehr 
Mitwirkung. Wir brauchen die Einbindung von Wis-
senschaft und Technik in die politische Verantwor-
tung. Wir brauchen — ich drücke es mit meinen Wor-
ten aus — mehr weibliche Grunderfahrungen und 
Denkweisen in der Politik 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und schon deshalb, nicht nur aus zahlenmäßigen 
Erwägungen, mehr Frauen in der Verantwortung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir brauchen mehr Selbertun, wir brauchen mehr 
Selbstverantwortung des einzelnen, und wir brauchen 
die Wiederbelebung des ursprünglichen Genossen-
schaftsgedankens. Aber wir brauchen ebenso Solida-
rität, das Füreinander-Einstehen, auch in der Vielfalt 
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der Vereine, Gruppen und Initiativen, auch der Initia-
tiven, die uns hier lästig sind, weil noch nie ein Fort-
schritt erzielt worden ist, ohne daß es zunächst Grup-
pen gab, die den Mehrheiten lästig waren; 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

ein Füreinander-Einstehen, das die Sorge für andere 
eben nicht allein den anonymen Großorganisationen 
überläßt. Wir hätten gerne genauer gehört, wie Sie zu 
all diesen Fragen stehen. 

Einer aus Ihren Reihen, der darüber nachgedacht 
hat, der frühere Leiter der Planungsabteilung im Ade-
nauer-Haus, hat die Ansicht geäußert, daß Sie mit 
Rezepten von gestern arbeiten, die heute nicht mehr 
taugen. Herr Biedenkopf artikuliert diese Zweifel ja 
noch nachdrücklicher. Ich fürchte, diese Herren 
— auch Herr Biedenkopf — haben recht. Vieles von 
dem, was Sie sagen und auch heute gesagt haben, läßt 
Sie als Epigonen der „Reaganomics", als Nachfahren 
einer konservativen Welle erscheinen, die sich in 
ihrem Ursprungsland inzwischen schon zu verlaufen 
beginnt, jedenfalls ihren Höhepunkt dort bereits über-
schritten hat, 

Als Epigone dieser Strömung erscheinen Sie übri-
gens auch mit Ihrer Geschichtspolitik, mit der Art und 
Weise, wie Sie trotz Ihrer gegenteiligen Beteuerungen 
die Geschichte zur Stabilisierung Ihres Einflusses zu 
instrumentalisieren und mit Beschlag zu belegen ver-
suchen. Herr Bundeskanzler, es ist doch kein Zufall, 
daß der Historikerstreit über die Singularität oder die 
Vergleichbarkeit von NS-Verbrechen mit anderen 
Geschehnissen gerade in Ihrer Ägide und unter Assi-
stenz des Ihnen doch nicht unbekannten Herrn Pro-
fessor Stürmer in Gang gekommen ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Es ist doch kein Zufall, daß gerade jetzt gefordert wird 
— übrigens nicht von irgend jemandem, sondern von 
Herrn Strauß —, mit den „Demutsreden aus aller-
höchstem Munde" — wen wird er da wohl gemeint 
haben? — müsse endlich Schluß sein. Warum eigent-
lich, Herr Bundeskanzler — und das frage ich in gro-
ßem Ernst — , sind Sie in Ihrer Regierungserklärung, 
in der für alles und jedes Platz war, auf die Verfolgten 
der Gewaltherrschaft, die noch heute auf eine Wie-
dergutmachung warten, die zumindest auf eine Ver-
besserung der Härtefallregelung hoffen, mit keinem 
Wort eingegangen? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie sagen zu all dem „Weiter so"? Selbstzweifel sind 
Ihnen eben fremd. 

(Rühe [CDU/CSU]: Im Unterschied zu 
Ihnen!) 

Wir erleben zur Zeit, wie Generalsekretär Gorba-
tschow mit eindrucksvollem Engagement und bemer-
kenswerter Risikobereitschaft versucht, die erstarrten 
Strukturen seines Gesellschaftssystems zu lockern 
und die Rahmenbedingungen dieses Systems in 
wesentlichen Punkten zu verändern, wie er, der wohl 
nicht zufällig von dem „Haus Europa" spricht, ver-
sucht, sein Land europäischen Grundströmungen 
stärker zu öffnen. Sie haben das zunächst einmal als 
Propaganda abgetan. Heute haben Sie diese Beurtei-

lung und Einschätzung erfreulicherweise etwas korri-
giert. Und Sie haben angedeutet, daß sich die Sowjet-
union anschicke, sich auch Erfahrungen anderer zu 
eigen zu machen und daraus zu lernen. Das ist sicher 
richtig. Aber, Herr Bundeskanzler, gibt es denn nicht 
auch bei uns die Gefahr der Erstarrung? Auch Sie 
erklären doch Ihnen vertraute Annahmen, etwa die 
Sachzwänge der Wachstumsphilosphie, die These von 
der Wertfreiheit des technischen Fortschritts und der 
Forschung, überhaupt die meisten überkommenen 
Strukturen für unantastbar. Und Sie leugnen doch mit 
dem, was Sie heute vorgetragen haben, daß wir uns in 
einem tiefen Umbruch befinden. 

(Zurufe) 

— Wir können ruhig eine kleine Pause machen. Ich 
sehe, daß meine Anregungen hier auf fruchtbaren 
Boden fallen. Das Kabinett berät bereits. — 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Dem entspricht Ihre Neigung, Tatsachen auszu-
blenden, die nicht zu Ihren Annahmen passen, und 
einzelne, aber auch ganze Gruppen auszugrenzen, als 
nicht mehr zur Gemeinschaft gehörig erscheinen zu 
lassen, wenn sie Ihren Annahmen widersprechen. 
Gruppen, die nicht warten wollen, bis Strukturen zer-
brechen, sondern die diese Strukturen vorher ändern 
wollen. Darum fördert die Politik, die Sie treiben, die 
Entsolidarisierung. Darum fördern Sie bewußt das 
sogenannte Lagerdenken. Darum stört es Sie, wenn 
von den Arbeitslosen, den Armen, den Notleidenden 
und anderen Minderheiten die Rede ist. Darum gren-
zen Sie die GRÜNEN sowieso, aber auch einen immer 
größeren Teil von Sozialdemokraten, Teile der christ-
lichen Kirchen, denen ausgerechnet Sie und Ihre 
Freunde jetzt immer häufiger empfehlen, sich doch 
um das Jenseits zu kümmern und ihre Botschaft nicht 
in die Probleme dieser Zeit hineinzusprechen, und 
auch wachsende Teile der Gewerkschaften und 
damit, Herr Bundeskanzler, zugleich — ob Sie wollen 
oder nicht — große Teile der Jugend aus, um die Sie 
heute morgen so beredt geworben haben. 

Neuerdings betreiben Sie die Ausgrenzung sogar in 
den eigenen Reihen. Herr Biedenkopf, den ich als Kol-
lege in unserer Mitte begrüße, kann ein Lied davon 
singen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Bei ihm hat schon die unschuldige Bemerkung zur 
Ausgrenzung genügt, daß die GRÜNEN richtige Fra-
gen gestellt hätten. Schon das hat zur Ausgrenzung 
genügt. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie haben eine 
Reihe von Kollegen nicht begrüßt! Begrüßen 
Sie doch mal die Kanalarbeiter bei Ihnen!) 

Mit solchen differenzierenden Gedanken, Kollege 
Biedenkopf, kommen Sie bei Ihren neuen Kollegen 
nicht weit. Wie man es machen muß, hat Ihnen der 
Herr Kollege Seiters gezeigt. 

(Seiters [CDU/CSU]: Nicht verfälschen!) 

Er hat von dieser Stelle aus frei gewählten Abgeord

-

neten zugerufen, was er wohl im stillen auch von 
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Ihnen denkt: Sie gehören nicht hierher ins Parla-
ment. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Abg. 
Seiters [CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwi-

schenfrage) 

— Nein. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Unanständig wie 
immer, Herr Vogel! — Weitere lebhafte 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Biedenkopf, ich verrate Ihnen, daß das nicht nur 
der Herr Seiters denkt, sondern daß dies auch der 
Bundeskanzler denkt. 

(Seiters [CDU/CSU]: Sie verfälschen! — 
Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Sonst können Sie 
nichts! — Weitere lebhafte Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Seiters, 
es ist in das Ermessen des Abgeordneten gestellt, ob 
er eine Frage zuläßt oder nicht. — Bitte. 

(Seiters [CDU/CSU]: Sie verfälschen, Herr 
Vogel! — Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Und zwar 
bewußt! Sie verfälschen wie immer, Herr 

Vogel!)  

Dr. Vogel (SPD): Die Liebenswürdigkeit Ihrer 
Zurufe ist nicht zu überbieten. „Weiter so" ! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Leb-
hafte Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich hoffe, daß das Fernsehen auch die Gesichter der 
Herrschaften zeigt. Das wäre doch eine Hilfe. 

(Seiters [CDU/CSU]: Zitat verfälscht! — 
Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Zitat verfälscht! Pfui 
Teufel! — Frau Unruh [GRÜNE]: Der muß 
ausgeschlossen werden! — Weitere lebhafte 
Zurufe von den GRÜNEN und der CDU/ 

CSU) 

Wir widersprechen dem mit aller Entschiedenheit. 
Wir bestehen darauf, daß die Regeln eingehalten wer-
den, die wir uns für unser Zusammenleben gegeben 
haben, aber wie schließen niemanden von unserem 
Dialog und niemanden von der nationalen Gemein-
schaft aus. Es ist für uns im Gegenteil ein Gebot der 
politischen und geschichtlichen Vernunft, daß wir uns 
mit all unseren Konflikten und Interessengegensätzen 
wieder stärker als bisher als Glieder einer gewachse-
nen Gemeinschaft und nicht nur als eine zufällige 
Ansammlung beziehungslos nebeneinander lebender 
Individuen oder Interessengruppen begreifen. 

In diesem Rahmen hat dann auch der Patriotismus 
seinen Platz, von dem Sie auch heute wieder gespro-
chen haben, nicht als Rückfall in eine staatlich verord-
nete oder gar geforderte Hurra-Gesinnung, sondern 
als die im ganz persönlichen Bereich wurzelnde frei-
willige Bereitschaft, der Gemeinschaft zu dienen und 
der Gemeinschaft auch Opfer zu bringen. Wenn wir 
diesen Begriff verwenden wollen, ist es wichtig, den 
Begriff des Patriotismus von seinem überkommenen 
Kriegs- und Militärbezug und von seinen obrigkeits-
staatlichen Verknüpfungen zu lösen und statt dessen 

aufs engste mit den f riedlichen Aufgaben der 
Gemeinschaft zu verbinden. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch hier gilt das Wort Gustav Heinemanns: Nicht 
mehr der Krieg, der Frieden ist der Ernstfall. — Wir 
Sozialdemokraten sind für diesen Ernstfall gewapp-
net. Wir werden unseren Beitrag zu seiner Bewälti-
gung leisten, und in diesem Sinne werden wir, ob 
Ihnen das paßt oder nicht, in den kommenden vier 
Jahren unsere Pflicht tun. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD sowie Beifall bei Abgeordneten der 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Waigel. 

Dr. Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege 
Vogel, Sie haben gegen den Bundesminister für 
Umweltschutz, den Kollegen Wallmann, den Vorwurf 
erhoben, daß er beabsichtige, in Hessen zu kandidie-
ren. Wer sich die letzten 15 Jahre als Wande rvogel 
zwischen München und Bonn, Berlin und Bonn betä-
tigt hat, hat eigentlich überhaupt kein Recht, jemand 
anderem vorzuwerfen, daß er sich für eine andere 
Aufgabe zur Verfügung stellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Dummes Geschwätz!) 

Sie selbst, Herr Kollege Vogel, haben 1974 als 
amtierender Bundesminister in Bayern für das Amt 
des Ministerpräsidenten kandidiert. Sie haben Ihr 
Ministeramt nicht niedergelegt. Vielmehr sind Sie, als 
Sie in Bayern keinen Erfolg hatten, wieder in Ihr Mini-
sterium hier zurückgekehrt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Damals allerdings — jetzt bitte ich, genau zuzuhö-
ren — hieß das Motto der SPD in Bayern „Baye rn 

 braucht Dr. Vogel" . Das hat zu 62,1 % der CSU 
geführt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Es war also deutlich erkennbar: Bayern braucht 
Dr. Vogel nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesrepublik Deutschland brauchte 
Dr. Vogel auch nicht. Darüber hat sie 1983 entschie-
den. Und Berlin brauchte Dr. Vogel auch nicht. Dar-
über hat auch Berlin rechtzeitig und in freien Wahlen 
entschieden. 

(Zuruf von der SPD: Was für ein mieser Typ 
ist das!) 

Die einzige Gruppierung, die Dr. Vogel noch 
braucht, ist die SPD; denn sie ist arm dran, wenn man 
sich deren Führungsriege ansieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie ist natürlich dankbar, wenn man die Auswahl hat 
zwischen Brandt, Lafontaine, Klose und ich weiß nicht 
wem. Da ist allerdings der Dr. Vogel noch eine imagi-
när starke Figur. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Sie haben, Herr Kollege Vogel, zu recht etwas 
aufgegriffen: daß das Verbrennen von Puppen, die 
lebende Menschen darstellen, ein unglaublicher Vor-
gang ist. Ich habe das gleiche wie Sie einen Tag nach 
diesem Vorgang erklärt. Da ist von der Union das Not-
wendige gesagt worden. Hier, glaube ich, denken wir 
gleich. 

(Zuruf von der SPD) 

Nur, in einem zitieren oder kommentieren Sie nicht 
korrekt, wenn Sie nämlich Ignaz Kiechle vorwerfen, er 
habe den Bauern vor den Wahlen gesagt, sie verdien-
ten gut. Das hat er nicht getan. Vielmehr hat er immer 
auf die unendlich schwierige Situation der Landwirt- 
schaft und auch ihre Einkommenssituation hingewie-
sen. Er hat allerdings auf die statistischen Zahlen hin-
gewiesen, die sich hinsichtlich der Einkommensver-
besserung ergeben haben, die aber nicht von den 
Preisen, sondern von den notwendigen und von uns 
beschlossenen Transferzahlungen herrühren und nur 
Durchschnittszahlen sein können. Diese Zahlen kön-
nen natürlich für den einzelnen Hof nie eine Aussa-
gekraft haben. 

Wir haben die Probleme vor den Wahlen nicht ver-
harmlost. 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 

Es ist vor den Wahlen zu einem Realignment gekom-
men. Es ist vor den Wahlen zu einer Währungsanpas-
sung mit allen negativen Diskussionen in der Land-
wirtschaft gekommen. Zwar wußten die Bauern 
genau, daß wir nichts dafür können, aber trotzdem 
wurde uns die politische Verantwortung in dem einen 
oder anderen Punkt zugerechnet, d. h. wir bekamen 
die politische Quittung. 

Wenn man es als Kleingeisterei bezeichnet, etwas 
zu verschweigen, so frage ich Sie: Was war denn das 
1976 mit den Renten? Was war denn das 1980 mit den 
Schulden? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Auf Pump haben 
Sie sie bezahlt, nicht wir!)  

Was war denn das 1983 mit den Mieten und den Rake-
ten? — Frau Fuchs, auf Sie komme ich am Schluß der 
Rede noch sehr genau zu sprechen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ich freue mich dar-
auf!) 

Sie wissen, daß ich Sie persönlich schätze. Nur, was 
Sie sich im Wahlkampf geleistet haben, daß Sie als 
leitende Mitarbeiterin von Helmut Schmidt nicht ein-
mal mehr wissen, was er vor vier Jahren gesagt hat, es 
mir in den Mund legen und damit eine Verleum-
dungsaktion durchführen, ist ein starkes Stück, das zu 
Ihrem Charakter eigentlich nicht passen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben auch kein Recht, Herr Kollege Vogel, 
dem Kollegen Blüm vorzuwerfen, wieviel Prozent er 
bei den letzten Wahlen erreicht hat. Sie haben sich 
den Wahlen nicht gestellt oder nicht stellen müssen, 
und so haben Sie auch kein Recht, einem anderen 

Kollegen einen Prozentsatz in irgendeiner Form vor-
zuhalten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wie feinfühlig, Herr Wai

-
gel!)  

— Da denken Sie lieber an die Prozentzahlen, die Sie 
in Bayern erreicht haben, als Sie als Spitzenkandidat 
angetreten sind. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Sie sollten auch über das Beratungsgesetz, das wir 
gemeinschaftlich zum Schutz des ungeborenen 
Lebens vereinbart haben, nicht so negativ reden. Wer 
sonst, wie Sie, bei vielen Fragen auf die Kirchen 
rekurriert und ihren Rat erbittet, der sollte auch bei 
einem Punkt, bei dem man ohne eine Gesetzesände-
rung der § 218 StGB und § 200 RVO auskommt, jeden-
falls die Bereitschaft erkennen lassen, etwas mitzutra-
gen, was alle Parteien der Koalition in einem schwie-
rigen Meinungsbildungsprozeß erarbeitet haben. Sie 
sollten sich nicht in dieser billigen Form davon verab-
schieden, sondern mitmachen, wenn es um den 
Schutz ungeborenen Lebens geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das sind wir der Verfassung, das sind wir den Kirchen 
und das sind wir den Christen und den Humanisten in 
unserer Republik schuldig. 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht den Frauen! 
— Zuruf von der CDU/CSU: Genau den 

Frauen!) 

— Genau den Frauen. Gerade aus dem Bereich der 
Frauen kommt die Forderung, möglichst viel zu tun, 
um den Schutz des ungeborenen Lebens zu sichern. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Hör auf! Erst einmal 
50 % Frauen ins Parlament! — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Beruhigungsspritze gefällig?) 

— Ich hoffe, daß die Qualität dessen, was Sie mir zuru-
fen, besser ist als die Qualität dessen, was ich hören 
kann; sonst wäre es nämlich vernehmbar. Das ist es 
bei der Art und Weise, in der Sie sich hier artikuliert 
haben, leider nicht. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Fragen Sie Ihre 
eigene Frau! Das ist ja entsetzlich! — Seiters 
[CDU/CSU]: Sie müssen es nicht anhören! — 
Frau Unruh [GRÜNE]: Aber ich will es!) 

Sie haben sich, Herr Kollege Vogel, zur Montan

-

Mitbestimmung geäußert. Ich kann dazu nur folgen-
des sagen: Während es unter einer SPD-Regierung 
nur zu einem Auslaufgesetz hinsichtlich der Montan

-

Mitbestimmung gekommen ist, wird jetzt eine dauer-
hafte Sicherung der Montan-Mitbestimmung mit 
einem verbesserten Wahlrecht durchgeführt. Diese 
Koalition hat trotz aller Bedenken in dieser Angele-
genheit — da kann man auch geteilter Meinung 
sein — mehr für die Sicherung der Montan-Mitbe-
stimmung getan als die SPD-Regierungen zuvor. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben sich dann über die Kernenergie ausge-
lassen. Herr Kollege Vogel, sonst sind einstimmige 
UNO-Beschlüsse für Sie doch Dogmen und Dekrete. 
Die UNO hat sich zu dem Thema Kernenergie eine 
Meinung gebildet und hat sich einstimmig für die 
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Fortführung der Nutzung der Kernenergie ausgespro-
chen. Da Sie sonst soviel von internationalen Empfeh-
lungen halten, wären wir Ihnen dankbar, wenn Sie 
auch das, was die UNO — zudem einstimmig — zum 
Ausdruck gebracht hat, auch in unseren innerdeut-
schen Willensbildungsprozeß mit einbeziehen könn-
ten. 

Dann glaubten Sie auch noch etwas zum Histori-
kerstreit sagen zu müssen. Für mich ist es eigentlich 
neu, daß ein Streit der Wissenschaftler und hier der 
Historiker durch ein Dekret der Regierung oder der 
Opposition beendet werden könnte. Das wollen wir 
doch wirklich den Historikern und den Wissenschaft-
lern überlassen. Sie können dazu ihre Meinung sagen. 
Aber daß der Bundeskanzler hier ein Dekret ausspre-
chen soll, ist mit unserer Vorstellung von Freiheit der 
Wissenschaft nicht vereinbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Einen schlechten Eindruck, Herr Kollege Vogel, 
haben Sie gemacht, als Sie den Kollegen Seiters hier 
nicht richtig zitiert und dargestellt haben. Es entsprä-
che dem Gebot des Anstandes hier in einem Parla-
ment, wenn man über einen Kollegen etwas sagt, und 
dies nicht stimmt, ihn dies durch eine Zwischenfrage 
richtigstellen zu lassen. Das haben Sie nicht getan. Sie 
haben hier die Dinge verfälscht, Sie haben die Dinge 
nicht korrekt dargestellt, Sie haben nicht zur Kenntnis 
gebracht, daß der Kollege Seiters ausdrücklich darauf 
eingegangen ist, daß die GRÜNEN geklatscht hatten, 
als ganz bewußt zu Gesetzesverstößen aufgerufen 
wurde. In dem Zusammenhang hat dann der Kollege 
Seiters gesagt: Wer so handelt, wer so denkt, wer sich 
so artikuliert, der gehört nicht ins Parlament. Ich teile 
seine Meinung uneingeschränkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Gott sei Dank, 
daß Sie das nicht zu entscheiden haben! — 

Zurufe von der SPD) 

Die Koalition der Mitte hat am 25. Januar 1987 
einen eindeutigen Auftrag des Wählers zur Fortset-
zung ihrer erfolgreichen Politik erhalten. Der Kollege 
Jahn von der SPD, gewöhnlich eher ein Realist, also 
ein Realo, fühlte sich vergangene Woche bemüßigt, 
von einem miserablen Wahlergebnis der Unionspar-
teien zu sprechen. 

(Beifall des Abg. Duve [SPD] — Zurufe von 
der SPD: Das stimmt doch!) 

Herr Kollege Jahn, wir haben unser Wahlziel erreicht: 
Wir sind mit dem Ziel angetreten, auch nach dem 
25. Januar 1987 in Bonn Regierungsverantwortung zu 
übernehmen. Die SPD ist mit dem Ziel angetreten, die 
absolute Mehrheit zu erlangen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das haben wir verfehlt!) 

Herausgekommen sind 37 %. Ich möchte jetzt wissen: 
Wer ist dem Ziel näher gekommen, und wer hat wirk-
lich miserabel abgeschnitten? 

Meine Damen und Herren, dann wäre es einmal 
interessant, überhaupt noch zu erfahren: Wo ist denn  

eigentlich Johannes Rau, gibt es den Mann überhaupt 
noch? 

(Rühe [CDU/CSU]: Wer ist das?) 

Es hieß: Den Besten für Deutschland, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Den erstbesten!) 

und heute ist er nicht einmal der Beste für die SPD. 
Wie sehr wollte man eigentlich diese Republik täu-
schen, uns den „Besten für Deutschland" vorzugau-
keln, wenn man ihn nicht einmal als Vorsitzenden der 
SPD haben möchte? Der Arme muß sich jetzt von 
Oskar aus dem Saarland ablösen lassen. Es ist wirklich 
nicht zu fassen, wohin die Führungslosigkeit der SPD 
bereits gedrungen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Bild, das die Sozialdemokratie im Wahlkampf 
von der bundesdeutschen Wirklichkeit zu zeichnen 
versucht hat, zeugt von einem weitgehenden Reali-
tätsverlust. Es erinnert mich an Arthur Millers „Hand-
lungsreisenden", von dem es heißt: Er kann die Wirk-
lichkeit nicht ertragen, und da er nicht viel tun kann, 
um sie zu ändern, ändert er statt dessen seine Vorstel-
lung von ihr. — Das ist das Motto der SPD. 

Aber noch treffender hat es Professor Sontheimer 
am 28. November 1986 in der „Wirtschaftswoche" 
dargelegt. 

(Dr. Penner [SPD]: Bei welchem Wetter?) 

— Sie beleidigen schon wieder jemanden, der Ihnen 
ansonsten relativ nahesteht. 

(Dr. Apel [SPD]: Es ist keine Beleidigung, 
wenn wir nach dem Wetter fragen, Herr Wai

-

gel!) 

Die Herrschaften schätzen es nicht so sehr, sie treiben 
sogar noch die Politologen, die ihnen früher nahestan-
den, in unsere Nähe. 

Jedenfalls hat Sontheimer folgendes gesagt: Das 
erste, was wir uns klarmachen sollten ist, daß es uns 
außerordentlich gutgeht, wie gut wir dastehen, wenn 
wir uns mit anderen Ländern und Völkern ver-
gleichen. Kein Grund zum Jammern also. Das zweite, 
was es zu beherzigen gilt, ist die Tugend der Gelas-
senheit. Wir stehen nicht am Rande des Abgrundes, 
wir können die neuen Probleme in Ruhe angehen. — 
Das ist die Wirklichkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland und nicht das Horrorgemälde, das Sie 
laufend zu zeichnen und zu malen versuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bundeskanzler Helmut Kohl ist in seiner Regie-
rungserklärung eingehend 

(Duve [SPD]: Eingegangen ist er!) 

auf die großen Problembereiche bereits eingegangen, 
denen wir uns in den kommenden vier Jahren gegen-
übersehen: erstens auf die Schaffung eines echten 
Fortschritts bei den Abrüstungsgesprächen zwischen 
Ost und West bei gleichzeitiger Berücksichtigung der 
spezifischen Sicherheitsinteressen Westeuropas; 
zweitens die Fortsetzung einer pragmatischen 
Deutschlandpolitik auf der Grundlage der gegebenen 
Rechtslage; drittens das Festhalten an der Politk zur 
Stärkung des wirtschaftlichen Wachstums bei gleich- 
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zeitiger Bewahrung der umweltpolitischen Belange; 
viertens eine Kurskorrektur in der EG-Agrarpolitik 
mit stärkerer Berücksichtigung regionaler Gegeben-
heiten mit dem Ziel der Erhaltung einer möglichst gro-
ßen Anzahl von Familienbetrieben; fünftens Struktur-
reformen im Gesundheitsbereich und in der Renten-
versicherung. 

Der Ende 1982 vollzogene Kurswechsel in der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik hat sich als erfolgreich 
erwiesen. Die Zahl der Arbeitsplätze, das Sozialpro-
dukt, die privaten Investitionen und das Realeinkom-
men sind gestiegen. Die Preissteigerungsrate, die Zin-
sen und die Defizite in den öffentlichen Haushalten 
sind gesunken. 

Wenn in der Auftragseingangsstatistik seit einigen 
Monaten Schwächetendenzen zu verzeichnen sind, so 
ist das kein Anlaß, in hektischen Aktionismus zu ver-
fallen. Ein solcher Aktionismus, wie er früher üblich 
war, wäre Ausdruck des Mangels an einer mittelfristi-
gen Strategie. Wie die Entwicklung zu Beginn der 
80er Jahre gezeigt hat, führt ein solcher Aktionismus 
mit der Ankündigung von neuen Programmen oder 
Progrämmchen nur zu einer Verunsicherung und zu 
einem Attentismus bei den Investoren und müßte 
zwangsläufig in eine Krise münden. 

Unsere Wirtschaft befindet sich weiterhin auf einem 
stetigen, inflationsfreien, wenn auch nicht überschäu-
menden Wachstumspfad. Und bereits die Februar-
Zahlen signalisieren wieder eine Saisonwende am 
Arbeitsmarkt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ja, 2,4 Millionen 
Arbeitslose!) 

Die Zahl der Beschäftigten lag im Januar um knapp 
250 000 über dem entsprechenden Vorjahreswert, 
gegenüber dem Tiefpunkt der Beschäftigung im Jahre 
1983 dürfte der Zuwachs bei rund 600 000 liegen. 
Maßvolle Tarifabschlüsse vorausgesetzt, können wir 
das Stabilitätsziel auch im Jahre 1987 erreichen. Das 
Bruttosozialprodukt wird real weiter ansteigen,wenn 
auch die Projektion im Jahreswirtschaftsbericht, die 
im übrigen ein gewogenes Mittel der Prognosen der 
Forschungsinstitute, der OECD und des Sachverstän-
digenrats darstellt, möglicherweise nicht ganz er-
reicht werden kann. Wer dies, wie die SPD, zum Anlaß 
nimmt, von „Konjunkturlüge" und vom Beginn eines 
Wirtschaftseinbruchs zu sprechen, betreibt Schwarz-
malerei mit dem Ziel, eine Krise herbeizureden. Ihnen 
geht es doch in dem Zusammenhang nicht um die 
Lösung unserer Arbeitsmarktprobleme, sondern um 
das Schüren von Angst, um Emotionalisierung als Mit-
tel der Gewinnung von Wählerstimmen, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So ist es!) 

was aber nicht zum Erfolg geführt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sollte die Wachstumsrate unter der Projektion von 
2,5 % liegen, bedeutet dies zwangsläufig eine Redu-
zierung des Verteilungsspielraums. Wenn nun die 
SPD einerseits eine Korrektur der Wachstumsrate 
nach unten verlangt, andererseits aber gleichzeitig 
eine die Lohnkosten nach oben treibende Arbeitszeit-
verkürzung sowie eine stärkere Steuer- und Abga-
benbelastung der Unternehmen befürwortet, dann 

stellt sie damit nur ihre immer noch andauernde wirt-
schaftspolitische Inkompetenz unter Beweis. Denn: In 
Tarifverhandlungen kann nur verteilt werden, was 
zusätzlich erwirtschaftet wird. Wer diesen Grundsatz 
mißachtet, erhält als Quittung entweder eine höhere 
Inflation und damit Einbußen bei den Realeinkommen 
oder aber eine höhere Arbeitslosigkeit. Wir wollen 
weder das eine noch das andere. 

In Ihrem Antrag vom 19. Februar 1987 zum Abbau 
der Massenarbeitslosigkeit sieht die SPD das Patent-
rezept einer aktiven Konjunkturpolitik nach wie vor in 
der Schaffung eines Sondervermögens „Arbeit und 
Umwelt" . Wir halten nichts davon, wiederum etwas 
durch saftige Erhöhung von bestehenden oder Ein-
führung neuer Verbrauchsteuern zu finanzieren, was 
mit mehr Steuern, mit mehr Abgaben zu Beschäfti-
gung führen soll. Die Ergebnisse und die Erfahrungen 
der Vergangenheit haben uns genau das Gegenteil 
bewiesen. Und: Was die Bereitstellung zinsgünstiger 
Kredite anlangt, so wurde dem bereits mit den ent-
sprechenden ERP- und KfW-Programmen Rechnung 
getragen, deren Mittel zügig abfließen. Im ERP-Haus-
halt wurden allein im Zeitraum 1983 bis 1986 knapp 
3,8 Milliarden DM zugesagt; das entspricht rund 40 To 
der gesamten ERP-Umweltförderung seit 1960. Wir 
können noch prüfen, ob man diese Aktion, dieses Pro-
gramm stärker auf kleine und mittlere Unternehmen 
zuschneiden könnte. Verlorene Zuschüsse für Um-
weltvorhaben lehnen wir ab, weil sie das Verursa-
cherprinzip völlig aus den Angeln heben. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Die Koalition wird an ihrer mittelfristig ausgerichte-
ten Strategie zur Stärkung der Wachstumskräfte fest-
halten und unter Beibehaltung einer soliden Haus-
haltspolitik die aktive Arbeitsmarktpolitik vor allem 
zugunsten der Langzeitarbeitslosen weiterentwik-
keln, die Stärkung der Binnennachfrage im Rahmen 
der Städtebauförderung und der ERP-Programme 
fortsetzen und die Rahmenbedingungen durch eine 
konsequente Steuerentlastungspolitik verbessern. 
Angesichts der Risiken im Export wird das zum 
1. Januar 1988 in Kraft tretende Steuerentlastungspa-
ket durch das Vorziehen von gut 5 Milliarden DM aus 
der großen Steuerreform aufgestockt. Das ist genau 
die richtige Maßnahme zum richtigen Zeitpunkt ent-
sprechend dem, was in Paris zugesagt wurde. 

Kernpunkt aller Bemühungen, die wi rtschaftlichen 
Antriebs- und Auftriebskräfte nachhaltig und auf 
Dauer zu stärken, bilden die von der Koalition 
beschlossenen Eckpunkte einer großen Steuerreform 
mit einem Bruttovolumen von 44 Milliarden DM und 
einer Nettoentlastung von mindestens 25 Milliarden 
DM. 

Diese Steuerreform ist wachstumspolitisch geboten, 
weil sie die Leistungsbereitschaft der Arbeitnehmer 
und die Investitionsbereitschaft der Unternehmer 
erhöht. 

Sie ist sozial ausgewogen, weil ein Großteil der Ent-
lastungen durch die Anhebung des Grundfreibetrags, 
die Rückgängigmachung der Erhöhung des Ein-
gangssteuersatzes 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 
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sowie durch die weitere Anhebung des Kinderfreibe-
trages unteren Einkommensschichten zugute 
kommt. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es gehört schon ein Stück Unverfrorenheit dazu, hier-
herzukommen und diese Reform als sozial unausge-
wogen zu bezeichnen, da wir doch den Eingangssteu-
ersatz wieder auf die Linie zurückführen, die es früher 
gegeben hat, 

(Dr. Apel [SPD]: Das werde ich morgen zei-
gen! Das werde ich morgen vorführen!) 

während Sie, als Sie die Kassen geplündert hatten und 
nicht mehr wußten, wie Sie das Geld besorgen sollten, 
ihn von 19 % auf 22 % angehoben haben. Um den 
Griff in die Taschen der kleinen Leute zu vertuschen, 
haben Sie damals flugs auch den Spitzensteuersatz 
erhöht. In Wirklichkeit haben Sie die kleinen Leute 
damals belogen und um ihr Geld betrogen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Apel [SPD]: 
Darüber werde ich morgen reden!  — 
Dr.  Dregger [CDU/CSU]: Eine unsoziale 

Steuererhöhung!) 

Die Anhebung des Grundfreibetrags und die Sen-
kung des Eingangssteuersatzes machen je etwa 
7 Milliarden DM aus. Das sind die sozialen Taten, die 
die Leute an uns haben und durch die wir das korri-
gieren, was Sie in den 70er Jahren kaputtgemacht 
haben. Sie sollten über soziale Ausgewogenheit kein 
Wort  sagen. Die Sünden der Vergangenheit verfolgen 
Sie täglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben diese Reform auch mittelstandsfreund-
lich gestaltet, weil neben der allen Mittelständlern 
zugute kommenden Linearisierung des Ta rifs zwei 
gezielte Mittelstandskomponenten in Form der Ver-
dopplung der Sonderabschreibung und der Erhöhung 
der Vorsorgepauschale vorgesehen sind. 

Sie ist — ich wiederhole, was der Bundeskanzler 
bereits angedeutet hat — auch ein Schritt zur Steuer-
vereinfachung, und zwar vor allem wegen der Erhö-
hung des Grundfreibetrags, wobei wir übrigens über 
den Forderungen des SPD-Parteitages liegen, 

(Sehr richtig! Sehr wahr! bei der CDU/ 
CSU) 

weil wir damit etwa 500 000 Menschen aus der Steu-
erpflicht herausbringen. Das ist ein wichtiger Beitrag 
für Steuervereinfachung, den Sie in Ihrer Zeit eben-
falls nicht geleistet haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Senkung des Körperschaftsteuersatzes und des 
Spitzensteuersatzes bei der Einkomensteuer ist ein 
Gebot der Stunde, wenn man sich die entsprechenden 
Entlastungen bei der Unternehmensbesteuerung in 
praktisch allen westlichen Industriestaaten ansieht. 
Angesichts der weltweiten ökonomischen Verflech-
tung findet heute nicht nur ein weltweiter Wettbe-
werb zwischen den Anbietern von Produkten und Lei-
stungen statt, sondern darüber hinaus auch ein Wett-
bewerb zwischen den verschiedenen nationalen Steu-
ersystemen. Wer eine stärkere Koordinierung der 
internationalen Wirtschafts- und Finanzpolitik befür-

wortet, darf nicht nur von den USA Maßnahmen zum 
Abbau der Haushaltsdefizite verlangen, sondern er 
muß auch der Tatsache Rechnung tragen, daß prak-
tisch alle westlichen Regierungen bestrebt sind, die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit ihrer Unterneh-
men durch eine maßvolle Steuerpolitik zu stärken. 

Was speziell den Spitzensatz bei der Einkommen-
steuer betrifft, so hat die Mehrzahl derjenigen deut-
schen Steuerzahler, die vom Spitzensatz potentiell 
betroffen sind, längst den steuerlichen Wohnsitz in 
steuergünstigeren Nachbarländern aufgeschlagen. 

(Westphal [SPD]: Das ist vielleicht ein 
Grund?) 

Mir persönlich wäre es lieber, wenn einige Spitzen-
stars der Sport- und Unterhaltungsbranche bei einem 
niedrigeren Spitzensatz ihren steuerlichen Beitrag bei 
Herrn Stoltenberg ablieferten, statt, abgeschreckt 
durch einen zu hohen Spitzensteuersatz in der Bun-
desrepublik, steuerliches Asyl in Monaco oder sonst-
wo zu suchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Roth [SPD]: 
Wollen Sie ernsthaft mit Monaco konkurrie

-

ren?) 

Sie fragen nach der Finanzierung dieser Steuerent-
lastung. Sie erfolgt in erster Linie und zum größten 
Umfang durch eine sparsame Haushaltspolitik in der 
Vergangenheit, in der Gegenwart und auch in den 
nächsten Jahren. Nur dadurch werden Spielräume für 
Politik eröffnet. Darüber hinaus werden wir an die 
steuerlichen Subventionen und Sonderregelungen 
herangehen müssen. Auch eine zeitlich begrenzte 
maßvolle Erhöhung der Neuverschuldung — das hat 
übrigens Bundesfinanzminister Stoltenberg schon im 
letzten Jahr hier zum Ausdruck gebracht — ist in die-
sem Zusammenhang vertretbar. Meine Damen und 
Herren, man muß wissen, zu welchem Zweck man 
sich möglicherweise neu verschuldet. 

(Dr. Vogel [SPD]: Für Steuersenkungen! Für 
die Senkung des Spitzensteuersatzes!) 

Wenn man damit unproduktive Konjunkturpro-
gramme mit Strohfeuereffekten finanziert, dann ist 
dies sinnlos und nicht vertretbar. Wenn damit aber 
Leistungs- und Antriebskräfte der Wirtschaft geweckt 
oder verstärkt werden, dann ist auch die Selbstfinan-
zierungsquote einer solchen Steuerentlastung höher 
als bei jeder anderen konjunkturellen Maßnahme. 
Darum hat Stoltenberg recht, wenn er sagt: In einem 
begrenzten Umfang ist zur Finanzierung einer sol-
chen großen Entlastung, um den binnenwirtschaftli-
chen und den außenwirtschaftlichen Risiken Rech-
nung zu tragen, 

(Roth [SPD]: Also sprach Reagan!) 

auch eine maßvolle Erhöhung der Nettoverschuldung 
hinzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth  [SPD]: Genau die Reaganomics!) 

Meine Damen und Herren, die Diskussion der SPD 
über eine Verbrauchsteuererhöhung ist unsachlich 
und unglaubwürdig. 

(Roth [SPD]: Natürlich kommt die! Mehr

-

wertsteuerschwindel!) 
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Wenn ich alle unter SPD-Finanzministern vorgenom-
menen Erhöhungen indirekter Steuern von 1969 bis 
1982 aufzählen wollte, dann würde meine heutige 
Redezeit nicht ausreichen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Gott sei Dank!) 

Wenn die Anhebung indirekter Steuern ein Maßstab 
für die soziale Qualität der Politik sein sollte, wäre die 
SPD die unsozialste Partei, die je Regierungsverant-
wortung in der Bundesrepublik Deutschland über-
nommen hat — was sie übrigens auch ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wer Steuerpolitik nur 
unter verteilungspolitischen Gesichtspunkten gestal-
tet, gerät auf Dauer zwangsläufig in eine Sackgasse. 
Verteilt werden kann nur, was vorher erwirtschaftet 
worden ist. 

(Roth [SPD]: Sie verteilen doch Steuerreduk-
tion vorher!) 

Die Probleme auf dem Arbeitsmarkt können wir dau-
erhaft nur lösen, wenn die vorhandenen Leistungs-, 
Investitions- und Innovationspotentiale durch ent-
sprechende steuerliche Anreize und Rahmenbedin-
gungen freigesetzt werden. Die Forderungen sozial-
demokratischer Politiker nach sozialer Ausgewogen-
heit und sozialer Gerechtigkeit klingen wenig glaub-
würdig. In diesem Zusammenhang fällt mir nur der 
Satz ein: Alfons Lappas läßt grüßen. 

(Roth [SPD]: Das war jetzt zehntklassig!) 

— Wer bei der Neuen Heimat gelernt hat, sollte in 
diesem Zusammenhang nicht einmal einen Zwischen-
ruf machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Immer auf den Späth! — 
Roth  [SPD]: Was hat er denn gegen Späth?) 

Die Koalition aus CDU/CSU und FDP hat sich in den 
vergangenen Wochen in den Sachfragen geeinigt. Die 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers hat die 
grundsätzlichen Übereinstimmungen der Koalitions-
partner in praktisch allen wichtigen Problemberei-
chen, die vor uns stehen, verdeutlicht. 

Die EG-Agrarpolitik bedarf einer Neuausrichtung. 
Im Mittelpunkt unserer Bemühungen steht die Erhal-
tung unserer bäuerlichen Familienbetriebe. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Auch unsere Landwirte haben wie z. B. die Beamten, 
die Arbeitnehmer in der Stahlindustrie oder in der 
Werftindustrie ein Anrecht auf Teilhabe an der ge-
samtwirtschaftlichen Einkommensentwicklung. Wir 
brauchen einen Jahrhundertvertrag auch für die 
deutsche Landwirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe diesen Vergleich bewußt gewählt, weil sich 
nicht nur der Stahlsektor und die Werften, sondern im 
gleichen Maße auch die Landwirtschaft in einem tief-
greifenden wirtschaftlichen Anpassungsprozeß befin-
den. 

Eine aktive Preispolitik ist jedoch nur möglich, 
wenn wir durch den Abbau der durch die Fehlent-
wicklungen in den 70er und Anfang der 80er Jahre 
entstandenen Produktionsüberschüsse die erforderli-

chen Handlungsspielräume zurückgewinnen. Beson-
ders wichtig erscheinen mir in diesem Zusammen-
hang ein Programm zur Herausnahme von Flächen 
aus der Produktion bei gleichzeitiger Begrenzung der 
Futtermittelimporte, die Festlegung von Bestands-
obergrenzen sowie die Konzentration der agrarpoliti-
schen Fördermaßnahmen auf die bäuerlichen Fami-
lienbetriebe im Rahmen eines Strukturgesetzes. 

Eine Politik des Preisdrucks halten wir für den fal-
schen Weg. Hier müßten zuerst die Kleinen dran glau-
ben, und im Ergebnis würde die Einbindung der 
Landwirtschaft in marktwirtschaftliche Spielregeln 
die Tendenz zu großflächigen und vollrationalisierten 
Agrarfabriken fördern. Das halte ich gesellschaftspo-
litisch für nicht akzeptabel. 

In der Wirtschaftspolitik haben wir ebenfalls wich-
tige Eckpunkte festgelegt. Angesichts der zunehmen-
den Konzentration und des Überhandnehmens lei-
stungswidriger Wettbewerbspraktiken und anderer 
Probleme muß das rechtliche Instrumenta rium des 
Kartellgesetzes auf den Prüfstand. Wir haben in der 
letzten Legislaturperiode gesagt und uns bei der Ver-
abschiedung der vierten Kartellgesetznovelle an die 
Zusage gehalten: Ruhe an der Kartellfront. — Zwi-
schenzeitlich muß man sehen, daß die Situation vor 
allen Dingen im Einzelhandel ein Neuüberdenken 
erforderlich macht und wir zu neuen Regelungen im 
Kartellgesetz finden müssen. Ich denke dabei an die 
Fusionskontrolle, an die Mißbrauchsaufsicht, an das 
Diskriminierungsverbot und die marktmachtbedingte 
Benachteiligung kleinerer Unternehmen. 

Was die Einführung eines Dienstleistungsabends 
betrifft, so appelliere ich an die Tarifpartner, nicht nur 
die Belange der Angestellten im Einzelhandel, son-
dern auch die berechtigten Wünsche aller Verbrau-
cher zu berücksichtigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth  [SPD]: Und der Einzelhändler!) 

Hier ist etwas mehr Flexibilität und weniger Besitz-
standsdenken geboten. Dabei denken wir auch an 
längere Öffnungszeiten bei Behörden und Ämtern an 
einem Abend, um den Menschen wirklich umfassend 
die Möglichkeit zu geben, einzukaufen, sich beraten 
zu lassen und Dinge erledigen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Koalitionsvereinbarungen betreffend einer 
Novellierung des Dritten Verstromungsgesetzes 
haben bei der SPD einen unerklärlichen Aufschrei 
verursacht, unerklärlich deshalb, weil der saarländi-
sche Wirtschaftsminister eine Woche vor der Bundes-
tagswahl der Öffentlichkeit einzureden versucht hat, 
Kohlestrom aus neuen Kohlekraftwerken sei selbst im 
Grundlastbereich billiger als Kernkraft. Wenn Koh-
lestrom tatsächlich billiger wäre als Strom auf Ke rn

-energiebasis, wäre es gleichsam ein Treppenwitz, 
wenn die Verbraucher von angeblich teurerem Kern-
kraftstrom den billigeren Kohlestrom noch subventio-
nierten. 

Die CDU/CSU steht zum Jahrhundertvertrag und 
zu den Hilfen für die deutsche Steinkohle, solange der 
energiepolitische Grundkonsens, der in der Formel 
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„Kohle und Kernenergie" ausgedrückt ist, eingehal-
ten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Niemand kann jedoch erwarten, daß wir über den 
Kohlepfennig die Antikernkraftpolitik an Saar und 
Ruhr mitfinanzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich kann den SPD-Regierungen der Revierländer nur 
dringend raten, zum energiepolitischen Grundkon-
sens zurückzukehren; denn mit einer Abkehr von die-
sem Konsens werden der Solidarität der revierfernen 
Länder mit den Revierländern die Grundlagen entzo-
gen. 

Der Wille der Koalitionspartner zur weiteren Zu-
sammenarbeit hat sich am deutlichsten bei den Pro-
blemen in der Frage der Mitbestimmung gezeigt. Die 
Verstärkung der Minderheitenrechte und die Einfüh-
rung von Sprecherausschüssen auf der Ebene der 
betrieblichen Mitbestimmung sowie die Sicherung 
der Montanmitbestimmung und deren Verbesserung 
durch ein demokratischeres Wahlverfahren stellen 
eine in sich ausgewogene Lösung dar. 

Wenn die SPD wie auch der DGB heute die Verstär-
kung der Minderheitenrechte bei den Wahlen zum 
Betriebsrat kritisieren, so scheinen sie offensichtlich 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vergessen 
zu haben, denn gerade diese Kritik an der Verstär-
kung der Minderheitenrechte ist ein interessantes 
Beispiel dafür, wie wandlungsfähig jene Partei ist, die 
einmal mit der Parole auszog „Mehr Demokratie 
wagen". Warum sollen eigentlich Minderheiten in 
Betrieben, die unzweifelhaft demokratisch legitimiert 
sind, die unzweifelhaft auf dem Boden unserer Verfas-
sung und unseres Gesellschaftssystems stehen, weni-
ger Minderheitenrechte als die GRÜNEN im Bundes-
tag oder in Landtagen bekommen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei den schwierigen und teilweise bis weit in die 
90er Jahre hineinreichenden Problemen in der Ren-
ten- und Krankenversicherung haben wir uns auf 
Eckpunkte verständigt: Bis Herbst 1987 bzw. Frühjahr 
1988 werden die Koalitionsparteien konkrete Gesetz-
entwürfe vorlegen. Ich würde es sehr begrüßen, wenn 
es hier zu einer einvernehmlichen Lösung zwischen 
den demokratischen Parteien und den Tarifpartnern 
käme. 

Die Koalition hat auch ihre erfolgreiche Umwelt-
politik fortgesetzt und dafür die entsprechenden 
Grundlagen geschaffen. Mit der Großfeuerungsanla-
gen-Verordnung, mit den Beschlüssen zum abgasar-
men Auto und zum bleifreien Benzin sowie mit den 
gesetzlichen Maßnahmen im Bereich des Gewässer-
schutzes hat sich die Bundesrepublik an die Spitze des 
Umweltschutzes in Europa gestellt. 

Die SPD glaubt, zusammen mit den GRÜNEN im 
Umweltschutz mehr erreichen zu können als die 
Koalition. Wie wenig dabei herausgekommen ist, hat 
die Hilflosigkeit, ja, das vollständige Versagen Ihres 
grünen Ministers Joschka Fischer gegenüber den Pro-

blemen der Müllbeseitigung in Hessen demonst riert: 
außer Spesen nichts gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer glaubt, die Umweltprobleme durch einen Aus-
stieg aus der Industriegesellschaft und gegen die 
Technik bewältigen zu können, befindet sich auf dem 
Holzweg. Mit Konfrontationen bewirken Sie hier auch 
nichts, allenfalls den Verlust von Arbeitsplätzen und 
die Verlagerung von Produktionsstätten ins Ausland. 
Gerade die Großfeuerungsanlagen-Verordnung für 
unsere Kohlekraftwerke hat verdeutlicht: Klare Vor-
gaben sind nötig; aber ebenso wichtig ist die konse-
quente Zusammenarbeit mit der Industrie. 

In Einzelpunkten allerdings werden wir innerhalb 
der EG den Versuch von Alleingängen wagen müs-
sen. Allerdings: Ein deutscher Sonderweg in der 
Umweltpolitik insgesamt — etwa durch einen Austritt 
aus der Europäischen Gemeinschaft, wofür sich mög-
licherweise die GRÜNEN erwärmen könnten — wäre 
ein Holzweg und brächte uns nicht weiter. Da 50 % 
der bei uns niedergehenden Luftschadstoffe aus dem 
Ausland stammen, hängt der Erfolg jeder Umweltpo-
litik von einer Intensivierung der internationalen 
Zusammenarbeit ab. Es wird noch mancher Nachtsit-
zung in Brüssel bedürfen, um unsere europäischen 
Partner von der Notwendigkeit verstärkter Umwelt-
schutzanforderungen zu überzeugen. Nach meinem 
jüngsten Besuch in Leipzig sehe ich durchaus positive 
Zeichen für eine umweltpolitische Zusammenarbeit 
mit der DDR. 

(Roth [SPD]: Sie waren auch da?) 

— Ja, Sie habe ich nicht gesehen. 

(Roth [SPD]: Stimmt!) 

Nach Ihnen hat auch niemand gefragt. 

(Heiterkeit) 

Konkreter Umweltschutz ist nicht abhängig von 
einer Staatszielbestimmung im Grundgesetz, die wir 
vereinbart haben. Bezüglich eines solchen Staatszie-
les warne ich vor einem zu großen Erwartungshori-
zont. So wenig Art. 109 des Grundgesetzes unmittel-
bar die Herstellung eines gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts garantieren kann, genauso wenig 
kann ein Staatsziel Umweltschutz spezielle Umwelt-
schutzgesetze, p rivate und öffentliche Umweltschutz-
investitionen ersetzen. Darum hat diese Koalition 
gehandelt und sich auf ein Bündel ganz konkreter 
Maßnahmen geeinigt, die der Bundesumweltminister 
durchführen und anstreben kann. 

Auch wenn wir bis zur Mitte der Legislaturperiode 
infolge der Schaffung der finanziellen Voraussetzun-
gen für die Steuerreform eine Atempause einlegen 
müssen, haben wir uns doch bereits heute auf den 
weiteren Vorrang familienpolitischer Maßnahmen 
geeinigt. Damit setzt die Koalition fort, was sie in der 
letzten Legislaturperiode begonnen hat, nämlich der 
Familienpolitik den absoluten Schwerpunkt, die 
absolute Präferenz in der Gesellschafts- und Sozialpo-
litik zuzubilligen. Das fand und findet seinen Nieder-
schlag in der Festlegung der Erhöhung der Kinderfrei-
beträge und wird in der Mitte der Legislaturperiode 
durch Beschlüsse über entsprechende Leistungsver- 
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besserungen beim Kindergeld sowie beim Erzie-
hungsgeld und Erziehungsurlaub ergänzt werden. 

Eng verzahnt mit den Fragen der Familienpolitik ist 
die Frage nach dem Schutz des ungeborenen Lebens. 
Eine Gesellschaft, die ja zum Umweltschutz, ja zum 
Tierschutz, ja zum Landschaftsschutz sagt und gleich-
zeitig die offenkundigen Mißbräuche im Rahmen der 
sozialen Indikation tatenlos hinnimmt, also dem unge-
borenen Leben nicht den gebotenen und möglichen 
Schutz zukommen läßt, verdient in meinen Augen den 
Ausdruck einer humanen Gesellschaft nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: Aufhören!) 

Das Ziel einer Beratung muß in erster Linie sein, dem 
ungeborenen, dem wehrlosen Leben Schutz zu 
geben, und darf nicht in der Überredung der schwan-
geren Frau zu einem Eingriff bestehen. 

Die Koalitionspartner haben auch im Bereich der 
inneren Sicherheit Einvernehmen erzielt, sowohl was 
die Fahndungskonzepte als auch was die Verbesse-
rung des gesetzlichen Instrumenta riums anbelangt. 
Ohne Zweifel besteht gerade im Bereich der Bekämp-
fung des Terrorismus und der Verhinderung gewalt-
tätiger Demonstrationen Handlungsbedarf. Die Funk-
tionsfähigkeit und der Bestand einer Demokratie hän-
gen nicht zuletzt auch von der Fähigkeit und von der 
Bereitschaft ab, sich gegen die Feinde der Demokratie 
zur Wehr zu setzen. Die Entwicklung der Weimarer 
Demokratie müßte uns allen ein warnendes Beispiel 
sein. Wir wollen keinen Polizeistaat, aber wir wollen 
den rechtsstaatlichen Rahmen bei der Bekämpfung 
der kriminellen Feinde unseres Staatswesens so weit 
wie möglich ausschöpfen. Eine radikale Toleranz, die 
auch noch Intoleranz akzeptiert, untergräbt ihre eige-
nen Grundlagen. Eine Demokratie, die sich gegen die 
Feinde der Demokratie nicht zur Wehr setzt, ver-
nichtet sich auf Dauer selbst. 

Der Denker Joseph Bernhart hat dies einmal wie 
folgt ausgedrückt: 

Im Lebenshaushalt einer Demokratie braucht es 
die erregenden Energien von Gegensätzen, 
soweit sie mit Wesen und Beg riff von Demokratie 
vereinbar sind. Die Toleranz gegen die pathoge-
nen Bakterien ihres Organismus ist lebensgefähr-
lich, dumm und unverantwortlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Meine Damen und Herren, unsere Deutschland-
politik wird auch in Zukunft auf festen Prinzipien ste-
hen, wie sie in der Präambel des Grundgesetzes, im 
Deutschlandvertrag, im B rief zur Deutschen Einheit, 
in der gemeinsamen Entschließung des Deutschen 
Bundestages sowie im Urteil des Bundesverfassungs-
gerichtes zum Grundlagenvertrag enthalten sind. Das 
Festhalten an Rechtsprinzipien ist wichtig, muß aber 
im Interesse der Menschen in Ost und West durch 
pragmatische Beziehungen mit Leben erfüllt wer-
den. 

Entgegen der von der SPD beschworenen Eiszeit 
haben wir in den vergangenen vier Jahren beträchtli-
che Fortschritte in den innerdeutschen Beziehungen 
erzielt. Ich sehe gegenwärtig seitens der Führung der 

DDR durchaus die Bereitschaft, diese Beziehungen 
auszubauen. Ansatzpunkte bilden die Zusammenar-
beit auf wirtschaftlichem Gebiet, die Energieversor-
gung, gemeinsame Umweltschutzvorhaben, der Aus-
tausch auf wissenschaftlich-technischem Gebiet, 
Begegnungen auf der kulturellen Ebene sowie die 
humanitären Fragen im Zusammenhang mit den 
Besuchs- und Ausreisemöglichkeiten. 

Das Offenhalten der deutschen Frage, der Wille zur 
Wiedervereinigung ist für uns nicht nur ein Auftrag 
des Grundgesetzes, sondern ein Auftrag unserer 
gemeinsamen Geschichte. Auch die Hinweise auf die 
jahrhundertelange staatsrechtliche Zersplitterung 
Deutschlands und auf die Sonderlage Deutschlands 
im Herzen Europas sind kein Argument gegen das 
Recht des deutschen Volkes auf Selbstbestimmung 
und damit auf Einheit. 

Auch die deutschen Schriftsteller wenden sich wie-
der verstärkt der deutschen Frage zu. Martin Walser 
äußerte sich jüngst wie folgt: 

Der wichtigste Tatbestand ist ja nicht die unselige 
Ratlosigkeit hinsichtlich einer Lösungsmöglich-
keit der deutschen Frage. Der wichtigste Tatbe-
stand ist ja die Teilung selber in ihrer Unerlaubt-
heit, in ihrer Unstatthaftigkeit, in ihrer Unmög-
lichkeit und, wenn man es ernst nimmt, in ihrer 
Unerträglichkeit. 

Was ein so unabhängiger Denker und Dichter fühlt, 
das müßte uns Politikern selbstverständlicher Auftrag 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nicht nur Schriftsteller, sondern auch namhafte 
Historiker und Politologen beschäftigen sich zu-
nehmend wieder mit der Frage nach der Identität der 
Deutschen, dem gemeinsamen National- und 
Geschichtsbewußtsein. Wir begrüßen diese Entwick-
lung. Auch die Deutschen bedürfen wie die anderen 
Völker Europas eines geläuterten Nationalbewußt-
seins und einer Identifikation mit ihrer Geschichte. 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Ist ja unglaublich!) 

— Was für Sie unglaublich ist, ist für mich völlig unin

-

teressant. Wenn man historisch so dumm ist wie Sie, 

(Zurufe von den GRÜNEN und der SPD) 

dann ist jeder Zwischenruf ebenfalls nur ein Ausdruck 
Ihres Unvermögens, überhaupt in geschichtlichen 
Kategorien zu denken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Frau Unruh [GRÜNE]: Was haben Sie für 
eine Bildung?! — Kleinert [Marburg] 
[GRÜNE]: Sie sind ein Superhistoriker, ein 

verhinderter Staatsmann!) 

Altbundespräsident Karl Carstens hat dies jüngst 
zutreffend begründet. Er sagt wörtlich: 

Anderenfalls würden wir eine innere Orientie-
rung verlieren. Wir wären eine Anomalie unter 
den anderen Völkern Europas. Wir sollten aus 
unserem Geschichtsbewußtsein die dunklen 
Jahre von 1933 bis 1945 und die Schreckenstaten, 
die damals von Deutschen begangen worden 
sind, nicht verdrängen. Aber die deutsche 
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Geschichte umfaßt mehr als diese Zeit. Sie umfaßt 
Epochen, auf die wir mit Stolz blicken können. 

Ich stimme dem, was der frühere Bundespräsident 
gesagt hat, ausdrücklich zu, und wir danken ihm für 
diese Worte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei den Genfer Abrüstungsverhandlungen zwi-
schen den beiden Supermächten zeichnet sich ein 
Durchbruch bei der Frage einer Null-Lösung für die 
Mittelstreckenraketen größerer Reichweite ab. Die 
SPD unterstützt heute die Null-Lösung. Damit eröff-
nen sich in diesem Bereich wieder Gemeinsamkeiten 
zwischen Regierung und Opposition, was um so 
erfreulicher ist, als die SPD ja noch bis vor wenigen 
Wochen glaubte, der Sowjetunion ein Monopol bei 
den SS-20-Raketen auf der Basis der Stationierung 
von 1979 einräumen zu müssen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wenn es zu dieser Null-Lösung kommen sollte, ist dies 
ein Erfolg des klaren und unbeirrbaren Kurses der 
NATO. 

(Rühe [CDU/CSU]: Richtig!) 

Ohne den Vollzug des Nachrüstungsbeschlusses wäre 
ein solches Ergebnis niemals in den Bereich der Rea-
lität geraten. Die jetzigen Verhandlungen in Genf sind 
geradezu ein Musterbeispiel dafür, daß wir unsere 
Sicherheitsinteressen sowie entscheidende Schritte 
im Rüstungskontrollbereich nicht durch Verzichtspo-
litik und einseitige Vorleistungen, sondern nur aus 
einer klaren und starken Position heraus durchsetzen 
können. Den Sicherheitsinteressen der Bundesrepu-
blik ist am besten gedient, wenn wir uns eindeutig 
und unmißverständlich an die Seite der Vereinigten 
Staaten und der anderen Verbündeten stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die sich abzeichnende Null-Lösung im Bereich der 
Mittelstreckenraketen größerer Reichweite birgt 
jedoch auch — und das wird niemand leugnen kön-
nen — beträchtliche Risiken in sich, wenn es nicht 
gelingt, im direkten Anschluß an die Genfer Verhand-
lungen verbindliche Vereinbarungen im Bereich der 
Raketen kürzerer Reichweite mit dem Ziel gleicher 
Obergrenzen auf möglichst niedrigem Niveau zu tref-
fen. 

Die Welt starrt gebannt auf die vom sowjetischen 
Parteichef Gorbatschow in die Wege geleiteten innen- 
und wirtschaftspolitischen Reformen. Doch bei aller 
Erwartung, an der globalen Machtpolitik, am eisernen 
Zugriff der Sowjets auf ihre Satellitenstaaten und am 
Wahrheitsmonopol der herrschenden Partei der 
Sowjetunion wird sich wohl auch unter Gorbatschow 
nicht so schnell etwas ändern. 

Der Historiker Golo Mann hat die Reformschritte 
von Gorbatschow jüngst in seinem Interview mit der 
„Welt" am 9. März 1987 wohl zutreffend beschrie-
ben: 

Er will wirklich die Renovation. Er weiß, daß es 
ohne eine solche Erneuerung nicht geht; daß die 
Sowjetunion im 21. Jahrhundert sonst einen 
sicheren Verfall vor sich hat. Es müssen tiefgrei-
fende Reformen stattfinden. Es müssen tiefgrei-

fende Reformen stattfinden ... Ich glaube nicht, 
wie es der von mir hochgeschätzte Professor 
Kopelew gesagt hat, daß wir Gorbatschow dabei 
helfen können. Das kann Europa nicht, das kön-
nen die USA nicht; es ist seine Sache und die 
Sache derer, die er dafür gewinnen kann. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Doch, durch Abrü-

stung! — Conradi [SPD]: Ihr wollt das auch 
gar nicht!) 

— Wir haben unseren konkreten Beitrag dazu 
erbracht und werden ihn weiter dazu erbringen! 
Wenn die Sowjetunion an einer wirklichen Abrüstung 
interessiert ist, kann sie das haben. 

(Conradi [SPD]: Ist doch nicht wahr!) 

Es hat noch nie in der Geschichte so weitgehende 
Vorschläge seitens der Vereinigten Staaten und des 
Bündnisses gegeben, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Unfug!) 

jedenfalls nie in der Zeit, als die SPD regiert hat. 

(Dr. Vogel [SPD]: General Rogers!) 

Nur, an einem halten wir fest: Realistische Entspan-
nungspolitik muß auch die Ursachen der Spannungen 
beachten. Sie muß der weltweiten Achtung des 
Selbstbestimmungsrechts und der Menschenrechte 
dienen und ist deshalb nicht nur eine machtpolitische, 
sondern darüber hinaus eine moralische Frage. 

Der Oppositionsführer Vogel wird nicht mü-
de — — 

(Roth  [SPD]: Nie wird der müde!) 

— Sie wissen ja noch gar nicht, wo ich die Müdigkeit 
bei ihm anbringen möchte! 

(Dr. Vogel [SPD]: Können wir uns schon den

-

ken!)  

Daß Sie, lieber Herr Roth, froh wären, wenn er hier 
und da etwas müder wäre und Sie in der Frühe länger 
schlafen könnten, dafür habe ich Verständnis, aber 
ich gönne Ihnen, daß er Sie rechtzeitig zum Report 
holt und Ihnen eine regelmäßige Arbeitzeit beige-
bracht hat. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der CDU/ 
CSU und der FDP — Roth [SPD]: Höchstens 

zum Rapport!) 

Sie, Herr Kollege Vogel, werfen uns und dem Bun-
deskanzler Führungsschwäche vor. Dieser Vorwurf ist 
absurd und soll nur von dem ablenken, was an inner-
parteilichem Trümmerhaufen in der SPD im Augen-
blick zutage tritt. Wer übt denn überhaupt noch Füh-
rung in der SPD aus? Johannes Rau hat sich abge-
seilt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das alles haben Sie doch 
schon am Anfang erzählt!) 

Peter Glotz befindet sich auf Kampagne in Deutsch-
land. 

(Dr. Vogel [SPD]: Haben Sie jetzt wieder den 
Anfang?) 

Willy Brandt hat die Diskussion um seine Nachfolge 
selbst entfacht, und der einzige Beitrag, den Sie dazu 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 4. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 18. März 1987 	 97 

Dr. Waigel 

leisten, ist, daß Sie den Zettel immer wieder aus Ihrem 
Revers hervorholen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ein guter Beitrag!) 

Da wird der Seeheimer Kreis gerade noch geduldet, 
und Sie selbst, Herr Kollege Vogel, geraten zum 
Wandler zwischen den Welten und offerieren sich 
dann mühselig als künftigen Parteivorsitzenden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ihre Sorgen und Lambs-
dorffs Geld!) 

— Ja, Ihre möchte ich nicht haben! Das muß ich Ihnen 
ehrlich sagen. Ich glaube schon, daß Sie unsere Sor-
gen ganz gerne hätten. Dann könnten Sie dort oben 
sitzen, was Sie allerdings nicht verdienen. Ihre Sorgen 
möchte ich wirklich nicht haben! 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Kommen Sie 
doch endlich zum Schluß!) 

Seitdem die starke Hand von Herbert Wehner fehlt, 
betreibt die Enkelgeneration mit Lafontaine an der 
Spitze einen Prozeß der Anbiederung an die GRÜ-
NEN. Da werden die Illusionen gehegt, Entspan-
nungspolitik sei außerhalb des Bündnisses möglich, 
Fortschritte im Umweltschutz seien gegen Wirtschaft 
und Technik durchsetzbar, und unser Wohlstandsni-
veau könne auch ohne marktwirtschaftliche Grund-
lage erhalten bleiben. 

In der SPD gibt es in der Tat keine Führungsschwä-
che. Nein, da gibt es seit dem Ausscheiden Wehners 
und Schmidts überhaupt keine Führung mehr. Wenn 
einer in der SPD führt, dann sind es die GRÜNEN. So 
weit sind Sie schon gekommen! 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Lachen 
bei der SPD — Demonstrative Zustimmung 

bei den GRÜNEN) 

Wer allerdings glaubt, in den GRÜNEN immer noch 
eine Partei des Umweltschutzes sehen zu sollen, gibt 
sich einer großen Täuschung hin. Wir haben es hier 
mit einem Konglomerat von Altkommunisten, 
Neomarxisten, Ideologen und idealistischen Mitläu-
fern zu tun. Die führenden Sprecher dieser Bewegung 
bekennen sich offen zum Marxismus, beanspruchen 
eine ideologische Position links von der SPD, verlan-
gen den Ausstieg aus der NATO, der Marktwirtschaft 
und der Industriegesellschaft und stellen das System 
der parlamentarischen Demokratie und die Spielre-
geln des Rechtsstaats zur Disposi tion. 

Die Haltung der GRÜNEN zum Volkszählungsge-
setz ist exemplarisch. Hier wird offen zum Rechts-
bruch, zur Nichtbefolgung eines demokratisch ein-
wandfrei zustande gekommenen Gesetzes aufgeru-
fen. Die theoretische Begründung kennen wir vom 
Neomarxisten Marcuse: das Recht der angeblich 
unterdrückten Minderheit zum Widerstand. Nur: Das 
gleiche Recht beansprucht die RAF bei Anschlägen 
für sich. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Das ist gemein, so was 
zu sagen! — Roth [SPD]: Ein starkes Stück, 
Herr Präsident! — Weitere Zurufe von der 

SPD und den GRÜNEN) 

Die Begründung ist stets die gleiche: Es wird behaup-
tet, auch in der Demokratie müsse zwischen Legalität 
und Legitimität unterschieden werden. Das heißt, ver-

fahrensrechtlich legal zustande gekommene Gesetze 
können ihrem Inhalt nach in bezug auf die gesamten 
Verfassungswerte illegitim sein. Nur, meine Damen 
und Herren: Dafür gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland den Weg zum Verfassungsgericht. Wer 
den Weg nicht wählt und wer einem legitim zustande 
gekommenen Gesetz nicht zustimmt und zum Boykott 
auffordert, der hat mit der demokratischen Grund-
ordnung in der Bundesrepublik Deutschland nichts zu 
tun und stellt sich bewußt außerhalb dieser Grundord-
nung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir werden es jedenfalls nicht hinnehmen, daß die 
Minderheit der Mehrheit diktiert, was das Recht in 
einem Staat darstellt. 

(Conradi [SPD]: Hier darf man nur die Steu

-

ergesetze brechen!) 

Wenn ein parlamentarischer Rechtsstaat es zuläßt, 
daß Minderheiten legal zustande gekommene 
Gesetze mißachten oder zu deren Boykott aufrufen, 

(Conradi [SPD]: Auch Steuergesetze!) 

entzieht er sich seine eigenen Grundlagen. Würden 
sich alle diese Rechte anmaßen, dann hätten wir 
Chaos und Bürgerkrieg. Eine parlamentarische 
Demokratie kann es nicht zulassen, wenn sich eine 
Minderheit unter Mißachtung der Mehrheitsregeln 
auf eine Privatmoral, ein Sonderrecht oder einen pri-
vilegierten Zugang zur Wahrheit beruft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Daran werden wir festhalten, und wenn Sie sich noch 
so in diesem Hause aufführen. 

(Lambinus [SPD]: Wer führt sich denn hier 
auf? — Weitere Zurufe von der SPD und den 

GRÜNEN) 

Es ist schon tragisch, daß die SPD das nicht mehr hin-
reichend erkennt und immer mehr auf diese Linie 
mutmaßlicher künftiger Bündnisgenossen ein-
schwenkt und einlenkt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Jetzt wird er ganz blaß!) 

— Da brauchen Sie bei mir keine Sorge zu haben. Ich 
werde weder rot wie Sie noch blaß, sondern ich habe 
eine ganz gesunde Farbe, 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Sie sind 
bleich, Herr Waigel! Bleich ist er!) 

und um meinen Seelenzustand brauchen Sie sich 
keine Sorgen zu machen. 

Meine Damen und Herren, da ist Peter Glotz, der 
bisherige Bundesgeschäftsführer der SPD, ein selbst-
ernannter Vordenker und Fackelträger der politi-
schen Kultur, und was tut er im Wahlkampf? Er legt 
zusammen mit der SPD mir ein Zitat von Helmut 
Schmidt in den Mund, verbreitet dies mit der Behaup-
tung — — 

(Dr.  Vogel [SPD]: In Ihrer Heimatzeitung, 
mein Lieber! — Gegenruf Dr. Bötsch [CDU/ 

CSU]: Sie sind nicht informiert!) 
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— Entschuldigung, das war in einer Zeitung fälschlich 
zitiert. Wir haben das, Herr Kollege Vogel, richtigge-
stellt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Regen Sie sich doch nicht 
auf!) 

Sie haben das rechtzeitig am Freitag einer Woche 
nach einer Pressekonferenz der Frau Fuchs erfahren. 
Trotzdem haben Sie, die SPD, am Samstagabend 
einen Wahlspot laufen lassen, wo Sie das nochmals 
wiederholt haben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Reden Sie doch nicht so 
einen Unfug!) 

Das stand auch in einer Anzeige am Mittwoch näch-
ster Woche, und bis zum letzten Samstag vor der Wahl 
haben Sie das noch verteilt. Sie sollten sich schämen, 
so mit der Wahrheit und so mit Ihrem früheren Bun-
deskanzler umzugehen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

wobei ich eines zum Ausdruck bringen möchte : Von 
dieser Kritik nehme ich Sie, Herr Kollege Vogel, aus-
drücklich aus, weil Sie einen fairen Weg des Gesprä-
ches in dieser Frage gefunden haben. Sie persönlich 
nehme ich aus; Herrn Glotz, Frau Fuchs und Herrn 
Verheugen und andere jedenfalls nicht. Sie hätten 
weiß Gott die Zeit gehabt, dieses Ding rechtzeitig in 
Ordnung zu bringen. Dabei besteht der größte Skan-
dal ja darin, daß man ein Zitat des früheren Bundes-
kanzlers, dem Sie zehn Jahre die Macht verdankt 
haben — denn ohne den wären Sie doch schon 1976 
eingebrochen — , mißbraucht, als wäre es von uns 
gegen die Arbeitnehmer gesagt. Wie miserabel ist 
eigentlich Ihr Gedächtnis! Wie miserabel ist eigentlich 
Ihre Vorstellung über Ihren früheren Bundeskanz-
ler! 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Was ist denn das für 
eine Rede, die Sie da halten?) 

Wie gehen Sie mit dem Mann um! Wie haben Sie ihn 
zehn Jahre mißbraucht, und wie stecken Sie ihn jetzt 
in eine Ecke, weil er nicht mehr in Ihre Konzeption 
paßt! 

(Dr. Vogel [SPD]: Was sind Sie über den 
Schmidt hergefallen!) 

Ich höre, daß Herr Glotz ein Tagebuch führt, das er 
dann und wann veröffentlicht. Ich hoffe, er hat, nach-
dem er nicht den Mut hatte, sich zu entschuldigen, 
wenigstens den Anstand, daß er an dem Abend ein-
getragen hat: Ich schäme mich für das, was ich mit 
meinem eigenen Bundeskanzler getan habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, wir sehen uns in den 
kommenden vier Jahren großen Aufgaben gegen-
über, die weit über das rein Ökonomische hinausrei-
chen: die Intensivierung des europäischen Einigungs-
prozesses, die Verbesserung der Ost-West-Beziehun-
gen, die Eindämmung von kriegerischen Konflikten in 
der Dritten Welt. 

Angesichts ihrer ökonomischen Stärke ist die Bun-
desrepublik zusammen mit ihren Partnern in der 
Europäischen Gemeinschaft und in der NATO gefor-
dert, ihren Beitrag auch zur Lösung weltpolitischer 

Probleme zu leisten. Dazu gibt die Bundesregierung, 
dazu gibt die Regierungserklärung politische Zu-
kunftsperspektiven. 

(Zuruf von der SPD: Überhaupt nicht!) 

Unser früherer Kollege Professor Ul rich Lohmar 
sagt dazu wörtlich: 

Wir brauchen eine Demokratie zum Mutmachen, 
nicht zum Miesmachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Conradi [SPD]: Sie brauchen eine zum Geld

-machen!) 

Politik darf sich nicht in Jammern, Warnen und 
Verneinen erschöpfen. Sie muß eine realistische 
Zukunft erschließen, den Menschen Hoffnung 
geben, persönliche Freiheit konsequent verteidi-
gen und Möglichkeiten und Grenzen der Politik 
ehrlich aufzeigen. 

Die Fraktion der CDU/CSU wird diese Regierung 
und Bundeskanzler Helmut Kohl mit aller Kraft unter-
stützen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Und allen Stimmen?) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Dr. Waigel, die Bezeichnung „historisch dumm", 
bezogen auf eine Abgeordnete des Hauses bedarf 
einer Rüge. 

(Glos [CDU/CSU]: Aber es ist die Wahrheit 
gewesen, Herr Präsident! — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Dann lassen wir das Wort 

„historisch" weg!) 

Nun hat Frau Abgeordnete Schoppe das Wort.  — 
Die  Uhr ist nicht in Ordnung. Sie müssen selbst ein 
wenig darauf achten. Es ist bedauerlich, die Technik 
streikt. Frau Abgeordnete, die Fraktion hat Ihnen 
22 Minuten zugestanden. — Sie haben das Wort. 

Frau Schoppe (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Trotz Ihrer Unkenrufe von vor 
vier Jahren, in denen Sie uns ja prophezeit haben, wir 
seien nur eine Modeerscheinung, die bald wieder ver-
schwunden sein werde, haben wir uns hier doch statt-
lich vermehrt. Gucken Sie sich das an: von 28 auf 44. 
Die drei Millionen Wähler, die uns gewählt haben, 
sind nicht gerade diejenigen gewesen, die einer 
Jugendsünde huldigten oder die man zu den Verirrten 
zählen kann. Der Wahlerfolg meiner Partei ist das 
Resultat der Krise des Gesellschaftsmodells eines 
hemmungslosen Industrialismus, der, als freie Entfal-
tung der Persönlichkeit getarnt, einen Machbarkeits-
wahn von Technik und Ökonomie verfolgt, der in der 
Produktion von Reichtum den einzigen Garanten für 
eine mögliche Zukunft sieht und der, Herr Bundes-
kanzler, die Schöpfung gefährdet. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: So ist es!) 

Ihr politisches Handeln, Herr Bundeskanzler, redu-
ziert sich in diesem Machtzusammenhang darauf, die 
enormen Folgeprobleme, die aus dieser bloß industria-
listisch verstandenen Moderne entstanden sind, zu 
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finanzieren, zu verwalten und herunterzuspielen, wie 
wir heute morgen gehört haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wer trotz Waldsterben, trotz chemischer Verseuchung 
und nach Tschernobyl nicht die Konsequenzen zieht, 
andere Maßstäbe in der Politik zu setzen, erweist sich 
als Handlanger von Industrie- und Kapitalinteres-
sen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die sozialen Bewegungen, die in den letzten Jahren 
so stark geworden sind, stellen nun die Frage nach 
den Maßstäben Ihrer Politik, und das ist Ihnen unbe-
quem. Deshalb versuchen Sie, die Menschen einzu-
schüchtern und die sozialen Bewegungen zu krimina-
lisieren. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Und hier im Parlament stellen wir GRÜNEN die unbe-
quemen Fragen. 

Welche Maßstäbe, frage ich mich, haben Sie, wenn 
Sie Waffen in die Länder der Dritten Welt verkaufen 
und wenn Johnny Klein z. B., ein erklärter Freund des 
Apartheidregimes in Südafrika und ein Feind jegli-
cher Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt, zum 
Entwicklungshilfeminister ernannt wird? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wir sind diejenigen im Parlament, die die unbeque-
men Fragen stellen. Wir fragen nach Ihren Maßstä-
ben. Deshalb hat Herr Seiters gesagt: Sie gehören 
nicht hierher. Das nämlich ist der wahre Grund. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Projekt der Moderne steht weltweit auf dem 
Prüfstand; übrigens nicht nur in den kapitalistischen, 
sondern auch in den real-sozialistischen Ländern, wie 
man an den Bemühungen von Gorbatschow erkennen 
kann. Die Moderne, verstanden nur als verselbstän-
digte Technik und verantwortungslose Ökonomie, 
verwandelt sich für uns alle mit Ihrer Politik in eine 
Fortschrittsfalle. Weil die Menschen unter den Seg-
nungen des Fortschritts — wie Sie das nennen — lei-
den, suchen sie nach Auswegen, Umwegen und 
neuen gesellschaftlichen Visionen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Welchen Roman 
lesen Sie denn da vor?) 

Die sozialen Bewegungen haben sich das Wissen 
über diese Ursachen der Krisen des Industrialismus 
selbst angeeignet. Mit diesem Wissen suchen sie die 
Antworten auf die drängenden Fragen nach einer 
anderen, menschenwürdigen Gesellschaft. In diesen 
Bewegungen, wo kein Zwang besteht, Politik als 
erfolgreich verkaufen zu müssen, werden die Bilder, 
Umrisse und Strukturen einer anderen politischen 
Kultur und Gesellschaft entwickelt. 

Wir GRÜNEN sind Teil dieser Bewegungen. Wir 
nehmen die Kritik, die Vorstellungen und die Resul-
tate aus diesen Bewegungen, auch wenn sie oft wider-
sprüchlich sind, ernst. Wir machen nicht den Versuch, 
diese Bewegungen zu integrieren, weil wir sonst 
unsere eigene Radikalität und unsere soziale Phanta-
sie zerstören würden. 

Weil Sie, meine Damen und Herren von der SPD 
— Herr Vogel, Sie haben ja vorhin auch von den so-
zialen Gruppen gesprochen — , an Ihrer Vorstellung 
vom beherrschbaren, wohlgeordneten Industrialis-
mus festhalten, machen Sie immer wieder den Ver-
such, 

(Zuruf von der SPD: Das hat Herr Vogel nicht 
gesagt!) 

die Kraft der sozialen Bewegungen dadurch zu zer-
brechen, daß Sie sie einfach in Ihren Laden hineinzie-
hen. Und Sie, Herr Kohl, und Ihre Freundinnen und 
Freunde auf der Rechten versuchen, die sozialen 
Bewegungen durch Drohungen einzuschüchtern. 
Beide Konzepte möchte ich als eine Politik der Denk-
verbote bezeichnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie alle müssen zur Kenntnis nehmen, daß der Ort 
des Wissens heute viel eher bei den Menschen selbst 
und in ihren sozialen Zusammenhängen zu finden ist 
als beispielsweise hier im Parlament. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Kohl, das muß ich Ihnen einmal sagen: Wenn 
Ihre Rede heute morgen auf mich den Eindruck von 
bleierner Mittelmäßigkeit gemacht hat, dann liegt das 
weniger an Ihrem Schreiber als daran, daß Sie sich mit 
Ihrer Politik und mit Ihrer Ideologie nicht mit den 
wirklich spannenden Diskursen in der Gesellschaft 
auseinandersetzen wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kleine rt  [Mar

-

burg] [GRÜNE] : Genauso ist es!) 

Kommen wir einmal zu ein paar Tatsachen. Sie wis-
sen doch ganz genau: Wenn in der Bundesrepublik 
noch kein Atomkraftwerk hochgegangen ist, dann 
liegt es nicht daran — wie Sie gesagt haben — , daß 
unsere Sicherheitsvorstellungen höchste Ansprüche 
erfüllen. Vielmehr ist es der pure Zufall, daß hier noch 
keins hochgegangen ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In Ihrer Regierungserklärung verlieren Sie kein ein-
ziges Wort über die verstrahlten Lebensmittel, über 
das Molkepulver. Sie sagen nichts über die Entsor-
gung des Atommülls. Die Kuppel des Reaktors in 
Stade bröckelt. Bei Nukem in Hanau haben neun 
Arbeiter Plutonium eingeatmet. Trotzdem behaupten 
Sie ernsthaft, die Nutzung der Atomenergie sei ver-
antwortlich. Das ist ja wohl das letzte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn Sie, Herr Kohl, von Zukunft reden, dann frage 
ich mich unter diesen Umständen, angesichts der Pro-
bleme, vor denen wir stehen und die Sie nicht lösen: 
Was meint der Mann damit eigentlich? Sie sagen ja 
nichts Konkretes darüber, wie Sie mit den Folgen der 
Gentechnologie, mit dem Müll und mit der ganzen 
Umweltzerstörung fertig werden wollen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Der Mann 
weiß nichts!) 

Die Produktionsprozesse in unserem Land sind 
nach wie vor zerstörerisch. Das zeigt die Rheinverseu-
chung, das zeigt das Waldsterben, und das zeigt z. B. 
die schleichende Vergiftung des Trinkwassers. Das 
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Risikopotential, das die Chemieindustrie in sich birgt, 
ist heute nicht kontrollierbar. Wenn Sie glauben, es 
reicht, mit Wasserrecht, Abfallgesetz und Immissions-
schutzgesetz immer nur hinterher reparieren zu wol-
len, werden sich die Risiken weder für die Menschen 
noch für die Natur verringern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Mehrheiten hier in Bonn befinden sich im Wür-
gegriff der Chemieindustrie. Wie anders sonst ist es zu 
verstehen, daß von § 17 des Chemikaliengesetzes bis-
her noch nicht einmal Gebrauch gemacht wurde? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Zielkonflikt zwischen bet riebswirtschaftlicher 
Optimierung und Umweltverträglichkeit wird in aller 
Regel gegen die Erfordernisse der Umweltverträglich-
keit entschieden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vom Verursacherprinzip, von Produktionsauflagen 
und Produktionsverboten, von Entgiftung und einer 
prinzipiellen Auseinandersetzung darüber, welche 
Produkte die Menschen eigentlich brauchen, ohne 
daß dadurch die gesellschaftlich freie Entscheidung 
über den Konsum zerstört würde, von all solchen 
Ansätzen zu einer anderen Umweltpolitik haben Sie 
offensichtlich noch nie etwas gehört. 

Ihre Sprüche, Herr Kohl, über die bäuerlichen Tra-
ditionen gehen mir ja zu Herzen. Aber ich sage Ihnen 
eines: Das, was Sie hier erzählen, glaubt Ihnen in den 
Dörfern kein Mensch mehr. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Tatsache ist, daß immer mehr Bauern ihre Höfe auf-
geben müssen. Sie verlieren damit nicht nur ihre Exi-
stenzgrundlage, sondern auch das Recht auf ein Stück 
selbstbestimmte Arbeit. Damit lassen Sie es zu, daß 
mit dem Beruf des Bauern für uns alle wieder ein 
Stück mehr an Möglichkeiten von selbstorganisierter 
Arbeit in einem überschaubaren Bet rieb verloren-
geht. 

Dann zu den Frauen. Ich erinnere mich noch gut an 
den Wahlkampf, in dem viel über die Frauen geredet 
wurde. Was ist als einziges Konkretes dabei heraus-
gekommen? Ein Beratungsgesetz, das die Frauen 
bevormundet, das die Frauen diszipliniert und das 
dazu führen wird, daß sich der Zeitpunkt des Schwan-
gerschaftsabbruchs verzögert. Damit nehmen Sie eine 
Gesundheitsgefährdung der Frauen in Kauf. Was 
unterstellen Sie eigentlich den Frauen? Wir brauchen 
nicht Ihre Sitten, wir brauchen nicht Ihre Moral. 
Frauen entscheiden immer verantwortungsbewußt 
darüber, ob sie das Kind behalten. Aber sie entschei-
den genauso verantwortungsbewußt, wenn sie sich 
für einen Abbruch entscheiden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich will nicht versäumen, auf die Volkszählung ein-
zugehen. Dabei gibt es unterschiedliche Aspekte. Ich 
will einen vortragen, der mir wichtig ist. Volkszählung 
ja oder nein, dabei geht es um die grundsätzliche 
Frage, wie das Grundrechtsgefüge durch den unkon-
trollierten gesellschaftlichen und vor allem staatlichen 

Gebrauch neuer Datentechnologien verändert wor-
den ist. Es geht mir nicht nur darum, die neuen Tech-
nologien als Überwachungstechnologien zu verteu-
feln. Ich versuche im Gegenteil, positiv zu bestimmen, 
welche neuen Rechte und Grundrechte das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung für jeden einzel-
nen Bürger begründen kann. Im Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts von 1983 ist der Beg riff des Rechts 
auf informationelle Selbstbestimmung unbes timmt 
geblieben. Seine Präzisierung darf auf keinen Fall den 
Juristen oder den Politikern allein überlassen werden, 
sondern muß in der direkten Auseinandersetzung 
zwischen den Souveränen, allen Bürgerinnen und 
Bürgern der Bundesrepublik, und der Bundesregie-
rung genau ausgestaltet werden. 

Im Grunde handelt es sich bei der Auseinanderset-
zung um die Volkszählung um eine antiautoritäre, 
barrikadenkampfähnliche Situation von Grundrechts-
schöpfung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Staatlicher Datenherausgabezwang steht gegen die 
Freiwilligkeit auf seiten der Bürger, Selbstbestim-
mung der individuellen Identität gegen den obrig-
keitsstaatlichen Kontrollanspruch der Behörden. Die 
von ihnen bekämpfte Boykottbewegung ist der mas-
senhafte und mit soviel Vergnügen vorgetragene 
Anspruch der Menschen nach viel mehr Mitentschei-
dung in der Sphäre des Politischen. Menschen verlan-
gen mit dem Boykott der Volkszählung nach mehr 
Demokratie für uns alle. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich sehe, ich habe nur noch eine Minute; o Gott, o 
Gott. 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, Sie 
haben noch etwa neun Minuten Redezeit. 

Frau Schoppe (GRÜNE): Gut, dann kann ich die 
Steuerpolitik noch mit hineinnehmen. 

Zur Steuerpolitik haben Sie 1983 Ihre Absicht 
erklärt, Steuern als ein Lenkungsinstrument für eine 
ökologische Wirtschaft einzusetzen. Sie betonten, daß 
es sich für die Chemieindustrie nicht mehr lohnen 
sollte, umweltgefährdend zu produzieren. Betrachte 
ich mir unter diesem Gesichtspunkt die neue Regie-
rungserklärung, kann ich nur sagen: Nichts, Null

-

Emission. Sie verzichten ausdrücklich darauf, Steuern 
als ein klassisches Instrument staatlicher Politik zur 
strukturellen Steigerung der gesellschaftlichen Ent-
wicklung einzusetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Sie haben die Steuerpolitik auf eine Morgengabe für 
Ihre Wirtschaftsklientel reduziert. 

(Conradi [SPD]: Bestechung!) 

Verteilungspolitisch kommt dabei heraus, daß Sie den 
Spitzenverdienern einen Mercedes vor die Tür stellen, 
während sich die Mehrheit der Steuerzahler lediglich 
ein paar Tüten Pommes f rites mehr erlauben kann. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Warum diskrimi

-

nieren Sie BMW?) 
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Wirtschaftspo litisch ist das Ganze nicht nur unfrucht-
bar, sondern fatal, weil auch völlig unklar bleibt, wie 
Sie diese Steuersenkung finanzieren wollen. 

(Zuruf von der FDP: Warten Sie mal ab!) 

Beziehen Sie die neuesten Prognosen der Wirtschafts-
institute ein, die klar und deutlich davon ausgehen, 
daß die Bundesrepublik in ein neues Konjunkturtief 
hineingeht, was die staatlichen Einnahmen in den 
nächsten Jahren noch zusätzlich verringern wird, 
dann wird der Sinn Ihrer Steuerpläne noch fragwürdi-
ger. 

Weiter reden Sie von einem Kassensturz 1989, als 
dessen Folge Sie zusätzliche Leistungen für Familien, 
Alte und sozial Benachteiligte austeilen wollen. Beim 
Kassensturz — das sage ich Ihnen jetzt schon vor-
aus — werden Ihnen die Millionen fehlen, statt Ver-
besserungen wird bei denen, die wirklich materielle 
Unterstützung brauchen, weiter gespart werden. Das 
kennen wir ja schon. 

Ich wollte noch kurz auf die Sicherheitspolitik ein-
gehen. In der Außen- und Sicherheitspolitik — das hat 
die Debatte in der Aktuellen Stunde gezeigt — halten 
Sie an der Ideologie der Abschreckung durch Vertei-
digungsfähigkeit fest. Für mich ist die beste Sicher-
heitspolitik ein vertrauensvolles Miteinander aller 
Völker. Ihre Vergleiche, Herr Kohl, zwischen Gorba-
tschow und Goebbels, Ihre Diskussionen, die in dem 
Ausspruch „Schlesien ist unser" gipfelten, und der 
SDI-Vertrag haben das Verhältnis zur Sowjetunion so 
stark beeinträchtigt, daß wir froh sein können, daß es 
trotz Ihrer Politik heute zu Verhandlungen über den 
Abzug von Mittelstreckenraketen kommt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
FDP: Wegen!) 

Ich habe noch eine Frage an Herrn Wörner, der 
allerdings nicht da ist. Aber ich will Ihnen das auch 
sagen: Ich möchte mal wissen, was eigentlich an den 
Gerüchten dran ist: Wenn die landgestützten Mittel-
streckenraketen hier abgezogen werden, dann wird 
eventuell im Bereich der -flugzeuggestützten Cruise 
Missiles nachgerüstet. Dies läuft als Gerücht herum, 
und diese Frage möchte ich gerne von Herrn Wörner 
beantwortet haben. Der soll mal hier auf den Tisch 
legen, woran bei ihm und in der NATO gebrütet wird. 
Wir haben ein Recht darauf, informiert zu werden, und 
zwar schnell. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Ronneburger 
[FDP]: Sie sollten nicht so viel auf Gerüchte 

hören!) 

Wer, meine Damen und Herren — das ist doch die 
Frage — , wird die Krisen der Zeit bewältigen? Die 
Sozialdemokratie ist immer noch die Partei des Fort-
schritts und der Staatsfixiertheit. Die SPD war — und 
wenn ich den Streit um Nukem und Alkem betrachte, 
ist sie es immer noch — eine Partei, die nur gezwun-
genermaßen zu den Folgeproblemen des Industrialis-
mus Stellung bezieht. Meine Damen und Herren von 
der SPD, vor allem an Ihnen wird es liegen, ob es 
gelingt, eine Alternative zum Kohlschen Immobilis-
mus in Regierungshandeln umzusetzen. 

(Conradi [SPD]: Der Meinung sind wir 
auch!) 

Sie müssen sich bereit finden, sich aus der starren 
Logik Ihrer Menschheitsbeglückungspolitik von oben 
zu lösen. Sie können so den Weg mit freimachen für 
massenhafte Kritik und eine nicht länger nur beunru-
higende Idee des Fortschritts, in dessen Zentrum dann 
der sich selbst verwirklichende einzelne stehen kann. 
Auf einer solchen Grundlage wäre eine Zusammenar-
beit möglich. Ich muß hier nicht betonen, daß aus die-
ser Position einer Bereitschaft zu Koalitionen auf kei-
nen Fall folgt, daß die GRÜNEN als prinzipienlose 
Mehrheitsbeschaffer à la FDP zu mißbrauchen sind. 

(Gattermann [FDP]: Herr Präsident, das war 
eine Beleidigung! Bitte rügen!) 

Ich glaube, dieses Gerücht hat Hessen widerlegt: Mit 
den GRÜNEN jedenfalls ist der Einstieg in die Pluto-
niumwirtschaft nicht zu machen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Ausstieg aus der Kernenergie ebenso wie der Ver-
zicht auf den Bau der Wiederaufbereitungsanlage in 
Wackersdorf sind unverzichtbare Forderungen der 
Politik der GRÜNEN. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Erlauben Sie mir zum Schluß noch eine Bemerkung. 
Die Regierung, Herr Kohl, hat in den letzten vier Jah-
ren verstärkt versucht, ihre konzeptionelle Ideenlosig-
keit dadurch zu überdecken, daß Sie an die alten 
deutschen Tugenden, Disziplin, Pflichtbewußtsein, 
Opferbereitschaft und nationale Loyalität, appelliert 
haben. Heute morgen ging es übrigens viel um Sinn, 
es ging um Sinnhaftigkeit, Sinn des Lebens. Ich habe 
das Gefühl: Je schlimmer die Probleme in dieser 
Gesellschaft werden, um so mehr kommen Sie mit die-
ser Ideologie von Geborgenheit, von Wärme und von 
Sinnhaftigkeit und Sinn. Unter diesem Aspekt wäre 
dann die Rede heute morgen sinnvoll gewesen. 

Zugleich haben Sie versucht, wie Hans Mommsen 
das im „Merkur" im letzten Jahr so schön gekenn-
zeichnet hat, die Rekonstituierung einer 1 000 Jahre 
alten deutschen Geschichte jenseits des Nationalso-
zialismus herbeizureden. Dieser Versuch, das Herun-
terspielen des deutschen Faschismus und zugleich 
das — auch von Ihnen nicht energisch widerspro-
chene — Wiederaufleben antisemitischer Grundge-
danken in der Öffentlichkeit haben das Ziel — ich 
zitiere meinen früheren Kollegen, den berühmten 
Hans-Christian Ströbele —, 

(Gattermann [FDP]: Berüchtigten!) 

„... das Erinnern und die Fähigkeit zu trauern, bei 
den Menschen in der Bundesrepublik als Bedingung 
für eine demokratische Entwicklung zu zerstören." 
Unser grünes Projekt ist eindeutig auf die Einsicht 
festgelegt, daß jeder nach-faschistische deutsche 
Staat ohne die radikale Kritik an den 12 Jahren ver-
brecherischer Geschichte keine Chance hat, eine fort-
schrittliche Zukunft zu begründen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Fraktion wird unsere Anträge zur Wieder-
gutmachung für die vergessenen Opfer des National-
sozialismus und für die Zwangsarbeiter sowie zur 
Streichung der Gesundheitsgesetze wieder einbrin-
gen, und wir werden unsere Kritik an den Plänen der 
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Regierung für historische Museen in Berlin und Bonn 
fortsetzen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Aber ich gehe noch einen Schritt weiter: Daß das 
Entwickeln einer . demokratischen Alternative zum 
Scheitern des politischen Liberalismus — — Oh, 
Moment, ich fange noch einmal an. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Falsche Seite! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Seien Sie hier mal still, stellen Sie sich hier erst 
einmal hin und reden. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das macht 
der nie! — Dr. Vogel [SPD]: Habt ihr euch 
vielleicht noch nie versprochen? Herr Gott, 
so etwas Kindisches! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

— Das macht der nie, da hat er Angst, bleibt sitzen und 
quaddelt aus dem Hintergrund. — Aber ich gehe noch 
einen Schritt weiter: Ich weiß, daß das Entwickeln 
einer demokratischen Alternative zum Scheitern des 
politischen Liberalismus im Faschismus ebenso wie 
eine demokratische Alternative zum Zerbrechen aller 
Hoffnungen auf Sozialismus im Stalinismus entschei-
dend davon abhängt, daß es uns gelingt, aus dem 
Erinnern eine lebenswerte Zukunft zu entwickeln. 

(Gattermann [FDP]: Können Sie das noch 
einmal vorlesen? Das habe ich noch nicht 

verstanden!) 

— Sie können es ja nachlesen, Herr Kollege. Beim 
dritten Mal versteht es dann auch der letzte. — 

(Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Der weiß gar 
nicht, was das ist!) 

Adorno hat das in seinen „Minima Moralia " für mich 
sehr überzeugend beschrieben: 

Das Grauen des Faschismus ist das der offenkun-
digen und doch fortbestehenden Lüge. Während 
es keine Wahrheit zuläßt, an der es gemessen 
werden könnte, tritt im Unmaß seines Widersinns 
die Wahrheit negativ zum Greifen nahe. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister für Wirtschaft, Ma rtin Bangemann. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Kollege Vogel hat heute nachmittag in 
seiner Rede einen richtigen Satz vorgetragen, 

(Lachen und Zurufe von der FDP und der 
CDU/CSU — Dr. Vogel [SPD]: Was, einen?) 

als er darauf verwies, daß die Parteien, die die Regie-
rungskoalition bilden, in einer demokratischen, freien 
Wahl eine Mehrheit zur Fortsetzung ihrer Politik 
bekommen haben, während die SPD und die GRÜ-
NEN diese Mehrheit, die sie erstrebt haben, nicht 
bekommen haben. 

Nun genügt das natürlich nicht. Ich jedenfalls 
würde mich nicht damit zufriedengeben, festzustel-
len, ob ich eine Mehrheit habe oder nicht oder ob ich 

in der Minderheit geblieben bin. Vielmehr würde ich 
mir einmal die Frage vorlegen, warum ich in der Min-
derheit geblieben bin. Das habe ich an dem, was Sie 
vorgetragen haben, Herr Vogel, ein wenig vermißt. 
Sie haben sich mit angeblichen Schwächen derjeni-
gen befaßt, die eine Mehrheit bekommen haben, und 
wollen dem Wähler doch wohl nicht unterstellen, daß 
diese Mehrheit wegen dieser „Schwächen" zustande 
gekommen ist. Es wäre besser gewesen, Sie hätten 
sich einmal mit der Frage beschäftigt, warum Sie in 
der Minderheit geblieben sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich will Ihnen nur ein Beispiel dafür nennen, wie 
sinnvoll und produktiv das sein kann. Sie haben z. B. 
dem Bundeskanzler vorgeworfen, er habe Führungs-
schwäche gezeigt. 

(Zuruf von der SPD: Aber mit Sicherheit! — 
Weitere Zurufe von der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

— Ja, wunderbar, Sie bestätigen das noch einmal. 
Dann darf ich Ihnen jetzt eine dpa-Meldung von heute 
nachmittag vorlesen: 

Das Vorstandsmitglied der SPD-Bundestagsfrak-
tion Hans-Jürgen Wischnewski hat die Ernen-
nung von Margarita Mathiopoulos zur neuen 
SPD-Sprecherin eine Fehlentscheidung genannt 

(Lambinus [SPD]: Debattieren wir über die 
Regierungserklärung, oder was?) 

und von einer Führungskrise seiner Partei 
gesprochen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Sind Sie Wirtschaftsmini- 
ster, oder was? — Kittelmann [CDU/CSU]: 
Wir reden über alles! — Dr. Dregger [CDU/ 

CSU]: Papandreou!) 

Dem „Kölner Express" — Donnerstagsaus-
gabe — sagte Wischnewski, offensichtlich sei das 
gesamte Präsidium der SPD, Willy Brandt einge-
schlossen, im Moment nicht in der Lage, den Füh-
rungsaufgaben im notwendigen Maße gerecht zu 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Der Mann hat 
recht! — Dr. Vogel [SPD]: Kümmern Sie sich 
lieber um Ihre Sachen! — Lambinus [SPD]: 

Ablenkung!) 

Jetzt kommt ein wörtliches Zitat — mit Anführungs-
strichen unten und später dann oben — : 

„Es ist einfach unerträglich, 

— sagt Herr Wischnewski — 

daß die SPD. vor wichtigen Landtagswahlen mit 
Personaldebatten beschäftigt ist. Das kann nicht 
bis 1988 so weitergehen." 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Recht hat er!) 
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Er sei sicher, daß sich in allerkürzester Zeit der 
SPD-Vorstand mit der Führungskrise der Partei 
beschäftigen werde. 

(Dr. Vogel [SPD]: Kümmern Sie sich um die 
Berliner FDP-Stimmenfälscher, mein  Lie

-ber!)  

Die Führungsfragen der SPD müssen jetzt geklärt 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Da grinst der Kohl! — Lam-
binus [SPD]: Wer im Glashaus sitzt, sollte 

nicht mit Steinen werfen!)  

Ich habe mit dieser Feststellung begonnen, weil ich 
den Versuch machen möchte, mich mit der Frage aus-
einanderzusetzen, warum wir für die Politik, die wir in 
den vergangenen vier Jahren gemacht haben und die 
wir fortsetzen wollen, eine Mehrheit erhalten haben. 
Ich meine, daß die Koalitionsparteien das für sich ins-
gesamt in Anspruch nehmen können. Aber sie werden 
mir nachsehen, wenn ich darauf verweise, daß auch 
die klaren Positionen, die meine Partei im Wahlkampf 
vertreten hat, ihren Widerhall bei den Wählern gefun-
den haben. 

(Beifall bei der FDP — Frau Unruh [GRÜNE]: 
Bei CDU-Wählern!) 

Welche Positionen sind das gewesen, und wie sind 
sie in der Koalitionsvereinbarung und demgemäß in 
der Politik der nächsten vier Jahre wiederzufinden? 

Zunächst: Es ist wichtig, daß wir in den nächsten 
vier Jahren eine realistische Außen-, Sicherheits- und 
Friedenspolitik betreiben, 

(Dr. Jens [SPD]: Immer richtig!) 

die sich von vier klaren Prinzipien leiten lassen 
muß: 

Erstens. Wir brauchen als Mitglied der Nordatlanti-
schen Allianz eine Verankerung in diesem Bündnis, 
wenn wir nicht mit allem, was wir tun, mit jeder Initia-
tive, die wir starten, ins Leere fallen wollen. Denn die 
Bundesrepublik — und das hat der Bundeskanzler 
sehr gut zum Ausdruck gebracht — kann sehr wohl 
einen Beitrag zum Frieden und zur Sicherheit in der 
Welt leisten. Sie kann es aber nur, wenn sie das im 
Verband mit befreundeten Partnern tut. Sie kann es 
nicht allein. Allein wäre sie eher ein destabilisieren-
des Element. Deswegen brauchen wir die Mitglied-
schaft in der NATO, die Verankerung im Atlantischen 
Bündnis. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aber wir brauchen — und da möchte für alle die 
sprechen, die in langen und intensiven Gesprächen 
die Grundlage dieser Koalition noch einmal diskutiert 
und zu Papier gebracht haben — auch den Versuch, 
mit unseren östlichen Nachbarn zu einem erträglichen 
Verhältnis des Miteinanders und des Zusammenle-
bens zu kommen. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Der Zustand der Sprachlosigkeit zwischen Ost und 
West wäre, wenn er einträte, angesichts der Rüstung 
auf beiden Seiten ein zusätzliches Moment der Unsi-
cherheit. Deswegen ist die Fortsetzung einer realisti

-

schen, illusionsfreien Entspannungspolitik der wich-
tigste Beitrag, den die Bundesrepublik im Bündnis 
und darüber hinaus leisten kann. Und das werden wir 
tun. 

(Beifall bei der FDP) 

Drittens und das gilt besonders für die Deutschland-
politik: Es ist wahr, daß die beiden deutschen Staaten 
in ihren jeweiligen Bündnissen einen besonderen Bei-
trag dazu leisten können und müssen, weil die Tren-
nungslinie zwischen Ost und West zwischen ihnen 
verläuft und weil sie -- auch das ist richtig — , wohl in 
zwei unterschiedlichen Staaten unterschiedlicher 
Gesellschaftsformen lebend, dennoch ein Stück 
Gemeinsamkeit haben, das andere Länder in den 
jeweiligen Bündnissen nicht besitzen. Es sind zwei 
Staaten, aber beide sind deutsch. Das sollte man nicht 
vergessen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, hier sage ich für meine 
Fraktion sehr deutlich: Wer das Wiedervereinigungs-
gebot der Präambel des Grundgesetzes nicht mehr 
akzeptiert, der vergeht sich nicht nur an der Vergan-
genheit, der gibt nicht nur das auf, was auch ein Stück 
gemeinsamer Geschichte der Deutschen ist — was 
schon schlimm genug wäre —, wer auf dieses Wieder-
vereinigungsgebot freiwillig verzichtet, der verzichtet 
auf ein Stück gemeinsamer Zukunft der Deutschen. 
Das kann ein deutscher verantwortlicher Politiker nie-
mals tun, ohne eine Verantwortung vor der 
Geschichte einzugehen, die er ablehnen sollte. Des-
wegen stehen wir zu diesem Wiedervereinigungsge-
bot. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Soell [SPD]: „Wieder" stimmt nicht 

mehr!) 

Das vierte Prinzip ist, daß wir weiterhin für eine 
Abrüstung eintreten werden, die auf beiden Seiten zu 
einem Zustand der gleichgewichtigen Abrüstung füh-
ren muß. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ganz was 
Neues!) 

— Das ist vielleicht nichts Neues, aber es ist immer 
wieder notwendig, das zu sagen, weil es nämlich 
naive, vielleicht auch gutgläubige, in jedem Fall aber 
gefährliche Illusionen gibt, die hier noch einmal zum 
Ausdruck gebracht worden sind. — Wer nur darauf 
vertraut, daß die Völker in ihrem Zusammenleben 
sozusagen ein Grundvertrauen menschlicher Art ent-
wickeln, und wer dazu politisch nichts leisten will, wer 
die Situation der Nachrüstung damals nicht beg riffen 
hatte, wer nicht beg riffen hatte, daß die Abrüstung auf 
allen Seiten nur möglich ist, wenn sie mit der Bereit-
schaft zur Verteidigung auf unserer Seite verbunden 
wird, der hat den ganzen Abrüstungsprozeß nicht ver-
standen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

In der Tat sind wir jetzt schon sehr weit gekommen, 
und der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklä-
rung sehr deutlich zum Ausdruck gebracht, daß wir 
die Vorschläge des Generalsekretärs Gorbatschow 
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ernst nehmen. Wir sind deswegen so weit gekommen, 
weil wir damals in der Nachrüstungsdebatte denjeni-
gen widerstanden haben, die uns, getragen von einer 
öffentlichen Meinung und Meinungsbildung, einre-
den wollten, daß diese harte Entscheidung nicht not-
wendig sei, um zur Abrüstung zu kommen. Die Betref-
fenden sollten heute wenigstens anerkennen, daß uns 
diese Politik zu diesem bef riedigenderen Zustand 
gebracht hat. 

(Dr. Soell [SPD]: Das ist wilhelminisch!) 

Aber ich sage auch, meine Damen und Herren: Wer 
jetzt an dieser Null-Lösung herummäkelt, wer 
andere, neue Bedingungen aufstellt, der erregt den 
Verdacht, daß er damals seine Zustimmung zur Null-
lösung nur gegeben hat in der Hoffnung, daß die 
Sowjetunion nein sagen würde. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD — Dr. Soell [SPD]: Schauen Sie mal 

rüber!) 

Es wäre schon gut — vielleicht darf ich das Ihnen von 
der SPD sagen — , wenn Sie sich nicht immer nur den 
Schuh anziehen würden, der Ihnen gerade paßt. 

(Roth [SPD]: Sollen wir Blasen an die Füße 
kriegen, oder was?) 

Denn Ihr damaliger Bundeskanzler Schmidt, ein Mit-
erfinder des NATO-Doppelbeschlusses, hat für seine 
Position auf dem Kölner Parteitag der SPD gerade 
noch zwölf Delegierte, glaube ich, hinter sich ge-
bracht. Schon damals hat die SPD eine vernünftige 
Abrüstungs- und Sicherheitspolitik verlassen. Sie hat 
immer noch nicht zu ihr zurückgefunden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von den GRÜNEN: Schnee von 
gestern! — Dr. Soell [SPD]: Aber passende 
Schuhe ziehen wir uns immer an! Schon 

wegen der Blasen!) 

Das, meine Damen und Herren, sind einige der 
Gründe, warum sich der Wähler sehr wohl zwischen 
diesen beiden klaren Alternativen hat entscheiden 
können. Wir sind stolz darauf, daß wir das im Wahl-
kampf so klar gesagt haben. 

Es gab ein Zweites. Wir haben darauf verwiesen, 
wie die Wirtschaftspolitik eines modernen Industrie-
landes aussehen muß, das mit hohen Kosten arbeitet 
und dadurch auch einen hohen Lebensstandard 
garantieren kann. 

(Vosen [SPD]: Aber nicht für alle!) 

Denn das gehört zusammen: Kosten der Produktion 
sind gleichzeitig Einkommen für viele Menschen. 
Deswegen muß sich ein Land, das dieses Einkommen 
für viele Menschen garantieren will, 

(Vosen [SPD]: Und für viele nicht mehr!) 

Gedanken machen, wie diese Kosten verdient werden 
können. Es hat keinen Sinn, die Vorstellung zu pfle-
gen, daß, egal mit welcher Organisation der Wirt-
schaft, mit welcher Marktverfassung man auch immer 
arbeite, in jedem Fall Geld genug da sei, das man ver-
teilen könne. Das ist eben nicht wahr. Vielmehr ist es 
die Überzeugung gewesen, die wir in dieser Ausein-
andersetzung für die Marktwirtschaft eingebracht 

haben — gerade auch für die Wandlungsfähigkeit 
dieses Systems —, die die Menschen beeindruckt hat. 
Ich glaube, daß wir deswegen diese Politik fortsetzen 
müssen. 

(Vosen [SPD]: Schwäche der CDU!) 

Das geht nicht ohne Wandel. Das geht nicht ohne 
Reform. Wir brauchen eine Reform der europäischen 
Agrarpolitik. Die europäische Agrarpolitik kostet viel 
Geld, ohne daß das, was wir dafür ausgeben, unge-
schmälert bei den Landwirten ankäme, wo es eigent-
lich hingehörte. 

Es ist wahr, daß von dem gesamten Haushalt der 
Europäischen Gemeinschaft zwei Drittel, nämlich 
50 Milliarden DM, rund gerechnet, für die Agrarpoli-
tik ausgegeben werden, aber daß eine Hälfte dieser 
zwei Drittel, 25 Milliarden DM, einfach durch die 
Überschußproduktion vergeudet wird, hängenbleibt 
bei der Lagerung, bei Lagerkosten oder bei den 
Kosten der Verschleuderung von Überschüssen. 

Deswegen wäre es schon gut, wenn der Herr Vogel 
mal das läse, was in der Regierungserklärung drin-
steht; denn in seinem Debattenbeitrag — ich werde 
das nachher noch bei einigen anderen Punkten auf-
greifen — hat er so getan, als ob etwas nicht gesagt 
worden wäre. Er hat einen Pappkameraden aufge-
baut, den er dann trefflich beschießen konnte. 

In dieser Regierungserklärung und in den Koali-
tionsvereinbarungen steht ein uneingeschränktes Ja 
zur Reform der europäischen Agrarpolitik, weil wir 
wollen, daß die Überschußproduktion endlich besei-
tigt wird 

(Zuruf von der SPD: Wie denn?) 

und sich diese Agrarpolitik zugunsten der Landwirte, 
insbesondere der bäuerlichen Familienbetriebe, aus-
wirkt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von den GRÜNEN:. Wie? — Zuruf von 

der SPD: Sprücheklopfer!) 

Meine Damen und Herren, das gilt auch für die bei-
den anderen Reformen, für die Reform unseres 
Gesundheits- und Sozialversicherungssystems, aber 
insbesondere für die Steuerreform. 

Natürlich ist es verständlich, daß eine Opposition 
dann, wenn die Regierung etwas so Bemerkenswertes 
zustande bringt, verzweifelte Versuche unternimmt, 
um diese Leistung zu verkleinern. Deswegen möchte 
ich hier noch einmal darstellen, was die Zahlen 
bedeuten, gar nicht mal, was die Wirkung im einzel-
nen ist. Ich will nur mal vorführen, wie sich die für die 
Entlastung durch diese Steuerreform festgelegten 
Zahlen auf den kleinen, auf den mittleren und auf den 
großen Lohn- und Einkommensteuerzahler auswir-
ken. 

(Dr. Soell [SPD]: Und die Subventionsliste in 
der Kiste?) 

— Ja, ja. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Sellin? 
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Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident, wenn mir meine Vorredner da mit 
gutem Beispiel vorangegangen wären, würde auch 
ich das tun. 

(Sellin [GRÜNE]: Feige!) 

Ich bin Traditionalist. Wenn vorher einer eine Zwi-
schenfrage zugelassen hätte, hätte auch ich das jetzt 
gemacht. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von den GRÜ-
NEN) 

— Jetzt hören Sie mal auf, Zwischenrufe zu machen 
—sage ich höflich — , und hören Sie mir mal einen 
Moment zu. 

(Zuruf von der SPD: Das lohnt sich nicht!) 

Die Einführung des linear-progressiven Ta rifs 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wissen Sie 
denn, was das ist?) 

erbringt 23,7 Milliarden DM Erleichterungen. 

(Zuruf von der SPD: Für wen denn?) 

Die Senkung des Spitzensteuersatzes auf 53 % mit der 
Vorverlegung des Beginns der oberen Proportional-
zone erbringt 1 Milliarde DM. Das sind 23,7 Milliar-
den DM für den kleinen, mittleren Lohn- und Einkom-
mensteuerzahler, 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Stimmt ja 
nicht!) 

und 1 Milliarde DM durch die Senkung des Spitzen-
steuersatzes. Dabei, meine Damen und Herren, habe 
ich noch außer acht gelassen, was leider auch bei 
unserem Koalitionspartner nicht immer so klar war, 

(Roth [SPD]: Wenn ich 1 Milliarde DM habe 
und Sie 1 000 DM, ist das im Schnitt ziemlich 

wenig!) 

daß der Spitzensteuersatz die Steigung des Einkom-
mensteuertarifs bestimmt. Je niedriger der Spitzen-
steuersatz ist, um so flacher verläuft die Kurve und um 
so niedriger sind die Grenzsteuersätze. Daß das end-
lich mal begriffen wird, darauf hoffe ich sehr; denn das 
geht zugunsten der kleinen und mittleren Lohnsteuer-
zahler. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir haben aber nicht nur den Ta rif gesenkt, sondern 
wir haben auch die Eingangstarife abgesenkt, 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das Niveau 
haben Sie auch noch gesenkt!) 

von 22 auf 19 %. Dafür kann man 6,7 Milliarden DM 
ansetzen, und zwar ausschließlich im unteren Bereich 
der Einkommen- und Lohnsteuerskala; denn dort 
wirkt sich nur der Eingangstarif aus. 

Wenn man das mit der Erhöhung des Grundfreibe-
trages, wenn man das mit den Kinderfreibeträgen, die 
ebenfalls erhöht worden sind — übrigens, meine 
Damen und Herren, haben wir die Grundfreibeträge 
stärker erhöht als die SPD in ihrem Vorschlag vorge-
sehen hat — , zusammennimmt, haben wir für den 
durchschnittlichen Steuerzahler in der Tat die steuer-
liche Belastung im Jahr um tausend DM gesenkt, und 
sehr viele, nämlich rund 500 000 Steuerzahler, wer-
den aus der Besteuerung überhaupt herausfallen. 

Wie man das noch eine unsoziale Reform nennen 
kann, entgeht meinem Verständnis. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Gesamtentlastung wird etwa 45 Milliarden DM 
betragen. 

(Zuruf von der SPD: Wann kommt die Mehr
-

wertsteuererhöhung?) 

Wir haben eine Nettoentlastung von 25 Milliarden 
DM vereinbart; d. h. in jedem Fall wird die Nettoent-
lastung 25 Milliarden DM betragen. Davon ziehen wir 
rund 5 Milliarden DM auf den 1. Januar des nächsten 
Jahres vor. Daß Ihnen das alles so schwer runtergeht, 
kann ich ja verstehen. Aber wenn Sie ehrlich wären, 
wenn Sie wirklich etwas für den kleinen Lohnsteuer-
zahler machen wollten, müßten Sie das begrüßen, 
auch wenn es die Regierung macht, die Sie nicht wol-
len. Aber Sie begrüßen es nicht, weil es Ihnen egal ist. 
Sie wollen Ihre eigene Parteipolitik machen, während 
Ihnen der kleine Mann völlig schnuppe ist. Das ist die 
Wahrheit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen bei der SPD und den GRÜNEN — 

Zurufe von der SPD) 

— Man braucht ja nur einmal zu sehen, wo die SPD die 
meisten Wählerstimmen verloren hat. 

(Zuruf von der SPD: Wo denn?) 

— In den Arbeiterbezirken haben Sie sie verloren. 

(Lachen bei der SPD — Vosen [SPD]: Herr 
Bangemann, im Ruhrgebiet besonders! — 
Zuruf von den GRÜNEN: Sie haben Millio

-

näre gewonnen! — Weitere Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich einige Bemerkungen zur allgemei-
nen Wirtschaftspolitik, insbesondere zur konjunktu-
rellen Situation, machen. Es gibt eine breite Überein-
stimmung — jedenfalls unter den Prognosen, die in 
den letzten Wochen gemacht worden sind — , daß der 
Wachstumstrend als solcher ungebrochen ist. Aller-
dings gehen die Ansichten über Tempo und auch über 
das Profil der weiteren Aufwärtsentwicklung ausein-
ander, und zwar stärker, als wir das in den vergange-
nen Monaten verzeichnen konnten. 

(Zuruf von der SPD: Aha! — Zuruf von den 
GRÜNEN: Vor der Wahl!) 

Einige Prognostiker rechnen für den Verlauf des Jah-
res mit einer verhaltenen Expansion, andere, darunter 
auch der Sachverständigenrat, erwarten, daß sich der 
Wachstumsprozeß in der zweiten Jahreshälfte wieder 
beschleunigt. Mit einer Rezession rechnet niemand. 
Ich würde die verehrten Damen und Herren der 
Opposition sehr bitten, bevor sie neue Prognosen 
anstellen, erst einmal zu prüfen, wie weit Ihre Progno-
sen aus den vergangenen vier Jahren zutreffend 
waren. Wenn Sie das tun, werden Sie feststellen, daß 
die Chance, in einem großen Zahlenlotto einen 
Gewinn zu machen, erheblich höher ist, als eine rich-
tige Konjunkturprognose von der SPD zu bekom-
men. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Soell [SPD]: Wir sprechen uns wieder im 

nächsten Jahr!) 
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Jedenfalls sind die Äußerungen, der Aufschwung sei 
vorüber, unwahr; sie treffen nicht zu. 

Im übrigen sind sie natürlich auch nicht ungefähr-
lich. Manchmal hat man das Gefühl: Deswegen wer-
den sie ja gemacht. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die wollen das!) 

Jedermann weiß, daß die wirtschaftliche Entwicklung 
natürlich auch durch Erwartungen, durch Befürchtun-
gen, durch Stimmungen beeinflußt wird. Deswegen 
stimmt es mich auch traurig, daß die Opposition, zum 
Teil auch die Gewerkschaften, durch eine solche 
Stimmungsmache dazu beitragen können — ob sie 
wollen, will ich dahingestellt sein lassen — , daß die 
konjunkturelle Entwicklung nachläßt. Das sollten Sie 
auch einmal überlegen, bevor Sie in Kassandra-Rufe 
ausbrechen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Witzbold!) 

Im übrigen haben wir im Jahreswirtschaftsbericht 
— ich würde Sie bitten, ihn nachzulesen; das war vor 
der Bundestagswahl — auf die Gefahren und Risiken, 
in die wir in diesem Jahr insbesondere durch die Ver-
änderung außenwirtschaftlicher Daten kommen wer-
den, deutlich hingewiesen. Wir haben uns also — das 
möchte ich deutlich sagen, damit keine weitere 
Legende entsteht — vor der Bundestagswahl sehr 
nüchtern mit dieser Situation auseinandergesetzt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und nichts 
getan!) 

In der Einschätzung dessen, was man tun muß, 
gehen unsere Meinungen auseinander. Die Opposi-
tion glaubt, es sei Anlaß genug gegeben, nun Kon-
junkturprogramme und ähnliche Dinge in Gang zu 
setzen. Wir sind nicht dieser Meinung, und zwar aus 
zwei Gründen: einmal deshalb, weil wir wissen, daß 
solche Programme, selbst wenn sie nötig wären, nichts 
bewirken, aber zum zweiten, weil wir wissen, daß sie 
auch nicht nötig sind. 

Wir haben nach wie vor sehr gute Rahmenbedin-
gungen für die Fortsetzung des wirtschaftlichen Auf-
schwungs. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Also mach was 
daraus! ) 

Die Preise sind stabil, wir haben im Produktionsbe-
reich keine Engpässe, die Zinsen tendieren von einem 
sehr niedrigen Niveau aus weiter nach unten. Wir 
haben also keinerlei monetäre Friktionen. 

(Zuruf von der SPD: Die Arbeitslosen verges-
sen Sie wieder!) 

Ursache für die Verspannungen ist vielmehr, daß die 
binnenwirtschaftlichen Expansionskräfte, die vorhan-
den sind, durch außenwirtschaftliche Probleme über-
lagert werden, die mit der starken D-Mark und insbe-
sondere dem schwachen Dollar zusammenhängen. 
Jedermann weiß, daß im Verhältnis zur amerikani-
schen Währung die D-Mark sich von März 1985 bis 
Anfang dieses Jahres um mehr als 80 To  verteuert 
hat. 

Übrigens, nebenbei gesagt, Herr Roth und auch 
Herr Jens — wenn ich mich richtig erinnere, obwohl 
Herr Jens sachlichere Beiträge liefert; aber ich glaube,  

da war er auch mit dabei — : Sie haben sich einmal 
hier aufgeregt und aufgeplustert, daß der Augenwert 
der D-Mark gesunken sei, und haben das als ein Aus-
weis dafür genommen, daß die Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung schlecht sei. Jetzt, wo der Außen-
wert der D-Mark enorm gestiegen ist, so hoch, daß wir 
selber damit Schwierigkeiten haben, nehmen Sie das 
natürlich nicht als Ausweis einer hervorragenden 
Position der Bundesregierung, sondern ganz im 
Gegenteil: Sie nehmen das als Zeichen einer falschen 
Währungspolitik. Es wäre, wenn Herr Vogel einmal 
eine Ursachenerforschung über Ihren Wahlmißerfolg 
anstellen würde, anzumerken, daß Sie mit Ihren wirt-
schaftspolitischen Überlegungen keinen einzigen 
Menschen überzeugt haben; und deswegen sollten 
Sie sich auch das einmal überlegen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Daß dadurch der deutsche Export belastet worden 
ist, das brauche ich hier nicht auszuführen, das kann 
sich jeder ausmalen, und daß dieser Anpassungspro-
zeß heute natürlich seine Auswirkungen auf Wachs-
tumsraten hat, ist richtig und unbestreitbar. Dabei 
können wir nach wie vor die kräftige Expansion der 
Binnennachfrage in Rechnung stellen. Dadurch kön-
nen wir den negativen Impuls von reichlich einem 
Prozentpunkt aus den außenwirtschaftlichen Bezie-
hungen des vergangenen Jahres möglicherweise in 
diesem Jahr auf Null bringen. Wir haben dann aber 
kein Wachstum aus dem Export; das muß ausschließ-
lich aus der Binnennachfrage kommen. Im übrigen ist 
das auch ein Beitrag zur Stabilisierung der Weltkon-
junktur, zu dem wir immer wieder aufgefordert wer-
den. Die Importe werden bei uns sehr viel stärker stei-
gen als in den vergangenen Jahren. 

Wie rasch auch diese Situation sich wieder verän-
dert, hängt natürlich sehr stark von den währungspo-
litischen Entwicklungen ab. Das Pariser Treffen, das 
schon mehrfach erwähnt worden ist, wird — so hoffen 
wir — zu einer Stabilisierung des Dollarkurses auf 
dem augenblicklichen Niveau beitragen. Aber ich 
füge hinzu: Das ist für mich nicht ausreichend. Denn 
der augenblickliche Wechselkurs beim Dollar ent-
spricht nicht dem eigentlichen wirtschaftlichen Aus-
tauschverhältnis zwischen D-Mark und Dollar. Des-
wegen hoffen wir, daß sich auch dieses Verhältnis 
wieder zu unseren Gunsten verändert. 

Im Moment ist diese Situation auch ein Beitrag 
dazu, daß die ausufernde Protektionismusdebatte in 
den USA ein wenig gedämpft werden kann. Man darf 
nicht übersehen, daß die bessere Entwicklung ameri-
kanischer Exportchancen natürlich einen vernünfti-
gen Beitrag zu dieser Debatte darstellen kann. Wir 
begrüßen das, weil wir sonst wirklich in exportbehin-
dernde Maßnahmen der Amerikaner hineingekom-
men wären, die ansteckend hätten wirken können. 

Ich möchte auch sagen: Wenn wir in diesem Jahr 
den Wachstumstrend fortsetzen können — dafür gibt 
es nach wie vor sehr gute Aussichten — , dann ist das 
wichtiger als ein halber Prozentpunkt mehr oder 
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weniger. Wir sind im fünften Jahr des Aufschwungs, 
und wir werden auch weiter im Aufschwung sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Bei zweiein-

halb Millionen Arbeitslosen!) 

Ich möchte hier auch einmal deutlich machen, wer 
Verantwortung für die Entwicklung am Arbeitsmarkt 
trägt: einmal die Bundesregierung mit ihrer Wirt-
schaftspolitik, daneben die deutsche Wirtschaft mit 
ihren Investitionsentscheidungen; schließlich tragen 
aber auch die Tarifparteien mit den Abschlüssen, in 
diesem Jahr eine erhebliche Verantwortung für die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Ich möchte nicht 
erleben, daß man jetzt ohne Rücksicht auf diese 
besonderen Bedingungen, auf die geschrumpften 
Spielräume, die wir in diesem Jahr haben, Lohnab-
schlüsse tätigt, die die Beschäftigung gefährden, und 
daß dieselben, die das getan haben, nachher der 
Regierung vorwerfen, sie tue nichts zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit. Das kann auch nicht sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben uns in den Koalitionsvereinbarungen 
auch ausführlich mit der Energiepolitik beschäftigt. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Aber mit den 
Arbeitslosen nicht! — Zuruf von der SPD: 
Reden Sie mal über Stahl! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Der rationelle und sparsame Einsatz von Energie ist 
ein ganz entscheidender Wettbewerbsvorteil der 
deutschen Wirtschaft. Wenn dieser Wettbewerbsvor-
teil erhalten bleibt, dann kann man mit einer gesun-
den Wirtschaft auch die Arbeitslosigkeit besser 
bekämpfen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

— Wenn Sie diesen einfachen Zusammenhang end-
lich einmal begreifen würden! Sie haben jahrelang 
die Belastbarkeit der Wirtschaft getestet 

(Lambinus [SPD]: Mit euch! Wer war damals 
Wirtschaftsminister? — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

und haben sich dann gewundert, daß dadurch 
Arbeitslosigkeit entstanden ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Sehr richtig, das 

kann man nicht oft genug sagen!) 

Deswegen kümmern wir uns darum, daß die Versor-
gung mit Öl nicht nur sicher, sondern auch preiswert 
ist. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das haben Sie 
verdient?) 

Wir sind froh, daß wir insgesamt die Energiebezüge 
besser verteilen konnten, so daß die Sicherheit größer 
geworden ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir sagen nach wie vor: Kohle und Kernenergie 
— und zwar zusammen — bleiben das Rückgrat unse-
rer Energiepolitik. Ich sage jetzt schon im Vorgriff auf 

Gespräche, die wir mit Nordrhein-Westfalen und dem 
Saarland führen werden — ich habe das schon vor der 
Bundestagswahl bei der Diskussion des Jahreswirt-
schaftsberichts warnend gesagt, und ich sage es jetzt 
noch einmal beschwörend — : Wer diesen Zusammen-
hang zwischen Kernenergie und Kohle aufgibt, der 
gefährdet die Förderung und den Absatz der deut-
schen Steinkohle. Das muß sich jeder sagen lassen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von den GRÜNEN: Armer Riemer!) 

Wir wollen nach dem schrecklichen Unfa ll  von 
Tschernobyl nicht über die Sicherheitsfragen hin-
weggehen. Das haben wir nie gemacht. Wir werden 
sie weiter prüfen, wir werden weiter dafür sorgen, daß 
die Sicherheit bei uns und bei anderen verbessert 
wird, wenn sie noch verbessert werden kann. Dabei 
muß man aber diesen Zusammenhang mit der Stein-
kohle berücksichtigen. Wir werden diese Kohlepolitik 
fortführen. 

Der deutsche Steinkohlenbergbau ist zum Teil 
wegen der geologischen Bedingungen, unter denen 
er arbeitet, zum Teil aber auch wegen unseres Lohn-
niveaus, international nicht wettbewerbsfähig. Dieser 
Nachteil der deutschen Steinkohle hat sich durch den 
Verfall der Energiepreise auf dem internationalen 
Markt noch verschärft, wobei zwei Faktoren kumulie-
rend gewirkt haben: einmal der Verfall der Ölpreise 
durch das Überangebot und dann noch der Verfall des 
Dollars. Das zusammengenommen hat natürlich die 
Probleme der Steinkohle, die sowieso schon vorhan-
den waren, noch vergrößert. 

Meine Damen und Herren, wir haben schon in der 
früheren Regierung — wir werden das in dieser 
Regierung fortsetzen — immer wieder gesagt: Wir 
werden alles tun, um diese Wettbewerbsnachteile des 
Steinkohlenbergbaus auszugleichen, soweit man das 
haushaltsmäßig überhaupt verkraften kann. Eines 
muß aber auch richtig sein: Der Steinkohlenbergbau 
muß eigene Anstrengungen unternehmen, um die 
Kosten in seinen Revieren zu senken. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Macht er auch!) 

— Macht er auch. Die Bundesregierung, die diese 
Kohlepolitik fortsetzen will, kann die zurückgehende 
Nachfrage bei der Stahlindustrie und die zurückge-
hende Nachfrage im Wärmemarkt nicht völlig aus-
gleichen. Das ist nicht zu machen. Wer das macht, der 
tut dem Land Nordrhein-Westfalen und dem Saarland 
keinen Gefallen. Hier liegt nämlich die Ursache dafür, 
daß das Wirtschaftswachstum in diesen Ländern nicht 
so befriedigend ist wie in anderen Ländern. Wer einen 
Strukturwandel, der unvermeidlich ist, künstlich ver-
zögert oder gar aufhalten will, behindert die Ansied-
lung moderner zukunftsträchtiger Indust rie und tut 
allen Arbeitern damit nichts zugute. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Westphal [SPD]: Lächerlich, was Sie da 
reden, Herr Bangemann! Gehen Sie mal ins 

Revier!) 
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—Ich kann Ihnen das an einzelnen Maßnahmen des 
Landes Nordrhein-Westfalen nachweisen, und ich 
werde das auch noch tun. 

(Westphal [SPD]: Unglaublich, was Sie da 
reden! — Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Kalt-

schnäuzigkeit!) 

Meine Damen und Herren, die Subventionierung 
von Kohleexporten ist kein Beitrag zur Sicherheit der 
deutschen Energieversorgung. Wir müssen, wenn wir 
eine sichere Energieversorgung durch deutsche 
Steinkohle haben wollen, Steinkohle nicht subventio-
niert exportieren. Das ist, glaube ich, für jeden ver-
ständlich. Die hier vorhandenen Haushaltsbelastun-
gen müssen wir abbauen, auch deshalb, weil uns die 
Kokskohlenbeihilfe in den nächsten Jahren zusätzlich 
Milliarden kosten wird. 

Deswegen ist es unvermeidlich, daß die deutsche 
Kohle diese Anpassungen ihrer Kapazität vornimmt. 
Das sind strukturelle Veränderungen. Diese Anpas-
sungen werden wir sozial flankieren. Auch das haben 
wir in der Koalitionsvereinbarung deutlich gesagt. 
Jedermann kann sich darauf verlassen, daß das für 
den einzelnen erträglich bleibt, sosehr es für ihn ein 
schwerer Verlust ist, daß er nicht mehr auf seinem 
angestammten Arbeitsplatz wird arbeiten können. 

(Vosen [SPD]: Er wird arbeitslos!) 

Meine Damen und Herren, ich komme nun auf den 
Kohlepfennig zu sprechen. Ich habe den Kohlepfen-
nig bis an die Grenze dessen heraufgesetzt, was ich 
nach den Beschlüssen des Parlaments selber tun 
konnte. 

(Dr. Vogel [SPD]: Und jetzt wollen Sie das 
Gesetz ändern!) 

— Ich brauche das Gesetz nicht zu ändern, Herr 
Vogel! 

(Dr. Vogel [SPD]: Das hat der Kanzler ver-
sprochen!) 

—Wenn Sie das deutsche Parlament dazu bringen, 
die Beschlüsse zu fassen, die nach der bisherigen 
Rechtsgrundlage Beschlüsse des Parlaments sein 
müssen, dann kann ich damit leben; das ist nicht mein 
Problem. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ein feuriger Kämpfer!) 

Nur, ich muß Ihnen mitteilen, daß es eben — das 
haben wir hier heute schon gehört — nicht nur Nord-
rhein-Westfalen und das Saarland gibt, sondern auch 
eine Menge anderer Länder, und zwar nicht nur rei-
che Länder, die uns schreiben, sie wollten einen Koh-
lepfennig, aber einen Kohlepfennig, der Rücksicht auf 
ihre eigenen Energiekosten und Rücksicht darauf 
nimmt, daß sie selber an der Nutzung der billigen 
Kernenergie durch die Regierungspartei der beiden 
Revierländer gehindert werden. Auch das müssen Sie 
einmal verstehen. Daran geht kein Weg vorbei. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, kehren Sie doch zu den 
gemeinsamen Grundsätzen der Kohlepolitik zurück, 
dann können wir der Kohle helfen. Tun Sie doch nicht 

so, als ob wir der Kohle den Garaus machen woll-
ten! 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Tönen Sie 
nicht so herum!) 

—Nein, das regt mich auf, weil es eine tiefe politische 
Heuchelei ist! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Unruhe bei der SPD — Jahn [Marburg] 

[SPD]: Luft anhalten!) 

— Ja, das ist es! 

(Abg. Vosen [SPD] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

—Setzen Sie sich wieder hin! Ich habe schon gesagt: 
Ich beantworte keine Zwischenfragen. 

Meine Damen und Herren, Sie setzen sich ja so für 
die Montan-Mitbestimmung ein. Da kann ich über-
haupt nicht verstehen, daß man an dem Wahlverfah-
ren Kritik übt. Ich fand es schon ein starkes Stück, von 
„radikalen Minderheiten" zu sprechen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wer hat denn davon 
gesprochen?) 

— Sie haben davon gesprochen! 

(Dr. Vogel [SPD]: Hören Sie einmal zu! Put

-

zen Sie die Ohren!) 

— Ich habe Ihnen sehr gut zugehört. 

(Dr. Vogel [SPD]: Lesen Sie es erst einmal!) 

Bei der Verbesserung des Betriebsverfassungsgeset-
zes haben Sie unsere Vorschläge zur Verbesserung 
der Wahlrechte von Minderheiten kritisiert und von 
radikalen Minderheiten gesprochen, die wir sonst — 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Mit Recht kritisiert, 
jawohl!) 

— Ja, gut, wenn Sie es jetzt bestätigen, schreien Sie 
doch nicht dazwischen, wenn ich etwas sage. Dann ist 
es ja so! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Wer schreit 

denn hier?) 

Jetzt frage ich mich, meine Damen und Herren: Was 
für ein Demokratieverständnis einer Partei, die mehr 
Demokratie wagen will, ist es, wenn man den Arbei-
tern und Angestellten eines Bet riebes nicht einmal die 
Möglichkeit gibt, ihre Vertreter auszuwählen, son-
dern wenn die von außerhalb des Bet riebes, von den 
Gewerkschaften, entsandt werden? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lappas!) 

Was für ein Demokratieverständnis ist das! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Wir werden deswegen unsere Vorschläge unter 
Berücksichtigung dieser Notwendigkeiten vorlegen. 

(Kuhlwein [SPD]: Sozialdarwinist!) 

Wir werden den Verstromungsfonds konsolidieren 
und die Erfüllung des Jahrhundertvertrages sichern. 
Dazu werden wir mit allen Beteiligten verhandeln 
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müssen. Ich hoffe, meine Damen und Herren, daß Sie 
dabei ein wenig konstruktiv sind; denn wenn diese 
schwierigen Verhandlungen scheitern, leidet darun-
ter der deutsche Bergbau, niemand sonst. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Da muß Herr Rau 
Nachhilfeunterricht kriegen, damit das 
klappt! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Das hilft nichts!) 

Meine Damen und Herren, wir müssen dabei auch 
berücksichtigen, daß — darüber wird ja immer wieder 
gesprochen — der  regionale Ausgleich gewährleistet 
werden muß. Ich will einmal das Beispiel der Küsten-
länder nehmen. Wir haben vor kurzem den Küsten-
ländern über ein besonderes Programm Hilfen zum 
Ausgleich der Nachteile, die durch die schwierige 
Situation der Werftindustrie entstehen, geboten. 
Wenn wir den Kohlepfennig so erhöhen würden 
— und in der Struktur unverändert ließen — , wie es 
nach der jetzigen Finanzlage des Kohlefonds notwen-
dig wäre, würden wir den doppelten Betrag dessen, 
was wir den Küstenländern auf diese Weise gegeben 
haben, von ihnen wieder zurückverlangen. Das sind 
die nackten Zahlen, und deswegen muß man sich 
schon ein paar Gedanken machen, wenn man damit 
umgehen will. 

(Vosen [SPD]: Welche Zechen wollen Sie 
zumachen?) 

Das gilt auch für die Situation beim Stahl. Nach 
zwei Jahren einer zumindest für die deutschen Stahl-
unternehmen einigermaßen bef riedigenden Situation 
hat sich die Lage wieder verändert. Die Situation ist 
schlechter. Mengen und Preise sind zurückgegan-
gen. 

Die Europäische Kommission schätzt, daß in der 
gesamten Gemeinschaft Überkapazitäten zwischen 
20 und 30 Millionen Jahrestonnen bestehen. Ich habe 
mich sehr darüber gefreut, daß die Indust rie selber in 
dieser Situation eine Initiative ergriffen hat, in Euro-
fer, wo nicht alle Unternehmen zusammengeschlos-
sen sind, um den Versuch zu machen, auf freiwilliger 
Basis solche Überkapazitäten stillzulegen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Die sie selber 
geschaffen haben!)  

wobei die Erlöse für den Verkauf von Quoten dazu 
dienen sollen, diese Stillegungen zu finanzieren, im 
besonderen auch im sozialen Teil. Ich habe das 
begrüßt; denn, meine Damen und Herren, hier gilt wie 
auch in der Schiffbauindustrie: Ich kann nicht, kein 
Mensch kann über lange Jahre hinweg Überkapazitä-
ten aufrechterhalten, die keinen Markt haben. 

(Zuruf von der SPD: Wieso können das die 
Franzosen denn?) 

Ich kann das nicht, und niemand kann es. Übrigens 
kann es auch die Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen nicht; auch die Landesregierung des Saar-
landes kann es nicht. Zum Beispiel schon bei der 
Finanzierung einer Stahlstiftung in Nordrhein-West-
falen erklärt die dortige Landesregierung: Ja, finan-
ziell können wir dazu natürlich nicht beitragen. Was 
hätten Sie gesagt, wenn die Bundesregierung das 
gesagt hätte? Wir sind bereit, alles zu tun, um diese 
Stillegungen zu flankieren. Deswegen haben wir uns 

im Ministerrat damit durchgesetzt — obwohl wir 
ursprünglich eine andere Auffassung hatten — , daß 
die Quotenregelung verlängert wird. Denn natürlich 
kann dieser Plan nur funktionieren, wenn Quoten 
handelbar werden. Aber sie sind nicht handelbar, 
wenn sie sofort abgeschafft werden. Wir werden das 
auch weiter begleiten. Ich bin dafür und werde mich 
dafür einsetzen, daß diese Quotenregelung verlängert 
wird, die wahrhaftigen Gottes ja nun nicht gerade 
marktwirtschaftlich ist, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

damit diese Möglichkeit entsteht. 

Wir werden uns auch flankierend für Sozialmaß-
nahmen aus dem Montanunionsvertrag einsetzen. 
Am 19. März, also morgen, werden wir uns darüber zu 
unterhalten haben. Wir haben jetzt schon national die 
Bezugsdauer für Kurzarbeitergeld auf 36 Monate ver-
längert. Wir werden auch weiter die Hilfen nach 
Art. 56 EGKSV bezahlen. Wir prüfen auch, ob wir 
diese Leistungen verbessern können; auch das kön-
nen wir tun. Aber eines kann man beim besten Willen 
nicht, und das kann niemand, der ernsthaft diese Poli-
tik betreibt: Ich kann nicht jeden Stahlstandort, auch 
nicht im Kern, garantieren. Das ist es, was Sie mal 
überlegen müßten. 

Fühlen Sie denn nicht, daß Sie mit diesen Hoffnun-
gen, die Sie da erwecken — wenn Sie ehrlich sind, 
müssen Sie sagen: niemand kann sie erfüllen — die 
Situation dieser Menschen noch trostloser machen, 
die glauben, daß ein solcher Stahlstandort, obwohl die 
Industrie überdimensioniert ist, erhalten werden 
kann, die sich auf Sie verlassen und nachher erkennen 
müssen, daß es so nicht gehen kann? Ich bin für eine 
Politik der Ehrlichkeit. Ich halte das für menschlicher, 
als unhaltbare Versprechungen zu machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Vosen [SPD]: Warum haben Sie das denn 

nicht vor der Wahl gesagt?) 

— Ich habe das alles vor der Wahl gesagt; im Jahres-
wirtschaftsbericht steht das. Wir haben bei der 
Gemeinschaftsaufgabe eine Sitzung im Planungsaus-
schuß gehabt. Dort haben wir eine Verlängerung des 
Stahlstandorteprogramms bereits angekündigt. Wir 
haben jetzt beschlossen: Das Stahlstandortepro-
gramm wird verlängert. Aber Sie nehmen ja nicht zur 
Kenntnis, was wir machen; 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Die wollen es nicht 
zur Kenntnis nehmen!) 

das ist doch das Problem. Es mag sein, daß unzurei-
chend ist, was wir machen. Es mag auch sein, daß wir 
manches falsch machen; das will ich nicht ausschlie-
ßen, das kann ich nicht ausschließen. Der Dialog zwi-
schen Regierung und Opposition muß darin bestehen, 
daß die Opposition die Regierung auf Fehler aufmerk-
sam macht. Ich bin frei davon, zu behaupten, daß wir 
keine Fehler machen können. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Dann sagen 
Sie mal, was Sie in den letzten vier Jahren 

falsch gemacht haben!) 

Nun, meine Damen und Herren: Dieser Dialog kann 
nur sinnvoll sein, wenn Sie die Kraft haben, das auch 
anzuerkennen und mitzutragen, was wir richtig 
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machen. Denn auch das kommt vor, daß wir etwas 
richtig machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Roth  [SPD]: Darauf warte ich schon vier 

Jahre!) 

Meine Damen und Herren, zu diesem Bild gehört 
auch, was die Landesregierung von Nordrhein-West-
falen falsch macht. Ich darf das mal sagen. Ja, wundert 
man sich denn, wenn sich neue, jüngere Industriebe-
triebe in Baden-Württemberg oder in Baye rn  ansie-
deln, wenn sie in Nordrhein-Westfalen Bedingungen 
vorfinden, die sie nicht akzeptieren können? 

(Zurufe von der SPD) 

Ich will Ihnen das sagen: Sie unterhalten sich in Nord-
rhein-Westfalen immer noch, ob der Abstandserlaß 
der Landesregierung nicht die verfügbaren Gewer-
begrundstücke ungebührlich verringert und damit die 
Unternehmens- und Arbeitsplatzentwicklung behin-
dert. Sie haben Ihre Schwierigkeiten mit dem Ausbau 
der Verkehrsinfrastruktur. Was soll man denn dazu 
sagen, daß einer der frequentiertesten Flugplätze der 
Bundesrepublik nicht durch eine Autobahn angebun-
den ist, nein, daß die Autobahn bis zum Rhein geht, 
und sich dann die Landesregierung weigert, eine 
Brücke über den Rhein zu bauen? Ist das Industriean-
siedlungspolitik? Da faßt man sich an den Kopf. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ihr Finanzminister in Nordrhein-Westfalen gibt ja zu, 
daß sein Land verschuldet ist, und er greift zu Maß-
stäben, die man in einem anderen Subkontinent 
suchen muß, den ich jetzt nicht benennen will, weil 
das im Augenblick zu ungebührlichen diplomatischen 
Schwierigkeiten führen könnte. 

(Dr. Vogel [SPD]: Oh, der Diplomat!) 

Sie sagen: Wir sind bis über den Hals verschuldet. 
Aber kein Mensch kommt auf die Idee, einmal dar-
über nachzudenken, warum das so ist und ob man das 
nicht ändern sollte, kein Mensch! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ihre eigenen Universitäten und Forschungseinrich-
tungen rechnen Ihnen vor, daß sie gar keine Bücher 
mehr haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Und dann stellen Sie sich hierhin und wollen uns Rat-
schläge geben. Das ist schon toll; das muß ich schon 
sagen. Nicht mal Bücher können Sie bezahlen, meine 
Damen und Herren! 

(Zustimmung bei der FDP — Kuhlwein 
[SPD]: Sie brauchen doch keine! — Wieczo-
rek [Duisburg] [SPD]: Sie können doch gar 

nicht lesen!) 

Meine Damen und Herren, es kommt hinzu, daß Sie 
über die Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen immer 
noch Illusionen haben. Niemand — auch eine Stahl-
stiftung vermag das nicht — kann Ersatzarbeitsplätze 
schaffen, die auf Dauer rentabel sind. Das können nur 
Unternehmen, und Unternehmen können es nur, 
wenn sie vernünftige Rahmenbedingungen dafür vor-
finden. 

Meine Damen und Herren, deswegen wollen wir 
uns z. B. bei Eureka, im Rahmen unserer Forschungs-
politik sowie bei der Luft- und Raumfahrtpolitik enga-
gieren; denn wir wissen, daß damit neue, zukunfts-
trächtige Arbeitsplätze entstehen. Das ist nicht — falls 
Sie das wieder annehmen — eine Frage von Nord und 
Süd; aber wenn es tatsächlich der Fall sein sollte, dann 
ist es höchstens eine Frage des Nordens, denn dort 
existieren sehr viel mehr Arbeitsplätze — die durch 
den Airbus entstanden sind — als im Süden. 

Dieses Engagement werden wir auch durch die 
Fortsetzung unserer Politik für den Freihandel ergän-
zen. Hier haben wir die neue GATT-Runde erreicht. 
Es kommt darauf an, sie zu einem Erfolg zu 
machen. 

Wenn wir all das tun, meine Damen und Herren, 
dann darf natürlich nicht vergessen werden, daß 
dabei auch die innere Verfassung unserer Gesell-
schaft und unserer Republik eine Rolle spielen wird; 
denn Menschen, die in einer Republik leben, in der sie 
Entfaltungsraum finden, sind natürlich eher bereit, an 
ihre Zukunft zu glauben. 

(Vosen [SPD]: 3 Millionen Sozialhilfeemp

-

fänger!) 

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen: Ein Staat, 
der darauf achtet, daß dieser Freiheitsraum erhalten 
bleibt, beteiligt sich nicht an der Diskussion über 
Sinnstiftung, sondern stellt Bedingungen her, unter 
denen die Menschen frei entscheiden können, worin 
sie Sinn sehen. 

(Vosen [SPD]: Die Sozialhilfeempfänger 
besonders!) 

Zum Abschluß möchte ich mich ein wenig mit dem 
beschäftigen, was Frau Schoppe gesagt hat und was 
die GRÜNEN in den Diskussionen ja auch weiter vor-
tragen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Jetzt sind wir 
gespannt!) 

Ich bin nicht Ihrer Meinung, aber ich finde es gut, daß 
Sie in der Bundesrepublik leben; denn damit leben 
Sie in einem der wenigen Staaten, in denen Sie Ihre 
Meinung nicht nur artikulieren, sondern auch im Par-
lament durchsetzen können. Sie sind hierher gewählt 
worden; das ist wahr. Ungefähr drei Millionen Men-
schen haben Sie gewählt. Aber, meine Damen und 
Herren, drei Millionen Menschen haben Sie in ein 
Parlament eines demokratischen Rechtsstaats 
gewählt. Diese Menschen erwarten von Ihnen nicht 
nur Einsatz in Sachfragen, sondern auch, daß Sie die 
Freiheit des demokratischen Rechtsstaates mit uns 
zusammen verteidigen. Dazu gehört zweierlei. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— Das ist Ihnen unangenehm; das weiß ich. 

Ich habe bei drei Debatten — zwei davon waren im 
Fernsehen zu sehen — versucht, mit führenden Mit-
gliedern — wenn der Ausdruck erlaubt ist; jedenfalls 
mit Mitgliedern, die Sie dort hingeschickt haben —, 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 

die Frage zu klären 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
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— ich will mich ja nicht in die Frage der Elitebildung 
einmischen — : Wie halten Sie es nun mit der Gewalt? 
Das ist in der Tat eine Kernfrage. Da lohnt sich auch 
ein Blick zurück in die Geschichte; denn jedenfalls 
eine deutsche Demokratie ist daran gescheitert, daß 
diejenigen, die in den Parlamenten saßen und die 
Demokratie verteidigen wollten, ohnmächtig waren, 
weil es sehr viele andere gab, die glaubten, sie könn-
ten ihre politischen Ziele mit Gewalt durchsetzen. 
Wenn Sie deswegen im Interesse eines demokrati-
schen Rechtsstaats hier sitzen wollen, dann bereini-
gen Sie das mit der Gewalt mal. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das zweite ist dies: 
Wenn Sie so für Menschlichkeit eintreten, wie Sie das 
hier tun, und wenn Sie — wie das heute wieder zum 
Ausdruck kam — glauben, daß die neue Menschlich-
keit bei Ihnen zu Hause ist, dann räumen Sie anderen, 
die anderer Meinung sind, doch wenigstens mal das 
Recht auf Irrtum ein. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Ja, selbstver-
ständlich!) 

Sie behandeln andere, wie Missionare früher einmal 
die Ungläubigen behandelt haben: von oben herab, 
überzeugt davon, daß nur das richtig ist, was Sie sel-
ber glauben. Aber das ist fast noch undemokratischer 
als die Bejahung der Gewalt; denn Demokratie lebt 
von der Toleranz. Und Toleranz heißt: Ich selber kann 
mich irren, und ich muß dem anderen zeigen, daß ich 
nicht an meinen dogmatischen Auffassungen fest-
halte, sondern ihn als Demokrat würdige. Das wün-
sche ich mir für diese Legislaturperiode. 

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: 

Wieso schreit er so?) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Roth. 

Roth (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich habe vom Herrn Bundeswirtschaftsminister 
viel gehört. Nur eines habe ich nicht gehört: wie die 
2,5 Millionen registrierten Arbeitslosen und wie die 
weitere eine Million nicht registrierten Arbeitslosen in 
den nächsten vier Jahren von der Straße kommen sol-
len. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben 27 Minuten gebraucht, bis überhaupt die 
Arbeitslosigkeit zur Sprache kam. Sie hatten vorher 
Zeit, über alles mögliche zu reden, aber nicht über 
das Hauptexistenzproblem in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Sie wußten sogar etwas zur Sprecherentscheidung 
der SPD zu sagen. Als Vorsitzender einer Partei 
mokieren Sie sich über Vorgänge in der SPD, obgleich 
Ihr Landesverband Ber lin derzeit im Chaos ist. Sorgen 
Sie also für Ihren Verein, bevor Sie der alten, bewähr-
ten SPD auf diesem Gebiet Vorhaltungen machen! 

(Beifall bei der SPD) 

Mir kommt es sowieso komisch vor, daß sich ein 
Liberaler über die Tatsache mokiert, daß jemand Frau 
ist, daß jemand, obgleich Jahrzehnte hier gelebt hat, 

noch einen ausländischen Paß hat, daß jemand Spre-
cher der SPD wird, obgleich er nicht von Anfang an ihr 
Mitglied ist. Ihren Liberalismus können Sie bei der 
Geschichte in die Tasche stecken. Da haben wir 
inzwischen mehr politischen Liberalismus aufgenom-
men und praktiziert, als Sie ihn bewahrt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe gesagt, wir haben keine Perspektiven 
gehört. Ich weiß nicht, wie jetzt die Antwort des Bun-
deswirtschaftsministers in bezug auf die Massenar-
beitslosigkeit lautet. 

Wie geht es in der Landwirtschaft weiter? 

(Zuruf von der SPD: „Weiter so, Deutsch

-

land" ! ) 

Das wurde angesprochen, aber ich habe keine Ant-
wort gehört. Wir wissen — das sage ich auch in Rich-
tung auf die CDU/CSU —, daß sich die deutschen 
Landwirte in der schwersten Existenzkrise seit Grün-
dung der Republik befinden. Wir Sozialdemokraten 
sind in unserer Geschichte keine Partei der Agrarier 
gewesen. Aber wir waren stets eine Partei der sozial 
Benachteiligten und Bedrängten. Deshalb ist das 
Landwirtschaftsproblem für uns auch gleichzeitig ein 
Problem, das in der Tradition der Sozialdemokrati-
schen Partei gelöst werden muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich sage das jetzt nur in 
Richtung auf die CDU/CSU, weil ich insofern von der 
FDP und vom Wirtschaftsminister nichts mehr 
erwarte: Wir sollten jetzt über eine neue Agrarpolitik 
nachdenken und aufhören, diese Polemik gegenein-
ander auf dem Rücken der Landwirte zu führen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Worum geht es? Jeder von uns, der wirtschaftspoli-
tische Verantwortung trägt, weiß, daß den deutschen 
Landwirten mit aktiver Preispolitik nicht mehr zu hel-
fen ist. Das scheitert in Europa. Jeder von uns weiß, 
daß der bäuerliche Familienbetrieb nur mit direkten, 
flächenbezogenen, ökologisch ausgerichteten Ein-
kommensübertragungen zu sichern ist. Wir wollen 
den Bäuerinnen und Bauern, die sich in vielen Fällen 
zu Tode schuften, helfen. Meine Meinung ist — neh-
men Sie unser Angebot an der Stelle auf — : Wir müs-
sen wegkommen von Spiegelfechtereien gegen Brüs-
sel und zu einem Agrarkonzept kommen, mit dem der 
bäuerliche Familienbetrieb gerettet werden kann. Ich 
sage bewußt: gerettet werden kann; es ist fünf Minu-
ten nach zwölf. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann gehört es dazu, daß man Mut hat. Was ist das 
für eine CDU-Fraktion, die ihren früheren Wirt-
schaftssprecher Narjes so in den Senkel stellt, 
obgleich er nur die Wahrheit ausgesprochen hat, die 
Matthöfer ausgesprochen hat oder die Stoltenberg 
ausspricht, daß mit der Explosion der Agrarkosten in 
Europa, Europa nicht zu halten ist? Deshalb ist eine 
Änderung der Agrarpolitik notwendig. Wir sind dazu 
bereit. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Frau Renger) 

Meine Damen und Herren, zum Stahlbereich. Herr 
Bangemann, Sie haben sich über die SPD mokiert und 
gesagt, sie werde vor allem im Arbeitnehmer-, im 
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Arbeiterbereich nicht ausreichend gewählt. Ich will 
Ihnen nur einmal ein Wahlergebnis eines Kollegen 
vortragen, der hier im Raume sitzt. Das ist ein Stahl-
Wahlkreis: Duisburg. Helmut Wieczorek hat 60 % der 
Stimmen bekommen. Ihre Partei hat in diesem Arbei-
terbezirk 2,8 % bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die CDU, die Arbeiterpartei des Herrn Blüm, wie er 
sich neuerdings geriert, hat 27 % bekommen. Der 
Herr Blüm, der neue Arbeiterführer, .als der er sich 
vorgeführt hat, hat in Dortmund 29 % bekommen. 
Also lassen Sie das in Ruhe. Sie hätten auf dem Mün-
sterplatz in Bonn letzte Woche Solidarität mit den 
Arbeitnehmern aus dem Stahlbereich demonst rieren 
können. 

(Beifall bei der SPD) 

Da war kein Mitglied der CDU, da war kein Mitglied 
der CSU, da war keiner von der FDP. Sie haben die 
Stahlarbeitnehmer alleingelassen. Jedenfalls hat uns 
das gestern ein Bet riebsrat der Thyssen AG so in 
unserer Fraktion gesagt. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Lammert? 

Roth (SPD): Ja. 

Dr. Lammert  (CDU/CSU): Verehrter Herr Kollege 
Roth, würden Sie freundlicherweise zur Ergänzung 
Ihres Informationsstandes zur Kenntnis nehmen, daß 
eine Delegation der Bundestagsfraktion der CDU/ 
CSU unter Einbeziehung des sozialpolitischen Spre-
chers, des wirtschaftspolitischen Sprechers, des Vor-
sitzenden der Arbeitnehmergruppe und aller ein-
schlägigen Arbeitsgruppen der Fraktion selbstver-
ständlich am Münsterplatz gewesen ist, 

(Zuruf von der SPD: Wann?) 

um mit den Kollegen, den Betroffenen gestern unmit-
telbar im Anschluß an unsere Fraktionssitzung, also 
der frühesten zeitlich sich bietenden Gelegenheit, 
genau diese Frage gemeinsam zu bereden? 

Roth (SPD): Ich merke bei Ihrer Frage eines, Herr 
Kollege: daß unsere Fraktionssitzungen zum Glück 
keine so geschlossenen Veranstaltungen sind, daß Sie 
nicht gehört haben, daß diese Kritik bei uns formuliert 
worden war. Ich bewundere Ihre schnelle Reaktion 
auf Grund dieser Kritik. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Lammert [CDU/ 
CSU]: Na bitte, das ist ja schon etwas!) 

Aber es bleibt dabei: Sie sind nicht spontan dort gewe-
sen, sondern erst, nachdem die Kolleginnen und Kol-
legen das kritisiert haben. 

Meine Damen und Herren, ich nehme ein Wort von 
Herrn Bangemann auf. Er hat gesagt, daß die Sache 
kompliziert ist und daß es Anpassungsprozesse gibt. 
Das ist völlig klar. Jeder hier im Raume wäre ein Pha-
risäer, wenn er so täte, als wären die Stahlprobleme 
einfach zu lösen. Aber, meine Damen und Herren, 
Herr Bangemann, es ist möglich, die Stahlstandorte 

im Kern zu erhalten. Alle Unternehmen, die dort tätig 
sind, sind Großkonzerne. 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) 

Alle, die dort tätig sind, haben erhebliche Hilfen im 
Subventionsbereich erhalten. Alle, die dort tätig sind, 
haben erhebliche Rückstellungen für eine ungewisse 
Zukunft vorgenommen. Das sind alles steuerliche und 
subventionsmäßige Hilfen. Dann aber erwarten wir 
von Thyssen, von Hoesch, von Krupp eine Standort-
planung, die Standorte wie Hattingen und Oberhau-
sen u. a. nicht ausradiert, sondern bewahrt, auch mit 
Ersatzarbeitsplätzen. Darum geht es. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn nach der Rohstahlproduktion Stahlweiterver-
arbeitung anschließt, so ist das Strukturveränderung, 
die wir unterstützen werden und die wir akzeptie-
ren. 

Meine Damen und Herren, die nächste Enttäu-
schung dieser Rede von Bangemann war die Äuße-
rung zur Kohle. Mir ist jetzt klargeworden, daß die 
Berechnungsmethode beim Kohlepfennig aufgege-
ben ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

Es war ein bißchen zweideutig: einerseits die Tendenz 
dazu in der Absprache der Koalitionsparteien und 
andererseits heute das schwülstige Bekenntnis des 
Bundeskanzlers zur Kohle. Jetzt haben wir als Resul-
tat die klare Aussage vom Wirtschaftsminister, der das 
zu exekutieren hat: Wir werden den Kohlepfennig 
nicht mehr wie bisher in der automatischen Form 
berechnen. Das ist die Aufgabe der Kohlevorrangpo-
litik und nichts anderes. Diese Berechnungsmethode 
gerade auch bewußt — wir hatten sie mit erfunden — 
für schwierige Zeiten erarbeitet worden. Diese 
Berechnungsmethode jetzt aufzugeben bedeutet 
natürlich, daß die Kohle keine sichere Zukunft mehr 
hat, und das wird natürlich durch andere Entschei-
dungen flankiert. 

Sie haben nichts zu der Beseitung der Exporthilfe 
innerhalb der nächsten zwei Jahre gesagt. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Das war lange 
verabredet!) 

— Das war nicht für 1988, sondern für 1991 verabre-
det. 

(Dr. Vogel [SPD]: Was sind schon drei 
Jahre?) 

Das bedeutet jetzt in dieser Phase der Rezession sofort 
eine Gefährdung von 30 000 Arbeitsplätzen innerhalb 
der zwei Jahre im Ruhrgebiet, 

(Vosen [SPD]: So ist das!) 

sofort im Bereich der Kohleproduktion selber und im 
Zuliefererbereich. 

Sie haben mit dieser Entscheidung, innerhalb von 
zwei Jahren die Subventionen für die Exporte zu strei-
chen, 30 000 Arbeitsplätze innerhalb der nächsten 
zwei Jahre zu verantworten, wobei die Ersatzarbeits-
plätze im Ruhrgebiet nicht darstellbar sind, was Sie 
ganz genau wissen. Das heißt, die zeitliche Anpas-
sungsbewegung wird abrupt unterbrochen. Das ist 
Beendigung der Kohlevorrangpolitik. Herr Bieden- 
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kopf — ich habe gehört, Sie haben anschließend Gele-
genheit, dazu etwas zu sagen — , Sie sollten uns als 
Vorsitzender der CDU Westfalen — Sie haben auch 
sonst Mut — hier Ihre Opposition zu einer Mehrheits-
entscheidung dieser Koalition ausdrücklich sagen. 
Sonst sind Sie für das Revier nicht glaubwürdig. 

(Beifall bei der SPD — Glos [CDU/CSU]: Die 
nächste Wahl ist doch in  Hessen!)  

Meine Damen und Herren, jetzt beginnt für die 
Wirtschaftspolitik die Nagelprobe. In Schönwetterpe-
rioden zu regieren, ist nicht schwer. Wir wissen aus 
vielen Anzeigen — Auftragseingänge seit dem letzten 
Sommer, Produktion in der Indust rie seit dem letzten 
November — , daß die Konjunktur gebrochen ist. Das 
sehen viele so, nicht nur die SPD, die meisten Institute, 
Teile der Wirtschaft, und die Presse sieht das so. Ich 
lese Ihnen nur einen kurzen Abschnitt aus einem 
Kommentar einer liberalen Zeitung, dem Berliner 
„Tagesspiegel" , vor: 

Mit der Sturheit von Durchhaltegenerälen der 
Wehrmacht verteidigt das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium seinen Jahreswirtschaftsbericht mit sei-
nen längst überholten Vorstellungen. Wer noch 
einigermaßen daran geglaubt hat, daß solche 
Berichte einen Sinn haben, der kann sich da nur 
wundern. Dieses Wahlpamphlet kann doch im 
Ernst keine Grundlage für eine vorausschauende 
Wirtschaftspolitik sein. Was derzeit not tut, ist 
eine nüchterne Bestandsaufnahme der Situation, 
die sich aus dem drastisch veränderten Wechsel-
kurs, der sich verschärfenden Schuldenkrise und 
den wiederaufflammenden Inflationsgefahren 
ergibt. Wäre der Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Situation 
auch nur einigermaßen unbefangen, er würde 
von sich aus ein Sondergutachten vorlegen. So 
mancher Blütentraum wäre dann vorüber. Es 
geht nicht mehr darum, ob es 1,5 oder 2,5 % Wirt-
schaftswachstum in diesem Jahr geben wird, son-
dern mittlerweile ist die Gefahr einer Rezession 
nicht mehr auszuschließen. 

Das ist das Votum einer liberalen Zeitung. 

Meine Damen und Herren, Sie wußten das, und 
deshalb halten wir den Vorwurf aufrecht, daß Sie in 
der gesamten Wahlkampfzeit die Bürger der Bundes-
republik Deutschland über die Schwierigkeiten der 
aktuellen Konjuktursituation getäuscht haben. Des-
halb ist der Begriff der Aufschwungslüge, den wir in 
diesen Wahlkampf eingeführt haben, nicht nur rich-
tig, er bestätigt sich jeden Tag mehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt ginge es darum, eine hausgemachte Antwort 
auf die internationalen Probleme zu finden. Aber was 
ist die Antwort? Sie bezieht sich vor allem auf die Sen-
kung des Spitzensteuersatzes, und das auch noch zu 
Zeitpunkten, die überhaupt nicht aktuell sind. Wie 
kann man eigentlich, Herr Bangemann, von Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit mit einer Steuerreform spre-
chen, die im Jahre 1990, von heute aus in drei Jahren, 
wirksam wird? Wie kann man von der Bekämpfung 
einer beginnenden Rezession reden, wenn man Steu-
erentscheidungen auf den 1. Januar 1988 vertagt hat? 

Das ist von der Reaktionszeit her überhaupt nicht 
wirksam. 

Meine Damen und Herren, ein paar Worte in 
Sachen Verteilung: In den letzten Jahren haben Sie, 
was Steuerpolitik, Finanzpolitik und Abgabenpolitik 
betrifft, nun weiß Gott eine Umverteilung von unten 
nach oben stets mit dem Argument vorgenommen, 
das werde die Investitionen pushen. Ich nenne nur 
eine Zahl: Die Einkommenszuwächse der Unterneh-
mer und Vermögenseinkommensbezieher betrugen 
zwischen 1982 und 1986 155 Milliarden DM. Davon 
sind nur 10,2 Milliarden DM weggesteuert worden. 
Das heißt: Rund 145 Milliarden DM sind tatsächlich 
mehr in der Kasse zusätzlich verblieben. Und wo blieb 
der Investitionsboom? Er fand überhaupt nicht statt. 
Die systematische Vernachlässigung der Nachfrage in 
der Wirtschaft, die systema tischen Vernachlässigung 
der Masseneinkommen hat dazu geführt, daß es trotz 
der optimalen Gewinnsituationen, trotz der Explosion 
der Gewinne nicht zu Investitionen gekommen ist, 
wie man sie früher erwartet hatte. Das ist die Antwort 
auf die falsche Einkommenspolitik der letzten Pha-
sen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Und nun wollen Sie beispielsweise, meine Damen 
und Herren, den kleinen und mittleren Selbständigen 
erzählen, die Senkung des Spitzensteuersatzes bringe 
jetzt die Investitionswelle. Herr Hauser, auch Sie, so 
höre ich, werden nachher noch etwas sagen. Kennen 
Sie in Ihrem Verband, in dem Sie aktiv sind, wirklich 
viele kleine und mittlere Selbständige, die den Spit-
zensteuersatz bezahlen, d. h. solche, die mehr als 
260 000 DM zu versteuerndes Einkommen haben? 
Die können wir hier dann einmal versammeln, und mit 
denen können Sie dann Ihre Gruppenpolitik machen. 
Wir Sozialdemokraten engagieren uns für den kleinen 
Selbständigen, der bei seinen Investitionen wirk lich 
Schwierigkeiten hat. 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]: Das glauben Sie doch selbst nicht! — 

Dr.  Graf Lambsdorff [FDP]: Wo denn?) 

Meine Damen und Herren, wir Sozialdemokraten 
haben nach der Diskussion mit unseren gewerkschaft-
lich organisierten Kollegen in unserer Fraktion ja zur 
steuerfreien Investitionsrücklage gesagt, weil sie den 
Kleinen hilft. Ich will Sie nicht quälen, Herr Hauser. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Sie können 
mich auch nicht quälen!) 

Nur, bis in die letzten Tage hinein hat u. a. Herr 
Schnitker, ein CDU-Kollege von Ihnen, Verbandsvor-
sitzender des Handwerks, gesagt, die steuerfreie 
Investitionsrücklage sei richtig, so auch in München 
auf dem Handwerkertag. Er hat da nicht vom Spitzen-
steuersatz geredet, der Herr Schnitker; so aufrichtig 
ist er. Der weiß nämlich, daß der kleine Handwerker 
etwas von einer Investitionsrücklage hat. Wir fordern 
Sie weiter auf: Bleiben Sie — Sie als Mittelstandsver-
einigung in der CDU, falls Sie sich weiter so nennen 
wollen — bei dieser richtigen Steuerpolitik und leh- 
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nen Sie die Senkung des Spitzensteuersatzes ab! Das 
ist die richtige Orientierung. 

(Beifall bei der SPD — Doss [CDU/CSU]: 
13 Jahre hatten Sie Zeit, aber Sie haben 

nichts gemacht!) 

Meine Damen und Herren, ich frage nach den Per-
spektiven: Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat 
wenig zur Industriepolitik gesagt. Das überrascht 
mich insbesondere deshalb, weil er ja so viel zu weg-
fallenden Arbeitsplätzen in der Stahlindustrie und im 
Kohlesektor gesagt hat. Meine Damen und Herren, 
wenn Sie recht haben, daß diese Anpassungsprozesse 
jetzt anfallen — und manches davon ist natürlich rich-
tig — , dann müßten Sie nach meiner Überzeugung in 
besonderem Umfang eine aktive Industriepolitik 
zugunsten der benachteiligten Standorte, Regionen 
und Sektoren betreiben. Wir müßten Alternativen ent-
wickeln und dürften nicht global, allgemein, ohne 
konkrete Orientierung über Marktwirtschaft und 
soziale Marktwirtschaft philosophieren. Hier in die-
sem Hause gibt es keinen Sozialdemokraten, der nicht 
völlig einverstanden ist mit der Aussage, daß der 
Markt ein unersetzliches Steuerungsprinzip unserer 
Volkswirtschaft ist. Und in diesem Raum sollte auch 
keiner sitzen, der so tut, als ob der Markt in benach-
teiligten Regionen in zerfallenden Branchen aus sich 
heraus Antworten auf die soziale Frage bringt. Das ist 
doch die Abgrenzung. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind der Meinung: Wir brauchen heute eine 
aktive Industriepolitik. Ich frage Sie: Wo sind Ihre 
Strategien zur Sicherung einer deutschen und euro-
päischen Position auf den künftigen Weltmärkten für 
die Hochtechnologie? Immer wird gesagt, das löse 
der Markt automatisch. 

Herr Riesenhuber ist nicht da. Ich habe seine Rede 
auf der CeBIT in Hannover gehört. Es war eine Rede 
zum Rückzug des Staates aus der Forschungs- und 
Technologiepolitik. 

Meine Meinung ist: Der Weg muß ganz anders sein. 
Wir müssen neue Felder zusammen mit der Wirtschaft 
erschließen. Felder gibt es genug. Bedürfnisse gibt es 
genug: im Umweltsektor, im Bereich des Gesund-
heitsschutzes, des Arbeitsschutzes, in vielen Sekto-
ren, die bisher vernachlässigt wurden, in der Infra-
struktur. Überall dort wird der Markt erfolgreiche Ant-
worten finden, wenn der Staat bereit ist, posi tive Start-
bedingungen und Rahmenbedingungen zu schaffen, 
die das zur Entfaltung bringen. 

Genau hier — seien Sie doch ehrlich — kommen Sie 
in Konflikt mit Ihren Steuerversprechungen. Wer 
ungedeckt 45 Milliarden DM an Steuernachlässen 
verspricht, hat keine müde Mark für eine effiziente 
Industrie- und Forschungspolitik in der Bundesrepu-
blik Deutschland übrig. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Riesenhuber ist mit der Abwicklung der unse-
ligen Kosten der Kernenergie zugepackt, zugedeckt. 
1,3 Milliarden DM im Etat sind allein für Kernfor-
schung blockiert und in der Regel gar nicht mehr für 
aktive Forschung, sondern für Probleme der Sicher-
heitsforschung, der Forschung zur Beseitigung des 

atomaren Mülls und vieles andere mehr — das heißt: 
für nichts, was in die Zukunft weist. Sein Etat ist blok

-

kiert. Wo hat er Mittel beispielsweise für umfassende 
Forschungen im Bereich der alternativen Technolo-
gien frei?  

(Zuruf des Abg. Dr. B riefs [GRÜNE]) 

230 Millionen DM zur Erforschung alternativer Ener-
gien stehen 1,3 Milliarden DM zur Kernforschung 
gegenüber. 

(Vahlberg [SPD]: So ist das!) 

Das heißt, die Alternativen sind versperrt. 

Das gilt in gleichem Umfang für die europäische 
Forschungs- und Technologiepolitik. Ist es nicht so, 
Herr Bangemann, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land technologisch, wirtschaftlich und demzufolge 
auch fiskalisch das führende Land in Europa ist? Aber 
warum schlägt dann Frankreich Eureka vor, und nicht 
diese Bundesregierung? Wir sollten doch europäische 
Forschungperspektiven entwickeln und Industrieper-
spektiven entfalten. Warum sind Sie die Zögernden 
auf diesem Gebiet? Helmut Schmidt war damals der-
jenige, der zusammen mit Giscard für Europa in der 
Währungsfrage und in der Forschungsfrage die Leit-
funktion übernommen hat. 

(Zuruf des Abg. Dr. B riefs [GRÜNE]) 

Und wie kommt es denn eigentlich, daß heute in der 
Rede des Bundeskanzlers und in der Rede des Herrn 
Bangemann, was eine europäische Kooperation 
betrifft, keinerlei Perspektive entstanden ist? Es gab 
nur Mäkelei gegenüber der Agrarpolitik. Darüber 
sind wir uns zum Teil einig. Aber zum Teil frage ich 
mich auch: Warum haben Sie dann nicht die Kraft, 
neue europäische Ansätze zu suchen, die dann die 
Herausforderung aus Amerika und Japan in der rich-
tigen qualitativen Orientierung beantworten? 

Das gilt besonders für die Umweltzerstörung. Die 
Bundesrepublik Deutschland müßte, gerade was 
alternative Umwelttechnologien betrifft, der Vorrei-
ter in Europa sein. Und was machen Sie? Schon 
Ansätze dazu, nämlich unser Programm „Arbeit und 
Umwelt" , begleiten Sie permanent mit nega tiven 
Urteilen und verurteilen es. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Richtig! — Baum 
[FDP]: Sackgasse!) 

— Herr Baum, weil Sie dazwischenrufen, es sei eine 
Sackgasse: Worüber ich mich wundere, ist, daß der 
Herr Wicke vom Bundesumweltamt, 

(Dr. Vogel [SPD]: 100 Milliarden!) 

der dieses Programm ausdrücklich als das entschei-
dende Instrument zur Beseitigung der Altschäden aus 
der Umwelt gelobt hat, von der Theodor-Heuss-Stif-
tung den Preis bekommt, dieses Programm aber dann, 
wenn die SPD es vorschlägt, ein Irrweg ist. Herr Baum, 
packen Sie das doch mit an! Sie wissen wie ich, daß 
die Schäden der letzten 25 Jahre — in denen wir 
gemeinsam die Probleme nicht so erfaßt haben, wie es 
hätte sein müssen — beseitigt werden müssen. Wenn 
diese Beseitigungskosten nicht aufgebracht werden, 
werden wir in großen Regionen weiterhin Industrie-
brachen, vergiftete Böden, zerstörte Lebensbedingun- 
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gen und eine Beeinträchtigung der natürlichen 
Lebensgrundlagen haben. 

(Abg. Baum [FDP] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter? — 

Keine Zwischenfragen. 

Roth (SPD): Ich bin am Schluß meiner Ausführun-
gen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie sind am 
Ende!) 

— Verehrter Herr Gerster, Sie sind jetzt, soweit ich 
weiß, in eine neue Funktion gekommen. Sie wissen in 
ein paar Monaten noch besser, daß man sich seinen 
Fraktionskollegen gegenüber fair verhält. Ich habe 
meine Redezeit verbraucht. Ich werde anschließend 
das Glück haben, daß der Herr Mitzscherling die 
außenwirtschaftlichen Aspekte ansprechen und ein 
paar Ergänzungen zu dem anbringen wird, was ich 
vorgetragen habe. Deshalb bitte ich den Herrn Baum 
um Verzeihung, daß ich seine Zwischenfrage nicht 
mehr zulassen konnte. 

Ich wollte Ihnen zum Schluß nur noch eines sagen: 
Diese zweieinhalb Stunden Vortrag des Herrn Bun-
deskanzlers waren für mich, aber nicht nur für mich 
—wir haben ja schon Reaktionen — , sondern auch für 
viele in der Bevölkerung, die das angeschaut haben, 
quälend. Sie haben sich erinnert, wie der Herr Geißler 
einen Wahlkampf mit dem Begriff Zukunft orientiert 
hat. Sie haben zweieinhalb Stunden zugehört und 
haben von der Zukunft und ihren Perspektiven in die-
sem Deutschen Bundestag 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr viel 
gehört!) 

vom Bundeskanzler kein Wort gehört, insbesondere 
was die Arbeitslosigkeit betrifft. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hauser. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Jetzt kommt 
der Mittelstand!) 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Frau Präsident! 
Meine Damen und Herren! 

(Vosen [SPD]: Herr Hauser, geben Sie dem 
Roth recht! — Roth [SPD]: Komm, wir 
machen jetzt einen Mittelstandsblock!) 

— Ich komme gleich darauf, Herr Kollege Roth. 

Meine Fraktion begrüßt das eindeutige Bekenntnis 
der Bundesregierung zum wirtschaftspolitischen Kurs 
der letzten Jahre, um ihn fortzusetzen. Wir begrüßen 
ihn deshalb, weil er erfolgreich gewesen ist und weil 
er unser Land aus der tiefsten Rezession, die seit Ende 
des Krieges in diesem Land stattgefunden hat, wirt-
schaftlich wieder nach vorn gebracht hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist nicht zu bestreiten — bei aller Polemik, die Sie 
auch in diesem Zusammenhang ansonsten versprü-
hen mögen. 

Mehr Marktwirtschaft, mehr Wettbewerb: 

(Zuruf von der SPD: Mehr Arbeitslose!) 

Dabei geht es uns nicht um die Welt der Unternehmer, 
sondern um die Welt, in der man etwas unternehmen 
kann, und zwar alle Bürger, Arbeitnehmer und Unter-
nehmer. Es geht um eine Welt, in der die wirtschaftli-
che Freiheit die Voraussetzungen dafür schafft, daß 
die gesellschaftliche Freiheit erhalten bleibt. Im Inter-
esse der Freiheit unseres Volkes und im Interesse sei-
ner sozialen Sicherheit kann es für uns keinen Zweifel 
daran geben, daß unsere Ausrichtung auf eine markt-
wirtschaftliche Politik die Leitlinie für die Wirtschafts- 
und Steuerpolitik der nächsten Jahre und auch der 
90er Jahre sein wird. 

Im öffentlichen Meinungskampf zwischen Ideolo-
gien und Interessen ist es natürlich nicht einfach, 
marktwirtschaftliche Grundsätze zu vertreten. Wie 
schwer das ist, haben schon die „fünf Weisen" in 
ihrem Bericht im Jahre 1983 festgestellt, als sie gesagt 
haben: 

Eine Politik, die mehr als bisher dem Markt ver-
trauen will, ist nicht einfacher, sondern schwerer 
durchzusetzen als eine Politik des Interventionis-
mus. Sie hat weniger staatliche Vergünstigungen 
zu gewähren, viele sogar zurückzunehmen, muß 
in hohem Maße auf wohltätige Gesamtwirkun-
gen für alle setzen und die Hoffnung, daß ihr 
diese in ausreichendem Maße auch zugerechnet 
werden. 

Herr Kollege Roth, Ihre Beiträge hier heute haben in 
der Tat gezeigt, daß die „fünf Weisen" mit dieser War-
nung recht haben. Wenn Sie vorhin hier festgestellt 
haben, daß es eigentlich niemanden gebe, der diese 
marktwirtschaftlichen Grundpositionen in Frage 
stelle, will ich Ihnen aus dem sehr bemerkenswerten 
Grundsatzpapier Ihres Kollegen Farthmann etwas 
zitieren: 

Die marktgesetzliche Organisation hat nicht nur 
zur Lösung unserer Schwierigkeiten keinen ent-
scheidenden Beitrag geleistet, sondern im 
Gegenteil neue Probleme geschaffen. 

Er knüpft an diese Bemerkung die Forderung, daß wir 
einen starken Staat brauchten, der reglementieren, 
der planen müsse, der alles in den Griff nehme, der 
mit Verboten und mit Geboten den Bürgern, den 
Unternehmern, den Arbeitnehmern, allen, die am 
wirtschaftlichen Geschehen beteiligt sind, sage, was 
sie zu tun oder auch zu lassen hätten. Genau diese 
Politik kann nicht unsere Politik sein, weil sie nicht zu 
Innovation anreizt, keine neuen Motive schafft, son-
dern weil sie im Grunde jede Initiative im Keim 
erstickt. 

Wir erleben heute, daß aus dem ursprünglichen 
Gedanken einer Einheit von Wirtschafts-, Arbeits-
markt- und Sozialpolitik eher ein Verhältnis von 
Gegensätzen geworden ist. Wenn es uns nicht gelingt, 
diese Entwicklung rückgängig zu machen, wenn es 
uns nicht gelingt, den engen Zusammenhang zwi-
schen erfolgreicher Wirtschaftspolitik und leistungs- 
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fähiger Sozialpolitik einsichtig zu machen, wird aller-
dings nicht nur unser soziales Leistungssystem in 
Gefahr geraten. 

Meine Damen und Herren, darum begrüßen wir, 
daß die Bundesregierung in der Kontinuität ihrer Aus-
sage bleibt, den Staat auf den Kern seiner Aufgabe 
zurückzuführen. An der Bedeutung dieser politischen 
Zielsetzung hat sich nichts geändert. Es ist allerdings 
zu befürchten, daß die Vorstellungskraft mancher sich 
bereits darin erschöpft, das eine oder andere in staat-
licher Hand befindliche Großunternehmen ganz oder 
vielleicht auch teilweise in Privathand zu überfüh-
ren. 

(Vosen [SPD]: Genau!) 

So richtig dieser Ansatz ist, so sehr lenkt er zugleich 
den Blick von dem ab, was wir eigentlich unter Priva-
tisierung verstehen. 

In seiner Rede vor dem 6. Deutschen Architekten-
tag hat der Herr Bundeskanzler dies wie folgt deutlich 
gemacht: 

Ich unterstütze nachdrücklich alle Bemühungen 
um eine Verlagerung öffentlicher Dienstleistun-
gen und Vergabe öffentlicher Aufträge an private 
Unternehmen und nicht zuletzt an die Angehöri-
gen von freien Berufen. Dies scheint mir ein wich-
tiger Beitrag zur Förderung von Privatinitiative, 
zur Belebung der Wirtschaft und zur Stärkung der 
Innovationsfähigkeit zu sein. 

Hier, meine Damen und Herren, schimmert durch, 
was ich als wirtschaftspolitischen Hintergrund der 
Privatisierungsaufgabe bezeichnen möchte. Wir 
möchten durch die Verlagerung staatlicher Leistun-
gen auf Selbständige und freiberuflich Tätige bei 
mehr Menschen als bisher Bereitschaft zum Risiko för-
dern, aber auch die Bereitschaft zur Leistung. Diese 
Eigenschaften sind ja auch bisher schon Kennzeichen 
unserer ausgeprägt mittelständischen Wirtschafts-
struktur. Weil wir diese Struktur erhalten wollen, müs-
sen wir den Staat dazu führen, möglichst viele Aufga-
ben auf jene zu verlagern, die dafür ausgebildet und 
vorbereitet sind, wenn dies ohne Nachteile für die All-
gemeinheit möglich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Für uns geht es darum, meine Damen und Herren, 
daß sich der Staat ganz konkret aus den Bereichen 
zurückzieht, die der Privatwirtschaft zur Verfügung 
stehen können. Wir haben auch kein Verständnis 
dafür, wenn Bundesunternehmen, die zum Teil mit 
hohen Subventionen ihre Bilanzen ausgleichen, sich 
auf privaten Märkten tummeln und mit Dumpingprei-
sen privaten Unternehmern Konkurrenz machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Mehr können Sie nicht 

aussagen, Herr Handwerksmeister?) 

Viele meinen, der Markt sei eine private Angele-
genheit, die in privatem Interesse betrieben werde, 
hingegen sei der Staat eine öffentliche Einrichtung, 
die im öffentlichen Interesse handle. Wer so denkt, 
verkennt, daß unternehmerische Tätigkeit in höch-
stem öffentlichen Interesse liegt. Er verkennt auch 
den unauflöslichen Zusammenhang zwischen wirt-
schaftlichem Erfolg und sozialer Sicherung. 

Deshalb sollte auf allen Ebenen geprüft werden, ob 
bestehende oder neue Aufgaben von staatlichen Stel-
len durchgeführt werden müssen oder an Private 
übertragen werden können. Heute morgen hat der 
Herr Bundeskanzler in einem Satz auch die Arbeit der 
Regierungskommission erwähnt, die sich mit der Pri-
vatisierung bzw. mit der Neuordnung des Fernmelde-
wesens befaßt. Ich glaube, daß auch hier eine Reihe 
von Ansatzmöglichkeiten besteht, neue Strukturen zu 
schaffen und neue Entscheidungen vorzubereiten. 

Ich will mich nicht weiter im einzlnen auf die wech-
selseitigen Abhängigkeiten von Politik und Wirtschaft 
einlassen. Aber in den zurückliegenden Jahrzehnten 
ist deutlich geworden, daß eine der stärksten Einwir-
kungsmöglichkeiten des Staates auf die Wirtschaft in 
der Steuerpolitik besteht. Damit sind wir wieder bei 
unserer Zielsetzung der marktwirtschaftlichen Struk-
turpolitik. Sie erfordert nach unserer Auffassung die 
stufenweise Verminderung und den allmählichen 
Abbau von Subventionen und Steuervergünstigun-
gen. 

Es wäre völlig falsch, wenn man in diesem Zusam-
menhang eine generelle Absage an Subventionen 
propagieren wollte. Es wird auch in Zukunft ohne sie 
nicht gehen, und sie können auch sehr sinnvoll sein. 
Unsere Diskussion dreht sich vor allem um das Sub-
ventionsunwesen im Wirtschaftsbereich. Wenn der 
Staat der Wirtschaft Subventionen gibt, so tut er im 
letzten nichts anderes, als erfolgreiche Privatunter-
nehmen zu besteuern, um erfolglose Privatunterneh-
men zu unterstützen. Diese erheblichen Wettbe-
werbsverzerrungen können auf Dauer so nicht hinge-
nommen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lassen Sie mich gleich auf einen Mangel unseres 
geltenden Steuerrechts zu sprechen kommen: Es ist 
ein schwerer Fehler in unserem Steuersystem, wenn 
die risikoreiche unternehmerische Tätigkeit durch das 
Zusammentreffen von Einkommen- oder Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer und betrieblicher Ver-
mögensteuer höher belastet wird als die Einkünfte 
ohne vergleichbares Risiko. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier liegt, Herr Kollege Schily, der außerordentlich 
starke Eigenkapitalschwund unserer vor allen Dingen 
mittelständischen Unternehmen begründet. 

(Zuruf von der SPD: Nun sagen Sie doch ein

-

mal etwas zum Mittelstand, Herr Hand

-

werksmeister!) 

— Sie können es gar nicht abwarten? Beruhigen Sie 
sich nur. 

Für unsere Volkswirtschaft und den Wettbewerb ist 
es unsinnig, wenn Investitionen ausschließlich aus 
Steuerersparnisgründen vorgenommen werden oder 
um Subventionen zu erhalten, statt sich am Markt zu 
orientieren. Marktwirtschaft ist für uns entscheidend: 
den Gewinn vor Steuern zu verbessern, und nicht das 
Ergebnis nach Steuern mit Hilfe von Subventionen. 

Ich will jetzt gerne auf das eingehen, was Kollege 
Roth eben zu diesen Fragen gesagt hat. Wir wissen 
— das ist heute morgen auch noch einmal vom Herrn 
Wirtschaftsminister deutlich gemacht worden — , daß 
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die Diskussion um den Spitzensteuersatz leider 
manchmal emotionsbeladen und auch nicht immer 
mit Sachkenntnis geführt wird, denn beim Spitzen-
steuersatz in der Einkommensteuer geht es nicht nur 
um die Frage der Besteuerung der Höherverdienen-
den, sondern auch um die Frage des gesamten Pro-
gressionsverlaufs vom Ende der Proportionalzone bis 
hin zum Spitzensteuersatz. 

(Wissmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wenn schließlich in dem linear-progressiven Tarif 
in den mittleren Bereichen, die zwischen 40 000 und 
80 000 DM bei Ledigen und dem Doppelten bei Ver-
heirateten liegen, in Zukunft eine massive steuerliche 
Entlastung stattfindet, ist dies auch ein Beitrag zur 
Verbesserung der Eigenkapitalstruktur des Mittel-
standes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen sollten wir das dumme Gerede von der 
Umverteilung von unten nach oben, diese Neiddis-
kussion und alles, was hier stattfindet, einmal been-
den. Statt dessen sollten wir uns auf die konkreten 
Positionen konzentrieren, die in diesem Zusammen-
hang einer Klärung bedürfen. Hier ist beispielsweise 
die Frage zu klären — der Herr Bundeskanzler hat 
dies heute morgen gesagt — , ob der nicht entnom-
mene Gewinn, der im Unternehmen als Eigenkapital 
verbleibt, steuerlich nicht günstiger behandelt wer-
den muß als das, was für die p rivaten Interessen dem 
Betrieb entnommen wird. Dazu gibt es in dem Koali-
tionspapier Vorschläge. Wir werden im einzelnen 
über diese Maßnahmen noch zu sprechen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, der Mittelstand ist das 
tragende Element unserer Volkswirtschaft, und uns, 
verehrte Kollegen von der SPD, braucht in diesem 
Zusammenhang niemand zu überzeugen. Wir haben 
schon für den Mittelstand gekämpft, als Sie noch ver-
suchten, mit Gelbe-Punkt-Aktionen und anderen 
Maßnahmen den Mittelstand zu diskriminieren und 
ihn verantwortlich zu machen für das Fehlverhalten 
Ihrer eigenen damals geführten Wirtschaftspolitik. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Klassenkampf!) 

Meine Damen und Herren, wir sind nicht bereit, den 
Mittelstand hier als Popanz mißbrauchen zu lassen, 
damit Sie darauf Ihre billige Polemik abladen kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich will in diesem 
Zusammenhang gern etwas sagen zu der von Ihnen 
hier wieder apostrophierten Steuerinvestitionsrück-
lage. Ich habe mir dazu ebenfalls den Herrn Farth-
mann einmal zu Hilfe genommen, und das ist ein 
Grund, warum wir in dieser Frage immer mehr Skep-
sis haben. Er hat nämlich gesagt, daß der Staat, wenn 
er Unternehmen solche Hilfen ermöglicht, diese dann 
mit Auflagen versehen muß. Er will — und er sagt das 
wörtlich — dem Staat im Umfang der Zuschüsse ent-
sprechende Anteilsrechte im Unternehmen einräu-
men. 

Meine Damen und Herren, das ist für uns ein Hor-
rorgemälde, für den Mittelstand und alle Unterneh-

men: daß der Staat glaubt, er könnte über Steuerpoli-
tik Einfluß gewinnen auf die Entscheidungskriterien,  
die in den Unternehmen aus wirtschaftlichen 
Gründen notwendig sind. Diese Entwicklung wollen 
wir unter allen Umständen verhindern, und deswegen 
sind Ihre Vorschläge für uns ausgesprochen suspekt 
und nicht akzeptabel. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Sie wollen weiter Herr 
im Hause bleiben!) 

Meine Damen und Herren, wie die Strukturen unse-
rer Wirtschaft am Ende der 90er Jahre im einzelnen 
aussehen werden, weiß heute niemand. Denn diese 
Strukturen müssen sich durch einen fortwährenden 
Prozeß der Auslese und der Erneuerung herausbilden, 
und zwar durch den Wettbewerb. Die Wettbewerbs-
politik muß schädliche Konzentrationsprozesse in 
allen Wirtschaftsbereichen aufhalten, die in einigen 
Bereichen von niemandem ernsthaft zu bestreiten 
sind. Wir hätten deshalb — ich sage das hier in aller 
Offenheit — gewünscht, daß die Bundesregierung 
noch deutlicher ihre feste Absicht bekundet, daß in 
den Bereichen mit schädlichen Konzentrationen und 
leistungswidrigem Wettbewerb das Wettbewerbs-
recht verbessert werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um diese Bereiche zu benennen, bedarf es eigentlich 
keiner verzögernden Prüfungsaufträge. Sie liegen für 
jeden, der sich mit dieser Problematik in den letzten 
Jahren auseinandergesetzt hat, klar auf der Hand. 

Meine Damen und Herren, einer der wichtigsten 
Gründe für mich, diese Politik zu unterstützen und zu 
vertreten, liegt jenseits von Angebot und Nachfrage. 
Er liegt im Zusammenhang zwischen wirtschaftlicher 
und politischer Freiheit. Dies ist die Chance für die 
Verwirklichung neuer Ideen, die Chance zur Expan-
sion, die Chance für neue Märkte. Freiheit ist aber 
auch die Gefahr des Abstiegs, der rauhe Wind des 
Wettbewerbs. Für uns steht fest, meine Damen und 
Herren: Wirtschaftliche Freiheit und gesellschaftliche 
Freiheit bedingen einander. Die Stärkung eines 
freien, verantwortlichen Unternehmertums in der 
Sozialen Marktwirtschaft und damit die Stärkung 
unserer Gesellschaftsordnung, das ist der richtige 
Schritt in die Zukunft. Weil wir diese Zukunft für 
unser Volk, für den Mittelstand, für die Unternehmer-
schaft, für die Arbeiter, für alle Bürger dieses Staates 
sichern wollen, darum unterstützen wir mit allem 
Nachdruck die Politik dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ebermann. 

Ebermann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Frau Präsi

-

dentin!)  

— Schon der erste Formfehler, Entschuldigung — 
Herr  Dr. Vogel, Sie haben an die Regierungserklä-
rung einen sehr strengen Maßstab angelegt: diese 
Maxime des Altgenossen Lassalle, daß der Anfang 
aller emanzipatorischen Politik Wahrheitsforschung 
sein muß. So streng wollen wir nicht sein. Aber wenn 
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eine Kanzlerrede nicht einmal den Vergleich mit dem 
berühmten Heimatfilm „Sissi" aushält, was die prä-
zise Darstellung politischer und sozialer Wirklichkeit, 
in diesem Film in der österreichischen Monarchie, in 
diesem Fall bezogen auf die Bundesrepublik, angeht, 
wenn diese Konkurrenz nicht bestanden werden 
kann, sondern das Auseinanderklaffen von Wahrheit 
und Dichtung in der Kanzlerrede größer wird, dann 
brauchen wir nicht den heiligen alten Lassalle, son-
dern dann brauchen wir nur Romy Schneider, um fest-
zustellen: Das war gar nichts. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Der Kanzler hat eine Rede gehalten, die nur eine 
einzige Botschaft in vier Elementen variiert hat: 

1. Hierzulande ist alles in Ordnung. 

2. Optimismus ist die einzig rationale Grundhaltung 
des braven Deutschen. 

3. Nur wer Zuversicht ausstrahlt, ist normal. 

4. Zufriedenheit ist die einzig legitime Geisteshal-
tung hierzulande. 

Rückblickend, aber nur rückblickend, bleibt Unzu-
friedenheit erlaubt. Vor gut vier Jahren, sagte der 
Kanzler, befand sich unser Land in einer schweren 
Krise. Das war dann vorbei, ist vorbei. Ab jetzt hat die 
Regierung alles im Griff. Wir können vollkommen 
sicher sein: Die Atomkraftwerke sind sicher, denn sie 
sind deutsch. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Heiterkeit bei 
der SPD und den GRÜNEN) 

Der Umweltschutz ist Staatsziel. Das macht uns 
zuversichtlich und läßt uns den toten Rhein, das ver-
mehrte Waldsterben, die wachsende Zahl der an 
Pseudokrupp erkrankten Kinder, die eskalierende 
Krebsrate vergessen. Wir sind stolz auf unseren So-
zialstaat, der in der Welt Vorbild ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mich wundert, 
daß Sie dann noch leben!) 

Voller Zufriedenheit sollen also diejenigen, die unter 
den demütigenden Bedingungen des Warenkorbs 
und der hierzulande üblichen Sozialhilfesätze leben 
müssen, zur Kenntnis nehmen: Davon verhungert 
man nicht. 

Die Familie ist nur eines: Quell der Freude und der 
Wärme. Sie bildet das Fundament unseres Staates. 
Dabei fallen mir zwei Sachen ein. Die eine Sache: 
Kann denn hier in diesem Land niemand Fundament 
des Staates sein, bevor er oder sie eine Familie 
gegründet hat? Zweitens — was noch viel aufregen-
der ist — : Wenn die Wärme und die Freude in der 
Familie Fundament des Staates sind, dann muß man 
sagen, daß die Scheidungsrate dokumentiert, in wel-
chem Zersetzungszustand sich dieser Staat befindet. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn das so ist, dann übersteigt das allerdings die 
kühnsten Träume des fundamentalistischen Flügels 
der GRÜNEN. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Ausländern, die im letzten Jahr Gegenstand der 
verbreitetsten Hetzkampagne in diesem Land waren, 
Emigranten, denen man ans Leder will, wird in der 
Regierungserklärung nur noch eines versprochen: 
Rechtssicherheit, genaueres Wissen, wann man abge-
schoben wird, präzisere juristische Richtlinien, wie 
einem der Zugang zum Arbeitsmarkt verwehrt wird, 
genaueste technokratische Vorschriften, was einem 
an gleichem Bezug von Sozialleistungen und an Aus-
bildungswegen verwehrt wird. Daß in einer Regie-
rungserklärung nur unter der Maxime der geregelten 
juristischen Drangsalierung Millionen, die hier leben, 
aber von der Wahl ausgeschlossen wurden, vorkom-
men, ist ein inhumaner Akt erster Güte. 

Den Bauern wird versprochen: Wir ruinieren euch 
zwar, wir enteignen euch zwar, aber ihr erfreut euch 
unserer höchsten Wertschätzung.. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Spannend ist es eigentlich nicht und es ist auch 
keine große Kunst zu enthüllen, daß Herr Kohl die 
ökologische, soziale und politische Wirklichkeit in sei-
ner Regierungserklärung nahezu vollständig ausblen-
det. Wichtiger ist es schon, nach dem Zweck dieser 
Übung zu fragen, warum eigentlich diese permanente 
Rhetorik, die offenkundig bemüht ist, schlichte Unzu-
friedenheit mit den hier herrschenden Zuständen in 
die Nähe des Landesverrates zu rücken, jedenfalls als 
absolut grundlos erscheinen zu lassen. Wer grundlos 
unzufrieden ist, muß entweder notorischer Querulant 
oder verrückt oder Staatsfeind sein, letzteres beson-
ders dann, wenn Unzufriedenheit womöglich in Akti-
vitäten, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Im KBW!) 

manchmal sogar in Kampf oder in Widerstand gegen 
die ökologische Zerstörung und die soziale Ungerech-
tigkeit mündet. Diejenigen 35 000, die heute gegen 
Ihre gegen die Arbeitsplätze in der Stahlbranche 
gerichtete Politik demonstriert haben, werden mit die-
sem Zuversichts- und Stolzgehabe nichts anzufangen 
wissen und nichts anfangen wollen, sondern weiter 
Ihre Politik bekämpfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Der von Ihnen erhoffte brave deutsche Bürger soll 
weder Naturzerstörung noch seine soziale Lage zum 
Gegenstand seiner Anstrengungen und zum Gegen-
stand seiner Kritik machen, sondern — das ist die 
andere Seite dieser Regierungserklärung — vor zwei 
Dingen Angst haben, erstens vor AIDS. All diejeni-
gen, die bei Hunger, Krebs, Atomkraftwerken und 
unverantwortlicher Chemieproduktion schon mal ein 
Auge zudrücken oder auf das Restrisiko, das der Fort-
schritt so mit sich bringt, verweisen und darauf vertrö-
sten, daß dieses Restrisiko einen ja schlimmstenfalls in 
das bessere Jenseits befördern kann, wie Herr Geißler 
das gemacht hat, all diejenigen also sehen aus diesem 
Anlaß ihre Stunde gekommen, gegen das Restrisiko 
entweder Totalüberwachung, Reglementierung oder 
Repression oder aber — was meine Erwartung für 
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die nächste Zeit ist — die Erfindung des Ganzkörper-
kondoms zu preisen. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN — Zuruf von 
der SPD: Das widerspricht dem Vermum-

mungsverbot!) 

Strauß hat ja nicht umsonst seine Hoffnung ausge-
drückt, daß durch diese inszenierte AIDS-Hyste rie 
Fragen wie Raketenstationierung oder Militär- und 
Atompolitik in den Hintergrund der politischen Aus-
einandersetzung gedrückt werden können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn Ihre Argumente gegen die wahrlich gefährliche 
AIDS-Erkrankung ernst zu nehmen wären, wie ist es 
dann zu erklären, daß das, was hier so gefeiert wurde, 
nämlich die Forschung zur Heilung oder Bekämpfung 
der AIDS-Krankheit, weniger als ein Fünftel des 
Kostenvolumens der Werbekampagne zugunsten der 
Volkszählung ausmacht? Da sind ja wohl die Propor-
tionen auseinander! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Den eindringlichen Aufforderungen zur Gesetzes-
treue, die an uns heute reichlich gerichtet wurden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vergeblich!) 

besonders seitens der Regierungsvertreter, habe ich 
mit besonderer Aufmerksamkeit gelauscht. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Befolgen sollten Sie 
sie!)  

Hier ist wahre Kompetenz am Werk. Schließlich 
haben die Aktivitäten von Kanzler und Ministern 
inzwischen den Charakter eines staatlichen Beschäf-
tigungsprogramms für die Staatsanwaltschaft weit 
überschritten. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der GRÜ-
NEN) 

Besonders erfreut wäre ich, wenn Graf Lambsdorff in 
dieser Angelegenheit noch ein Wort an das deutsche 
Volk richten würde. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Ihm wurde jüngst vom Bonner Landgericht - ich 
zitiere — unübersehbare Tatkraft beim Gesetzesver-
stoß attestiert; der von ihm ange richtete Steuerscha-
den wird auf 1,2 Millionen DM veranschlagt. Unmit-
telbar danach vermeldete das FDP-Präsidium, der 
Graf sei für jedes politische Amt voll einsatzfähig. 

Sehr interessant wären auch die Ausführungen der 
Minister Zimmer- und Wallmann, die den Weiterbe-
trieb der erwiesenermaßen illegalen Hanauer Atom-
anlagen anweisen, übrigens ein Gesetzesverstoß, der 
für die acht Arbeiter, die letzte Woche durch Pluto-
nium vergiftet wurden, durchaus mörderische Konse-
quenzen haben kann. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Haben Sie es nicht 
eine Nummer kleiner? — Gegenruf von den 

GRÜNEN: Stimmt doch!) 

Wenn der Bericht des U-Boot-Untersuchungsaus-
schusses vorliegen wird, werden wir wissen, ob und 
wie viele Minister im Interesse der profitträchtigen 
Deals mit Südafrika auch einmal ein bißchen gegen 
das Außenwirtschaftsgesetz verstoßen haben. Und 

stellen Sie sich bloß mal vor, man würde die Auszäh-
lung der Stimmen bei den zurückliegenden Bundes-
tagswahlen in die Hände von FDP-Mitgliedern gelegt 
haben! 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wären dann wahrscheinlich mit dem Phänomen 
konfrontiert, weniger Stimmen als Mitglieder zu 
haben. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Die CDU würde wahrscheinlich in den Koalitionsver-
handlungen noch um das dritte Ministeramt ringen, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Ihr Mitleid ent

-

zückt uns!)  

und die Sozialdemokraten wären an der Fünf-Pro-
zent-Hürde gescheitert. 

wenn übrigens in diesen Tagen ein ernsthafter 
Grund besteht, sich Sorgen über Gesetzesbruch zu 
machen, dann sollte man einmal den Blick in die Chef-
etagen des VW-Konzerns lenken. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Da fließt sozusagen — jedenfalls aus Sicht der Regie-
rungserklärung . — geradezu unkommentiert bei 
einem kriminellen Spekulationsverlust mindestens 
eine halbe Milliarde DM — erwartet werden wesent-
lich größere Summen — in die Hände von Finanzspe-
kulanten. Was ist das eigentlich für eine Wirtschafts-
ordnung? Was ist das eigentlich für eine ungeheure 
Macht, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Erzählen Sie doch 
mal Näheres!) 

wenn einige nicht gesetzestreue Mitglieder der Chef-
etage des VW-Werks jedem einzelnen Beschäftigten 
bei VW 2 500 DM wegspekulieren, und wie oft ist 
eigentlich diese Praxis bisher nicht aufgeflogen? Wie 
oft ist diese Praxis aufgeflogen, aber aus konzerninter-
nen Gründen nicht enthüllt worden? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das sind diejenigen, bei denen es um wirkliche Sum-
men beim Gesetzesbruch geht. 

Nun zum Gesetzesbruch, der uns hier zur Last 
gelegt wird. Es geht ja, genauer genommen — wir 
wollen in diesem Hohen Hause präziser sein — , um 
die Aufforderung zu einer Ordnungswidrigkeit. Im 
Grunde genommen, meine Damen und Herren, raten 
wir dem Bürger nur, eines der berühmtesten Kanzler-
worte für sich in Anspruch zu nehmen. Denn es ist 
zweifellos echt und richtig zitiert, daß der Kanzler vor 
Jahresfrist wörtlich ausführte: „Entschuldigung, aber 
was ich beantworte, überlassen Sie freundlicherweise 
mir. " 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Das fiel im Flick-Ausschuß, und solch ein Ausschuß ist 
ja ein Staatsorgan. Das wollte etwas wissen, und der 
Kanzler beharrte auf seinem Recht, das zu verwei-
gern. Wir fordern in der Tat nicht mehr. Ihre Aufge-
regtheit wegen dieser unserer Forderungen speist 
sich nicht aus unserer Haltung — zivilen Ungehorsam 
dieser Größenordnung 

(Zuruf des Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU]) 
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haben wir Ihnen schon öfter zugemutet —, sondern 
diese Hektik der vergangenen Tage speist sich dar-
aus, daß Sie jeden Tag mehr spüren: Es sind zu viele 
Bundesbürger nicht bereit, Ihre Träume von der Total-
erfassung in Erfüllung gehen zu lassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Sie spinnen!) 

Sie haben alle Möglichkeiten der Reklame auf Ihrer 
Seite: die Millionenbeträge, die erhöht wurden, die 
beste Sendezeit, die schönsten Hochglanzbroschüren, 
Einstimmigkeit aller Ministerpräsidenten; Börner und 
andere Promis werden persönlich sammeln; Sie kön-
nen es total leicht schaffen, 300 berühmte Persönlich-
keiten des westdeutschen Lebens zu Sammlern für 
diese gute Sache zu machen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ich bin aus Süd-
deutschland!) 

Aber Sie wissen ganz genau: All diese Werbemaßnah-
men, all diese ideologischen Anstrengungen würden, 
wenn Sie auf Ihrer Seite nicht die Strafandrohnung 
hätten, nicht einmal jeden zweiten Bundesbürger ver-
anlassen, dieser Aushorchung nachzugeben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Das können Sie nicht nachwei-

sen!) 

Nur dieses Wissen macht die Hektik aus, macht die-
sen Quatsch aus, welche Buttons wir hier tragen dür-
fen und welche Transparente da draußen, welche 
Telefone bei uns funktionieren, macht diesen Irrsinn 
aus, daß der Rebmann sich da einschaltet, der bisher 
und im Ansehen des Volkes für etwas anderes zustän-
dig war, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das stört Sie, für 
was der zuständig ist!) 

daß jeder Politiker sich empört äußern muß. Diese 
ganze Chose wird nur abgezogen, weil Sie wissen: die 
Volkszählung wird scheitern. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Erstens wird sie nicht scheitern, 
und zweitens: Das ist Rechtsbruch, was Sie 

hier machen!) 

So stehe ich hier abschließend vor der schwierigen 
Fragestellung, die Liberalität der Frau Präsidentin 
einzuschätzen: Soll ich es sagen oder nicht? Einerseits 
soll man als Neuling im Parlament ja unbedingt ver-
meiden, des Saales verwiesen oder sogar für ein paar 
Tage gesperrt zu werden, andererseits hat der Bun-
deskanzler heute so sehr an mich appelliert. Er sagte: 
Die Bundesregierung ist zum offenen Gespräch 
bereit, zuerst und vor allem hier im frei gewählten 
deutschen Parlament. — Wenn ich es verschweigen 
würde, dann würde ich mich ja diesem offenen 
Gespräch — dann noch hier in diesem frei gewählten 
deutschen Parlament — irgendwie verweigern. Also 
sage ich es lieber und erfülle damit den Wunsch des 
Kanzlers: Leute, tut uns einen Gefallen: Seid so schlau 
und boykottiert! 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Ebermann, ich 
erteile Ihnen einen Ordnungsruf für die Bemerkung, 
die Sie zuletzt gemacht haben. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Für diesen Kommuni

-

sten! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
Der neue Clown der GRÜNEN! — Zurufe von 

den GRÜNEN) 

— Meine Damen und Herren, lassen Sie es doch ganz 
ruhig angehen. Es wird sich hier im Hause im Laufe 
der Zeit alles wieder so einpendeln, wie es sich 
gehört. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ich befürchte: 
nein!) 

Das Wort hat Herr Dr. Biedenkopf. 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mich hat 
das, was Herr Ebermann soeben vorgetragen hat, an 
eine Zeit erinnert, die jetzt ziemlich genau 20 Jahre 
zurückliegt, nämlich an die Zeit der studentischen 
Bewegungen und Unruhen Ende der 60er Jahre und 
die Auseinandersetzungen in Universitäten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Er hat es aber gut 
gemacht!) 

Das einzige — wenn ich so in die Richtung blicke —, 
was sich geändert hat, ist das Alter. Sonst ist eigentlich 
alles im wesentlichen gleichgeblieben. 

Ich fand es eigentlich entlarvend, daß über ein 
Gesetz, was im Bundestag verabschiedet worden ist 
und was unstreitig zu den notwendigen Grundlagen 
eines Sozialstaates gehört, 

(Roth [SPD]: Das ist richtig!) 

in dieser Weise gesprochen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Ebermann hat gesagt, Lassalle sei ein sehr stren-
ger Anspruch, aber ich nehme ja an, daß er diesen 
Anspruch für sich selbst gelten läßt. Wir können die 
Wirklichkeit ohne deren Erfassung nicht gestalten. 
Sehen Sie, das genau ist ja der Punkt. Sie verweigern, 
indem Sie sich der Erfassung der Wirklichkeit ver-
schließen, überhaupt die Voraussetzung dafür, einen 
geordneten Streit über die Frage führen zu können, 
wie man diese Wirklichkeit gestalten soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist genau das, was denjenigen, der politisch 
gestalten möchte, von dem Dogmatiker unterscheidet, 
der — wie dies schon in den 60er Jahren geschah — 
sagt: Was interessieren mich die Tatsachen, wenn sie 
nicht in meine Theo rie passen! 

Wir müssen — daran besteht kein Zweifel; und die 
überwältigende Mehrheit der Menschen in unserem 
Land weiß das — erfahren, wie unsere Wirklichkeit 
aussieht. Von dieser Wirklichkeit und unserem 
Gestaltungsauftrag soll ja in der Debatte über die 
Regierungserklärung die Rede sein. 

Ich möchte mich vor allem einigen Fragen aus dem 
Bereich der Wirtschaft zuwenden, und zwar deshalb, 
weil ich es mit Rathenau halte, der zu Recht gesagt 
hat, daß die Wirtschaft unser Schicksal ist, daß auf der 
wirtschaftlichen Leistúng des Volkes alle anderen 
Möglichkeiten der Politik beruhen, daß es ohne eine 
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funktionierende Wirtschaft weder soziale Sicherheit 
noch Arbeit noch Chancen für die nachwachsenden 
Generationen noch die Fähigkeit zur Verteidigung 
oder die Entfaltung des einzelnen nach seinen eige-
nen Lebensentwürfen und Möglichkeiten geben 
kann. Es kann ohne eine funktionierende Wirtschaft 
keinen inneren und auch keinen äußeren Frieden 
geben. 

Wir erinnern uns immer wieder zu Recht daran, daß 
der Mensch nicht von Brot alleine lebt, aber die Fest-
stellung ist auch gerechtfertigt, und zwar gerade 
wenn wir uns über die nächten Jahre verständigen 
wollen, daß er ohne Brot auch nicht leben kann. 

Unsere heutige wirtschaftliche Situation ist stabil. 
In der zurückliegenden Legislaturperiode gab es in 
der Bundesrepublik Deutschland trotz einer leicht 
abnehmenden Bevölkerung den höchsten realen 
Zuwachs des Bruttosozialprodukts in vergleichbaren 
Preisen seit Bestehen der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

Die Behauptung, solche Angaben über den 
Zuwachs des Bruttosozialproduktes zu machen, wie 
das geschehen ist, sei eine Wachstumslüge, ist 
schlicht falsch. Selbst wenn wir im Jahre 1987 nur 1,5 
bis 2 % Wachstum des Bruttosozialprodukts hätten, 
nähme das Bruttosozialprodukt zwischen 30 und 
40 Milliarden DM zu, und das bei abnehmender 
Bevölkerung. Wenn das als politischer Handlungs-
spielraum für ein hochentwickeltes Industrievolk 
nicht ausreicht, dann liegen die Ursachen nicht beim 
fehlenden Wachstum, sondern woanders. Deshalb 
sage ich nicht erst heute in diesem Hohen Hause 
— ich habe es schon in den 70er Jahren getan — , daß 
es ein Fehler wäre, davon auszugehen, daß unser 
Land nur bei ständiger Expansion des Bruttosozialpro-
dukts regierungsfähig sei und daß die Politik auch nur 
dann Gestaltungsspielräume habe. Aber natürlich 
läßt sich die Politik sehr viel besser und leichter gestal-
ten und läßt sich den Notwendigkeiten besser Rech-
nung tragen, wenn die Wirtschaft wächst. 

Der Zuwachs des Bruttosozialprodukts hat zu einem 
hohen Wohlfahrtsstand der großen Mehrheit der 
Bevölkerung geführt. Die soziale Frage des 19. Jahr-
hunderts hat sich in ein neues soziales Problem 
gewandelt, nämlich die soziale Stellung von Minder-
heiten. Eine der großen Schwierigkeiten bei der Über-
windung der Arbeitslosigkeit besteht heute da rin, daß 
es nicht Mehrheiten sind, die mit Hilfe des Staates den 
Versuch machen könnten, ihre Lebensverhältnisse zu 
verändern, sondern darin, daß Mehrheiten mitwirken 
müssen, damit es Minderheiten besser geht. Diese 
tiefgreifende Veränderung in unserer politischen 
Lage, daß wir nämlich Mehrheiten in der Bevölkerung 
davon überzeugen müssen, daß es Minderheiten bes-
ser gehen muß, ist die eigentliche Herausforderung, 
vor der nach meiner Überzeugung unsere parlamen-
tarische Demokratie steht. Das gilt vor allem dann, 
wenn man berücksichtigt, daß sich ein wesentlicher 
Teil dieser Mehrheiten in vielfältigen Interessengrup-
pen und Organisationen sehr wirkungsvoll organisiert 
hat und sich diese wiederum in einem sehr leistungs-
fähigen Geflecht von Beziehungen und Einwirkungs-
möglichkeiten untereinander verbunden haben und 

auf uns alle in diesem Hohen Hause in der einen oder 
anderen Weise einzuwirken versuchen. 

Deshalb ist es richtig, wenn der Bundeskanzler in 
seiner Regierungserklärung darauf hinweist, daß die 
eigentliche Aufgabe heute darin besteht, denjenigen 
auch durch unsere Politik Hilfe und staatliche Unter-
stützung zukommen zu lassen, die nicht organisierten 
Gruppen angehören, die nicht durch Sprecher oder 
Organisationen an der politischen Willensbildung 
beteiligt sind. 

Wir haben mit der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Lage ein solides Fundament geschaffen. Wir stimmen 
dem Bundeskanzler hinsichtlich seiner Eingangsfest-
stellung in der Regierungserklärung gerade zu die-
sem Punkt ausdrücklich zu. Aber dieses solide wirt-
schaftliche Fundament hat weder Ewigkeitsdauer 
noch besteht es aus sich heraus. Vielmehr ist seine 
Erhaltung und Sicherung eine ständige und fortdau-
ernde politische, wirtschaftliche und kulturelle Lei-
stung. Entsprechende Anstrengungen sind erforder-
lich. 

(Dr. Soell [SPD]: Das steht schon im Godes

-

berger Programm!) 

—Es ist richtig, daß das im Godesberger Programm 
steht. Ich wünschte, Sie würden es heute noch beach-
ten. Eines der Probleme unserer Diskussion mit den 
Sozialdemokraten liegt ja gerade da rin, daß Sie sich in 
vielen Punkten vom Godesberger Programm zum 
Irseer Programm weiterbewegen. Dort steht es eben 
nicht mehr. 

(Dr. Vogel [SPD]: Da steht es noch genauer! 
Dann reden wir doch von Ahlen!) 

— Herr Vogel, gerne. Die Kontinuität von Ahlen bis 
heute ist sehr viel überzeugener als die Kontinuität 
von dem, was Sie 1947 vertreten haben, bis zu dem, 
was wir heute von Ihnen hören. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Roth [SPD]: 
Herr Biedenkopf, wer kennt noch Berlin, Ihre 
große Kraftanstrengung, die übrigens gut 

war!)  

— Ich komme auf die Kraftanstrengung gleich in 
anderem Zusammenhang zurück. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Fangen Sie 
sich ruhig erst wieder, Herr Biedenkopf!) 

Das Fundament, das wir geschaffen haben, muß sta-
bil gehalten werden, vor allem deshalb, weil in dieser 
Legislaturperiode — darauf möchte ich nach der 
Regierungserklärung unsere Aufmerksamkeit noch 
einmal lenken — eine ganze Reihe von außerordent-
lich schwierigen gesetzgeberischen Aufgaben vor uns 
liegt. 

Die wichtigste Aufgabe ist in der Tat nach wie vor 
die Überwindung der Arbeitslosigkeit, aber minde-
stens ebensowichtig und mit dieser Aufgabe untrenn-
bar verbunden ist die Weiterentwicklung und Erneue-
rung unseres Systems der sozialen Sicherheit, insbe-
sondere die Rentenreform, die Reform der Kranken-
versicherung. Zu den weiteren großen Aufgaben die-
ser Legislaturperiode, die wiederum Rückwirkungen 
auf die anderen beiden haben, gehören der Einbau 
des Umweltschutzes in unser Wirtschafts- und Gesell- 
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schaftssystem im Sinne eines integralen Bestandteils 
und nicht nur im Sinne — ich meine das keineswegs 
einschränkend oder zurücksetzend — der Schaffung 
von einzelnen Geboten oder Verboten sowie der Aus-
druck all dieser Maßnahmen auch im Rahmen der 
Steuerreform. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Das werden 
Sie bei Daimler-Benz jetzt vorführen!) 

Ich glaube und bin davon überzeugt, daß wir diese 
Aufgabe nur werden erfüllen können, wenn wir die 
Reform des Arbeitsmarktes, die Reform der gesetzli-
chen Alterssicherung, der Krankenversicherung und 
die Entwicklung einer ökologischen Dimension der 
Sozialen Marktwirtschaft als eine einheitliche Ord-
nungsaufgabe in unserer modernen Industriegesell-
schaft begreifen. 

Immer geht es dabei auch um die Frage: Was kann 
der Staat leisten, was soll er leisten, und unter wel-
chen Bedingungen kann er das leisten, was wir von 
ihm erwarten? Wir haben schon zu einem früheren 
Zeitpunkt hier immer wieder darüber diskutiert, ob es 
eine Vollbeschäftigungsgarantie des Staates geben 
kann. Das ist bis heute eine Schlüsselfrage der 
Arbeitsmarktpolitik geblieben. Wenn wir die Tarif-
autonomie ernst nehmen und wenn wir die Freiheits-
rechte, die wir in der Wirtschaft — ich habe den Ein-
druck, daß die überwiegende Mehrheit der Mitglieder 
dieses Hauses dies tut — für unverzichtbar halten, 
ernst nehmen, dann kann es eine staatliche Vollbe-
schäftigungsgarantie nicht geben. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Es kann Anstrengungen des Staates geben, dazu bei-
zutragen, daß sich Arbeit — im Sinne einer Vermeh-
rung von Arbeitsplätzen — vermehren kann, aber ein 
Staat kann niemals die Verantwortung dafür überneh-
men, daß dies geschieht, wenn gleichzeitig die frei-
heitlichen Positionen erhalten werden sollen, von 
denen ich eben gesprochen habe. 

Gerade hier scheint mir ein Satz von großer Bedeu-
tung zu sein, nämlich der Satz, daß nur der glaubwür-
dig ist, der sagt, was er kann und verantworten will, 
und der auch deutlich macht, was er nicht kann und 
was er nicht verantworten will. Die Eingrenzung 
unserer Möglichkeiten hier im Parlament ist nach mei-
ner Überzeugung die Voraussetzung dafür, daß wir 
das, was wir können, wirklich tun. Wir sollten nicht 
ständig über das reden, was wir gar nicht einlösen 
können. 

Deshalb möchte ich gerade in diesem Zusammen-
hang ein Wort zu Kohle und Stahl sagen. Sie haben in 
Ihrem Beitrag gesagt, wir hätten den Jahrhundertver-
trag in Frage gestellt. Das ist unzutreffend. 

(Roth [SPD]: Kohlevorrang!) 

Wir haben weder den Jahrhundertvertrag noch die 
Kohlevorrangpolitik in Frage gestellt. In der Koali-
tionsvereinbarung ist vorgesehen, daß über die 
Berechnungsgrundlage des Kohlepfennigs gespro-
chen und diese Berechnungsgrundlage auf eine neue 
Basis gestellt werden muß. Die Notwendigkeit dafür 
ist offensichtlich. 

(Zuruf von der [CDU/CSU]: So ist es!) 

Kein Mensch hat zu dem Zeitpunkt, als der Kohle-
pfennig konzipiert und mit einer gesetzlichen Grund-
lage ausgestattet wurde, annehmen können und 
angenommen, daß die Kluft zwischen dem Ölpreis 
und dem Förderpreis für Kohle jemals so groß werden 
würde, wie sie heute geworden ist. Es ist ganz offen-
sichtlich, daß eine Weiterführung des ursprünglichen 
Konzepts ohne Berücksichtigung dieser Veränderung 
der Geschäftsgrundlage sogar in Nordrhein-Westfa-
len und im Ruhrgebiet selbst zu enormen Konsequen-
zen negativer Art für andere Unternehmen als die 
Kohleunternehmen führen muß, nämlich für alle die-
jenigen, die elektrische Energie verbrauchen. 

Bei mir häufen sich inzwischen die Anfragen und 
Sorgen von Unternehmen aus Nordrhein-Westfalen 
und dem Ruhrgebiet, die befürchten, daß ihnen 
wegen einer weiteren Erhöhung des Kohlepfennigs 
die wirtschaftliche Grundlage für ihren Bet rieb entzo-
gen wird, weil sie elektroenergieintensive Bet riebe 
— wie z. B. Aluminiumschmelzen und andere — sind. 
Wir müssen gerade in diesem Zusammenhang einen 
vernünftigen Mittelweg finden. 

Der zweite Grund: Eine der Absichten, die mit dem 
Kohlepfennig verbunden waren, nämlich die Ver-
drängung des Öls aus der Erzeugung elektrischer 
Energie, ist inzwischen weitgehend abgeschlossen, so 
daß auch hierüber neu gesprochen werden muß. 

Was die Exportsubvention der Kokskohle betrifft: 
Erstens verlieren keine 30 000 Arbeitnehmer ihre 
Arbeitsplätze, wenn tatsächlich über einen Zeitraum 
von zwei bis vier Jahren diese Subvention bei 5 Mil-
lionen Tonnen Kohle abgebaut werden muß; 

(Roth [SPD]: Bei 7,2 Millionen Tonnen!) 

denn es gibt auch eine ganze Menge Kohle, die wett-
bewerbsfähig ist. Nicht alle Kohle ist wettbewerbsun-
fähig. 

Zweitens. Unabhängig davon war die Bereitschaft, 
die Subvention der Exportkohle abzubauen, die Vor-
aussetzung dafür, daß die Europäische Gemeinschaft 
der weiteren Subvention der Kohle aus energiesicher-
heitspolitischen Gründen im Inland zugestimmt hat. 
Wenn Sie jetzt diese Bedingung in Frage stellen, stel-
len Sie die gesamte Zustimmungsfähigkeit der Kohle-
subventionspolitik und damit der Kohlevorrangpolitik 
in Frage. Es ist also genau das Gegenteil von dem 
richtig, was Sie sagen: Wir bemühen uns im Rahmen 
der gegebenen Möglichkeiten um Konsensfähigkeit 
mit den anderen Bundesländern in der Kohlepolitik, 
und, Herr Roth, uns wird diese Bemühung durch den 
Umstand nicht gerade erleichtert, daß sich die Kohle-
förderländer, nämlich Nordrhein-Westfalen und das 
Saarland, gegen den Beschluß querlegen, den alle 
Wirtschaftsminister der Bundesländer im September 
1985 noch gefaßt haben, nämlich das Junktim zwi-
schen Kohle und Kernkraft. Dieser Beschluß, auch 
unterschrieben vom Land  Nordrhein-Westfalen,  auch 
unterschrieben vom Saarland, wird von den anderen 
Bundesländern, wie ich glaube, zu Recht, als ein Teil 
der Geschäftsgrundlage für die Fortsetzung dieser 
Politik angesehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie jetzt nicht dazu beitragen, daß diese 
Geschäftsgrundlage erhalten bleibt und gleichzeitig 
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Geschäftsgrundlage die alte Politik weiterführen, ist 
das unredlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Vosen? 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU) : Bitte schön. 

Vosen (SPD): Herr Biedenkopf, ist es Ihnen nicht 
bewußt oder ist es Ihnen entgangen, daß die Aufkün-
digung der gemeinsamen Geschäftsgrundlage 
eigentlich dadurch bewirkt wurde, daß die Bundesre-
gierung einseitig beschlossen hat, die Wiederaufbe-
reitungsanlage in Wackersdorf zu bauen, ohne daß da 
also ein gemeinsames Konzept vorhanden war, so daß 
der eigentliche Grund war daß die Entsorgung strittig 
wurde? 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Das ist mir keineswegs 
entfallen; denn das ist so nicht zutreffend. Lesen Sie 
bitte den Beschluß vom September 1985 noch einmal 
durch, der auch die Unterschrift von Herrn Jochimsen 
trägt! Da ist dieses Junktim ausdrücklich nicht 
gemacht, sondern es ist der Auftrag gegeben, dieses 
Problem zu lösen, 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: 1979!) 

und zwar schon seit viel längerer Zeit. Der eigentlich 
entscheidende Satz in dieser Vereinbarung ist, daß 
die revierfernen Länder feststellen, sie seien nur in der 
Lage zu einer Fortsetzung der Politik, wenn die 
Revierländer bereit seien, auch die weitere Kernener-
giepolitik mitzutragen. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Diese Bereitschaft hat auch bis zum Frühsommer 1986 
bestanden und ist dann aufgekündigt worden. 

(Vosen [SPD]: Aus dem von mir vorgetrage-
nen Grund!)  

— Nicht aus dem von Ihnen vorgetragenen Grund. 
Wir haben das mehrfach im Landtag von Nordrhein-
Westfalen debattiert, und es hat keinen Widerspruch 
zu dieser Feststellung gegeben. 

Was die Stahlindustrie anbetrifft, Herr Roth: Kapa-
zitätsabbau muß in der Stahlindustrie stattfinden; das 
wissen wir alle. Ich möchte Sie hier darauf hinweisen 
—das kommt mir etwas zu kurz — , daß die Standort-
entscheidungen, wo der Kapazitätsabbau stattfinden 
soll, von den Unternehmen, nicht von der Bundesre-
gierung getroffen werden und daß diese Unterneh-
men montanmitbestimmt sind und daß in den montan-
mitbestimmten Aufsichtsräten enorme Konflikte über 
die Frage ausgetragen werden müssen: Wo bauen wir 
die Kapazitäten ab, am Ort der Muttergesellschaft, bei 
den Tochtergesellschaften oder wo? Fragen Sie mal 
die Betriebsräte im Siegener Raum, wie sie sich von 
den Betriebsräten und Gesamtbetriebsräten der Mut-
tergesellschaften bei Krupp oder bei Thyssen oder 
anderswo vertreten fühlen, wenn es um den Abbau 
von Standorten geht und die Muttergesellschaften 
sagen: Uns ist das Hemd näher als die Jacke! Wir 
werden uns in diese Auseinandersetzung als Regie-
rung oder Politiker nicht einmischen. Ich habe mich 

nicht deshalb für die Mitbestimmung und jetzt auch 
für die Fortdauer der Mitbestimmung eingesetzt, weil 
ich der Meinung bin, daß die Mitbestimmungsträger 
bei der Ausübung ihrer Verantwortung staatliche 
Unterstützung brauchten, sondern weil ich der Mei-
nung bin, daß dies eine Methode ist, um gerade in der 
Montanindustrie notwendige Strukturanpassungen in 
der Verantwortung der beiden Träger des Unterneh-
mens, nämlich der Eigentümer und der Arbeitneh-
mer, anzusiedeln. 

(Zuruf von der SPD: Und die Arbeits

-

plätze?) 

— Zu den Arbeitsplätzen wollte ich jetzt etwas 
sagen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Biedenkopf, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Roth? 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Bitte schön, Herr 
Roth. 

Roth (SPD): Herr Professor Biedenkopf, Sie kennen 
das Engagement der niedersächsischen Landesregie-
rung für den Stahlstandort Osnabrück .. . 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Richtig. 

Roth (SPD):..., den es ohne diese Tätigkeit — übri-
gens aller Parteien des niedersächsischen Landta-
ges — nicht mehr gäbe. War das ein Fehler? 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Ich habe nicht gesagt, 
daß das ein Fehler war — ich komme jetzt gerade zu 
dem, was die Regierung tun kann —, ich habe nur 
gesagt, daß die Regierung nicht entscheiden kann, 
welche Standorte innerhalb eines Konzerns geschlos-
sen werden sollen. Das müssen die Unternehmen 
selbst entscheiden. Das ist im übrigen bisher auch 
unbestritten gewesen. 

(Roth [SPD]: Das war keine Antwort, wie Sie 
wissen!) 

—Nein, ich habe Ihnen ja gesagt, daß ich jetzt dazu 
komme. — Der Staat kann flankierende Maßnahmen 
ergreifen. Der Staat kann und wird sich natürlich auch 
bei den Unternehmen dafür einsetzen, daß sie mögli-
cherweise die und keine andere Entscheidung treffen. 
Nur, die Verantwortung, Herr Roth — um die geht es 
mir — , liegt bei den Unternehmen. 

Was der Staat tun kann, ist, für Ersatzarbeitsplätze 
zu sorgen. Nun haben wir — hier kann ich meine 
Erfahrungen als Landtagsabgeordneter in Nordrhein

-

Westfalen einbringen — dieses Problem nicht erst seit 
gestern. Wir diskutieren in Nordrhein-Westfalen seit 
Ende der 70er/Anfang der 80er Jahre über die Schaf-
fung von Ersatzarbeitsplätzen. Es hat immer wieder 
Programme gegeben, die Landesregierung hat immer 
wieder versprochen, mit ihren Programmen Zehn-
tausende von Ersatzarbeitsplätzen zu schaffen. Wo 
sind diese Ersatzarbeitsplätze? Sie sind nicht geschaf-
fen worden. Mit einem Programm sollten 48 000 
geschaffen werden, am Ende waren es 5 000 oder 
6 000. 
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Und was ist der Grund? Der Grund ist, daß der Staat 
das nicht kann, daß er allenfalls Rahmenbedingungen 
und Erleichterungen schaffen kann, dann aber auf das 
angewiesen ist, was ja in Ihrem Regierungsprogramm, 
meine Herren, so eindrucksvoll und voll zitierbar 
steht: 

Wir brauchen eine Gründer- und Erneuerungs-
welle mit vielen neuen Unternehmen. Dies erf or-
dert eine lange Investitionsanstrengung und ver-
läßliche staatliche Rahmenbedingungen, damit 
kleine und mittlere Unternehmen neu entstehen 
und sich behaupten können. 

Und genau diese verläßlichen Rahmenbedingungen 
hat es im Revier nicht gegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es hat immer wieder — und die Indust rie- und Han-
delskammern, die Handwerkskammern, die Universi-
täten und andere haben es beschrieben — ungeheure 
Hemmnisse gegen die Schaffung konkurrierender 
Arbeitsplätze gegeben, weil die bestehenden Indu-
strien Angst hatten, ihre Facharbeiterschaft oder ihren 
Einfluß zu verlieren, oder weil man Angst davor hatte, 
daß sich die politischen Strukturen verändern, wenn 
sich die Industriestruktur verändert. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Ein Stichwort: 
Abstandserlaß!) 

— Dazu komme ich gleich. — Fehlende Rahmenbe-
dingungen, fehlendes Eingehen auf die besonderen 
Bedürfnisse bei der Ansiedlung neuer Betriebe, Aus-
einandersetzung über den Abstandserlaß, der uns im 
Landtag jahrelang beschäftigt hat 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Immer noch!) 

und immer noch beschäftigt — das sind die eigentli-
chen Ursachen dafür, Herr Roth, warum die Leute 
jetzt auf der Straße stehen und keine alternative 
Beschäftigung finden. 

(Vosen [SPD]: Das ist aber nicht ganz rich
-tig!) 

Es hat überhaupt keinen Sinn, bei der Bevölkerung 
den Eindruck zu erwecken, daß das Problem gelöst 
wäre, wenn wir jetzt im Rahmen der Ersatzarbeits-
platzbeschaffungen, im Rahmen der Gemeinschafts-
aufgabe nur 200 Millionen DM im Jahr zusätzlich in 
die Hand nähmen. Dieses Geld fließt überhaupt nicht 
ab. Es fließt nicht ab, 

(Vosen [SPD]: Weil es keine Investoren 
gibt!) 

weil es nicht genug Initiativen gibt. Sorgen Sie in 
Nordrhein-Westfalen dafür — Sie haben dort die 
absolute Mehrheit — , sorgen Sie im Ruhrgebiet dafür, 
daß sich in dieser Wirtschaftslandschaft ein Investi-
tionsklima entwickeln kann, das für Unternehmen 
ebenso attraktiv ist wie das Investitionsklima in ande-
ren Bundesländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Wie in Ostfriesland z. B.? — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

— Sie haben mich auf Stahl und Kohle angesprochen, 
ich antworte Ihnen darauf. 

Sie selbst, meine Herren, haben in Ihrem Regie-
rungsprogramm, im Regierungsprogramm des ge-
scheiterten Kandidaten Rau, gesagt, es gebe keine 
schnell wirkenden Patentantworten auf die Arbeitslo-
sigkeit. Nur, Herr Roth, weil Sie das vorhin eingefor-
dert haben: Sie haben als Antwort in Ihrem Regie-
rungsprogramm ein nationales Bündnis der Vernunft 
und auf der Ebene der Europäischen Gemeinschaft 
die Entschlossenheit gefordert, das Ziel der Vollbe-
schäftigung energisch zu verfolgen. Das tun auch wir. 
Darüber gibt es überhaupt keine Meinungsverschie-
denheit. 

(Zuruf von der SPD: 35-Stunden-Woche!) 

Beschäftigungsorientierte Wirtschafts- und Indu-
striepolitik: Da habe ich schon erhebliche Zweifel, 
was das eigentlich heißen soll. Wer soll denn entschei-
den, welche Industriepolitik beschäftigungswirksam 
ist und welche nicht? Sie wollen doch langfristige sta-
bile Rahmenbedingungen schaffen, schreiben Sie an 
anderer Stelle. Hier empfehlen Sie einen dauern-
den — — 

Vizepräsident Frau Renger: Verstehen Sie: Ich darf 
bloß mal fragen: Sie haben jetzt 26 Minuten Zeit in 
Anspruch genommen. 

Dr. Biedenkopf (CDU/CSU): Ich bin sofort fertig. 
Sie haben beständige Rahmenbedingungen ver-

sprochen. Auf der anderen Seite fordern Sie ständige 
gezielte Interventionen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die brauchen wir 
auch!) 

Die ökologische Erneuerung ist in der Tat eine 
große Aufgabe. Aber sie führt nur dann zur Beseiti-
gung der Arbeitslosigkeit, wenn uns etwas anderes 
gelingt, was uns in dieser Legislaturperiode noch 
immer wieder beschäftigen wird, wenn es uns näm-
lich gelingt die erstarrten Strukturen im Arbeitsmarkt 
selbst aufzubrechen, wenn es uns gelingt, die Erstar-
rung der Sozialsysteme zu überwinden, Beweglich-
keit und Flexibilität in den Bereichen zu schaffen, in 
denen letztlich durch Gesetzgebung, Tarifvertrag und 
Verhalten der einzelnen darüber entschieden wird, ob 
Arbeit sinnvoll angeboten und nachgefragt werden 
kann, wenn es uns gelingt, do rt  Bewegung zu schaf-
fen, ein Stück gegenseitiges Vertrauen zu mobilisie-
ren, nicht jede Frage sofort als Sozialdemontage zu 
diffamieren, alternative Antworten wenigstens anzu-
hören, ehe man sie ablehnt. Wenn uns das gelingt, 
dann bin ich in der Tat der Meinung, daß wir in diesem 
Haus einen Beitrag zur Überwindung der Arbeitslo-
sigkeit leisten können. Sonst werden wir immer auch 
in Zukunft aneinander vorbeireden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Mitzscherling. 

Dr. Mitzscherling (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Herr Kollege 
Biedenkopf, Sie haben es als eine entscheidende Auf-
gabe bezeichnet, daß das Fundament stabil bleiben 
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müsse, um alle die Zukunftsaufgaben, die vor uns ste-
hen, zu lösen. 

Ich glaube, in dieser generellen Aussage sind wir 
gar nicht allzu weit auseinander. Nur, ich muß Sie fra-
gen, wie Sie, wenn Sie diese Forderung erheben, 
gleichzeitig mit der Regierungserklärung des Herrn 
Bundeskanzlers zufrieden sein können. Denn dort ist 
diese Zukunftserwartung, die Sie ja selber zur Stabi-
lität des Fundaments benötigen, doch gar nicht ent-
halten. 

(Beifall bei der SPD) 

Finden Sie irgendwelche konkreten Hinweise auf 
Problembereiche, auf Kreise, die geeignet wären, die 
Stabilität zu gefährden? Sie sind vielleicht mit einem 
Schlagwort angesprochen. Aber jede konkrete Aus-
formulierung, welche politische Antwort diese Bun-
desregierung geben möchte, um diese Stabilität, 
wenn sie schon da ist, zu erhalten, fehlt; die findet sich 
nicht. Ich finde sie auch nicht in der Rede von Herrn 
Bangemann. 

Ich bin enttäuscht über das, was die Bundesregie-
rung als Antwort auf die Anforderungen zu sagen hat, 
die die Gegenwart an uns stellt. Diese Antwort ist 
nicht erkennbar. 

Ich muß Ihnen gestehen, daß wir da auch nicht wei-
terkommen, wenn wir uns darüber unterhalten, ob das 
Bruttosozialprodukt preisbereinigt um eineinhalb 
Prozent oder mehr gestiegen ist und ob das nicht ein 
toller politischer Erfolg war. Was werden wir denn 
gegen Ende dieses Jahres sagen, wenn die Ölpreis-
entlastungseffekte weggefallen sind? Da werden Sie 
feststellen, daß sich ganz plötzlich die Preissteige-
rungsrate wieder hebt. Die niedrige Preissteigerung 
ist doch nicht ein Erfolg allein Ihrer Politik. Sie mögen 
durch überzogene Konsolidierung dazu beigetragen 
haben. Aber es ist doch auch ein importierter Effekt, 
der hier zum Zug kommt. Darüber muß gesprochen 
werden. Das erwähnen Sie nicht. 

(Uldall [CDU/CSU]: Das hat noch nie jemand 
bestritten!) 

Was Sie vor allem nicht sagen, was die Regierungser-
klärung nicht enthält und was der Herr Bangemann 
nicht erwähnt hat, das sind die Antworten, die auf die 
Gefährdung der Stabilität von der außenwirtschaftli-
chen Flanke her zu geben sind. 

Was ist da gekommen? Da wird erwähnt: Wir brau-
chen eine GATT-Runde. Das ist, glaube ich, unstrit-
tig. 

(Dr. Jens [SPD]: Die haben wir schon!) 

Aber wie soll sie denn ausformuliert werden, und wel-
che Schritte haben Sie in den nächsten vier Jahren 
vor, um sie zum Erfolg zu führen? Keine Antwort, 
weder in der Regierungserklärung noch von Herrn 
Bangemann. 

Protektionismus. Wir sind alle dagegen, daß Protek-
tionismus stattfindet. Wir wollen keine verzerrten 
Strukturen. Wir wollen die Wohlstandseffekte im 
Land haben. Keine Antwort. 

Was haben Sie eigentlich zur Lösung der Verschul-
dungskrise in den Ländern der Dritten Welt zu 
sagen? Nichts. Ich habe nichts gehört. Wo ist der Bei-

trag der Bundesregierung als der Regierung eines 
wirtschaftlich starken Staates zu einer dauerhaften 
Lösung der Verschuldungskrise in der Dritten Welt? 
Keine Antwort. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich vermisse Ihre Antwort, die Ausformulierung in 
Ihrer Regierungserklärung: Was wollen Sie konkret 
auf das Angebot von Gorbatschow zu einer intensive-
ren wirtschaftlichen Zusammenarbeit tun? Hier hätte 
es sich gelohnt, etwas zu sagen. Nichts hat die Bun-
desregierung dazu gesagt. 

Unser Land ist das wirtschaftlich stärkste Land in 
Europa. Hätten Sie nicht in dieser Regierungserklä-
rung oder hätte nicht auch Herr Bangemann, der jetzt 
nicht mehr da ist, deutlich machen können, wie Sie 
sich konkret die Schritte in der Gestaltung Europas in 
den nächsten Jahren vorstellen? Natürlich wollen alle 
den Binnenmarkt. Natürlich wollen alle eine Weiter-
entwicklung, eine politische Weiterentwicklung in 
Europa, zumindest was die beiden Seiten des Hauses 
anlangt. Nur frage ich Sie: Wie wollen Sie den Bin-
nenmarkt erreichen? Haben Sie sich darüber Gedan-
ken gemacht, wie es beispielsweise im Dienstlei-
stungsbereich, wie es bei der Versicherungswirtschaft 
aussieht? 

(Roth [SPD]: Versicherungswirtschaft! Zu 
diesem Thema wollen wir einmal einen 

hören!) 

— Ich habe es eben erwähnt. — Da sind Probleme, die 
das europäische Währungssystem anbelangen. Sie 
haben nichts dazu gesagt. 

(Zuruf des Abg. Graf Lambsdorff [FDP)) 

— Erwähnt; Sie haben das Schlagwort gesagt. Aber 
die einzelnen Schritte, die Weiterentwicklung, das 
vermisse ich. Da ist nichts da. 

(Roth [SPD]: Das werden wir uns konkret 
angucken, Gesetz für Gesetz!) 

Ich will jetzt auf die Teile, die mein Kollege Roth 
schon angesprochen hat, nicht eingehen. Wir haben 
die Probleme bei der Agrarpolitik. Ohne deren 
Lösung wird nichts laufen. Ohne eine Reform der 
europäischen Agrarpolitik wird es keine GATT-
Runde mit Erfolg geben. Das muß immer wieder 
betont werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Deshalb also die Feststellung: Fragen über Fragen; 
es bleibt viel zuviel offen. Konkrete Antworten sind 
nicht erkennbar. Sie geben keine klare Vorstellungen, 
die Sie als Bundesregierung für die Entwicklung 
unseres Landes haben, geschweige denn über die 
Entwicklung Europas. Zukunft kommt bei Ihnen in 
der Tat — das wurde heute schon gesagt — nur auf 
den Plakaten vor. Das reicht nicht, meine Damen und 
Herren von der Koalition. Sie hoffen offenbar immer 
noch darauf, daß sich die Interessengegensätze, die 
nun einmal da sind, und die Zielkonflikte irgendwie 
auflösen werden. Sie entscheiden nur, wenn es nicht 
mehr anders geht. In europäischen Fragen ist Ihr 
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Gestaltungswille schlichtweg nicht erkennbar. Daher 
ist es eben auch so, daß Europa nicht vorankommt. 

Statt die Kooperation mit anderen Industrielän-
dern voranzutreiben, gefallen Sie sich — das muß 
man den Äußerungen der Vertreter der Bundesregie-
rung entnehmen — eher in der Rolle eines Muster-
knaben, der seine Wirtschaftspolitik preist, der der 
beste von allen sein will und der die Lösung der Pro-
bleme eigentlich nur darin sieht, daß alle anderen 
Länder die gleiche Wi rtschaftspolitik betreiben 
mögen wie die Deutschen; dann wird es dieser Welt 
schon besser gehen. So einfach ist das. 

Aber Sie müssen doch einfach einmal zur Kenntnis 
nehmen — es klingt immer mal so am Rande an —, 
daß der überbewertete Dollar und der kreditfinan-
zierte Aufschwung der Vereinigten Staaten ganz ent-
scheidend als Impuls für den Aufschwung bei uns, so 
schwach er auch ist, beigetragen hat. 

(Dr. Jens [SPD]: Und die Ölpreise!) 

—Und die Ölpreise, die rechtzeitig, als diese Effekte 
abebbten zusammenbrachen und einem Konjunktur-
programm gleichkamen, das die Binnennachfrage 
angeregt hat. Wir haben also Wachstum importiert. 
Wir haben damit auch Arbeitsplätze importiert. Wenn 
Sie die Wirkung von Exportboom und Ölpreissturz 
herausrechnen, werden Sie feststellen, daß es im 
Grunde nur einen ganz bescheidenen Zuwachs an 
Arbeitsplätzen gegeben hat. Per Saldo: hausge-
machte Arbeitsplätze sind kaum entstanden. 

(Uldall [CDU/CSU]: Wenn wir immer nur 
Glück haben und Sie immer nur Pech, dann 
sollten wir an der Regierung bleiben! — Hei-
terkeit und Beifall bei der CDU/CSU und der 

FDP) 

—Lieber Herr Uldall, Glück hat manchmal auch der, 
der es nicht verdient. Aber in diesem Falle geht es 
darum, daß es den Deutschen besser geht. Selbstver-
ständlich haben auch wir uns darüber gefreut, daß wir 
von den Entlastungen profitiert haben. Ich glaube, das 
ist im Interesse aller deutschen Bürger und Arbeitneh-
mer, die durch Ihre Politik, die die Binnennachfrage 
geschwächt und nicht gestärkt hat, eher bestraft wor-
den wären. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Das glauben Sie doch selber nicht!) 

—Herr Kittelmann, die außenwirtschaftliche Glücks-
strähne, die Sie immer so bejubelt haben, ist jetzt vor-
bei! 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Abwarten!) 

— Wie Sie sich noch heute trauen können, das zu 
behaupten, weiß ich nicht. Das werden Sie mit Ihrem 
Selbstverständnis als außenwirtschaftspolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion abzumachen haben. 
Aber dem Daueraufschwung, den die Wähler bisher 
von Ihnen so vorgeführt bekommen haben, ist doch 
längst die Luft ausgegangen. Wir reden nicht von 
einer Rezession, aber wir reden davon, daß wir uns 
schnurstracks auf den Weg in eine Stagnationsphase 
begeben. Und das ist kreuzgefährlich, meine Damen 
und Herren. 

Da genügt es auch nicht, wenn sich der Herr Bun-
deswirtschaftsminister hier hinstellt und sagt, Progno-
sen dieser Art, wie sie die Sozialdemokraten abgäben, 
seien gefährlich, sie seien sogar geeignet, das Investi-
tionsklima in diesem Lande zu zerstören. Wenn die 
noch weiter kritisierten, redeten sie den Konjunktur-
aufschwung noch kaputt. — Das ist doch schlichter 
Unsinn, der hier erzählt wird. Wenn es so wäre, müßte 
der Herr Bundeswirtschaftsminister — man kann es ja 
auch anders sehen — die Kompetenz der sozialdemo-
kratischen Prognostiker eigentlich akzeptiert haben. 
Denn wenn eine investitionsfreudige deutsche Wirt-
schaft glaubt, was wir an Entwicklungstendenzen vor-
aussagen, und darauf wirtschaftlich reagierte, könnte 
uns doch eigentlich gar nichts Besseres passieren. 

Die Wirtschaft sei stabil, hat Herr Biedenkopf 
gesagt. Ich habe auf diese scheinbare Stabilität hin-
gewiesen. Sie machen auf Optimismus, und Sie lassen 
verkünden: Nur nicht nervös werden; der Rückgang 
der Auslandsaufträge ist nur vorübergehend, im zwei-
ten Halbjahr wird dann alles wieder besser werden, 
dann wird auch der Export wieder bergauf gehen. — 
Woher Sie die Indikatoren für diese Erwartung neh-
men, weiß ich nicht. Mir sind sie nicht verfügbar. Viel-
leicht haben Sie bessere Hinweise, die uns verborgen 
geblieben sind. — Ich kann Sie nur vor solchen Illu-
sionen warnen. Auch hier kommen Sie mit dem schon 
so oft zitierten „Weiter so", mit dem bloßen „Weiter 
so", eben nicht voran. 

In den letzten Jahren haben Sie Glück gehabt — wir 
haben es gesagt — : Die USA haben wirtschaftspoli-
tisch auf das Gaspedal getreten. So konnten Sie hier 
abbremsen. Sie konnten Haushaltsdefizite abbauen. 
Sie konnten auch auf die Inflationsrate Einfluß neh-
men. Und wir bekamen, dank gewaltiger Exporte, 
trotzdem einige Arbeitsplätze. Doch diese Politik, 
meine Damen und Herren, funktioniert nicht mehr. 
Die USA treten finanzpolitisch jetzt ebenfalls auf die 
Bremse. Sie kürzen ihre Haushaltsdefizite. Vor allem 
wollen sie von ihrem gewaltigen Handelsbilanzdefizit 
runter. Sie wollen mehr Exporte, und sie wollen weni-
ger importieren. Machen Sie doch sich und der Öffent-
lichkeit nichts vor! Wenn die USA jetzt finanzpolitisch 
bremsen und gleichzeitig die Bundesregierung und 
die Bundesbank bremsen, schlittert die Weltwirtschaft 
in eine Stagnation mit der Besorgnis, daß daraus eine 
Rezession werden könnte. 

Wenn die USA ihr gewaltiges Handelsbilanzdefizit 
von rund 170 Milliarden Dollar, wenn sie verlorene 
Marktanteile, wenn sie 3 Millionen verlorene Arbeits-
plätze zurückerobern wollen, können nicht gleichzei-
tig deutsche und japanische Wirtschafter darauf hof-
fen, daß sie ihre Weltmarktanteile halten können. 
Dies wäre eine Illusion — und dies vor allem deshalb, 
weil nicht nur in den USA, sondern auch in den jungen 
Industrieländern im pazifischen Raum viele die glei-
che Absicht haben, nämlich ihre Weltmarktanteile 
auszubauen. Mit anderen Worten: Wir haben keinen 
Spielraum mehr für ein exportorientiertes Wachs-
tum. 

Und täuschen Sie sich nicht: Die USA sind fest ent-
schlossen, ihr Handelsbilanzdefizit schrittweise abzu-
bauen. Wenn es beim jetzigen Dollarkurs nicht 
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gelingt, läßt man ihn noch weiter abrutschen, oder 
man zieht die protektionistische Bremse. 

US-Finanzminister Baker — wir haben das hier 
schon öfter erörtert — fordert seit mehr als einem Jahr 
die Bundesrepublik zu vermehrten Anstrengungen 
auf, ihr binnenwirtschaftliches Wachstum zu stärken, 
und zwar deshalb, damit dieses Wachstum auch bei 
stagnierenden Exporten in der Bundesrepublik und in 
Japan aufrechterhalten werden kann. Daran haben 
die Amerikaner ein Interesse, damit sich nämlich 
Amerikas Exportmöglichkeiten nach Europa und 
Japan verbessern und damit die Weltwirtschaft nicht 
in eine Rezession gerät, sobald die USA anfangen, ihr 
Haushaltsdefizit zu sanieren. 

Erst haben Sie sich auf die amerikanischen Forde-
rungen hin völlig taub gestellt, dann haben Sie den 
USA optimistische Wachstumsprognosen verkauft, 
dann haben Sie sich jetzt klein gemacht und haben 
erzählt, die Bundesrepublik hätte keinen Einfluß auf 
die weltwirtschaftliche Entwicklung. Zuletzt haben 
Sie ihre 5 Milliarden DM an Steuerentlastung zum 
Beginn des Jahres 1988 vorgesehen. 

Auch die Bundesbank hat es einmal den Amerika-
nern zeigen wollen. Zuerst hat sie Zinssenkungen 
immer abgelehnt, dann hat sie sie hinausgeschoben, 
und dann hat sie schließlich in Minischritten zu einem 
Zeitpunkt nachgegeben, wo es im Grunde und auch in 
dem Maßnahmenbündel selbst nicht mehr angemes-
sen war. 

Sie stellen sich heute hin und sagen: Wir hatten das 
Louvre-Abkommen in Paris. Das macht deutlich, daß 
die internationale wirtschaftliche Kooperation 
bestens funktioniert. Ich frage Sie: Was hat sich 
eigentlich seit diesem ominösen Abkommen geän-
dert? Japan hat verstanden, daß die USA die hohen 
japanischen Überschüsse nicht mehr hinnehmen wol-
len, und ist auf binnenwirtschaftliche Expansion 
umgeschwenkt. Und was haben Sie getan? — Ein biß-
chen Steuersenkung, die für die Konjunktur so gut wir 
nichts bringen wird, und Steuerversprechungen für 
1990. Wo ist denn nun eigentlich Ihre angeblich so 
erfolgreiche Umsteuerung auf die binnenwirtschaftli-
che Expansion? 

Der Ölpreissturz ist Ihnen — das habe ich schon 
gesagt — zu Hilfe gekommen. Er hat den privaten 
Verbrauch angeregt. Ich sage: auch die USA werden 
Ihnen Ihre optimistischen Parolen, mit denen Sie auch 
über Landtagswahlen hinwegkommen wollen, nicht 
abnehmen. Sie werden Nachbesserungen von Ihnen 
verlangen, und zwar schon bald. Dessen bin ich 
sicher. US-Notenbank-Chef Volcker hat erst kürzlich, 
und zwar nach dem Louvre-Abkommen, erklärt: 
Wenn die Bundesrepublik nicht binnenwirtschaftli-
ches Wachstum verstärkt, muß der Dollar eben noch 
stärker fallen. Das muß Sie doch alarmieren. Haben 
Sie denn nicht gemerkt, daß hiervon nicht nur Nord-
rhein-Westfalen betroffen ist, sondern auch die von 
Ihnen regierten Länder im Süden der Bundesrepu-
blik? Auch dort wird das spürbar werden. Worauf war-
ten Sie eigentlich noch? Wollen Sie die Arbeitslosig-
keit noch mehr steigen lassen? 

Wolfgang Roth hat Ihnen erklärt, welche Vor-
schläge wir für eine binnenwirtschaftlich orientierte 

Expansion, für ein Umsteuern, vorgelegt haben. Nut-
zen Sie doch diese Vorschläge. Sie haben uns aufge-
fordert zusammenzuarbeiten. Natürlich sind wir auch 
dazu bereit. Vorschläge liegen auf dem Tisch. Werfen 
Sie nicht einfach über Bord und sagen Sie nicht: Das 
ist alles nichts, das bringt nichts. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, ich 
glaube, Sie sollten zum Ende kommen. 

Dr. Mitzscherling (SPD) : Ja. 
Beklagen Sie sich nicht länger über die Weltkon-

junktur! Hören Sie endlich damit auf, unser Land klei-
ner zu machen, als es ist! 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie haben es 
nötig!) 

Wir sind eine große Wirtschaftsmacht, Herr Kittel-
mann. Sie reden doch ständig davon. Der Dollar-Kurs 
ist nichts Schicksalhaftes. Die Bundesrepublik kann 
als führende Wirtschaftsmacht mehr tun, sie kann 
stärkeren Einfluß auf die europäische Wirtschaftsent-
wicklung und damit auf die Weltwirtschaft nehmen. 
Aber sie tut es nicht. Sie kann auch stärkeren Einfluß 
auf die Dollar-Entwicklung nehmen. Deshalb unsere 
Forderung nach einem europäischen Beschäftigungs-
pakt. Wir sind für eine Weiterentwicklung des Euro-
päischen Währungssystems, für eine zügige Entwick-
lung des europäischen Binnenmarktes und natürlich 
für die Reformen der Agrarpolitik, ohne die nichts 
läuft, und für GATT-Verhandlungen, mehr Stabilität 
des Währungssystems, für dauerhafte Lösungen der 
Verschuldung und Lösung der Probleme in der Dritten 
Welt. Hier sind Sie, meine Damen und Herren von der 
Bundesregierung, gefordert. Man muß Einfluß neh-
men wollen, wenn man eine Führungsrolle hat. Sie 
haben diese Führungsrolle in Europa. Aber ich habe 
allmählich das Gefühl, daß Sie es gar nicht wollen. 

Ich bedanke mich. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Es ist schon 
richtig, Herr Mitzscherling, daß Paul Volcker uns auf-
fordert, etwas für die Binnenkonjunktur zu tun. Aller-
dings erwähnen Sie nicht den Vorschlag, den uns die 
Amerikaner Baker und Volcker gemeinsam machen: 
Tut das über Steuersenkungen! Das ist der Weg, den 
diese Bundesregierung geht. Nach meiner Meinung 
wäre es sogar sehr viel wünschenswerter, wenn wir 
haushaltsmäßig und mit Zustimmung der Länder 
nicht erst 1990 die Steuern zu senken brauchten, son-
dern dies genau aus den Gründen, die Sie genannt 
haben, auch um unserer weltwirtschaftlichen Verant-
wortung gerecht zu werden, früher tun könnten. Der 
europäische Beschäftigungspakt, meine Damen und 
Herren und lieber Herr Mitzscherling, bedeutet Defi-
cit-spending, Schuldenmachen, und präzise dies ist 
es, was die Amerikaner uns nicht vorschlagen und 
auch nicht von uns verlangen. 

Im übrigen werden Sie am Ende dieses Jahres 
sehen, daß Ihre Behauptung, die Japaner reagierten 
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delsbilanzüberschuß gegenüber den Vereinigten 
Staaten ist ein struktureller Überschuß. Er steigt, er 
wird am Ende dieses Jahres weiter sehr hoch sein. Der 
deutsche Export  in die Vereinigten Staaten geht min-
destens real, wahrscheinlich auch nominal zurück. 
Wir werden einen geringeren Überschuß am Ende des 
Jahres 1987 haben. Ich halte das für vernünftig, um 
den Amerikanern bei der Bewältigung dieses Pro-
blems behilflich zu sein. 

Herr Biedenkopf hat vorhin — ich möchte daran 
anknüpfen — davon gesprochen, daß wir uns schon 
früher einig waren, daß es eine staatliche Vollbeschäf-
tigungsgarantie nicht geben kann. Ich gehe einen 
Schritt weiter, Herr Biedenkopf. Der Staat kann die 
Fehler der Tarifvertragsparteien nicht in Ordnung 
bringen und nicht reparieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Im übrigen ist auch dies unter dem Gesichtspunkt 
der Mehrheiten und der Minderheiten zu betrachten. 
Sind da nicht Mehrheiten am Werk, die auf die Min-
derheit, sprich: die Arbeitslosen, herzlich wenig Rück-
sicht nehmen? Von beiden Seiten, Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern? Beispiel: Der Staat kann nicht heilen, 
wenn über Sockellohnerhöhungen der Anteil unge-
lernter und angelernter Arbeitskräfte in der Arbeitslo-
sigkeit bei 50 % liegt. Das sind Fehler der Tarifver-
tragsparteien, die wir nicht in Ordnung bringen kön-
nen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Der Staat kann es nicht heilen, meine Damen und 
Herren, wenn wir keine Differenzierung in den Tarif-
verträgen bekommen. Das Stichwort „Qualifizierung 
und Ausbildung" ist ja völlig richtig, nur hilft Qualifi-
zierung und Ausbildung nicht schnell, hilft nur mittel-
fristig. Im übrigen werden Sie immer Menschen auch 
in unserer Gesellschaft haben, die mit noch soviel 
gutem Willen und noch so viel Angebot an Qualifizie-
rung und Ausbildung nicht in die Lage versetzt wer-
den, höheren Anforderungen zu genügen. Wollen Sie 
die durch den Rost dieser Gesellschaft fallen lassen? 
Ich hielte das für inhuman. 

Was Herr Biedenkopf im übrigen zum Thema 
„Angebotsbedingungen im Revier" gesagt hat, ist der 
entscheidende Grund für das Rückfallen des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Ich stimme Ihnen zu. Natürlich 
ist — und da wird es kritisch, ich weiß das — „Euro-
sklerosis" in einem Gebiete deutschen Rechtes und 
deutscher Wirtschaftspraxis wahrlich die richtige 
Bezeichnung, nämlich bei der Zustandsbeschreibung 
von Arbeitsrecht und Arbeitsvertragsrecht. Wenn wir 
da nicht mutige Schritte unternehmen, werden wir 
nicht vorankommen. 

(Dr. Soell [SPD]: Arbeitnehmer als Frei

-

wild!)  

— Da kommt sofort der Zwischenruf: Arbeitslose als 
Freiwild. 

(Dr. Soell [SPD]: Arbeitnehmer als Frei

-

wild!)  

Auf dieser Basis können Sie nicht vernünftig diskutie-
ren, 

(Dr. Vogel [SPD]: Das können nur Sie!) 

können Sie keine ernsthafte wirtschafts- und beschäf-
tigungspolitische Diskussion führen. Das ist die Basis 
gegenseitiger Verleumdung, aber nicht die Basis des 
Austausches von Sachargumenten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das ist das Erfreuliche 
— das haben wir ja schon früher geübt unter den Wirt-
schaftspolitikern - : Am späten Abend, wenn die 
Fernsehkameras ausgeschaltet sind, kann man Sach-
argumente austauschen. Herr Mitzscherling und Herr 
Roth haben es ja auch bewiesen, aber einige andere 
können es eben schwer. 

Wir dürfen uns nicht damit begnügen, die Arbeits-
losigkeit zu bezahlen. Wir müssen Arbeitsplätze 
schaffen. Da frage ich nun: Ist eine Steuerpolitik, die 
darauf abstellt, die übertriebene Steuerbelastung der 
deutschen Wirtschaft im internationalen Vergleich zu 
reduzieren, Arbeitsmarktpolitik? Ist das nicht ein 
Bestandteil der Arbeitsmarktpolitik? Gehört es nicht 
zu den Rahmenbedingungen? 

Meine Damen und Herren, was die soziale Gerech-
tigkeit dieser Steuerpolitik anlangt: Es gibt keinen 
sozialdemokratischen Vorschlag aus der Zeit vor der 
Bundestagswahl, der auch nur annähernd eine so 
massive Entlastung der unteren Einkommensempfän-
ger vorgeschlagen hätte, wie ihn diese Bundesregie-
rung, diese Koalition jetzt zu Papier gebracht hat, 
nicht einen einzigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ihre Grundfreibetragserhöhungen liegen niedriger. 
Das Entscheidende ist doch nicht der in meinen 
Augen töricht und unnötig hochgezogene Spitzen-
steuersatz, sondern die Entlastung im Mittelstandsbe-
reich, im Bereich der mittleren Einkommen, auf die 
etwa 23 Milliarden entfallen, der linear-progressive 
Tarif. Dies ist ein Punkt, der für die Angebotsbedin-
gungen insbesondere der kleinen und mittleren 
Unternehmen von erheblicher Bedeutung ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich will, meine Damen und Herren, die Diskussion 
gar nicht aufnehmen, ob das Stichwort „Gewinne füh-
ren zu Investitionen, Investitionen führen zu Arbeits-
plätzen" im ersten Teil richtig ist. Wir werden uns 
nicht einigen können. Aber über eines werden wir uns 
wohl einigen können — das ist auch von Herrn Roth 
angesprochen worden — : daß man jedenfalls ohne 
Investitionen nicht zu Arbeitsplätzen kommen kann. 

Und noch einmal, Herr Biedenkopf: Ich sehe nach 
wie vor mit großem Vorbehalt Ihre Überlegungen, daß 
man — ich führe es jetzt einmal auf den Punkt und 
übertreibe — mit Null-Wachstum zurechtkommen 
könnte. Wir wissen, daß wie keine Riesenwachstums-
raten haben werden, die die Arbeitslosigkeit beseiti-
gen. Das ist nicht möglich, auch nicht wünschenswert 
aus ökologischen Gründen, aus Gründen der Ressour-
censchonung. Aber ich denke schon, daß das Wort von 
Karl Schiller gilt: Wachstum ist nicht alles, aber ohne 
Wachstum ist alles nichts. Ein Mindestmaß an Wachs- 
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turn werden wir brauchen. Wir stehen sonst vor ganz 
erheblichen Problemen. 

Die Investitionen beruhen in erster Linie auf den 
Erwartungen der Unternehmen, nicht auf den erziel-
ten Gewinnen, sondern auf den zu erwartenden 
Gewinnen. Für diese Erwartungen sind in unserer 
Lage die Exporterwartungen, Herr Mitzscherling, von 
ganz erheblicher Bedeutung. Daß sie als Folge der 
Währungsbewegungen zurückgegangen sind, hat 
dazu geführt, daß die Investitionen zurückgegangen 
sind. 

Der private Konsum in der Bundesrepublik 
Deutschland ist wahrlich nicht beklagenswert. Ich will 
gerne zugeben, daß die Ölpreissenkungen dabei 
geholfen haben. Wie groß das Konjunkturprogramm 
dadurch war, weiß ich gar nicht. Es ist auch nichts 
Verbotenes, daß sie helfen. Daß wir einen Vertei-
lungsspielraum, daß wir im vorigen Jahr einen realen 
Einkommenszuwachs von 4 % gehabt haben — man 
konnte es am Weihnachtsgeschäft sehen, man konnte 
es am Winterschlußverkauf sehen —, ist hervorra-
gend, ist gut so. Darüber wird sich doch niemand 
beklagen wollen. 

Wir müssen unsere außenwirtschaftlichen Abhän-
gigkeiten erkennen. Die wirtschaftspolitischen Posi-
tionen der GRÜNEN sagen: Wir wollen keinen Export, 
wir sollen uns von der Weltwirtschaft abklinken. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Das ist ein wirtschaftspo litisches Programm der Armut 
und der Verarmung der Bundesrepublik Deutschland. 
Daß die außenpolitische Abhängigkeit mit den Wech-
selkursen zu tun hat, weiß jeder. Die Wechselkurse 
haben sich in den letzten Jahren im Verhältnis 
D-Mark/Dollar um sage und schreibe 80 % verändert. 
Das Weltwährungssystem von Bretton Woods, verehr-
ter Herr Mitzscherling, ist bei viel geringeren Wäh-
rungsschwankungen zerbrochen. Was träumen Sie 
und einige Ihrer Freunde, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sie träumen am mei

-

sten!) 

von mir hochgeschätzte, früher hochgestellte Freun-
de, von festen Wechselkursen, von Zielzonen — neu-
erdings heißt das Reference Ranges —? Das funktio-
niert alles nicht, und die EWS-Parallele kann nicht 
herangezogen werden, weil es an der Konvergenz 
und Kooperation weltweit fehlt, die im EWS nicht 
zuletzt dank der Europäischen Gemeinschaft und der 
dort erreichten Institutionen zustande gekommen ist. 
Das schaffen Sie schnell und weltweit in diesem 
Umfang nicht. 

(Roth [SPD]: Genau so wurde das EWS ange

-

griffen!) 

Meine Damen und Herren, es ist außerordentlich 
wichtig, daß wir zu mehr Kooperation kommen. Die 
internationalen wirtschaftspoli tischen Konferenzen 
dieses Jahres stellen auch die Bundesregierung vor 
große Aufgaben. Nicht nur GATT, auch der Weltwirt-
schaftsgipfel, auch die OECD-Konferenz dieses Jah-
res; denn daß der protektionistische Druck aus 
Washington immer stärker wird, daß dort Gesetzes-
vorschläge auf den Tisch gelegt werden — alleine 
das, was Senator Bentson jetzt aufgetischt hat — , die  

einem Angst einjagen, ist gar nicht zu bezweifeln. Der 
Versuch, die Anpassungslasten, die dadurch entste-
hen, daß man das amerikanische Haushaltsdefizit 
zurückführt — Ihr Wort, Herr Mitzscherling, daß das 
jetzt geschehe, höre ich gerne: ich werde nächste 
Woche selbst hinfahren, ich glaube aber nicht, daß es 
geschieht; sehen Sie sich den Konjunkturverlauf in 
den USA im ersten Monat dieses Jahres an; man kann 
nur zweifeln — über Währungsinterventionen einer-
seits und Protektionismus andererseits zu verschie-
ben, ist das Problem, mit dem wir uns herumschlagen. 
Wenn wir den amerikanischen Drang zum Protektio-
nismus erfolgreich bekämpfen wollen, dann können 
wir das nicht ohne steuerpolitische Aktivitäten in 
unserem Lande, ohne Steuersenkungen. Das ist es, 
was in der internationalen wirtschaftspoli tischen Dis-
kussion von uns gefordert wird. Sie, meine Damen 
und Herren, wollten ursprünglich überhaupt keine 
Steuerreform. Dann haben Sie vor den Wahlen ein 
bißchen Steuersenkung angekündigt, als Sie gemerkt 
haben, daß das bei der Wählerschaft gut ankam. Es 
war aber zu spät und zu wenig, und es hat nicht mehr 
geholfen. 

Meine Damen und Herren, zur Energiepolitik las-
sen Sie mich bitte nur zwei kurze Bemerkungen 
machen. Erstens: Von Ihnen, Herr Biedenkopf, ist vor-
hin gesagt worden, die Grundlage für die Berechnung 
des Ausgleichspfennigs, des Kohlepfennigs, habe sich 
grundlegend verändert, und daraus müßten Änderun-
gen folgen. Sie haben gesagt, die Verdrängung des 
Öls sei ja erreicht. Wollen wir das Öl wieder herein-
holen? Wir haben in der Bundesrepbulik Deutschland 
zehn Kraftwerke stehen, die sofort wieder auf 01 
umsteigen können. 

(Zuruf von den [GRÜNEN]: Aha!) 

Müssen wir nicht längerfristig dabei bleiben, weil wir 
wissen, Öl ist knapp und wird eines Tages wieder teu-
rer, daß wir nicht auf Öl ausweichen, sondern an der 
Verstromung der Steinkohle festhalten? Selbst wenn 
wir uns auf Ihre Anregung einstellen, Herr Bieden-
kopf, werden wir die Verteuerung im Bereich Alumi-
niumschmelzen und Chlorelektrolyse leider nicht in 
den Griff bekommen. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Da entstehen gewaltige Probleme, aber die sind nicht 
über den Einsatz von Steinkohle zu lösen, verehrter 
Herr Roth, nicht einmal über den Kernenergiestrom. 
In anderen Ländern ist man eben sehr viel billiger als 
bei uns. 

Die Kokskohlesubvention für die Exporte, die Sie, 
Herr Roth, angesprochen haben, haben wir in der 
alten Koalition in Übereinstimmung mit der IGBE 
zurückgeführt, weil wir — und zwar mit Recht — 
gesagt haben, daß es doch keine Sicherung der hei-
mischen Kohleversorgung ist, wenn wir Kokskohle, 
die exportiert werden muß, subventionieren. Es hat 
etwas mit der Kostendegression bei der Produktion in 
der Bundesrepublik zu tun — insofern gibt es einen 
Zusammenhang —, aber fortsetzen konnte man das so 
nicht. 

(Roth [SPD]: Natürlich!) 
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Meine Damen und Herren, der Konsens Kernener-

gie/Kohle stammt aus dem Jahre 1979 und ist von 
einem sozialdemokratischen Bundeskanzler und 
einem sozialdemokratischen Ministerpräsidenten von 
Nordrhein-Westfalen unterzeichnet worden. Sie stel-
len ihn in Frage! Sie sind übrigens ganz konsequent. 
Sie haben in Ihrem Nürnberger Hauff-Papier bei Ihrer 
Absage an die Kernenergie beschlossen, das Import

-kohle ins Land geholt werden muß. Meine Damen 
und Herren, wer die deutsche Steinkohle dem Wett-
bewerb mit Importkohle aussetzen will, der tötet die 
deutsche Steinkohle; die ist dann am Ende, und das 
müssen Sie wissen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Roth [SPD]: Tun Sie doch 
nicht so! Sie wissen doch, was im Norden und 

im Süden ist!)  

Norddeutsche SPD-Organisationen haben vor der 
Wahl schon neue Importkontingente verlangt. Das 
haben Sie ganz schnell abgestellt, weil das vor der 
Wahl nicht ins Konzept von Herrn Rau gepaßt hat. Das 
war aber die Konsequenz aus Ihren eigenen Beschlüs-
sen! Lesen Sie es nach. 

(Zuruf von der SPD: Aber in sehr begrenztem 
Umfang!) 

Bisher gab es die gemeinsam getragene Überzeu-
gung — und an der wollen wir festhalten — , daß wir 
ohne die Sicherung der deutschen Steinkohle nicht 
auskommen können. Der entscheidende Punkt dabei 
sind die Gründe der Sicherheit, nicht einmal die 
beschäftigungspolitischen Gründe, 

(Zuruf von der SPD: Da gibt es doch einen 
Zusammenhang!) 

so wichtig sie sind, weil sich das auf bestimmte 
Gebiete konzentriert. Aber die Zahlen sind ja gar 
nicht so groß. Aus Gründen der Energiesicherung 
wollen wir diese einzige Primärenergie erhalten. 
Dafür müssen wir teuer bezahlen. Es ist lebensgefähr-
lich, wenn dieser Konsens durch Sie aufgebrochen 
wird. Dann ist die deutsche Steinkohle verloren. Ihr 
Papier weist in diese Richtung. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Lesen Sie es bitte nach! Der Satz über die Import-
kohle steht da rin, und der ist lebensgefährlich für die 
deutsche Steinkohle. Fragen Sie einmal Ihr neues Mit-
glied, den Vorsitzenden der IGBE; dort hinten sitzt er. 
Fragen Sie ihn einmal, was er davon hält! Herr Meyer, 
herzlich willkommen! Herr Niggemeier sitzt neben 
ihm; die können Ihnen Auskunft darüber geben, was 
sie davon halten. 

Meine Damen und Herren, zu den Stichworten: 
Konjunktur und deren Zusammenbruch, Kaputtreden 
sei Unsinn. Verehrter Herr Kollege Mitzscherling, 
Konjunktur ist zu 50 % Psychologie. Deswegen ist das, 
was der Bundeswirtschaftsminister sagt, kein 
Unsinn. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Frau Präsidentin, wenn 
mir das nicht angerechnet wird, gerne. 

(Frau Traupe [SPD]: Wird es nicht!) 

Westphal (SPD): Graf Lambsdorff, nachdem Sie sich 
in diesem Zusammenhang so zum Sprecher für die 
Kohle gemacht haben, frage ich Sie: Sind nicht Sie als 
Wirtschaftsminister es gewesen, der die Tür für die 
Importkohle weit geöffnet hat? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Nein. 
(Westphal [SPD]: Doch, Sie sind es gewe

-

sen!) 

Wir haben seinerzeit in Übereinstimmung mit allen 
Beteiligten beschränkte Importkontingente, die wir 
immer gehabt haben, Herr Westphal, um geringfü-
gige Millionen-Tonnen-Zahlen erhöht, weil wir Kohle 
aus Polen, weil wir Kohle aus der DDR gekauft haben, 
die wir in revierfernen Kraftwerken einsetzen. Das ist 
immer so gewesen. Da gab es Übereinstimmung. Das 
hat niemals eine Konkurrenz zur deutschen Stein-
kohle verursacht. 

Aber, verehrter Herr Kollege, zu unserer Zeit und zu 
meiner Zeit ist der Jahrhundertvertrag mit der Ver-
pflichtung bis zu 45 Millionen t pro Jahr zu ver-
stromen, zustande gekommen. Wer an diesen Jahr-
hundertvertrag herangeht, der nimmt der deutschen 
Steinkohle jede Überlebenschance. Von der Kokskoh-
lenlieferung kann sie nicht leben; die hängt vom Stahl 
ab. Vom Jahrhundertvertrag hängt es ab, und daran 
gehen Sie natürlich, wenn Sie den revierfernen Län-
dern die Nutzung der Kernenergie unmöglich 
machen. Wenn Sie das verhindern, ruinieren Sie den 
Jahrhundertvertrag, und damit entziehen Sie der 
deutschen Steinkohle die Existenzbasis. 

(Beifall bei der FDP — Widerspruch bei den 
GRÜNEN) 

— Sie sowieso, meine Damen und Herren, aber über 
Ihre Wirtschaftspolitik will ich heute nicht diskutieren. 
Die gibt es ja auch gar nicht. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, noch einige Worte zur 
Konjunktur: 1987 wird — daran besteht gar kein 
Zweifel — ein schwierigeres Jahr als 1986. Dem Tüch-
tigen steht auch einmal das Glück zur Seite, Herr 
Mitzscherling. Das hat Ihnen nicht gepaßt, das hat 
Ihnen nicht gefallen. Die Auswirkungen waren für Sie 
auch nicht so gut. Der Verteilungsspielraum wird im 
Jahre 1987 nicht genauso groß sein wie im Jahre 1986. 
Wenn Sie das hier anmerken, teilen Sie das bitte auch 
einmal den Gewerkschaften mit, wenn es um deren 
Tarifforderungen geht. 6 bis 7 % bei höchstens 1,5 To 
erwarteter Preissteigerungsrate; wer glaubt, daß wir 
solche Verteilungsspielräume hätten, ohne — — 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und die Realein

-

kommenskürzungen in den letzten Jah

-

ren?) 

— Es geht um die Reallohnsteigerung, um die Steige-
rung der realen Einkommen um 4 % im letzten Jahr. 
Wenn Sie davon keine Kenntnis nehmen wollen, weil 
Sie nicht rechnen können oder nicht rechnen wollen, 
ist das Ihre Sache. 
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Wir haben Probleme im Export; wir haben Wäh-
rungsprobleme: Protektionismus, Stahl-, in dessen 
Gefolge Kohleprobleme, aber, meine Herren, trotz-
dem: Die Bundesrepublik Deutschland wird wirt-
schaftliches Wachstum haben; die Bundesrepublik 
Deutschland wird Stabilität haben. Die Preissteige-
rungsrate liegt bei uns, wenn Sie die Ölpreise heraus-
rechnen, Herr Mitzscherling, bei 1,5 %. Da hätten Sie 
und wir alle in der alten Koalition mittags um 12 eine 
halbe Stunde alle Kirchenglocken läuten lassen, wenn 
wir 1,5 % erreicht hätten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie sagen, das seien die Folgen einer übertriebenen 
Konsolidierungspolitik. Das ist sehr zurückhaltend 
und sehr vornehm und sehr akademisch formuliert, 
nicht? Vor vier Jahren hieß das: Ihr spart die deutsche 
Wirtschaft kaputt. Den Spruch habe ich im Wahl-
kampf von keinem von Ihnen mehr gehört. Sie haben 
sich auch nicht mehr getraut, den anzuwenden. 

Handelsbilanzüberschuß wird die Bundesrepublik 
Deutschland haben. Wir werden immer noch zu hohe 
Arbeitslosigkeit haben. Aber wir haben eine Chance, 
die Arbeitslosigkeit abzubauen. Wir haben eine 
Chance, sie zurückzuführen, wenn wir uns in der 
Richtung bewegen — da bin ich mit Herrn Biedenkopf 
einig — , die hier aufgezeigt worden ist. Ohne Flexibi-
lität, ohne Infragestellen verkrusteter Strukturen, 
ohne daß — — 

(Zuruf von der SPD: Ohne Arbeitszeitverkür-
zungen!) 

— Ich habe überhaupt nichts dagegen, wenn Arbeits-
zeit verkürzt wird. Aber wenn mit einem Leisten über 
alle hergegangen wird, wenn die Arbeitszeit des 
Facharbeiters verkürzt wird, den Sie mit der Lupe 
nicht finden können und dem Sie dann Überstunden 
bezahlen müssen, und er dieselbe Arbeitszeit vorge-
geben kriegt wie der ungelernte Arbeiter, den Sie in 
Hülle und Fülle zur Verfügung haben, weil Sie sich 
weigern, im selben Betrieb unterschiedliche Arbeits-
zeiten zuzulassen, weil das in gewerkschaftlichen 
Organisationsvorstellungen nicht erfaßt wird, dann 
allerdings, meine Damen und Herren, wird uns die 
Arbeitszeitverkürzung nicht helfen. Auf diese Weise 
geht es nicht. Wer sich nicht ein bißchen einfallen läßt, 
wer nicht ein bißchen Phantasie mitbringt, wer nicht 
auch ein bißchen Mut mitbringt, alte Positionen zu 
überprüfen und zu ändern, der wird die Arbeitslosig-
keit nicht bekämpfen, der wird ihr nicht erfolgreich zu 
Leibe rücken, der wird es dann aber auch zu verant-
worten haben, wenn so viele Menschen außerhalb der 
Arbeit und damit außerhalb eines Teils unserer 
Gesellschaft verbleiben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Sellin. Es ist eine Redezeit von fünf Minuten 
angemeldet. 

Sellin (GRÜNE): Ja, vorweg möchte ich doch noch 
kurz auf Herrn Lambsdorff eingehen, weil sich das so 
ergibt. Es gibt so eine schöne Überschrift im „Han-
delsblatt" vom 11. März. Da steht d rin: „Lambsdorff: 
Wir sitzen jetzt in einer selbstgezimmerten Mause-
falle. " Gemeint ist die Finanzierungsseite der Steuer-

reform. Ich frage mich, weil Sie die in Ihren Koalitions-
vereinbarungen offengelassen haben, wie Sie aus die-
ser Rattenfalle — sage ich jetzt mal — wieder heraus-
kommen. Ich nehme an, im Herbst werden wir dann 
hier sehen, wie die verschiedensten Lobbys da gegen-
einander kämpfen. 

Aber ich möchte auf grundsätzliche Fragen einge-
hen und nicht an diesem finanzpolitischen Thema ent-
lang. Eine Wahlkampfparole der Bundesregierungs-
parteien lautete sinngemäß: Der Aufschwung läuft; 
die Wirtschaft ist super; nur SPD und GRÜNE mäkeln. 
Mit dröhnender Selbstgefälligkeit wurde auch wirt-
schaftspolitisch das „Weiter so, Deutschland" heraus

-

posaunt. Man konnte den Eindruck gewinnen, in der 
Wirtschaft habe ein Zeitalter der Dukatenesel begon-
nen. In den Hochglanzbroschüren und Wahlkampfre-
den der Regierungsparteien waren Beg riffe wie 
Massenarbeitslosigkeit, zunehmende neue Armut, 
Umweltzerstörung und Firmenpleiten nicht zu ent-
decken. Von den Strukturkrisen in der Stahl-, Kohle- 
und Werftenindustrie und in der Landwirtschaft war 
nicht die Rede. Statt dessen hat sich die Bundesregie-
rung unverfroren mit fremden Federn geschmückt. 
Die Preisstabilität und die daraus resultierenden Erhö-
hungen der Realeinkommen des Jahres 1986 sind auf 
den rapiden Verfall der Öl- und Rohstoffpreise 
zurückzuführen. Die Einfuhrpreise sind 1986 um 20 % 
gesunken; dies nur als Nachweis dafür. 

Dies hat alles nichts mit Ihrer Regierungspolitik zu 
tun. Sie haben das schöne Bild einer Wirtschaft 
gezeichnet, die unaufhörlich wächst, und haben diese 
anarchistische Wucherung der Wirtschaft als erstre-
benswert verkauft. 

Nun hören wir wenige Tage nach der Bundestags-
wahl, daß sich am Konjunkturhimmel düstere Wolken 
zeigen. „Auftragsrückgänge", „Bestellungen werden 
zurückgenommen", „Maschinenbau vor Talfahrt", 
das sind so die Zeitungsmeldungen. Es mag ja sein, 
daß die sogenannten Wirtschaftssachverständigen 
derzeit übertreiben, um den Gewerkschaften im 
Zusammenhang mit dem Kampf um die 35-Stunden-
Woche Mäßigung aufzuerlegen und sie in die Defen-
sive zu treiben. Dabei ist es noch lange nicht ausge-
macht, in welcher Art von Tiefe und Dauer ein kon-
junktureller Abschwung uns bevorsteht. 

Damit kein Mißverständnis aus unserer Sicht ent-
steht: Wir werfen Ihnen nicht vor, daß es zu einem 
wirtschaftlichen Abschwung kommen wird. Das Auf 
und Ab einer Konjunktur gehört zu einer kapitalisti-
schen Wirtschaft wie der Wechsel der Jahreszeiten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Reddemann 
[CDU/CSU]: „Gruppe Z" meldet sich!) 

Wir werfen Ihnen vor, daß Sie die Bekämpfung der 
Massenarbeitslosigkeit vorrangig vom Wirtschafts-
wachstum abhängig machen. Wir werfen Ihnen vor, 
daß Sie mit Ihrer blinden Wachstumsorientierung die 
immensen ökologischen und sozialen Folgekosten 
des Wachstums systematisch aus Ihrer Betrachtung 
ausblenden, wir werfen Ihnen vor, daß Sie zu einem 
Kurswechsel hin zu einer ökologischen und sozialen 
Wirtschaftspolitik nicht bereit sind, und wir werfen 
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Ihnen vor, daß Sie auf die Strukturkrise von Stahl, 
Kohle und Landwirtschaft keine Antworten geben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es bahnt sich also die nächste Konjunkturkrise an, 
und zwar auf einem Niveau, was in der Bundesrepu-
blik Deutschland noch nie zu verzeichnen war, näm-
lich auf einem Einstiegsniveau von 2,5 Millionen regi-
strierten Arbeitslosen. Das haben Sie zu verantwor-
ten. In dieser Lage sind wir. 

Vor diesem Hintergrund müssen wir eine grund-
sätzliche Diskussion über Ziele und Instrumente der 
Wirtschaftspolitik führen. Die alten Rezepte der 
angebots- und nachfrageorientierten Schulen der 
Wirtschaftspo litik greifen nicht mehr. Sie werden 
weder dem Erfordernis der ökologischen Stabilität 
noch dem Erfordernis der sozialen Gerechtigkeit, 
nämlich gegen die Arbeitslosigkeit anzutreten, 
gerecht. 

Seit vielen Jahren ist die herrschende Wirtschafts-
politik nicht in der Lage, diese zentralen Probleme 
anzugehen, geschweige denn zu lösen. Wir brauchen 
deshalb eine Neuorientierung der Wi rtschaftspolitik, 
eine neue Sicht der Dinge. 

Um das nun anzusprechen: Es ist sinnvoll, nach 
20 Jahren das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz ein-
mal wieder in den Mittelpunkt der Debatte zu stellen. 
Als es entstand, galt es als Ausdruck eines aufgeklär-
ten Kapitalismus. Nach der Lehre von Keynes sollen 
die Instabilitäten von Konjunktur und Beschäftigung 
mit Staatseingriffen bekämpft werden. Dabei ist in der 
Zwischenzeit offensichtlich, daß der hohe Beschäfti-
gungsgrad, also Vollbeschäftigung, der damals als 
Ziel vorschwebte, zur angeblich „natürlichen" Ar-
beitslosenrate degeneriert ist. Sie nehmen 10 To 
Arbeitslosigkeit im Durchschnitt in der Bundesrepu-
blik hin, als ob das nichts sei. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Wer sagt denn 
so etwas?) 

Das Ziel eines außenwirtschaftlichen Gleichgewichts 
ist ins außenwirtschaftliche Übergewicht eines Herrn 
Bangemann gedrückt worden. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Das heißt nichts anderes — das haben Sie soeben 
selbst gesagt —, als daß Exportexpansion Ihr weiteres 
Ziel ist. Wohin das in bezug auf den Weltmarkt führt, 
haben Sie nicht ausgeführt. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Ich habe kein 
Wort davon gesagt!) 

Die herrschende Wirtschaftpolitik soll dazu beitra-
gen, daß ein stetiges und angemessenes Wachstum 
erreicht wird. Wir GRÜNEN sind der Auffassung, daß 
im Zeitalter dramatischer ökologischer Bedrohungen 
das Wachstum des realen Bruttosozialprodukts nicht 
länger ein Ziel der Wirtschaftspolitik sein darf. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wir stimmen in dieser Frage — das ist interessant, 
wenn man die Debatte von vorhin aufnimmt — mit 
einem CDU-Politiker in diesem Hause überein, näm-
lich in diesem Fall mit Herrn Biedenkopf. Ein Zitat aus 
seinem Buch „Die neue Sicht der Dinge": 

Gesellschaften, die dauernd expandieren müs-
sen, sind nicht dauerhaft lebensfähig. Sie gefähr-
den die Umweltbasis, ihre Zukunftschancen und 
damit letztlich sich selbst. 

Die Auffassung, die in diesem Zitat von Biedenkopf 
zum Ausdruck kommt, können wir teilen. Es macht 
deutlich, daß hier Problemerkenntnis vorgelegen hat, 
die man bei Bangemann, Lambsdorff und anderen 
vermißt. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
Sie setzen weiter auf Wachstum. Sie sind letztlich Feti-
schisten in diesem Abbild, wenn Sie meinen, die Pro-
bleme einer Industriegesellschaft damit lösen zu kön-
nen. 
Wir meinen, daß die ökologischen und sozialen Fol-

gekosten, die in einigen Studien auf 30 To  des Brutto-
sozialprodukts geschätzt werden, in unsere Betrach-
tungsweise eingehen müssen. Für uns ist es notwen-
dig, daß eine ökologische und soziale Schadensbi-
lanz für die Bundesrepublik aufgestellt wird, und 
diese Bilanz ist schlicht alarmierend. Es seien nur auf-
gezählt: Luftverschmutzung, Waldschäden, Gewäs-
serverunreinigung, Bodenzerstörung, Lärm, umwelt- 
und arbeitsbedingte Krankheiten verursachen nach 
groben Schätzungen — in diesem Fall ebenfalls von 
einem CDU-Mitglied, dem Direktor des Umweltbun-
desamtes Lutz Wicke; er hat natürlich grob geschätzt 
in seinem Buch; da kann man vieles kritisieren — 
Schäden in Höhe von 100 Milliarden DM. Man kann 
nur sagen: Das sollten Sie sich zu Gemüte führen, 
wenn Sie hier weiter als Wachstumsapostel auftre-
ten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit ist weit überschritten, und es wäre gut, wenn 
Sie zum Ende kämen. 

Sellin (GRÜNE): Ich komme damit zum Schluß und 
will nur kurz sagen: Es geht um den Umbau der Indu-
striegesellschaft und nicht, was Sie uns laufend unter-
stellen, um einen Ausstieg aus dieser Industriegesell-
schaft. Es geht um den Umbau einzelner Industrie-
branchen. Um jede Produktlinie muß in einem gesell-
schaftspolitischen Diskurs diskutiert werden. Dann 
kann es gelingen, daß wir zu ökologisch und sozial 
verträglichen Lebensverhältnissen zurückkommen. 
Eine Methode — das ist aktuell — besteht in der 
Arbeitszeitverkürzung. Daher ist der Arbeitskampf in 
der Metallindustrie natürlich nur zu begrüßen. Er 
sollte schnellstens zur 35-Stunden-Woche führen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Der letzte Redner heute 
ist Herr Abgeordneter Spilker. 

Spilker (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zum Abschluß der heutigen Debatte darf 
ich mir erlauben, noch einige Gedanken zu äußern, 
und zunächst einmal sagen, daß ich mich im Laufe des 
Tages eigentlich immer wieder an frühere Regie-
rungserklärungen und Debatten erinnern mußte; spe-
ziell an die Debatte vor vier Jahren, aber auch an die 
Diskussionen Ende letzten Jahres, als es hier um 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 4. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 18. März 1987 	133 

Spilker 

Haushalts-, Steuerfragen und um andere Probleme 
ging. Ich selbst habe damals einigen Herren der 
Opposition, der SPD, Schwarzmalerei und Agitation 
vorgeworfen und gesagt, daß ich Ihnen mit dieser 
Methode der Opposition eigentlich keine Chance 
gebe, den Weg zur Regierungsbank einmal wieder zu 
bewältigen. 

(Ebermann [GRÜNE]: Ja, und recht hat er 
behalten!) 

Das ist natürlich angezweifelt worden, aber der Wäh-
ler hat Ihnen das in der Zwischenzeit ausdrücklich 
bestätigt. 

(Ebermann [GRÜNE]: Wenn er recht hat, hat 
er recht!) 

Sie haben jetzt wieder einige Jahre Zeit, sich zu besin-
nen, welche Art der Opposition für Sie erfolgreich sein 
könnte; eine Aufgabe, über die auch der Bundeskanz-
ler heute früh gesprochen hat. 

(Dr. Vogel [SPD]: Darüber auch?) 

Herr Dr. Vogel, Sie haben diesen Ball heute morgen 
aufgenommen und haben den Weg fortgesetzt. Nur, 
Ihre, sagen wir einmal: Schwarzmalerei, Ihr Pessimis-
mus bezog sich 

(Dr. Vogel [SPD]: Auf den Kanzler!) 

auf die wirtschaftliche Situation in der Bundesrepu-
blik. Ich habe Sie jedenfalls so verstanden, nachdem 
ich Ihnen vorher sogar einige Male Beifall gegeben 
habe, z. B. an dem Punkt, wo Sie sich mit den GRÜ-
NEN auseinandergesetzt haben. Das bezog sich aber 
sicherlich nur auf das Fernsehpublikum; denn in der 
Praxis draußen, in Ihrer Partei sieht das ganz anders 
aus. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das ist eben der Unterschied zwischen Theorie und 
Praxis. 

Aber heute früh meinte ich Sie so verstehen zu sol-
len, daß Sie bereits in diesem Jahre bei uns in der 
Bundesrepublik eine Rezession erwarten. Herr Mitz-
scherling sprach vorhin von Stagnation. Sie wissen 
doch eigentlich selbst: Es gibt doch keinen ernst zu 
nehmenden Wirtschaftsexperten in dieser Republik, 
der in diesem Jahr mit einer Rezession rechnet. Glau-
ben Sie denn, daß es richtig ist, hier in einen Konjunk-
turpessimismus zu verfallen, der Ihnen genausowenig 
bringt wie all Ihre Agitation in den letzten Monaten, 
die Ihnen nichts genutzt, sondern nur geschadet 
hat? 

Auch wir übersehen nicht, daß wir uns derzeit kon-
junkturell, sagen wir einmal: in einem etwas ruhige-
ren Fahrwasser befinden. Wir haben nie im Zusam-
menhang mit der Marktwirtschaft von einem Binnen-
see gesprochen, sondern waren immer diejenigen, die 
sagten, es geht rauf und runter. Das muß nur in einem 
vernünftigen Verhältnis vor sich gehen. 

(Wartenberg [Berlin] [SPD]: Naturschicksal! 
— Ebermann [GRÜNE]: Alles fließt!) 

Die Aufwertung der D -Mark im Verhältnis zum 
Dollar ist uns bekannt wie Ihnen. Die 80 % im letzten 
Jahr sind schon ein Hammer und wirken sich natürlich 
auf den Export aus. Nur, wir haben nie begonnen, 

darüber zu lamentieren. Sie haben die ganzen Rezes-
sionen in Ihren Regierungszeiten immer mit dem Aus-
land, immer mit dem Export oder mit anderen Gedan-
ken dieser Art begründet. Das gilt speziell für den frü-
heren Bundeskanzler Helmut Schmidt. 

Meine Damen und Herren, gibt es jetzt wirklich 
Bremsspuren, so wird die Wirtschaft in der Bundesre-
publik damit fertig werden. Überlassen wir der Wirt-
schaft, dem Handel, den Unternehmen das Handeln. 
Geben wir ihnen die richtigen Rahmenbedingungen! 
Die wissen besser, wie sie sich zu verhalten haben, 
und bedürfen nicht unserer Empfehlungen oder 
gewisser Ausdrücke des Besserwissens, die ich hier 
wieder vernehmen mußte. 

Meine Damen und Herren, die deutsche Wirtschaft 
ist doch in Ordnung. 

(Ebermann [GRÜNE]: Im großen und gan

-

zen!) 

Wir können überhaupt kein Argument finden, warum 
das jetzt plötzlich anders sein sollte. Wenn das  Wachs

-

tum  einmal um Punkte nach dem Komma weniger 
wird, um dann wieder mehr zu werden, so müssen wir 
daran denken, daß wir durch Rahmenbedingungen 
dafür zu sorgen haben, daß die Verhältnisse sich ins-
gesamt gut entwickeln. Der hektische Aktionismus, 
der dann immer wieder gefordert wird — Herr Dr. 
Vogel, Sie befürworten ihn — , wird von uns abge-
lehnt. 

(Dr. Vogel [SPD]: So einfach ist das!) 

Der Praxis vertraue ich mehr als Ihren Prophezeiun-
gen oder Ihrer Schwarzmalerei. Der Staat kann nicht 
mit einem Knopfdruck dafür sorgen, daß sich die Kon-
junktur so oder so entwickelt. Das müssen Sie lernen; 
für uns ist das eigentlich eine Selbstverständlich-
keit. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So ist es!) 

Verläßliche, gute Rahmenbedingungen als Voraus-
setzung für Wachstum, Wohlstand und mehr Beschäf-
tigung sind und bleiben das Gebot der Stunde. 

Der Bundeskanzler hat heute morgen in seiner 
Regierungserklärung die Grundlinien der Steuer- 
und Finanzpolitik für die kommenden vier Jahre ein-
drucksvoll dargelegt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Sehr ein

-

drucksvoll!) 

Für die CDU/CSU-Fraktion versichere ich ihm — das 
gilt auch für den Bundesfinanzminister — , daß wir 
den eingeschlagenen Weg der Stabilität, der Konti-
nuität — das sind alles Voraussetzungen für Steuer-
senkungen — mitgehen. 

Ich möchte aber auch auf etwas hinweisen, was wir 
begrüßen, was leicht übersehen wird und was not-
wendig ist, um Reformen wie die Steuerreform durch-
zuführen oder eine Reform im Sozialbereich anzufas-
sen, die auch ihren Preis hat. Wir begrüßen ausdrück-
lich die Festlegung in der Koalitionsvereinbarung, daß 
in den ersten beiden Jahren dieser Legislaturperiode 
keine neuen Leistungsgesetze verabschiedet werden, 
mit Ausnahme natürlich der Anpassung im Kriegsop-
ferbereich oder der Besoldung etc. 
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Ich darf noch zwei Äußerungen des Bundeskanzlers 
erwähnen. Das eine war seine besorgte Schilderung 
der Agrarkrise im europäischen Bereich, die sich in 
der Zwischenzeit weltweit entwickelt hat. Wir müssen 
viel dafür tun, daß die EG-Kommission in ihrer Arbeit 
für die Bauern innerhalb Europas einen anderen Weg 
einschlägt. Das wird seine Zeit brauchen. 

(Schily [GRÜNE]: Sie haben doch gegen die 
Bauern gearbeitet!) 

Aber — und das begrüße ich außerordentlich — 
unsere nationale Verantwortung können wir hier 
nicht übersehen und nicht an die Seite schieben. Wir 
haben dafür zu sorgen, daß sich die Bauern draußen 
auf uns verlassen können. Es geht um ihre Existenz, es 
geht um die Existenz vieler, vieler zigtausend Fami-
lien in der Landwirtschaft, für die wir hier eine große 
Verantwortung tragen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Das ist die eine Bemerkung. 

Die andere: Der Bundeskanzler sprach im Rahmen 
einer Darstellung unserer Gesellschaftsstruktur von 
der Vielfalt unserer Vereine, Heimatvereine, im kul-
turellen Bereich, 

(Roth [SPD]: Sport!) 

im sozialen Bereich, im Sportbereich. 

(Zuruf des Abg. Ebermann [GRÜNE]) 

— Jetzt lassen Sie mich mal reden! Sie sind ein Pfer-
dezüchter, und wir kümmern uns noch um einige 
andere Tiere. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Er ist nicht nur 
Züchter, er läßt sie laufen!) 

—Das tut er auch. Aber ich habe netterweise gehört, 
daß er auch ein großer Wetter ist. Ich habe nichts 
dagegen; ich gönne ihm auch, daß er hin und wieder 
etwas verdient oder gewinnt. Das ist ein Zeichen, daß 
er vielleicht eine gute Nase für Pferde hat. Für die 
Politik — das muß ich Ihnen ehrlich sagen — haben 
Sie keine gute Nase. Sonst hätten Sie nicht im Fern-
sehen erklärt — ich habe das durch Zufall gesehen, 
sonst hätte ich gar nicht hingeschaut — , Sie hätten 
sich erst nach einem Zeitraum von sechs bis acht Jah-
ren vorgenommen, Herrn Stoltenberg abzulösen. Da 
wünsche ich Ihnen eine gute Wartezeit. 

Ich war bei einem anderen Gebiet, nämlich bei der 
Vielfalt unserer Vereine. Ich glaube, daß wir den Wert 
des Vereinslebens in der Bundesrepublik gar nicht 
hoch genug einordnen können. Das ist ein ganz, ganz 
ernstes Thema. Immer, wenn wir über Vereinsleben in 
der Bundesrepublik sprechen, meine Damen und Her-
ren, sollten wir zunächst den Kommunen, den 
Gemeinden, den Ländern danken; 

(Zuruf von der SPD: Den Spendensammel

-

vereinen!) 

denn alles, was sich hier entwickeln konnte, konnte 
nur mit Hilfe der Gemeinden geschehen. Ich erwähne 
das nicht, weil es hier viele Freiwillige gibt, nicht weil 
es hier ein unglaubliches ehrenamtliches Engage-
ment gibt, sondern weil wir für dieses ehrenamtliche 

Engagement auch etwas mehr tun sollten, als es uns 
bis jetzt gelungen ist. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Ich darf das ergänzen, was der Bundeskanzler heute 
sagte, und ich möchte doch noch eine kleine Zwi-
schenbemerkung machen. Was bedeuten denn Ver-
eine in einer kleinen Gemeinde oder in einer größe-
ren? Ich rede nicht allein von den Großstädten. Sie 
bedeuten, daß viele Menschen in einem Verein eine 
Heimat gefunden haben, in ihrer Freizeit oder für ihre 
Freizeit. Das gilt für Jung und Alt, für Gesunde und 
Kranke, für Kinder und Senioren. 

(Dr. Vogel [SPD]: Die sind alle in den Verei

-

nen!) 

Hier, meine Damen und Herren, gibt es unendlich 
viele Helfer und Übungsleiter. All das, was sie tun, wie 
sie sich engagieren, nehmen wir als selbstverständlich 
hin. 

(Roth [SPD]: Warum haben Sie den Steuer

-

freibetrag nicht erhöht, nicht verdoppelt?) 

— Ich wollte dazu dies sagen: im übrigen von selbst, 
es bedarf gar nicht Ihres Zwischenrufes, Herr Roth. 
Wir haben uns darüber Gedanken gemacht, und wir 
wollten die Situation verbessern und nicht verschlech-
tern. Im übrigen haben wir uns eine massive Erhö-
hung des Grundfreibetrages vorgenommen, um auch 
dieser Situation Rechnung zu tragen. Das ist nur eine 
Nebenbemerkung. Aber wir haben hier — ich habe es 
selbst beantragt — eine Sachverständigenkommis-
sion eingesetzt, um einmal das gesamte Recht der 
Gemeinnützigkeit zu durchforsten. 

(Schily [GRÜNE]: Das wäre was!  — 
Dr.  Vogel [SPD]: Aber nicht mehr heute 

abend!) 

—Sehr richtig, Herr Schily, das ist etwas. Das ist nicht 
ganz einfach, sondern sehr schwierig. Das Ergebnis 
wird in zwei, drei Monaten vorliegen. Auf dieser Basis 
können wir uns dann mit dieser Frage befassen und 
sie hoffentlich zu einem guten Abschluß bringen. 

Ich wollte jedoch begrüßen, was der Bundeskanzler 
heute in diesem Zusammenhang gesagt hat, weil das 
schließlich nicht nur dem Spitzensport, für den wir 
moch mehr tun wollen, sondern vor allem dem Brei-
tensport mit über 20 Millionen aktiven Menschen in 
der Bundesrepublik dient. Ich möchte alle, die hier 
sind bitten, dieser Frage sehr große Aufmerksamkeit 
zu schenken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, für heute abend liegen keine Wortmeldungen 
mehr vor. Ich berufe die nächste Sitzung des Deut-
schen Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 
19. März 1987, 9 Uhr ein. 

Wir beginnen zunächst mit der Beratung des Tages-
ordnungspunktes 3, Wahl der Schriftführer, und set-
zen anschließend die Aussprache über die Erklärung 
der Bundesregierung fort. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.10 Uhr) 
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** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 

Seehofer 20. 3. 
Strauß 20. 3. 
Frau Trenz 20. 3. 
Dr. Wieczorek 20. 3. 
Frau Zutt 20. 3. 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilung 

Der Präsident des Bundesrates hat mit Schreiben vom 13. März 1987 
mitgeteilt, daß der Bundesrat in seiner Sitzung am 13. März 1987 der 
vom Deutschen Bundestag am 18. Februar 1987 beschlossenen Wei-
tergeltung der 

Gemeinsamen Geschäftsordnung des Bundestages und des 
Bundesrates für den Ausschuß nach Artikel 77 Absatz 2 des 
Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 
Geschäftsordnung für den Gemeinsamen Ausschuß nach Arti-
kel 53 a des Grundgesetzes 
Geschäftsordnung für das Verfahren nach Artikel 115d des 
Grundgesetzes 

zugestimmt hat. 
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